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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT 1 

Allgemeines 

§ 1 

Inhalt und Aufgabe der Sozialhilfe 

(1) Die Sozialhilfe umfaßt Hilfe zum Lebensunter- 
halt und Hilfe in besonderen Lebenslagen. 

(2) Aufgabe der Sozialhilfe ist es, dem Empfänger 
der Hilfe die Führung eines Lebens zu ermöglichen, 
das der Würde des Menschen entspricht. Die Hilfe 
soll ihn soweit wie möglich befähigen, unabhängig 
von ihr zu leben; hierbei muß er nach seinen Kräf- 
ten mitwirken. 


§5 

Einsetzen der Sozialhilfe 

Die Sozialhilfe setzt ein, sobald dem Träger der 
| Sozialhilfe oder den von ihm beauftragten Stellen 
! bekannt wird, daß die Voraussetzungen für die 
J Gewährung vorliegen. 


Vorbeugende Hilfe, nachgehende Hilfe 

(1) Die Sozialhilfe soll vorbeugend gewährt wer- 
den, wenn dadurch eine dem einzelnen drohende 
Notlage ganz oder teilweise abgewendet werden 
kann. Die Sonderbestimmungen der §§ 34 und 54 
gehen der Regelung des Satzes 1 vor. 

(2) Die Sozialhilfe soll auch nach Beseitigung 
einer Notlage gewährt werden, wenn dies geboten 
ist, um die Wirksamkeit der zuvor gewährten Hilfe 
zu sichern. Die Sonderbestimmungen der §§ 38, 46 
und 47 gehen der Regelung des Satzes 1 vor. 


§2 

Nachrang der Sozialhilfe 

(1) Sozialhilfe erhält nicht, wer sich selbst helfen 
kann crder wer die erforderliche Hilfe von anderen, | 
besonders von Angehörigen oder von Trägern an- 
derer Sozialleistungen, erhält. 

(2) Verpflichtungen anderer, besonders Unter- 
haltspflichtiger oder der Träger anderer Sozial- 
leistungen, werden durch dieses Gesetz nicht be- 
rührt. Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen 
anderer, auf die jedoch kein Anspruch besteht, dür- 
fen nicht deshalb versagt werden, weil nach diesem 
Gesetz entsprechende Leistungen vorgesehen sind. 

§3 

Sozialhilfe nach der Besonderheit des Einzelfalles 

(1) Art, Form und Maß der Sozialhilfe richten sich 
nach der Besonderheit des Einzelfalles, vor allem 
nach der Person des Hilfeempfängers, der Art seines 
Bedarfs und den örtlichen Verhältnissen. 

(2) Wünschen des Hilfeempfängers, die sich auf 
die Gestaltung der Hilfe richten, soll entsprochen 
werden, soweit sie angemessen sind und keine un- 
vertretbaren Mehrkosten erfordern. 

(3) Auf seinen Wunsch darf der Hilfeempfänger j 
nur in einer solchen Einrichtung untergebracht wer- 
den, in der er durch Geistliche seines Bekenntnisses j 
betreut werden kann. 

§4 

Anspruch auf Sozialhilfe 

(1) Auf Sozialhilfe besteht ein Anspruch, soweit 
dieses Gesetz bestimmt, daß die Hilfe zu gewähren 
ist. Der Anspruch ist nicht übertragbar. 

(2) Über Form und Maß der Sozialhilfe ist nach 
pflichtmäßigem Ermessen zu entscheiden, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 


§ 7 

Familiengerechte Hilfe 

Bei Gewährung der Sozialhilfe sollen die beson- 
deren Verhältnisse in der Familie des Hilfesuchen- 
den berücksichtigt werden. Die Sozialhilfe soll die 
Kräfte der Familie zur Selbsthilfe anregen und den 
Zusammenhalt der Familie festigen. 

§ 8 

Formen der Sozialhilfe 

(1) Formen der Sozialhilfe sind persönliche Hilfe, 
Geldleistung oder Sachleistung. 

(2) Zur persönlichen Hilfe gehören auch die Be- 
ratung in Fragen der Sozialhilfe sowie die Beratung 
in sonstigen sozialen Angelegenheiten, soweit diese 
nicht von anderen Stellen oder Personen wahrzu- 
nehmen ist und auch von den Verbänden der freien 
Wohlfahrtspflege nicht wahrgenommen wird. 

§ 9 

Träger der Sozialhilfe 

Die Sozialhilfe wird von örtlichen und überört- 
lichen Trägern gewährt. 

§ 10 

Verhältnis zur freien Wohlfahrtspflege 

(1) Die Stellung der Kirchen und Religionsgesell- 
schaften des öffentlichen Rechts sowie der Verbände 
der freien Wohlfahrtspflege als Träger eigener so- 
zialer Aufgaben und ihre Tätigkeit zur Erfüllung 
dieser Aufgaben werden durch dieses Gesetz nicht 
berührt. 

(2) Die Träger der Sozialhilfe sollen bei der 
j Durchführung dieses Gesetzes mit den Kirchen und 
j Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts so- 
| wie den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege zu- 
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sammenarbeiten. Deren Selbständigkeit in Zielset- 
zung und Durchführung ihrer Aufgaben ist zu ach- 
ten. 

(3) Die Zusammenarbeit soll darauf gerichtet sein, 
daß sich die Sozialhilfe und die Tätigkeit der freien 
Wohlfahrtspflege zum Wohle des Hilfesuchenden 
wirksam ergänzen. Die Träger der Sozialhilfe sollen 
die Verbände der freien Wohlfahrtspflege in ihrer 
Tätigkeit auf dem Gebiet der Sozialhilfe angemes- 
sen unterstützen. 

(4) Wird die Hilfe im Einzelfalle durch die freie 
Wohlfahrtspflege gewährleistet, sollen die Träger 
der Sozialhilfe von der Durchführung eigener Maß- 
nahmen absehen. 

(5) Die Träger der Sozialhilfe können allgemein 
an der Durchführung ihrer Aufgaben nach diesem 
Gesetz die Verbände der freien Wohlfahrtspflege 
beteiligen oder ihnen die Durchführung solcher Auf- 
gaben übertragen, wenn die Verbände mit der Be- 
teiligung oder Übertragung einverstanden sind. Die 
Träger der Sozialhilfe bleiben dem Hilfesuchenden 
gegenüber verantwortlich. 


ABSCHNITT 2 

Hilfe zum Lebensunterhalt 


UNTERABSCHNITT 1 

Personenkreis, Gegenstand der Hilfe 
§ 11 

Personenkreis 

(1) Hilfe zum Lebensunterhalt ist dem zu gewäh- 
ren, der für sich und seine unterhaltsberechtigten 
Angehörigen den notwendigen Lebensunterhalt 
nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften 
und Mitteln, vor allem aus seinem Einkommen und 
Vermögen, beschaffen kann. 

(2) Hilfe zum Lebensunterhalt kann auch dem ge- 
währt werden, der ein für den notwendigen Lebens- 
unterhalt ausreichendes Einkommen oder Vermögen 
hat, jedoch einzelne für seinen Lebensunterhalt er- 
forderliche Tätigkeiten nicht verrichten kann; von 
dem Hilfeempfänger kann ein angemessener 
Kostenbeitrag verlangt werden. 

§ 12 

Notwendiger Lebensunterhalt 

Der notwendige Lebensunterhalt umfaßt beson- 
ders Ernährung, Unterkunft, Kleidung, Körperpflege, 
Hausrat, Heizung und persönliche Bedürfnisse des 
täglichen Lebens. Zu den persönlichen Bedürfnissen 
des täglichen Lebens gehören in vertretbarem Um- 
fange auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teil- 
nahme am kulturellen Leben. 


§ 13 

Alterssicherung 

Als Hilfe zum Lebensunterhalt können auch die 
Kosten übernommen werden, die erforderlich sind, 
um die Voraussetzungen eines Anspruchs auf eine 
angemessene Alterssicherung zu erfüllen. 

§ 14 

Bestattungskosten 

Die notwendigen Kosten einer Bestattung sind zu 
übernehmen, soweit dem hierzu Verpflichteten nicht 
zugemutet werden kann, die Kosten zu tragen. 

§ 15 

Haushaltsgemeinschaft 

Lobt ein Hilfesuchender in Haushaltsgemeinschaft 
mit Verwandten oder Verschwägerten, so wird ver- 
mutet, daß er von ihnen Leistungen zum Lebens- 
unterhalt erhält, soweit dies nach ihrem Einkommen 
und Vermögen erwartet werden kann. Soweit je- 
doch der Hilfesuchende von den in Satz 1 genannten 
Personen Leistungen zum Lebensunterhalt nicht er- 
hält, ist ihm Hilfe zum Lebensunterhalt zu gewäh- 
ren. 


UNTERABSCHNITT 2 
Hilfe zur Arbeit 
§ 16 

Beschaffung des Lebensunterhalts durch Arbeit 

(1) Jeder Hilfesuchende muß seine Arbeitskraft 
zur Beschaffung des Lebensunterhalts für sich und 
seine unterhaltsberechtigten Angehörigen einsetzen. 

(2) Es ist darauf hinzuwirken, daß der Hilfesu- 
chende sich um Arbeit bemüht und Gelegenheit zur 
Arbeit erhält. Hierbei ist besonders mit den Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung zusammenzuwirken. 

(3) Dem Hilfesuchenden darf eine Arbeit nicht zu- 
gemutet werden, wenn er körperlich oder geistig 
hierzu nicht in der Lage ist oder wenn ihm die künf- 
tige Ausübung seiner bisherigen überwiegenden Tä- 
tigkeit wesentlich erschwert würde. Frauen soll eine 
Arbeit nicht zugemutet werden, wenn dadurch die 
geordnete Erziehung ihrer Kinder gefährdet würde; 
auch sonst sind bei Frauen die Pflichten zu berück- 
sichtigen, die ihnen die Führung eines Haushalts 
oder die Pflege von Angehörigen auferlegt. Im 
übrigen gilt § 78 Abs. 2 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung ent- 
sprechend. 

§ 17 

Schaffung von Arbeitsgelegenheiten 

(1) Für Hilfesuchende, die keine Arbeit finden 
können, sollen nach Möglichkeit Arbeitsgelegenhei- 
ten geschaffen werden. 
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(2) Wird für den Hilfesuchenden Gelegenheit zu 
gemeinnütziger und zusätzlicher Arbeit geschaffen, 
kann ihm entweder das übliche Arbeitsentgelt oder 
Hilfe zum Lebensunterhalt zuzüglich einer ange- 
messenen Entschädigung für Mehraufwendungen 
gewährt werden? zusätzlich ist nur die Arbeit, die i 
sonst nicht, nicht in diesem Umfang oder nicht zu ! 
diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde. 

(3) Wird im Falle des Absatzes 2 Hilfe zum Le- 
bensunterhalt gewährt, so wird kein Arbeitsverhält- 
nis im Sinne des Arbeitsrechts und kein Beschäfti- 
gungsverhältnis im Sinne der gesetzlichen Kranken- 
und Rentenversicherung begründet. Die Vorschriften 
über den Arbeitsschutz finden jedoch Anwendung. 

! 

§ 18 

Gewöhnung an Arbeit, 

Prüfung der Arbeitsbereitschaft 

(1) Ist es im Einzelfall erforderlich, einen arbeits- 
entwöhnten Hilfesuchenden an Arbeit zu gewöh- 
nen oder die Bereitschaft eines Hilfesuchenden zur 
Arbeit zu prüfen, soll ihm eine hierfür geeignete 
Tätigkeit angeboten werden. 

(2) Während dieser Tätigkeit werden dem Hilfe- 
suchenden Hilfe zum Lebensunterhalt und eine an- 
gemessene Entschädigung für Mehraufwendungen 
gewährt. § 17 Abs. 3 gilt entsprechend. 


UNTERABSCHNITT 3 
Form und Maß der Leistungen 

§ 19 

Laufende und einmalige Leistungen, 
Taschengeld 

(1) Hilfe zum Lebensunterhalt kann durch lau- 
fende und einmalige Leistungen gewährt werden. 

(2) Einmalige Leistungen sind auch zu gewähren, 
wenn der Hilfesuchende zwar keine laufenden Lei- 
stungen zum Lebensunterhalt benötigt, den Lebens- 
unterhalt jedoch aus eigenen Kräften und Mitteln 
nicht voll beschaffen kann. 

(3) Die Hilfe zum Lebensunterhalt in einer An- 
stalt, einem Heim oder einer ähnlichen Einrichtung 
umfaßt auch ein angemessenes Taschengeld. 

§ 20 

Regelsätze 

(1) Laufende Leistungen zum Lebensunterhalt 
außerhalb von Anstalten, Heimen und ähnlichen 
Einrichtungen werden nach Regelsätzen gewährt, 
soweit es nach der Besonderheit des Einzelfalles 
nicht geboten ist, die Leistungen abweichend von 
den Regelsätzen zu bemessen. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit und 


Sozialordnung und dem Bundesminister der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften über Inhalt und Aufbau 
der Regelsätze, über laufende Leistungen außerhalb 
der Regelsätze sowie über das Verhältnis der 
Regelsätze zum Arbeitseinkommen. 

(3) Die oberste Landesbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stelle setzt die Höhe der Regelsätze im 
Rahmen der Rechtsverordnung nach Absatz 2 fest; 
dabei sind die tatsächlichen Lebenshaltungskosten 
und örtliche Unterschiede zu berücksichtigen. 

§ 21 

Mehrbedarf 

(1) Ein Mehrbedarf von zwanzig vom Hundert 
des maßgebenden Regelsatzes ist anzuerkennen 

1. für Personen, die das fünfundsechzigste 
Lebensjahr vollendet haben, 

2. für Personen, die erwerbsunfähig im Sinne 
der gesetzlichen Rentenversicherung sind, 

3. für werdende Mütter, 

soweit nicht im Einzelfall ein höherer Bedarf be- 
steht. 

(2) Für Mütter, die mit zwei oder drei Kindern 
unter sechzehn Jahren Zusammenleben und allein 
für deren Pflege und Erziehung sorgen, ist ein 
Mehrbedarf von zwanzig vom Hundert des maßge- 
benden Regelsatzes anzuerkennen, soweit nicht im 
Einzelfall ein höherer Bedarf besteht; bei vier oder 
mehr Kindern erhöht sich der Mehrbedarf auf vier- 
zig vom Hundert des maßgebenden Regelsatzes. 

(3) Für Erwerbstätige ist ein Mehrbedarf in an- 
gemessener Höhe anzuerkennen; dies gilt vor allem 
für Personen, die trotz beschränkten Leistungsver- 
mögens einem Erwerb nachgehen. 

(4) Treffen die Voraussetzungen nach Absatz 1 
Nr. 1 und Nr. 2 zusammen, ist ein Mehrbedarf von 
dreißig vom Hundert des maßgebenden Regelsatzes 
anzuerkennen. Im übrigen sind Absatz 1 Nr. 1 bis 3, 
Absatz 2 und Absatz 3 nebeneinander anzuwenden. 

§ 22 

Mehrbedarf für Blinde 

(1) Der Mehrbedarf nach § 21 Abs. 3 beträgt für 
erwerbstätige Blinde mindestens vierzig vom Hun- 
dert des Erwerbseinkommens, jedoch mindestens 
fünfzig Deutsche Mark monatlich, wenn das Er- 
werbseinkommen diesen Betrag erreicht oder über- 
steigt. 

(2) Bei Blinden in Anstalts- oder Heimpflege be- 
trägt das Taschengeld das Zweifache des Betrages, 
der im allgemeinen bei Anstalts- oder Heimaufent- 
halt als Taschengeld gewährt wird. 

(3) Als blind im Sinne dieses Gesetzes gilt auch, 
wer eine so geringe Sehschärfe hat, daß er sich in 
einer ihm nicht vertrauten Umgebung ohne fremde 
Hilfe nicht zurechtfinden kann. 
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UNTERABSCHNITT 4 

Folgen bei Arbeitsscheu 
und unwirtschaftlichem Verhalten 

§ 23 

Ausschluß des Anspruchs auf Hilfe, Einschränkung 
der Hilfe 

(1) Wer sich weigert, zumutbare Arbeit zu lei- 
sten, hat keinen Anspruch auf Hilfe zum Lebens- 
unterhalt. 

(2) Bei einem Hilfeempfänger, der trotz Beleh- 
rung sein unwirtschaftliches Verhalten fortsetzt, 
kann die Hilfe bis auf das zum Lebensunterhalt Un- 
erläßliche eingeschränkt werden. Das gleiche gilt für 
einen Hilfesuchenden, der sich ohne berechtigten 
Grund weigert, sich einer beruflichen Ausbildung, 
Fortbildung oder Umschulung zu unterziehen oder 
der seine Arbeitsstelle ohne wichtigen oder ohne 
berechtigten Grund aufgegeben hat oder auf den die 
übrigen Voraussetzungen des § 79 oder des § 80 
Abs. 1 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung zutreffen. 

(3) Soweit wie möglich ist zu verhüten, daß die 
unterhaltsberechtigten Angehörigen der in den Ab- 
sätzen 1 und 2 genannten Personen oder andere mit 
ihnen in Haushaltsgemeinschaft lebende Hilfeemp- 
fänger durch die Versagung oder die Einschränkung 
der Hilfe mitbetroffen werden. 

§ 24 

Unterbringung in einer Arbeitseinrichtung 

(1) Weigert sich jemand trotz wiederholter Auf- 
forderung beharrlich, zumutbare Arbeit zu leisten, 
und wird deshalb ihm oder einem Unterhaltsberech- 
tigten laufende Hilfe zum Lebensunterhalt gewährt, 
so kann seine Unterbringung zur Arbeitsleistung in 
einer von der obersten Landesbehörde als geeignet 
anerkannten abgeschlossenen Anstalt nach den Be- 
stimmungen des Gesetzes über das gerichtliche Ver- 
fahren bei Freiheitsentziehungen vom 29. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 599), geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung kostenrechtlicher 
Vorschriften vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 

S. 861, 937), angeordnet werden. Er ist bei der Auf- 
forderung zur Arbeit auf die Möglichkeit der ge- 
richtlichen Anordnung schriftlich hinzuweisen. Das 
Grundrecht der Freiheit der Person nach Artikel 2 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes wird insoweit ein- 
geschränkt. 

(2) Die Unterbringung in einer Anstalt ist nicht 
zulässig bei Personen unter achtzehn Jahren oder 
wenn die Anstaltsunterbringung eine außergewöhn- 
liche Härte bedeuten würde. 

(3) Während des Aufenthalts in der Anstalt ist 
auf die Bereitschaft des Untergebrachten hinzuwir- 
ken, den Lebensunterhalt für sich und seine Unter- 
haltsberechtigten durch Arbeit zu beschaffen. In ge- 
eigneten Fällen soll die Ausbildung zu einem ange- 
messenen Beruf oder zu einer sonstigen angemes- 
senen Tätigkeit erstrebt werden. 


(4) Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder 
einer mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßre- 
gel der Sicherung und Besserung geht der Unter- 
bringung in einer Anstalt nach Absatz 1 vor. 


ABSCHNITT 3 

Hilfe in besonderen Lebenslagen 

UNTERABSCHNITT 1 
Allgemeines 

§ 25 

Arten der Hilfe 

(1) Die Hilfe in besonderen Lebenslagen umfaßt 

1. Hilfe zum Aufbau oder zur Sicherung der 
Lebensgrundlage, 

2. Ausbildungshilfe, 

3. Vorbeugende Gesundheitshilfe, 

4. Krankenhilfe, 

5. Hilfe für werdende Mütter und Wöchne- 
rinnen, 

6. Eingliederungshilfe für Behinderte, 

7. Tuberkulosehilfe, 

8. Blindenhilfe, 

9. Hilfe zur Pflege, 

10. Hilfe zur Familien- und Hauspflege, 

11. Hilfe für Gefährdete, 

12. Altenhilfe. 

(2) Hilfe kann auch in anderen besonderen Le- 
benslagen gewährt werden, wenn sie den Einsatz 
öffentlicher Mittel rechtfertigen. 

(3) Wird die Hilfe in einer Anstalt, einem Heim 
oder einer ähnlichen Einrichtung gewährt, umfaßt 
die Hilfe in besonderen Lebenslagen auch den in 
der Einrichtung gewährten Lebensunterhalt. 

§ 26 

Personenkreis 

Hilfe in besonderen Lebenslagen wird nach den 
Bestimmungen dieses Abschnittes gewährt, soweit 
dem Hilfesuchenden, seinem nicht getrennt leben- 
den Ehegatten und, wenn er minderjährig und un- 
verheiratet ist, auch seinen Eltern die Aufbringung 
der Mittel aus dem Einkommen und Vermögen nach 
den Bestimmungen des Abschnittes 4 nicht zuzu- 
muten ist. 

§ 27 

Kostenbeitrag bei erweiterter Hilfe 

In besonderen Fällen kann die Hilfe auch in dem 
Umfange gewährt werden, in dem den in § 26 ge- 
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nannten Personen die Aufbringung der Mittel zuzu- 
muten ist. In diesem Umfange haben sie zu den 
Kosten der Hilfe beizutragen. 


UNTERABSCHNITT 2 

Hilfe zum Aufbau oder zur Sicherung 
der Lebensgrundlage 

§ 28 

(1) Personen, denen eine ausreichende wirt- 
schaftliche Lebensgrundlage fehlt oder bei denen 
sie gefährdet ist, kann Hilfe gewährt werden. Die 
Hilfe soll dazu dienen, ihnen den Aufbau oder die 
Sicherung einer Lebensgrundlage durch eigene Tä- 
tigkeit zu ermöglichen. 

(2) Die Hilfe soll in der Regel nur gewährt wer- 
den, wenn dem Hilfesuchenden sonst voraussicht- 
lich Hilfe zum Lebensunterhalt gewährt werden 
müßte. 

(3) Geldleistungen können als Beihilfe oder Dar- 
lehen gewährt werden. 


UNTERABSCHNITT 3 

Ausbildungshilfe 

§ 29 

Inhalt 

(1) Zur Ausbildung für einen angemessenen Be- 
ruf oder für eine sonstige angemessene Tätigkeit ist 
dem Auszubildenden Ausbildungshilfe zu ge- 
währen. 

(2) Ausbildungshilfe ist auch zum Besuch einer 
mittleren oder höheren Schule zu gewähren. Zum 
Besuch einer Hochschule oder Fachschule soll sie 
gewährt werden. 

(3) Ausbildungshilfe ist ferner zur Teilnahme an 
Vorbereitungsmaßnahmen zu gewähren, die gebo- 
ten sind, um eine spätere Ausbildung oder die spä- 
tere Ausübung eines Berufs oder einer sonstigen 
angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen. 

§ 30 

Voraussetzungen 

(1) Die Hilfe zur Ausbildung für einen angemes- 
senen Beruf wird nur gewährt, wenn 

L der Auszubildende für den Beruf geeig- 
net ist, 

2. die Leistungen des Auszubildenden die 
Gewährung der Hilfe rechtfertigen, 

3. der beabsichtigte Ausbildungsweg fachlich 
notwendig ist, 

4. der Beruf voraussichtlich eine ausrei- 
chende Lebensgrundlage bietet. 

(2) Die Hilfe zur Ausbildung für eine sonstige an- 
gemessene Tätigkeit wird nur gewährt, wenn eine 


Berufsausbildung aus besonderen Gründen unter- 
bleibt. Absatz 1 Nr. 1 bis 3 gilt entsprechend. 

(3) Die Hilfe zum Besuch einer höheren Schule, 
einer Hochschule oder Fachschule wird nur gewährt, 
wenn die Fähigkeiten und Leistungen des Auszu- 
bildenden erheblich über dem Durchschnitt liegen 
oder wenn ein Abbruch der Ausbildung für ihn eine 
besondere Härte bedeuten würde. Für die Hilfe zum 
Besuch einer mittleren Schule gilt Absatz 1 Nr. 2. 

(4) Wird die Ausbildung nach der Vollendung des 
fünfundzwanzigsten Lebensjahres begonnen, soll die 
Hilfe nur gewährt werden, wenn die Besonderheit 
des Falles oder die Art der Ausbildung dies recht- 
fertigt. 

§ 31 

Umfang der Hilfe 

(1) Die Hilfe umfaßt die erforderlichen Leistungen 
für den Lebensunterhalt und für die Ausbildung. 

(2) Für den Lebensunterhalt gelten die Bestim- 
mungen des Abschnittes 2. Für Auszubildende, 
die nicht mehr im volksschulpflichtigen Alter sind, 
ist für den laufenden Lebensunterhalt ein Mehrbe- 
darf von fünfzig vom Hundert des maßgebenden Re- 
gelsatzes anzuerkennen, wenn der Lebensunterhalt 
nach Regelsätzen zu bemessen ist. 

(3) Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra- 
tes Näheres über Art und Umfang der in Absatz 1 
genannten Leistungen bestimmen. 

§ 32 

Darlehen 

Für die Ausbildung an einer Hochschule oder 
Fachschule kann die Hilfe für einen angemessenen 
Zeitraum vor dem Abschluß der Ausbildung als 
Darlehen gewährt werden. 

§ 33 

Beteiligung anderer Stellen 

Die Voraussetzungen der Hilfe zur Ausbildung 
für einen angemessenen Beruf oder für eine sonsti- 
ge angemessene Tätigkeit oder zum Besuch einer 
Fachschule sind im Benehmen mit den Dienststel- 
len der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung zu prüfen. Vor der Ent- 
scheidung über die Hilfe zum Besuch einer mittleren 
oder höheren Schule oder einer Hochschule ist die 
Schule oder die Hochschule zu hören. 


UNTERABSCHNITT 4 
Vorbeugende Gesundheitshilfe 
§ 34 

(1) Personen, bei denen nach ärztlichem Urteil 
eine Erkrankung oder eine sonstige Gesundheits- 
schädigung einzutreten droht, soll vorbeugende Ge- 
sundheitshilfe gewährt werden. 
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(2) Maßnahmen der vorbeugenden Gesundheits- 
hilfe sind vor allem die nach ärztlichem Gutachten 
im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen der Erho- 
lung für Kinder und Jugendliche und der Mütter- 
erholung in geeigneten Müttergenesungsheimen. 

(3) Die gesetzlichen Aufgaben der Gesundheits- 
ämter bleiben unberührt. 


Krankenhilfe 

§ 35 

(1) Kranken ist Krankenhilfe zu gewähren. 

(2) Die Krankenhilfe umfaßt ärztliche und zahn- 
ärztliche Behandlung, Versorgung mit Arzneimit- 
teln, Verbandmittcln und Zahnersatz, Krankenhaus- 
behandlung sowie sonstige zur Genesung, zur Bes- 
serung oder zur Linderung der Krankheitsfolgen er- 
forderliche Leistungen. 


UNTERABSCHNITT 6 

Hilfe für werdende Mütter und Wöchnerinnen 

§ 36 

(1) Werdenden Müttern und Wöchnerinnen ist 
Hilfe zu gewähren. 

(2) Die Hilfe umfaßt ärztliche Betreuung und 
Hebammenhiife einschließlich Vorsorgeuntersuchun- 
gen, Versorgung mit Arznei- und LIeilmitteln und 
Ersatz der im Zusammenhang mit der Entbindung 
entstehenden Aufwendungen. Die Hilfe soll in der 
Regel den Leistungen entsprechen, die nach den 
Vorschriften über die gesetzliche Krankenversiche- 
rung den Familienangehörigen eines Versicherten 
gewährt werden. Außerhalb einer Anstalt oder 
eines Heims sind für sechs zusammenhängende 
Wochen vor der Entbindung und sechs zusammen- 
hängende Wochen nach der Entbindung angemes- 
sene Ernährungszulagen zu gewähren. 

(3) Zur Entbindung in einer Anstalt oder einem 
Heim soll Hilfe gewährt werden, wenn die Auf- 
nahme in eine Anstalt oder ein Heim aus gesund- 
heitlichen oder sonstigen Gründen geboten ist. 


UNTERABSCHNITT 7 
Eingliederungshilfe für Behinderte 
§ 37 

Personenkreis und Aufgabe 

(1) Eingliederungshilfe ist zu gewähren 

1. Körperbehinderten oder von einer Kör- 
perbehinderung bedrohten Personen, 

2. Blinden, von Blindheit bedrohten oder 
hochgradig sehschwachen Personen, 


3. Personen, die durch eine Beeinträchtigung 
der Hörfähigkeit wesentlich behindert 
oder von einer solchen Behinderung be- 
droht sind, 

4. Personen, die durch eine Beeinträchtigung 
der Sprachfähigkeit wesentlich behindert 
oder von einer solchen Behinderung be- 
droht sind, 

Personen, deren geistige Kräfte schwach 
entwickelt sind. 

Körperbehinderte im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 sind 
Personen, die in ihrer Bewegungsfähigkeit durch 
eine Beeinträchtigung ihres Stütz- oder Bewegungs- 
systems wesentlich behindert sind oder bei denen 
wesentliche Spaltbildungen des Gesichts oder des 
Rumpfes bestehen. 

(2) Anderen Personen mit einer körperlichen, gei- 
stigen oder seelischen Behinderung kann Eingliede- 
rungshilfe gewährt werden. 

(3) Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine 
drohende Behinderung zu verhüten oder eine vor- 
handene Behinderung oder deren Folgen zu besei- 
tigen oder zu mildern. Hierzu gehört vor allem, dem 
Behinderten die Ausübung eines angemessenen Be- 
rufs oder einer sonstigen angemessenen Tätigkeit 
zu ermöglichen oder ihn wenigstens unabhängig 
von Pflege zu machen. 

§ 38 

Maßnahmen der Hilfe 

(1) Maßnahmen der Eingliederungshilfe sind vor 
allem 

1. ambulante oder stationäre Behandlung 
oder sonstige ärztliche Maßnahmen zur 
Verhütung, Beseitigung oder Milderung 
der Behinderung, 

2. Versorgung mit Körperersatzstücken so- 
wie mit orthopädischen oder anderen 
Hilfsmitteln, 

3. Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung, 
mindestens im Rahmen der allgemeinen 
Schulpflicht, falls erforderlich auch über 
das volksschulpflichtige Alter hinaus? die 
Bestimmungen über die Ermöglichung der 
Schulbildung im Rahmen der allgemeinen 
Schulpflicht bleiben unberührt, 

4. Hilfe zur Ausbildung für einen angemes- 
senen Beruf oder für eine sonstige ange- 
messene Tätigkeit, 

5. Hilfe zur Fortbildung im früheren oder 
einem diesem verwandten Beruf oder zur 
Umschulung für einen angemessenen Be- 
ruf oder eine sonstige angemessene Tätig- 
keit; Hilfe kann auch zum Aufstieg im 
Berufsleben gewährt werden, wenn die 
Besonderheit des Einzelfalles dies recht- 
fertigt, 

6. Hilfe zur Erlangung eines geeigneten 
Platzes im Arbeitsleben, 


UNTERABSCHNITT 5 
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7. nachgehende Hilfe zur Sicherung der 
Wirksamkeit der ärztlichen Maßnahmen 
und zur Sicherung der Eingliederung des 
Behinderten in das Arbeitsleben. 

(2) Behinderten, bei denen wegen der Schwere 
ihrer Behinderung arbeits- und berufsfördernde 
Maßnahmen nach Absatz 1 nicht möglich sind, soll 
nach Möglichkeit Gelegenheit zur Ausübung einer 
der Behinderung entsprechenden Tätigkeit gegeben 
werden. 

§ 39 

Lebensunterhalt für Behinderte 

(1) Die Hilfe nach § 38 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 umfaßt 
auch den Lebensunterhalt des Behinderten. 

(2) Für den Lebensunterhalt gelten die Bestim- 
mungen des Abschnittes 2. Für Behinderte, die nicht 
mehr im volksschulpflichtigen Alter sind, ist für den 
laufenden Lebensunterhalt ein Mehrbedarf von min- 
destens fünfzig vom Hundert des maßgebenden Re- 
gelsatzes anzuerkennen, wenn der Lebensunterhalt 
nach Regelsätzen zu bemessen ist. Satz 2 und § 21 
Abs. 1 Nr. 2 sind nebeneinander anzuwenden. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 kön- 
nen auch nach Beendigung der in § 38 Abs. 1 Nr. 3 
bis 5 genannten Maßnahmen während einer ange- 
messenen Übergangszeit, vor allem einer Einarbei- 
tungszeit, angewendet werden. 

§ 40 

Lebensunterhalt für andere Personen 

(1) Erfordert die Behinderung stationäre Behand- 
lung oder arbeits- und berufsfördernde Maßnahmen, 
sollen die Leistungen, die für die von den Behin- 
derten bisher überwiegend unterhaltenen Personen 
nach Regelsätzen zu gewähren sind, angemessen er- 
höht werden; sie sollen so bemessen werden, daß 
der Wille des Behinderten zur Selbsthilfe gestärkt 
und eine nicht zumutbare Beeinträchtigung der Le- 
benshaltung des Behinderten und der von ihm bis- 
her überwiegend unterhaltenen Personen vermie- 
den wird. 

(2) § 39 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 41 

Erweiterte Hilfe 

Erfordert die Behinderung stationäre Maßnahmen 
oder ambulante Behandlung, ist die Hilfe hierfür 
auch dann in vollem Umfang zu gewähren, wenn 
den in § 26 genannten Personen die Aufbringung 
der Mittel zu einem Teil zuzumuten ist. In Höhe 
dieses Teils haben sie zu den Kosten der Hilfe bei- 
zutragen. 

§ 42 

Versagung der Hilfe 

Wird der Erfolg der Hilfe durch den Behinderten 
oder durch den, der nach den Vorschriften des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches für die Person des Behin- 
derten zu sorgen hat, schuldhaft gefährdet, kann 


die Weitergewährung der Hilfe ganz oder teilweise 
versagt werden; der Behinderte, der Sorgepflich- 
tige und der behandelnde Arzt sind zu hören. 

§ 43 

Gesamtplan 

(1) Der Träger der Sozialhilfe stellt so frühzeitig 
wie möglich einen Gesamtplan zur Durchführung 
der einzelnen Maßnahmen auf. 

(2) Bei der Aufstellung des Gesamtplans und der 
Durchführung der Maßnahmen soll der Träger der 
Sozialhilfe mit dem Behinderten und den sonst im 
Einzelfalle Beteiligten, vor allem mit dem behan- 
delnden Arzt, dem Gesundheitsamt, dem Landes- 
arzt (§ 118) und den Dienststellen der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung, Zusammenwirken. 

(3) Für Körperbehinderte und von einer Körper- 
behinderung bedrohte Personen stellt das Gesund- 
heitsamt den Gesamtplan auf; dabei gilt Absatz 2 
entsprechend. 

§ 44 

Bestimmungen über die Durchführung der Hilfe 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates Bestimmun- 
gen über die Abgrenzung des Personenkreises der 
Behinderten, über Art und Umfang der Maßnahmen 
der Eingliederungshilfe sowie über das Zusammen- 
wirken mit anderen Stellen, die der Eingliede- 
rungshilfe entsprechende Maßnahmen durchführen, 
erlassen. 


UNTERABSCHNITT 8 
Tuberkulosehilfe 
§ 45 

Aufgabe und Umfang 

(1) Aufgabe der Tuberkulosehilfe ist es, die Hei- 
lung Tuberkulosekranker zu fördern und zu si- 
chern sowie die Umgebung der Kranken gegen die 
Übertragung der Tuberkulose zu schützen. 

(2) Die Tuberkulosehilfe umfaßt 

1. Heilbehandlung, 

2. Hilfe zur Eingliederung in das Arbeitsle- 
ben, 

3. Hilfe zum Lebensunterhalt, 

4. Sonderleistungen, 

5. Vorbeugende Hilfe. 

(3) Wegen Tuberkulose wird Hilfe nach den 
§§ 34 und 35 nicht gewährt. 

§ 46 

Heilbehandlung 

(1) Dem Kranken ist Heilbehandlung zu gewäh- 
ren. 
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(2) Die Heilbehandlung umfaßt je nach den Er- 
fordernissen des Einzelfalles 

1. stationäre Behandlung einschließlich der 
Dauerbehandlung, 

2. stationäre Beobachtung, auch zur Klärung 
diagnostischer Fragen, 

3. ambulante Behandlung einschließlich der 
hierzu erforderlichen Kontrolluntersuchun- 
gen, 

4. Versorgung mit Arznei-, Heil- und Ver- 
bandmitteln, 

5. Behandlung in Kur- und Badeorten, 

6. häusliche Pflege, 

7. Versorgung mit Körperersatzstücken so- 
wie mit orthopädischen und anderen 
Hilfsmitteln im Zusammenhang mit den 
übrigen Maßnahmen der Heilbehandlung, 

8. nachgehende Hilfe zur Sicherung der 
Wirksamkeit ärztlicher Maßnahmen. 

(3) Die stationäre Behandlung schließt die gleich- 
zeitige Behandlung anderer Krankheiten ein; sie 
schließt auch die zahnärztliche Behandlung und die 
Versorgung mit Zahnersatz ein, soweit diese für 
die Vorbereitung oder Durchführung der stationä- 
ren Behandlung erforderlich sind. 

§ 47 

Hilfe zur Eingliederung in das Arbeitsleben 

(1) Dem Kranken oder Genesenen ist Hilfe zur 
Eingliederung in das Arbeitsleben zu gewähren, so- 
weit die Krankheit oder ihre Auswirkungen beson- 
dere Maßnahmen erfordern. Die Hilfe muß den 
Kräften und der Eignung des Kranken oder Gene- 
senen entsprechen. Sie soll dazu beitragen, daß er 
die Auswirkungen der Krankheit soweit wie mög- 
lich überwindet. 

(2) Die Hilfe umfaßt die in § 38 Abs. 1 Nr. 3 bis 
6 genannten Maßnahmen, die im Zusammenhang 
mit ihnen erforderliche Versorgung mit Körperer- 
satzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmit- 
teln sowie nachgehende Hilfe zur Sicherung der 
Eingliederung in das Arbeitsleben. § 43 Abs. 1 und 
2 gilt entsprechend. 

(3) Während der stationären Behandlung soll 
dem Kranken nach Möglichkeit Gelegenheit gege- 
ben werden, seine beruflichen Kenntnisse zu erhal- 
ten und zu erweitern. 

(4) Arbeitswilligen Kranken, die in absehbarer 
Zeit in das allgemeine Arbeitsleben nicht eingeglie- 
dert werden können, soll Gelegenheit gegeben wer- 
den, eine geeignete Tätigkeit auszuüben, soweit ihr 
Gesundheitszustand dies zuläßt. 

§ 48 

Hilfe zum Lebensunterhalt 

Für die Hilfe zum Lebensunterhalt gelten die Be- 
stimmungen des Abschnittes 2, soweit die §§ 49 bis 
52 nichts anderes bestimmen. 


§ 49 

Empfänger der Hilfe zum Lebensunterhalt 

Hilfe zum Lebensunterhalt ist zu gewähren 

1. dem Kranken oder Genesenen, 

2. den Personen, zu deren Unterhalt der Kranke 
oder Genesene verpflichtet ist, wenn sie bis 
zur Erkrankung mit ihm in häuslicher Gemein- 
schaft gelebt haben oder wenn seine Unter- 
haltspflicht nach diesem Zeitpunkt entstanden 
ist, 

3. den Personen, denen der Kranke oder Gene- 
sene oder sein nicht getrennt lebender Ehe- 
gatte bis zur Erkrankung auf Grund rechtlicher 
oder sittlicher Pflicht regelmäßig Unterhalt 
gewährt hat. 

Anderen Personen soll Hilfe zum Lebensunterhalt 
gewährt werden, wenn sie in Wohngemeinschaft 
mit dem Kranken leben, der an einer ansteckungs- 
fähigen Tuberkulose leidet. 

§ 50 

Form und Maß der Hilfe zum Lebensunterhalt 

(1) Form und Maß der Hilfe zum Lebensunter- 
halt müssen den durch die Krankheit verursachten 
besonderen Bedürfnissen des Kranken oder Gene- 
senen sowie der anderen in § 49 genannten Perso- 
nen entsprechen. 

(2) Soweit der Lebensunterhalt nach Regelsätzen 
zu bemessen ist, ist ein Mehrbedarf von fünfzig vom 
Hundert des maßgebenden Regelsatzes anzuerken- 
nen. Außerdem sind dem Kranken oder Genesenen 
und den anderen in § 49 genannten Personen, die 
tuberkulosegefährdet oder -bedroht sind, nach dem 
Bedürfnis des Einzelfalles besondere Ernährungszu- 
lagen zu gewähren. 

(3) § 21 ist neben Absatz 2 anzuwenden, § 21 
Abs. 1 Nr. 2 nur, wenn die Erwerbsunfähigkeit nicht 
durch Tuberkulose verursacht worden ist. 

(4) Die Hilfe zum Lebensunterhalt für die in § 49 
Satz 1 genannten Personen, die nicht mit dem Kran- 
ken oder Genesenen in häuslicher Gemeinschaft le- 
ben oder bis zur Erkrankung gelebt haben, soll 
nicht höher sein als die Leistungen, die der Kranke 
oder Genesene oder sein nicht getrennt lebender 
Ehegatte ihnen vor der Erkrankung durchschnittlich 
gewährt hat. 

§ 51 

Hilfe zum Lebensunterhalt in Sonderfällen 

Ist dem Kranken auf Grund eines strafgericht- 
lichen Urteils oder einer sonstigen richterlichen Ent- 
scheidung die Freiheit entzogen, so wird den an- 
deren in § 49 genannten Personen Hilfe zum Lebens- 
unterhalt als Tuberkulosehilfe nur gewährt, wenn 
der Kranke vor der Freiheitsentziehung in häus- 
licher Gemeinschaft mit ihnen gelebt hat. Die Hilfe 
wird außer im Falle der Untersuchungshaft nur bis 
zum Ablauf des sechsten Monats nach Beginn der 
Freiheitsentziehung gewährt. 
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§ 52 1 

Hilfe zum Lebensunterhalt während einer 

Übergangszeit ! 

Hilfe zum Lebensunterhalt soll, soweit angemes- 
sen, auch während einer Übergangszeit gewährt 
werden, besonders während einer Einarbeitungszeit, I 
bei Teilzeit- oder Leichtarbeit oder beim Bezüge i 
von Arbeitslosengeld oder Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe. Die Hilfe soll jedoch in der Regel j 
nicht länger als zwei Jahre nach Beendigung der ! 
Heilbehandlung oder der Maßnahmen zur Einglie- I 
derung in das Arbeitsleben nach § 47 in Verbin- I 
düng mit § 38 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 gewährt werden. i 

§ 53 

Sonderleistungen 

(1) Als Sonderleistungen sollen, soweit im Ein- 
zelfall geboten, gewährt werden 

1. Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften 
im Haushalt oder Kleinbetrieb, 

2. Mitwirkung bei der Wohnungsbeschaf- 
fung. 

Die Leistung nach Nummer 2 wird ohne Rücksicht 
auf vorhandenes Einkommen oder Vermögen ge- 
währt. 

(2) Als Sonderleistungen können, soweit dies im 
Einzelfall gerechtfertigt ist, gewährt werden 

1. Beihilfen oder Darlehen zur Verbesserung ! 

der Wohnverhältnisse, j 

2. Beihilfen an den Kranken oder seine An- : 
gehörigen zum Besuch während der sta- 
tionären Behandlung und der stationären 
Maßnahmen zur Eingliederung in das Ar- 
beitsleben. 

§ 54 

Vorbeugende Hilfe 

(1) Vorbeugende Hilfe ist Minderjährigen und 
ihren Müttern zu gewähren, wenn sie in Wohnge- 
meinschaft mit einem Kranken leben, der an einer 
ansteckungsfähigen Tuberkulose leidet. Sie kann 
auch anderen Personen aus der Umgebung eines 
Tuberkulosekranken gewährt werden. 

(2) Die vorbeugende Hilfe umfaßt alle Maßnah- 
men, die geeignet sind, die in Absatz 1 genannten 
Personen gegen die Übertragung der Krankheit 
oder eine erneute Erkrankung widerstandsfähig zu 
machen. 

§ 55 

Erweiterte Hilfe 

Heilbehandlung und Hilfe zur Eingliederung in 
das Arbeitsleben sind auch dann in vollem Umfange 
zu gewähren, wenn den in § 26 genannten Personen 
die Aufbringung der Mittel zu einem Teil zuzumu- 
ten ist. In Höhe dieses Teils haben sie zu den Ko- 
sten der Hilfe beizutragen. 


§ 56 

Vorläufige Hilfeleistung 

(1) Steht nicht fest, ob der Träger der Sozialhilfe 
oder ob ein anderer zur Hilfe verpflichtet ist, hat 
der Träger der Sozialhilfe die notwendigen Maßnah- 
men unverzüglich durchzuführen, wenn zu befürch- 
ten ist, daß sie sonst nicht oder nicht rechtzeitig 
durchgeführt werden. Sind in anderen Fällen Maß- 
nahmen der Heilbehandlung unaufschiebbar, hat der 
Träger der Sozialhilfe sie einzuleiten. 

(2) Der Träger der Sozialhilfe hat die Stelle, die 
er zur Gewährung der Hilfe für verpflichtet hält, 
unverzüglich über seine Maßnahme zu unterrichten. 
Die verpflichtete Stelle hat die dem Träger der So- 
zialhilfe entstandenen Kosten zu erstatten; für die 
Erstattungspflicht der Träger der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung gelten die §§ 1531 bis 1543 der 
Reichs Versicherungsordnung entsprechend. 

§ 57 

Weiterbestehen der sachlichen Zuständigkeit 

Ändern sich nach der Feststellung der Behand- 
lungsbedürftigkeit durch einen amtlich bestellten 
Arzt die Umstände, welche die sachliche Zuständig- 
keit eines Trägers der Sozialhilfe begründet haben, 
so bleibt seine Zuständigkeit bis zur Beendigung 
der Heilbehandlung bestehen. Dies gilt jedoch nicht 
in den Fällen des § 56 und nicht über den Ablauf 
des dritten Monats hinaus, der auf die Entlassung 
aus der stationären Behandlung folgt. 

§ 58 

Übernahme von Kosten durch den Träger der 
Sozialhilfe 

Der Träger der Sozialhilfe ist nicht verpflichtet, 
Kosten für eine Maßnahme zu übernehmen, die 
nicht von ihm veranlaßt oder genehmigt ist, außer 
wenn die Maßnahme von einer Stelle eingeleitet ist, 
die im Falle von Tuberkulose Leistungen zu ge- 
währen hat, und wenn sie bei rechtzeitiger Kenntnis 
von dem Träger der Sozialhilfe durchzuführen ge- 
wesen wäre. 

§ 59 

Übernahme der Heilbehandlung und der Hilfe zur 
Eingliederung in das Arbeitsleben 

Der örtlich zuständige Träger der Sozialhilfe ist 
verpflichtet, auf Antrag einer Stelle, die im Falle 
von Tuberkulose Leistungen zu gewähren hat, auf 
deren Rechnung die Heilbehandlung und die Hilfe 
zur Eingliederung in das Arbeitsleben durchzufüh- 
ren. Er kann die Erstattung angemessener Verwal- 
tungskosten verlangen. 

§ 60 

Beteiligung des Gesundheitsamtes 

(1) Tuberkulosehilfe kann bei dem Gesundheits- 
amt oder bei der Gemeinde, in welcher der Hilfe- 
suchende sich tatsächlich aufhält, beantragt werden. 
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Die Gemeinde leitet den Antrag unverzüglich an 
das Gesundheitsamt weiter. Das Gesundheitsamt 
leitet den Antrag mit seiner Stellungnahme unver- 
züglich dem Träger der Sozialhilfe zu. 

(2) Wird kein Antrag nach Absatz 1 gestellt, 
kann das Gesundheitsamt Tuberkulosehilfe bei dem 
Träger der Sozialhilfe beantragen. 

(3) Wird kein Antrag nach Absatz 1 oder Ab- 
satz 2 gestellt, hat der Träger der Sozialhilfe die 
von ihm beabsichtigten Maßnahmen im Benehmen 
mit dem Gesundheitsamt einzuleiten. 

§ 61 

Beratung, Aufklärung, Weisungen 

(1) Der Träger der Sozialhilfe und das Gesund- 
heitsamt haben den Kranken oder Genesenen, die 
Personen, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
leben oder bis zur Erkrankung gelebt haben, sowie 
die sonstigen Hilfeempfänger zu beraten und in 
geeigneter Weise aufzuklären, wie die Heilung ge- 
fördert und gesichert, die Pflege durchgeführt und 
die Ansteckung vermieden werden kann. Falls er- 
forderlich, kann der Träger der Sozialhilfe oder das 
Gesundheitsamt den in Satz 1 genannten Personen 
Weisungen erteilen; der Kranke darf jedoch nicht 
verpflichtet werden, sich einer Behandlung, die mit 
einer erheblichen Gefahr für Leben und Gesundheit 
verbunden ist, oder einer Operation, die einen er- 
heblichen Eingriff in die körperliche Unversehrt- 
heit bedeutet, zu unterziehen. 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen 
sind verpflichtet, dem Träger der Sozialhilfe und 
dem Gesundheitsamt die zur Bekämpfung der Tu- 
berkulose erforderlichen Auskünfte zu geben und 
ihren Weisungen zu folgen. Verstößt der Kranke, 
der Genesene oder ein sonstiger Hilfeempfänger in 
grober Weise oder beharrlich gegen eine Weisung 
des Trägers der Sozialhilfe oder gefährdet er vor- 
sätzlich oder grobfahrlässig andere Personen, den 
Erfolg der Heilbehandlung oder einer Maßnahme 
zur Eingliederung in das Arbeitsleben, so können 
die Hilfe zu seinem Lebensunterhalt auf das Uner- 
läßliche eingeschränkt und die Sonderleistungen 
ganz oder teilweise versagt werden, solange er 
trotz schriftlichen Hinweises auf diese Folgen sein 
Verhalten fortsetzt. 

§ 62 

Durchführungsvorschriften, Einzelweisungen 

(1) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates nähere 
Vorschriften über Inhalt und Umfang der in den 
§§ 46 bis 55 genannten Leistungen erlassen. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften, die zur Durchführung der Bestimmun- 
gen über die Tuberkulosehilfe erforderlich sind. 

(3) Die Bundesregierung kann in Fällen von 
grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeu- 
tung Einzelweisungen erteilen für 


1. die Leistungen in den Fällen der statio- 
nären Dauerbehandlung nach § 46 Abs. 2 
Nr. 1, 

2. den Vollzug 

a) der Hilfe zur Eingliederung in das Ar- 
beitsleben, 

b) der Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
§ 50 Abs. 2 Satz 2 (besondere Ernäh- 
rungszulagen), 

c) der Sonderleistungen, 

d) der vorbeugenden Hilfe. 

§ 63 

Kostentragung durch den Bund 

(1) Der Bund trägt zur Hälfte die Aufwendungen, 
die dem Träger der Sozialhilfe entstehen 

1. durch Leistungen in den Fällen der statio- 
nären Dauerbehandlung nach § 46 Abs. 2 
Nr. 1, 

2. durch den Vollzug der §§ 47, 50 Abs. 2 
Satz 2 und der §§ 53 und 54, 

3. durch den Vollzug des § 46 bis zum 
30. September 1961, soweit diese Aufwen- 
dungen nicht bereits von Nummer 1 erfaßt 
werden. 

Persönliche und sächliche Verwaltungskosten blei- 
ben hierbei außer Ansatz. 

(2) Als stationäre Dauerbehandlung im Sinne des 
Absatzes 1 gilt die stationäre Behandlung vom Be- 
ginn des zweiten Jahres an, solange bei dem Kran- 
ken Bakterien nachweisbar sind. Die Dauer einer 
früheren stationären Behandlung ist nicht zu be- 
rücksichtigen, wenn der Zeitraum zwischen der Ent- 
lassung und der erneuten Aufnahme mehr als sechs 
Monate betragen hat. 


UNTERABSCHNITT 9 
Blindenhilfe 
§ 64 

(1) Blinden, die das sechste Lebensjahr vollendet 
haben, ist zum Ausgleich der durch die Blindheit 
bedingten Mehraufwendungen Blindenhilfe zu ge- 
währen, soweit sie keine gleichartigen Leistungen 
nach anderen Rechtsvorschriften erhalten. Dies 
gilt nicht für Blinde, welche die erforderliche Pflege 
in Anstalten oder Heimen in vollem Umfang erhal- 
ten. 

(2) Die Blindenhilfe beträgt für Blinde nach Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres monatlich 
hundertfünfzig Deutsche Mark, für Blinde, die das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
monatlich fünfundsiebzig Deutsche Mark. 

(3) Ein Blinder, der sich weigert, eine ihm zumut- 
bare Arbeit zu leisten oder sich zu einem angemes- 
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senen Beruf oder zu einer sonstigen angemessenen 
Tätigkeit ausbilden, fortbilden oder umschulen zu 
lassen, hat keinen Anspruch auf Blindenhilfe. 

(4) Neben der Blindenhilfe werden Hilfe zur 
Pflege wegen Blindheit (§ 65) und Taschengeld (§ 19 
Abs. 3, § 22 Abs. 2) nicht gewährt. Neben Absatz 1 
ist § 21 Abs. 1 Nr 2 anzuwenden, wenn der Blinde 
nicht nur wegen Blindheit erwerbsunfähig ist. 


UNTERABSCHNITT 10 
Hilfe zur Pflege 
§ 65 

(1) Personen, die so hilflos sind, daß sie nicht 
ohne Wartung und Pflege bleiben können, ist Hilfe 
zur Pflege zu gewähren. 

(2) Dem Pflegebedürftigen sollen auch die Hilfs- 
mittel zur Verfügung gestellt werden, die zur Er- 
leichterung seiner Beschwerden wirksam beitragen. 
Ferner sollen ihm nach Möglichkeit angemessene 
Bildung und Anregungen kultureller oder sonstiger 
Art vermittelt werden. 

(3) Reicht häusliche Pflege aus, soll zunächst dar- 
auf hingewirkt werden, daß sie von Personen, die 
dem Pflegebedürftigen nahestehen, oder im Wege 
der Nachbarschaftshilfe übernommen wird. In die- 
sen Fällen sind, soweit geboten, die tatsächlichen 
Aufwendungen zu erstatten; auch kann eine ange- 
messene Beihilfe gewährt werden. 


UNTERABSCHNITT 11 
Hilfe zur Familien- und Hauspflege 
§ 66 

Inhalt und Aufgabe 

(1) Personen mit eigenem Haushalt soll Hilfe zur 
Familien- und Hauspflege gewährt werden, wenn 
keiner der Haushaltsangehörigen den Haushalt füh- 
ren kann und die Weiterführung des Haushalts ge- 
boten ist. Die Hilfe soll in der Regel nur vorüberge- 
hend gewährt werden. 

(2) Die Hilfe umfaßt die persönliche Betreuung 
von Haushaltsangehörigen sowie die sonstige zur 
Weiterführung des Haushalts erforderliche Tätig- 
keit. 

(3) § 65 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 67 

Hilfe durch anderweitige Unterbringung 
Haushaltsangehöriger 

Die Hilfe kann auch durch Übernahme der ange- 
messenen Kosten für eine vorübergehende ander- 


weitige Unterbringung von Haushaltsangehörigen 
gewährt werden, wenn diese Unterbringung in be- 
sonderen Fällen neben oder statt der Weiterfüh- 
rung des Haushalts geboten ist. 


UNTERABSCHNITT 12 
Hilfe für Gefährdete 
§ 68 

Inhalt und Aufgabe 

(1) Personen, die das achtzehnte Lebensjahr voll- 
endet haben und die dadurch gefährdet sind, daß 
sie aus Mangel an innerer Festigkeit ein geordne- 
tes Leben in der Gemeinschaft nicht führen können, 
soll Hilfe gewährt werden. 

(2) Aufgabe der Hilfe ist es, den Gefährdeten zu 
einem geordneten Leben hinzuführen. Hierbei 
kommt vor allem die Gewöhnung des Gefährdeten 
an regelmäßige Arbeit in Betracht. 

(3) Die Hilfe wird ohne Rücksicht auf vorhande- 
nes Einkommen oder Vermögen gewährt. 

§ 69 

Hilfe in einer Anstalt oder in einem Heim r 
Freiheitsbeschränkung 

(1) Dem Gefährdeten soll geraten werden, sich in 
die Obhut einer Anstalt oder eines Heims zu bege- 
ben, wenn andere Arten der Hilfe nicht ausreichen. 

(2) Lehnt ein Gefährdeter die nach Absatz 1 an- 
gebotene Hilfe ab, kann das Gericht ihn anweisen, 
sich in einer geeigneten, nicht abgeschlossenen An- 
stalt oder ähnlichen Einrichtung aufzuhalten, wenn 

1. der Gefährdete besonders willensschwach 
oder in seinem Triebleben besonders hem- 
mungslos ist und 

2. der Gefährdete verwahrlost oder der Ge- 
fahr der Verwahrlosung ausgesetzt ist 
und 

3. die Hilfe nur in einer Anstalt oder in ei- 
nem Heim wirksam gewährt werden kann. 

Das Grundrecht der Freiheit der Person nach Arti- 
kel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes wird inso- 
weit eingeschränkt. 

(3) Für das Verfahren der Freiheitsbeschränkung 
nach Absatz 2 gilt das Gesetz über das gerichtliche 
Verfahren bei Freiheitsentziehungen vom 29. Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 599), geändert durch das 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung kostenrecht- 
licher Vorschriften vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 861, 937), entsprechend. Spätestens sechs 
Monate nach der Anordnung der Freiheitsbeschrän- 
kung ist über deren Fortdauer durch das Gericht 
von Amts wegen zu entscheiden. Während der Frei- 
heitsbeschränkung kann der Leiter der Anstalt oder 
der Einrichtung den Gefährdeten vorübergehend in 
einer geeigneten Familie unterbringen, wenn dies 
geboten ist, um die Voraussetzungen für eine Auf- 
hebung der Freiheitsbeschränkung zu prüfen. 
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§ 70 

Kostenbeitrag 

Wird die Hilfe in einer Anstalt, einem Heim oder 
durch Unterbringung in einer Familie gewährt, hat 
der Gefährdete aus seinem Einkommen und Vermö- 
gen zu den Kosten des Lebensunterhalts in ange- 
messenem Umfang beizutragen. 


UNTERABSCHNITT 13 
Altenhilfe 
§ 71 

(1) Alten Menschen soll außer der Hilfe nach den 
übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes Altenhilfe 
gewährt werden. Sie soll dazu beitragen, Schwie- 
rigkeiten, die durch das Alter entstehen, zu über- 
winden und Vereinsamung im Alter zu verhüten. 

(2) Als Maßnahmen der Hilfe kommen in ver- 
tretbarem Umfang in Betracht 

1. Hilfe zu einer Tätigkeit des alten Men- 
schen, wenn sie von ihm erstrebt wird und 
in seinem Interesse liegt, 

2. Hilfe bei der Beschaffung von Wohnungen, 
die den Bedürfnissen alter Menschen ent- 
sprechen, 

3. Hilfe zum Besuch von Veranstaltungen 
oder Einrichtungen, die der Geselligkeit, 
der Unterhaltung oder den kulturellen 
Bedürfnissen alter Menschen dienen, 

4. Hilfe, die alten Menschen die Verbindung 
mit nahestehenden Personen ermöglicht. 

(3) Altenhilfe kann ohne Rücksicht auf vorhan- 
denes Einkommen oder Vermögen gewährt werden, 
soweit im Einzelfalle persönliche Hilfe erforderlich 
ist. 


ABSCHNITT 4 

Einsatz des Einkommens und des Vermögens 

UNTERABSCHNITT 1 

Allgemeine Bestimmungen 
über den Einsatz des Einkommens 

§ 72 

Begriff des Einkommens 

(1) Zum Einkommen im Sinne dieses Gesetzes 
gehören alle Einkünfte in Geld oder Geldwert. 

(2) Von dem Einkommen sind abzusetzen 

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern, 

2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung und 
Arbeitslosenversicherung, 


3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten 
Versicherungen oder ähnlichen Einrichtun- 
gen, soweit diese Beiträge gesetzlich vor- 
geschrieben oder nach Grund und Höhe 
angemessen sind, 

4. die mit der Erzielung des Einkommens 
verbundenen notwendigen Ausgaben. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Näheres 
über die Berechnung des Einkommens, besonders 
der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus 
Gewerbebetrieb und aus selbständiger Arbeit, be- 
stimmen. 

§ 73 

Zweckbestimmte Leistungen 

Leistungen, die auf Grund öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften zu einem ausdrücklich genannten 
Zweck gewährt werden, sind nur soweit als Ein- 
kommen zu berücksichtigen, als die Sozialhilfe im 
Einzelfall demselben Zweck dient. 

§ 74 

Zuwendungen 

(1) Zuwendungen der freier Wohlfahrtspflege 
bleiben als Einkommen außer Betracht; dies gilt 
nicht, soweit die Zuwendung die Lage des Empfän- 
gers so günstig beeinflußt, daß daneben Sozialhilfe 
ungerechtfertigt wäre. 

(2) Zuwendungen, die ein anderer gewährt, ohne 
hierzu eine rechtliche oder sittliche Pflicht zu haben, 
sollen als Einkommen außer Betracht bleiben, so- 
weit ihre Berücksichtigung für den Empfänger eine 
Härte bedeuten würde. 


UNTERABSCHNITT 2 

Einkommensgrenzen für die Hilfe 
in besonderen Lebenslagen 

§ 75 

Allgemeine Einkommensgrenze 

(1) Bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen ist 
dem Hilfesuchenden und seinem nicht getrennt 
lebenden Ehegatten die Aufbringung der Mittel nicht 
zuzumuten, wenn während der Dauer des Bedarfs 
ihr monatliches Einkommen zusammen eine Ein- 
kommensgrenze nicht übersteigt, die sich ergibt aus 

1. einem Grundbetrag in Höhe des Ein- 
einhalbfachen des Regelsatzes eines Haus- 
haltsvorstandes, 

2. dem Betrag für die tatsächlichen Kosten 
der Unterkunft und 

3. einem Familienzuschlag von sechzig Deut- 
sche Mark für den nicht getrennt lebenden 
Ehegatten und für jede vom Hilfesuchen- 
den oder seinem nicht getrennt lebenden 
Ehegatten überwiegend unterhaltene Per- 
son. 
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(2) Ist der Hilfesuchende minderjährig und un- j 
verheiratet, so ist ihm und seinen Eltern die Auf- i 
bringung der Mittel nicht zuzumuten, wenn während 1 
der Dauer des Bedarfs das monatliche Einkommen | 
des Hilfesuchenden und seiner Eltern zusammen 
eine Einkommensgrenze nicht übersteigt, die sich 
ergibt aus 

1. einem Grundbetrag in Höhe des Einein- 
halbfachen des Regelsatzes eines Haus- 
haltsvorstandes, 

2. dem Betrag für die tatsächlichen Kosten 
der Unterkunft und 

3. einem Familienzuschlag von sechzig Deut- 
sche Mark für einen Elternteil, wenn die 
Eltern zusammen leben, sowie für den 
Hilfesuchenden und für jede von den 
Eltern oder dem Hilfesuchenden überwie- 
gend unterhaltene Person. 

Leben die Eltern nicht zusammen, richtet sich die 
Einkommensgrenze nach dem Elternteil, bei dem der 
Hilfesuchende lebt; lebt er bei keinem Elternteil, 
bestimmt sich die Einkommensgrenze nach Absatz 1. 

(3) Der für den Grundbetrag maßgebende Regel- 
satz bestimmt sich nach dem Ort, an dem der Hilfe- 
empfänger die Hilfe erhält. Bei der Hilfe in einer 
Anstalt, einem Heim oder einer ähnlichen Einrich- 
tung oder bei Unterbringung in einer anderen Fa- 
milie bestimmt er sich nach dem gewöhnlichen Auf- 
enthalt des Hilfeempfängers oder, wenn im Falle des 
Absatzes 2 auch das Einkommen seiner Eltern oder 
eines Elternteils maßgebend ist, nach deren ge- 
wöhnlichem Aufenthalt; ist ein gewöhnlicher Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
vorhanden oder nicht zu ermitteln, gilt Satz 1. 

(4) Die Länder und, soweit nicht landesrechtliche 
Vorschriften entgegenstehen, auch die Träger der 
Sozialhilfe sind nicht gehindert, für bestimmte Ar- 
ten der Hilfe in besonderen Lebenslagen der Ein- 
kommensgrenze einen höheren Grundbetrag und 
einen höheren Familienzuschlag zugrunde zu legen. 

§ 76 

Erhöhung der allgemeinen Einkommensgrenze 

Der Grundbetrag nach § 75 erhöht sich auf das 
Zweifache des Regelsatzes, der Familienzuschlag auf 
achtzig Deutsche Mark 

1. bei der Hilfe für werdende Mütter und Wöch- 
nerinnen nach § 36, 

2. bei der Eingliederungshilfe für Behinderte, so- 
weit nicht die besondere Einkommensgrenze 
nach § 77 anzuwenden ist, 

3. bei der Tuberkulosehilfe, soweit nicht die be- 
sondere Einkommensgrenze nach § 77 anzu- 
wenden ist. 

§ 77 

Besondere Einkommensgrenze 

(1) An die Stelle des Grundbetrages und des Be- 
trages für die tatsächlichen Kosten der Unterkunft 


nach § 75 tritt ein Grundbetrag von fünfhundert 
Deutsche Mark 

1. bei der Eingliederungshilfe für Behinderte 
nach § 37 Abs. 1, wenn die Maßnahmen 
stationär durchgeführt werden, 

2. bei der ambulanten Behandlung der in § 37 
Abs. 1 genannten Personen (§ 38 Abs. 1 
Nr. 1), 

3. bei der Versorgung der in § 37 Abs. 1 ge- 
nannten Personen mit Körperersatzstük- 
ken sowie mit größeren orthopädischen 
oder größeren anderen Hilfsmitteln (§ 38 
Abs. 1 Nr. 2), 

4. bei der Heilbehandlung und der Hilfe zur 
Eingliederung in das Arbeitsleben für Tu- 
berkulosekranke oder Genesene (§§ 46 
und 47), 

5. bei der Blindenhilfe (§ 64). 

(2) Der Familienzuschlag erhöht sich in den Fäl- 
len des Absatzes 1 auf achtzig Deutsche Mark. Bei 
der Blindenhilfe beträgt er für den nicht getrennt 
lebenden Ehegatten die Hälfte des Grundbetrages 
nach Absatz 1, wenn beide Eheleute blind sind. 

(3) § 75 Abs. 4 gilt nicht. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestim- 
men, welche orthopädischen und anderen Hilfsmittel 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 3 erfüllen. 

§ 78 

Einsatz des Einkommens über der Einkommens- 
grenze 

(1) Soweit das zu berücksichtigende Einkommen 
die maßgebende Einkommensgrenze übersteigt, ist 
die Aufbringung der Mittel in angemessenem Um- 
fang zuzumuten. Bei der Prüfung der Zumutbarkeit 
sind vor allem die Art des Bedarfs, die Dauer und 
Höhe der erforderlichen Aufwendungen sowie be- 
sondere Belastungen des Hillesuchenden und seiner 
unterhaltsberechtigten Angehörigen zu berücksich- 
tigen. 

(2) Ist der Bedarf einmalig oder nur von kurzer 
Dauer, kann die Aufbringung der Mittel auch aus 
dem Einkommen verlangt werden, das innerhalb 
eines angemessenen Zeitraumes nach dem Wegfall 
des Bedarfs erworben wird und die maßgebende 
Einkommensgrenze übersteigt. 

§79 

Einsatz des Einkommens unter der 
Einkommensgrenze 

Die Aufbringung der Mittel kann aus dem Ein- 
kommen, das unter der Einkommensgrenze liegt, 
verlangt werden, 

1. soweit von einem anderen Leistungen für 
einen besonderen Zweck gewährt werden, für 
den sonst Sozialhilfe zu gewähren wäre, 
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2. wenn zur Deckung des Bedarfs nur geringfü- 
gige Mittel erforderlich sind, 

3. bei Maßnahmen der Krankenhilfe, soweit nach 
den Bestimmungen über die gesetzliche Kran- 
kenversicherung eine Selbstbeteiligung vorge- 
sehen ist, 

4. soweit bei der Hilfe in einer Anstalt, einem 
Heim oder einer ähnlichen Einrichtung Auf- 
wendungen für den häuslichen Lebensunter- 
halt erspart werden. Darüber hinaus kann in 
angemessenem Umfange die Aufbringung der 
Mittel verlangt werden von Personen, die auf 
voraussichtlich längere Zeit der Pflege in einer 
Anstalt, einem Heim oder einer ähnlichen Ein- 
richtung bedürfen, solange sie nicht einen an- 
deren überwiegend unterhalten. 

§ 80 

Sonderregelung für die Ausbildungshilfe r 

die Eingliederungshilfe für Behinderte und die 
Tuberkulosehilfe 

(1) Bei der Ausbildungshilfe muß der Auszubil- 
dende sein Einkommen in voller Höhe einsetzen. 

(2) Bei der Eingliederungshilfe für Behinderte 
nach § 38 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 kann verlangt werden, 
daß der Behinderte, bei dem die Maßnahmen der 
Hilfe nicht stationär durchgeführt werden, für sei- 
nen Lebensunterhalt sein Einkommen in voller 
Höhe einsetzt. 

(3) Bei der Tuberkulosehilfe kann verlangt wer- 
den, daß der Kranke oder Genesene, bei dem die 
Maßnahmen der Hilfe nicht stationär durchgeführt 
werden, sowie die anderen in § 49 genannten Per- 
sonen für ihren Lebensunterhalt ihr Einkommen in 
voller Höhe einsetzen. 

(4) Ist in den Fällen der Absätze 1 bis 3 der Hilfe- 
suchende minderjährig und unverheiratet und wird 
der Bedarf nicht in vollem Umfange aus seinem Ein- 
kommen gedeckt, so ist für die Aufbringung der 
noch fehlenden Mittel bei der Prüfung der Zumut- 
barkeit nach § 75 Abs. 2 nur das Einkommen seiner 
Eltern zugrunde zu legen; bei der Berechnung der 
Einkommensgrenze ist für den Hilfesuchenden ein 
Familienzuschlag nicht anzusetzen. 


UNTERABSCHNITT 3 
Einsatz des Vermögens 

§ 81 

Einzusetzendes Vermögen, Ausnahmen 

(1) Zum Vermögen im Sinne dieses Gesetzes ge- 
hört das gesamte verwertbare Vermögen. 

(2) Die Sozialhilfe darf nicht abhängig gemacht 
werden vom Einsatz oder von der Verwertung 

1. eines Vermögens, das aus öffentlichen 
Mitteln zum Aufbau oder zur Sicherung 


einer Lebensgrundlage oder zur Grün- 
dung eines Hausstandes gewährt wird, 

2. eines sonstigen Vermögens, soweit es 
zum Aufbau oder zur Sicherung einer an- 
gemessenen Lebensgrundlage oder zur 
Gründung eines angemessenen Hausstan- 
des oder zur angemessenen Ergänzung 
des Hausrats alsbald verwendet werden 
wird, 

3. eines angemessenen Hausrats; dabei sind 
die bisherigen Lebensverhältnisse des 
Hilfesuchenden zu berücksichtigen, 

4. von Gegenständen, die zur Aufnahme 
oder Fortsetzung der Berufsausbildung 
oder der Erwerbstätigkeit unentbehrlich 
sind, 

5. von Familien- und Erbstücken, deren Ver- 
äußerung für den Hilfesuchenden oder 
seine Familie eine Härte bedeuten würde, 

6. von Gegenständen, die zur Befriedigung 
geistiger, besonders wissenschaftlicher 
oder künstlerischer Bedürfnisse dienen 
und deren Besitz nicht Luxus ist, 

7. eines kleinen Hausgrundstücks, beson- 
ders eines Familienheims, wenn der Hil- 
fesuchende das Hausgrundstück allein 
oder zusammen mit Angehörigen, denen 
es nach seinem Tode weiter als Wohnung 
dienen soll, ganz oder teilweise bewohnt, 

8. kleinerer Barbeträge oder sonstiger Geld- 
werte; dabei ist eine besondere Notlage 
des Hilfesuchenden zu berücksichtigen. 

(3) Die Sozialhilfe darf ferner nicht vom Einsatz 
eines Vermögens abhängig gemacht werden, soweit 
dies für den, der das Vermögen einzusetzen hat, 
und für seine unterhaltsberechtigten Angehörigen 
eine Härte bedeuten würde. Dies ist bei der Hilfe 
in besonderen Lebenslagen vor allem der Fall, so- 
weit eine angemessene Lebensführung oder die 
Aufrechterhaltung einer angemessenen Alterssiche- 
rung wesentlich erschwert würde. 

(4) Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Höhe der Barbeträge oder sonstigen Geldwerte 
im Sinne des Absatzes 2 Nr. 8 bestimmen. 


§ 82 

Darlehen 

Soweit nach § 81 für den Bedarf des Hilfesuchen- 
den Vermögen einzusetzen ist, jedoch der sofortige 
Verbrauch oder die sofortige Verwertung des Ver- 
mögens nicht möglich ist oder für den, der es ein- 
zusetzen hat, eine Härte bedeuten würde, soll die 
Sozialhilfe als Darlehen gewährt werden. Die 
Gewährung kann davon abhängig gemacht werden, 
daß der Anspruch auf Rückzahlung dinglich oder in 
anderer Weise gesichert wird. 
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ABSCHNITT 5 

Verpflichtungen anderer 

§ 83 

Übergang von Ansprüchen 

(1) Hat der Hilfeempfänger für die Zeit, für die 
ihm Hilfe gewährt wird, einen Anspruch gegen 
einen anderen auf Leistungen zur Deckung seines 
Bedarfs an Lebensunterhalt oder in besonderen Le- 
benslagen, kann der Träger der Sozialhilfe durch 
schriftliche Anzeige an den anderen bewirken, daß 
der Anspruch in Höhe seiner Aufwendungen auf ihn 
übergeht; dies gilt bei der Hilfe in besonderen Le- 
benslagen nur, soweit auch bei rechtzeitiger Lei- 
stung des anderen der Hilfeempfänger nach den 
Bestimmungen des Abschnitts 4 sein Einkommen 
einzusetzen hätte. Der Übergang ist nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß der Anspruch nicht übertragen, 
verpfändet oder gepfändet werden kann. 

(2) Die schriftliche Anzeige bewirkt den Über- 
gang des Anspruches für die Zeit, für die dem Hilfe- 
empfänger die Hilfe ohne Unterbrechung gewährt 
wird; als Unterbrechung gilt ein Zeitraum von mehr 
als einem Monat. 

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn in den Fällen des 
§ 17 Abs. 2 und des § 18 Abs. 2 Hilfe zum Lebens- 
unterhalt zuzüglich einer Entschädigung für Mehr- 
aufwendungen gewährt wird, und bei der Unter- 
bringung in einer Arbeitseinrichtung nach § 24. 

§ 84 

Ansprüche gegen einen nach bürgerlichem Recht 
Unterhaltspflichtigen 

(1) Der Träger der Sozialhilfe darf den Über- 
gang eines Anspruches nach § 83 gegen einen nach 
bürgerlichem Recht Unterhaltspflichtigen nur in dem 
Umfange bewirken, in dem ein Hilfeempfänger nach 
den Bestimmungen des Abschnitts 4 mit Ausnahme 
des § 80 sein Einkommen und Vermögen einzuset- 
zen hätte. 

(2) Für die Vergangenheit kann ein Unterhalts- 
pflichtiger außer unter den Voraussetzungen der 
§§ 1613 oder 1711 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
nur in Anspruch genommen werden, wenn ihm die 
Gewährung der Sozialhilfe unverzüglich schriftlich 
mitgeteilt worden ist. 

(3) Der Träger der Sozialhilfe kann davon ab- 
sehen, einen nach bürgerlichem Recht Unterhalts- 
pflichtigen in Anspruch zu nehmen, soweit dies eine 
besondere Härte bedeuten würde. 


ABSCHNITT 6 

Kostenersatz 

§ 85 

(1) Eine Verpflichtung zum Ersatz der Kosten der 
Sozialhilfe besieht nur in den Fällen der Absätze 2 


und 3; eine Verpflichtung zum Kostenersatz nach 
anderen Rechtsvorschriften bleibt unberührt. 

(2) Der Empfänger der Sozialhilfe ist zum Ersatz 
der Kosten verpflichtet, wenn er nach Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres die Voraussetzungen 
für die Gewährung der Sozialhilfe durch vorsätz- 
liches oder grobfahrlässiges Verhalten herbeige- 
führt hat. Hat der Hilfeempfänger das achtzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet, sind seine Eltern 
zum Ersatz der Kosten verpflichtet, wenn sie oder 
einer von ihnen die Voraussetzungen für die Ge- 
währung der Sozialhilfe durch vorsätzliches oder 
grobfahrlässiges Verhalten herbeigeführt haben. 
Von der Heranziehung zum Kostenersatz kann ab- 
gesehen werden, soweit sie eine Härte bedeuten 
oder den Erfolg der Hilfe gefährden würde. 

(3) Der Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt 
und sein Ehegatte sind zum Ersatz der Kosten ver- 
pflichtet, 

1. soweit ihr monatliches Einkommen zusam- 
men die Einkommensgrenze nach § 77 
übersteigt und sein Einsatz nach § 78 zu- 
zumuten ist, 

oder 

2. soweit ihr Vermögen zusammen über dem 
Zwölffachen des Betrages der Einkom- 
mensgrenze nach § 77 liegt; dabei bleibt 
das in § 81 Abs. 2 genannte Vermögen 
außer Betracht. 

Dem Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt 
stehen Eltern gleich, deren Kindern vor Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres Hilfe zum Lebens- 
unterhalt gewährt worden ist. 

(4) Eine Verpflichtung zum Ersatz der Kosten be- 
steht nicht, wenn in den Fällen des § 17 Abs. 2 und 
des § 18 Abs. 2 Hilfe zum Lebensunterhalt zuzüg- 
lich einer Entschädigung für Mehraufwendungen 
gewährt wird, sowie bei einer Unterbringung in 
einer Arbeitseinrichtung nach § 24. 

(5) Eine nach Absatz 2 oder Absatz 3 eingetre- 
tene Verpflichtung zum Ersatz der Kosten geht auf 
den Erben über. Seine Haftung beschränkt sich aui 
den Nachlaß. 

(6) Ein Anspruch auf Ersatz erlischt nach vier 
Jahren vom Ablauf des Jahres an, in dem die So- 
zialhilfe gewährt worden ist. 

ABSCHNITT 7 

Einrichtungen, Zusammenarbeit 

§ 86 

Einrichtungen 

(1) Die Träger der Sozialhilfe sollen darauf hin- 
wirken, daß die zur Gewährung der Sozialhilfe ge- 
eigneten Einrichtungen ausreichend zur Verfügung 
stehen. Sie sollen eigene Einrichtungen nicht neu 
schaffen, soweit geeignete Einrichtungen anderer 
Träger, vor allem der freien Wohlfahrtspflege, vor- 
handen sind, ausgebaut oder geschaffen werden 
können. 
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(2) Werden im Einzelfall Einrichtungen anderer 
Träger in Anspruch genommen, sind Vereinbarun- 
gen über die von den Trägern der Sozialhilfe zu 
erstattenden Kosten anzustreben, soweit darüber 
keine landesrechtlichen Vorschriften bestehen. 

(3) Die Bundesregierung kann im Falle des Ab- 
satzes 2 durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, welche Kostenbestand- 
teile bei den zu erstattenden Kosten zu berücksich- 
tigen sind. 

§ 87 

Zusammenarbeit mit Trägem anderer 
Sozialleistungen 

(1) Die Träger der Sozialhilfe sollen mit den Trä- 
gern anderer Sozialleistungen zur Abstimmung der 
Sozialhilfe und anderer Sozialleistungen Zusammen- 
arbeiten, wenn die Leistungen gleichartig sind und 
wenn gleichmäßige Gewährung oder im Einzelfall 
gegenseitige Ergänzung geboten ist. 

(2) Sind von den Trägern der Sozialhilfe und von 
Trägern anderer Sozialleistungen allgemeine Maß- 
nahmen, vor allem die Schaffung von Einrichtungen, 
für gleiche Aufgaben durchzuführen, sollen die Trä- 
ger der Sozialhilfe auch hier eine Abstimmung an- 
streben. 

§ 88 

Arbeitsgemeinschaften 

(1) Die Träger der Sozialhilfe sollen die Bildung 
von Arbeitsgemeinschaften anstreben, wenn es ge- 
boten ist, die gleichmäßige oder gemeinsame Durch- 
führung von Maßnahmen zu beraten oder zu 
sichern. In den Arbeitsgemeinschaften sollen vor 
allem die Stellen vertreten sein, deren gesetzliche 
Aufgaben dem gleichen Ziel dienen oder die an der 
Durchführung der Maßnahmen beteiligt sind, beson- 
ders die Verbände der freien Wohlfahrtspflege. 

(2) Bei der Bekämpfung der Tuberkulose sollen 
die Träger der Sozialhilfe mit anderen gesetzlich 
verpflichteten Stellen zur Abstimmung der Maß- 
nahmen und Verwaltungsverfahren Arbeitsgemein- 
schaften bilden mit dem Ziel, die Aufgaben gemein- 
sam zu erfüllen. Die Arbeitsgemeinschaften sollen 
vor allem den Bettenausgleich und das Verfahren 
der Schnelleinweisung regeln. Der Träger der So- 
zialhilfe soll die Bildung der Arbeitsgemeinschaft 
anstreben, wenn in seinem Bereich keine Arbeits- 
gemeinschaft besteht. 


ABSCHNITT 8 
Träger der Sozialhilfe 

§ 89 

örtliche und überörtliche Träger 

(1) Örtliche Träger der Sozialhilfe sind die kreis- 
freien Städte und die Landkreise. Sie führen die So- 
zialhilfe als Selbstverwaltungsangelegenheit durch. 


Das Land kann bestimmen, inwieweit die Land- 
kreise ihnen zugehörigen Gemeinden oder Gemein- 
deverbänden die Durchführung von Aufgaben nach 
diesem Gesetz übertragen oder sie sonst heranzie- 
hen können; die Landkreise bleiben dem Hilfe- 
suchenden gegenüber verantwortlich. 

(2) Die Länder bestimmen die überörtlichen Trä- 
ger. Sie können die Durchführung von Aufgaben 
der überörtlichen Träger örtlichen Trägern über- 
tragen oder die überörtlichen Träger hierzu ermäch- 
tigen; die überörtlichen Träger bleiben dem Hilfe- 
suchenden gegenüber verantwortlich. 


§ 90 

örtliche Zuständigkeit 

(1) Für die Sozialhilfe örtlich zuständig ist der 
Träger der Sozialhilfe, in dessen Bereich sich der 
Hilfesuchende tatsächlich aufhält. 

(2) Für die Ausbildungshilfe nach § 29 ist der 
Träger der Sozialhilfe örtlich zuständig, in dessen 
Bereich der Unterhaltspflichtige, dessen Haushalt 
der Auszubildende vor Beginn der Ausbildung an- 
gehört hat, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Ist ein gewöhnlicher Aufenthalt des Unterhalts- 
pflichtigen im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
vorhanden oder hat der Auszubildende vor Beginn 
der Ausbildung nicht dem Haushalt eines Unter- 
haltspflichtigen angehört, so richtet sich die ört- 
liche Zuständigkeit nach Absatz 1. 

§ 91 

Sachliche Zuständigkeit des örtlichen Trägers 

Für die Sozialhilfe sachlich zuständig ist der ört- 
liche Träger der Sozialhilfe, soweit nicht nach § 92 
oder nach Landesrecht der überörtliche Träger sach- 
lich zuständig ist. 

§ 92 

Sachliche Zuständigkeit des überörtlichen Trägers 

(1) Der überörtliche Träger der Sozialhilfe ist 
sachlich zuständig 

1. für die Hilfe in besonderen Lebenslagen 
für die in § 37 Abs. 1 genannten Personen, 
für Geisteskranke, Personen mit einer 
sonstigen geistigen oder seelischen Behin- 
derung oder Störung, Epileptiker und 
Suchtkranke, wenn der Zustand oder das 
Leiden dieser Personen den Aufenthalt in 
einer Anstalt, einem Heim oder einer 
ähnlichen Einrichtung erfordert, 

2. für die Versorgung Behinderter mit 
Körperersatzstücken, größeren orthopä- 
dischen und größeren anderen Hilfs- 
mitteln im Sinne des § 77 Abs. 1 Nr. 3, 

3. für die Tuberkulosehilfe, 

4. für die Blindenhilfe nach § 64, 
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5. für die Hilfe für Gefährdete, wenn die 
Gefährdung den Aufenthalt in einer An- 
stalt, einem Heim oder einer ähnlichen 
Einrichtung erfordert, 

6. für die Hilfe zum Lebensunterhalt oder in 
besonderen Lebenslagen in einer Anstalt, 
einem Heim oder einer ähnlichen Einrich- 
tung, wenn die Hilfe dazu bestimmt ist, 
Nichtseßhafte seßhaft zu machen, 

7. für die Ausbildungshilfe zum Besuch einer 
Hochschule. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 3, 5 und 6 
erstreckt sich die Zuständigkeit des überörtlichen 
Trägers auf alle Leistungen, die dem Hilfeempfänger 
für seine Person nach diesem Gesetz gleichzeitig 
zu gewähren sind, sowie auf die Hilfe nach § 14. 

§ 93 

Allgemeine Aufgaben des überörtlichen Trägers 

Die überörtlichen Träger sollen zur Weiterent- 
wicklung von Maßnahmen der Sozialhilfe, vor allem 
bei verbreiteten Krankheiten, beitragen; hierfür 
können sie die erforderlichen Einrichtungen schaf- 
fen oder fördern. 

§ 94 

Fachkräfte 

Bei der Durchführung dieses Gesetzes sollen Per- 
sonen beschäftigt werden, die sich hierfür nach ihrer 
Gesamtpersönlichkeit eignen und in der Regel eine 
ihren Aufgaben entsprechende Ausbildung erhalten 
haben oder Erfahrungen im Sozialwesen besitzen. 

§95 

Finanzierung 

Das Land bestimmt, wie der Aufwand der Träger 
der Sozialhilfe zu decken ist. 


ABSCHNITT 9 

Kostenerstattung zwischen den Trägern 
der Sozialhilfe 

§ 96 

Kostenerstattung bei Aufenthalt in einer Anstalt 

(1) Kosten, die ein Träger der Sozialhilfe für den 
Aufenthalt eines Hilfeempfängers in einer Anstalt, 
einem Heim oder einer ähnlichen Einrichtung auf- 
gewendet hat, sind von dem sachlich zuständigen 
Träger zu erstatten, in dessen Bereich der Hilfeemp- 
fänger seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Zeit- 
punkt der Aufnahme in die Einrichtung hat oder in 
den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt ge- 
habt hat. Tritt jemand aus einer Anstalt, einem 
Heim oder einer ähnlichen Einrichtung in eine an- 
dere Einrichtung oder von dort in weitere Einrich- 


tungen über, richtet sich der zur Kostenerstattung 
verpflichtete Träger nach dem gewöhnlichen Auf- 
enthalt, der für die erste Einrichtung maßgebend ist. 

(2) Als Aufenthalt in einer Anstalt, einem Heim 
oder einer ähnlichen Einrichtung gilt auch, wenn je- 
mand außerhalb der Einrichtung untergebracht 
wird, aber in ihrer Betreuung bleibt, oder aus der 
Einrichtung beurlaubt wird. 

(3) Die Verpflichtung zur Kostenerstattung naclf 
Absatz 1 besteht auch, wenn jemand bei der Ent 
lassung aus einer Einrichtung oder innerhalb von 
zwei Wochen nach der Entlassung der Sozialhilfe 
bedarf, solange er sich im Bereich des örtlichen 
Trägers, in dem die Einrichtung liegt, außerhalb 
einer Anstalt, eines Heims oder einer ähnlichen 
Einrichtung aufhält; die Verpflichtung zur Erstat- 
tung fällt weg, wenn für einen zusammenhängenden 
Zeitraum von einem Monat Hilfe nicht zu gewäh- 
ren war. 

(4) Absatz 1 gilt nicht, wenn Ausbildungshilfe ge- 
währt wird. 

(5) Anstalten, Heime oder ähnliche Einrichtungen 
im Sinne der Absätze 1 bis 3 sind alle Einrichtun- 
gen, die der Pflege, der Behandlung oder sonstigen 
in diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen oder 
der Erziehung dienen. 

§97 

Kostenerstattung bei Unterbringung 
in einer anderen Familie 

§ 96 gilt entsprechend, wenn ein Kind oder ein 
Jugendlicher unter sechzehn Jahren in einer an- 
deren Familie untergebracht ist. 

§98 

Kostenerstattung bei Geburt in einer Anstalt 

Wird ein Kind in einer Anstalt, einem Heim oder 
einer ähnlichen Einrichtung geboren, so gilt § 96 
entsprechend; an die Stelle des gewöhnlichen 
Aufenthaltes des Hilfeempfängers tritt der gewöhn- 
liche Aufenthalt der Mutter des Kindes. 

§99 

Kostenerstattungsptlicht des überörtlichen Trägers 

Ist in Fällen der §§ 96 bis 98 ein gewöhnlicher 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
vorhanden oder nicht zu ermitteln und gewährt die 
Hilfe ein örtlicher Träger der Sozialhilfe, so sind die 
aufgewendeten Kosten von dem überörtlichen Trä- 
ger der Sozialhilfe zu erstatten, zu dessen Bereich 
der örtliche Träger gehört. 

§ 100 

Kostenerstattung bei pflichtwidriger 
Unterlassung der Hille 

(1) Ein Träger der Sozialhilfe hat einem anderen 
Träger die aufgewendeten Kosten zu erstatten, 
wenn er oder die von ihm beauftragte Stelle die 
erforderliche Hilfe pflichtwidrig nicht gewährt und 
deshalb der andere Träger Kosten aufwenden muß. 
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(2) Gewährt ein Träger der Sozialhilfe einem 
Hilfesuchenden Reisegeld, so handelt er nicht 
pflichtwidrig, wenn dadurch die Reise an den Ort ; 
des gewöhnlichen Aufenthalts ermöglicht wird oder 
wenn dadurch die Notlage des Hilfesuchenden 
beseitigt oder wesentlich gemindert wird oder wenn 
die Reise zur Zusammenführung naher Angehöriger 
geboten und eine Unterkunft für den Hilfesuchenden 
gesichert ist. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 hat der erstattungs- 
pflichtige Träger der Sozialhilfe auf Verlangen des 
anderen Trägers außerdem einen Betrag in Höhe 
eines Drittels der aufgewendeten Kosten, min- 
destens jedoch fünfzig Deutsche Mark, zu zahlen. 

(4) Die Verpflichtung nach den Absätzen 1 und 3 
besteht nicht oder fällt weg, wenn für einen zusam- 
menhängenden Zeitraum von drei Monaten Hilfe 
nicht zu gewähren war. 

§ 101 

Kostenerstattung bei Übertritt aus dem Ausland 

(1) Tritt jemand, der im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes keinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, aus 
dem Ausland in den Geltungsbereich dieses Geset- 
zes über und bedarf er innerhalb eines Monats nach 
seinem Übertritt der Sozialhilfe, so sind die auf- 
gewendeten Kosten von dem überörtlichen Träger 
der Sozialhilfe zu erstatten, in dessen Bereich der 
Hilfesuchende geboren ist. 

(2) Liegt der Geburtsort des Hilfesuchenden nicht 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder ist er nicht 
zu ermitteln, wird der zur Kostenerstattung ver- 
pflichtete überörtliche Träger der Sozialhilfe von 
einer Schiedsstelle bestimmt. Hierbei hat die i 
Schiedsstelle die Einwohnerzahl und die sich nach 
Absatz 1 und § 112 ergebenden Belastungen zu 
berücksichtigen. Die Schiedsstelle wird durch Ver- 
waltungsvereinbarung der Länder gebildet. 

(3) Leben Ehegatten, Verwandte und Verschwä- 
gerte bei Eintritt des Bedarfs an Sozialhilfe zusam- 
men, richtet sich der erstattungspflichtige Träger 
nach dem ältesten von ihnen, der im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes geboren ist. Ist keiner von 
ihnen im Geltungsbereich dieses Gesetzes geboren, 
so ist ein gemeinsamer erstattungspflichtiger Träger 
nach Absatz 2 zu bestimmen. 

(4) Ist ein Träger der Sozialhilfe nach Absatz 1, 
Absatz 2 oder Absatz 3 zur Erstattung der für einen 
Hilfeempfänger aufgewendeten Kosten verpflichtet, 
so hat er auch die für den Ehegatten oder die 
minderjährigen Kinder des Hilfeempfängers auf- 
gewendeten Kosten zu erstatten, wenn diese Perso- 
nen später aus dem Ausland in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes übertreten und innerhalb eines 
Monats der Sozialhilfe bedürfen. 

(5) Die Verpflichtung zur Erstattung der für einen 
Hilfeempfänger aufgewendeten Kosten fällt weg, 
wenn ihm inzwischen für einen zusammenhängen- 
den Zeitraum von drei Monaten Sozialhilfe nicht zu 
gewähren war. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für Personen, 
deren Unterbringung nach dem Übertritt aus dem 
Ausland bundesrechtlich geregelt ist. 


§ 102 

Ausschluß des gewöhnlichen Aufenthalts 

Als gewöhnlicher Aufenthalt im Sinne dieses Ab- 
schnitts gilt nicht der Aufenthalt eines Hilfeemp- 
fängers in einer Einrichtung der in § 96 Abs. 5 
genannten Art oder die Unterbringung in einer 
anderen Familie nach § 97. 

§ 103 

Übernahme der Hilfe 

(1) Der Träger der Sozialhilfe, der die Hilfe 
gewährt, kann von dem kostenerstattungspflichtigen 
Träger verlangen, daß dieser die Gewährung der 
Hilfe in seinem Bereich übernimmt. Der kosten- 
erstattungspflichtige Träger kann verlangen, daß die 
Hilfe von ihm in seinem Bereich gewährt wird. Er 
hat die Kosten zu tragen, die durch den Wechsel des 
Aufenthaltsortes des Hilfeempfängers entstehen. 

(2) Die Übernahme der Hilfe kann nicht verlangt 
werden, wenn der Hilfeempfänger dem Wechsel 
seines Aufenthaltsortes nicht zustimmt oder wenn 
sonst ein wichtiger Grund entgegensteht, besonders 
wenn der erstrebte Erfolg der Hilfe beeinträchtigt 
oder ihre Dauer wesentlich verlängert würde. 

(3) Absatz 1 gilt nicht im Falle des § 99. 

§ 104 

Umfang der Kostenerstattung 

(1) Die aufgewendeten Kosten sind zu erstatten, 
soweit die Hilfe diesem Gesetz entspricht. Dabei 
gelten die Grundsätze für die Gewährung von 
Sozialhilfe, die am Aufenthaltsort des Hilfeemp- 
fängers zur Zeit der Hilfegewährung bestehen. 

(2) Kosten unter einhundert Deutsche Mark sind 
nicht zu erstatten; dies gilt nicht in den Fällen des 
§ 100 Abs. 1 und des § 101. 

(3) Persönliche und sächliche Verwaltungskosten 
sind nicht zu erstatten. 

§ 105 

Frist zur Geltendmachung des Anspruchs auf 
Kostenerstattung 

Will ein Träger der Sozialhilfe von einem an- 
deren Träger Kostenerstattung verlangen, hat er 
ihm dies innerhalb von sechs Monaten nach Beginn 
der Hilfe mitzuteilen. Unterläßt er die Mitteilung 
innerhalb dieser Frist, kann er nur die Erstattung 
der Kosten verlangen, die in den sechs Monaten vor 
der Mitteilung entstanden sind und nachher ent- 
stehen. 

§ 106 

Verjährung 

Der Anspruch auf Erstattung der aufgewendeten 
Kosten verjährt in zwei Jahren vom Ablauf des 
Jahres an, in dem er entstanden ist. Die Bestimmun- 
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gen des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Unter- 
brechung und die Hemmung der Verjährung gelten 
entsprechend. 


ABSCHNITT 10 

Verfahrensbestimmungen 

§ 107 

Beteiligung sozial erfahrener Personen 

(1) Vor dem Erlaß allgemeiner Verwaltungsvor- 
schriften und der Festsetzung der Regelsätze sind 
sozial erfahrene Personen zu hören, besonders aus 
Vereinigungen, die Bedürftige betreuen, oder aus 
Vereinigungen von Sozialleistungsempfängern. 

(2) Vor dem Erlaß des Bescheides über einen 
Widerspruch gegen die Ablehnung der Sozialhilfe 
oder gegen die Festsetzung ihrer Art und Höhe 
sind Personen, wie sie in Absatz 1 bezeichnet sind, 
beratend zu beteiligen. 

§ 108 

Pflichten des Hilfesuchenden und des 
Hilfeempfängers 

(1) Der Hilfesuchende ist verpflichtet, bei der 
Feststellung seines Bedarfs mitzuwirken, soweit ihm 
dies zuzumuten ist. 

(2) Der Hilfeempfänger hat Änderungen der Tat- 
sachen, die für die Hilfe maßgebend sind, besonders 
Änderungen seiner Einkommens- und Vermögens- 
verhältnisse, unverzüglich dem Träger der Sozial- 
hilfe mitzuteilen. Ist der Hilfeempfänger geschäfts- 
unfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt, 
trifft die Verpflichtung nach Satz 1 den gesetzlichen 
Vertreter. 

§ 109 

* Pflicht zur Auskunft 

(1) Die Unterhaltspflichtigen und die Kosten- 
ersatzpflichtigen sind verpflichtet, dem Träger der 
Sozialhilfe über ihre Einkommens- und Vermögens- 
verhältnisse Auskunft zu geben, soweit die Durch- 
führung dieses Gesetzes es erfordert. 

(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Träger 
der Sozialhilfe über die Art und Dauer der Beschäf- 
tigung, die Arbeitsstätte und den Arbeitsverdienst 
des bei ihm beschäftigten Hilfesuchenden, Unter- 
haltspflichtigen oder Kostenersatzpflichtigen Aus- 
kunft zu geben, soweit die Durchführung dieses 
Gesetzes es erfordert. 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber 
vorsätzlich oder fahrlässig die Auskunft nach Ab- 
satz 2 nicht, unrichtig, unvollständig oder nicht frist- 
gemäß erteilt. Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis 
zu eintausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert 
Deutsche Mark geahndet werden. 


§ HO 

Amtshilfe 

Auf Ersuchen der Träger der Sozialhilfe sind die 
anderen Verwaltungsbehörden und die Träger an- 
derer Sozialleistungen verpflichtet, Amtshilfe zu 
leisten. Besonders haben die Finanzbehörden über 
die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des 
Hilfesuchenden, des Unterhaltspflichtigen und des 
Kostenersatzpflichtigen, die Träger anderer Sozial- 
leistungen über alle das Beschäftigungsverhältnis 
dieser Personen betreffenden Tatsachen Auskunft 
zu geben, soweit die Durchführung dieses Gesetzes 
es erfordert. 

§ 111 

Gebührenfreiheit 

(1) Geschäfte und Verhandlungen, die der Durch- 
führung dieses Gesetzes dienen, sind gebührenfrei; 
dies gilt auch für die in der Kostenordnung vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 960) bestimm- 
ten Gerichtsgebühren einschließlich der Beurkun- 
dungs- und Beglaubigungsgebühren. 

(2) Bei der Durchführung dieses Gesetzes sind die 
Träger der Sozialhilfe von den im Gerichtskosten- 
gesetz vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 
941) bestimmten Gebühren befreit. 


ABSCHNITT 11 

Sonstige Bestimmungen 

§ 112 

Sozialhilfe für Deutsche im Ausland 

(1) Deutschen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Ausland haben und iin Ausland der Hilfe bedür- 
fen, soll, vorbehaltlich der Regelung in Absatz 2 
Nr. 1, Hilfe zum Lebensunterhalt, Krankenhilfe und 
Hilfe für werdende Mütter und Wöchnerinnen 
gewährt werden. Sonstige Sozialhilfe kann ihnen 
gewährt werden, wenn die besondere Lage des 
Einzelfalles dies rechtfertigt. 

(2) Soweit es im Einzelfall der Billigkeit ent- 
spricht, kann folgenden Personen, die ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Ausland haben und im Aus- 
land der Hilfe bedürfen, Sozialhilfe gewährt werden: 

1. Deutschen, die gleichzeitig die Staats- 
angehörigkeit ihres Aufenthaltsstaates be- 
sitzen, wenn auch ihr Vater oder ihre 
Mutter die Staatsangehörigkeit dieses 
Staates besitzt oder besessen hat, sowie 
ihren Abkömmlingen, 

2. Familienangehörigen von Deutschen, wenn 
sie mit diesen in Haushaltsgemeinschaft 
leben, 

3. ehemaligen Deutschen, zu deren Über- 
nahme die Bundesrepublik Deutschland 
auf Grund zwischenstaatlicher Abkommen 
verpflichtet wäre, sowie ihren Familien- 
angehörigen. 
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(3) Hilfe wird nicht gewährt, soweit sie von dem 
hierzu verpflichteten Aufenthaltsland oder von an- 
deren gewährt wird oder zu erwarten ist. Hilfe wird 
ferner nicht gewährt, wenn die Heimschaffung des 
Hilfesuchenden geboten ist. 

(4) Art, Form und Maß der Hilfe sowie der Ein- 
satz des Einkommens und des Vermögens richten 
sich nach den besonderen Verhältnissen im Aufent- 
haltsland unter Berücksichtigung der notwendigen 
Lebensbedürfnisse eines dort lebenden Deutschen. 

(5) Für die Gewährung der Hilfe sachlich zu- 
ständig ist der überörtliche Träger der Sozialhilfe. 
Örtlich zuständig ist der Träger, in dessen Bereich 
der Hilfesuchende geboren ist; § 101 Abs. 2 und 3 
gilt entsprechend; die nach § 101 Abs. 3 begründete 
Zuständigkeit bleibt bestehen, solange noch eine 
der dort genannten Personen der Sozialhilfe bedarf. 

(6) Die Träger der Sozialhilfe arbeiten mit den 
deutschen Dienststellen im Ausland zusammen. 

§ 113 

Sozialhilfe für Ausländer und Staatenlose 

(1) Personen, die nicht Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind und die 
sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes tatsächlich 
aufhalten, ist Hilfe zum Lebensunterhalt, Kranken- 
hilfe, Hilfe für werdende Mütter und Wöchnerinnen, 
Tuberkulosehilfe und Hilfe zur Pflege nach diesem 
Gesetz zu gewähren; wer sich in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes begeben hat, um Sozialhilfe 
zu erlangen, hat keinen Anspruch. Im übrigen kann 
Sozialhilfe gewährt werden, soweit dies im Einzel- 
fall gerechtfertigt ist. Rechtsvorschriften, nach denen 
außer den in Satz 1 genannten Leistungen auch son- 
stige Sozialhilfe zu gewähren ist oder gewährt wer- 
den soll, bleiben unberührt. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, daß außer den in Absatz 1 Satz 1 ge- 
nannten Leistungen auch sonstige Sozialhilfe zu ge- 
währen ist oder gewährt werden soll. 

§ 114 

Erstattung von Aufwendungen anderer 

Hat jemand in einem Eilf all einem anderen 
Hilfe gewährt, die der Träger der Sozialhilfe bei 
rechtzeitiger Kenntnis nach diesem Gesetz gewährt 
haben würde, sollen ihm die Aufwendungen in ge- 
botenem Umfang erstattet werden, wenn er sie nicht 
auf Grund rechtlicher oder sittlicher Pflicht selbst zu 
tragen hat und wenn er sie dem Träger der Sozial- 
hilfe innerhalb angemessener Frist mitteilt. 

§ 115 

Eheähnliche Gemeinschaft 

Personen, die in eheähnlicher Gemeinschaft leben, 
dürfen hinsichtlich der Voraussetzungen sowie des 
Umfanges der Sozialhilfe nicht besser gestellt wer- 
den als Ehegatten. § 15 gilt entsprechend. 


ABSCHNITT 12 

Sonderbestimmungen für Personen mit 
körperlicher Behinderung 

§ 116 

Allgemeines 

Bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung 
gelten zur Sicherung wirksamer ärztlicher Maßnah- 
men für Personen mit körperlicher Behinderung 
oder drohender körperlicher Behinderung die §§ 117 
bis 119. Sie gelten nicht für Personen, die wegen 
ihrer Behinderung als Unfallverletzte nach den Be- 
stimmungen der gesetzlichen Unfallversicherung 
oder als Beschädigte nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz oder nach Gesetzen, die das Bundesversor- 
gungsgesetz für anwendbar erklären, Entschädi- 
gungsleistungen erhalten. 

§ 117 

Einleitung ärztlicher Maßnahmen 

(1) Für Personen, 

1. die in ihrer Bewegungsfähigkeit durch 
eine Beeinträchtigung ihres Stütz- oder 
Bewegungssystems wesentlich behindert 
oder von einer solchen Behinderung be- 
droht sind, 

2. bei denen wesentliche Spaltbildungen des 
Gesichts oder des Rumpfes bestehen, 

3. die blind oder von Blindheit bedroht sind, 

4. die durch eine Beeinträchtigung der Hör- 
fähigkeit wesentlich behindert sind oder 

5. die durch eine Beeinträchtigung der 
Sprachfähigkeit wesentlich behindert sind, 

gelten die Absätze 2 bis 4. 

(2) Ist der Behinderte oder von Behinderung Be- 
drohte geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähig- 
keit beschränkt, so haben Hebammen und andere 
Medizinalpersonen, Lehrer und Sozialarbeiter 
(Wohlfahrtspfleger), die bei Ausübung ihres Berufs 
eine Behinderung oder eine drohende Behinderung 
nach Absatz 1 wahrnehmen, den Personensorgebe- 
rechtigten unter Hinweis auf seine Pflichten anzu- 
halten, den Behinderten oder von Behinderung Be- 
drohten einem Arzt vorzustellen. Lehnt der Per- 
sonensorgeberechtigte dies ab, so haben die in 
Satz 1 genannten Personen das Gesundheitsamt zu 
benachrichtigen. 

(3) Ärzte sind verpflichtet, 

1. die in Absatz 1 genannten Personen über 
die Notwendigkeit oder Möglichkeit einer 
ärztlichen Behandlung aufzuklären, 

2. sie durch Aushändigung eines amtlichen 
Merkblattes über die gesetzlichen Hilfs- 
möglichkeiten zu unterrichten, 

3. sie anzuhalten, sich unverzüglich durch 
das Gesundheitsamt beraten zu lassen, 
sowie 
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4. mit ihrem Einverständnis das Gesundheits- 
amt zu benachrichtigen. 

(4) Ist der Behinderte oder von Behinderung Be- 
drohte geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähig- 
keit beschränkt, obliegen den Ärzten die Pflichten 
nach Absatz 3 gegenüber dem Personensorgeberech- 
tigten. Lehnt dieser* es ab, den Behinderten oder 
von Behinderung Bedrohten einer notwendigen Be- 
handlung zuzuführen, oder vernachlässigt er die 
Behandlung, haben die Ärzte auch ohne sein Ein- 
verständnis das Gesundheitsamt zu benachrichtigen. 

§ 118 

Landesarzt 

(1) In jedem Land ist mindestens ein Landesarzt 
zu bestellen, der über besondere Erfahrungen in der 
Hilfe für Personen mit körperlicher Behinderung 
verfügt 

(2) Dem Landesarzt obliegen vor allem folgende 
Aufgaben: 

1. Einrichtung von Sprechtagen zur ärzt- 
lichen Beratung Behinderter oder von Be- 
hinderung Bedrohter und Beteiligung an 
den Sprechtagen, 

2. Erstattung von Gutachten für die Landes- 
behörden, die für das Gesundheitswesen 
und die Sozialhilfe zuständig sind, sowie 
für die Träger der Sozialhilfe, 

3. regelmäßige Unterrichtung der für das 
Gesundheitswesen zuständigen Landes- 
behörde über den Erfolg der Erfassungs-, 
Vorbeugungs- und Bekämpfungsmaßnah- 
men in der Hilfe für Behinderte. 


§ 119 

Aufgaben des Gesundheitsamtes 

Dem Gesundheitsamt obliegen neben der Auf- 
gabe nach § 43 Abs. 3 folgende Aufgaben: 

1. ärztliche Beratung von Personen mit körper- 
licher Behinderung oder drohender körper- 
licher Behinderung, auch während der Durch- 
führung von Heil- und Eingliederungsmaßnah- 
men; hierfür sind die erforderlichen Sprech- 
tage durchzuführen, 

2. Benachrichtigung des Trägers der Sozialhilfe , 
oder des Trägers anderer Sozialleistungen zur 
Einleitung der erforderlichen Maßnahmen, 

3. Einleitung unaufschiebbarer, ambulanter oder 

stationärer ärztlicher Maßnahmen im Beneh- 
men mit dem Träger der Sozialhilfe oder 
einem .anderen zuständigen Träger, bei schon 
in ärztlicher Behandlung stehenden Personen 
auch im Zusammenwirken mit dem behan- 
delnden Arzt, ! 

4. Führung einer Kartei der betreuten Personen 
zur wissenschaftlichen Auswertung. 


ABSCHNITT 13 

Tuberkulosebekämpfung außerhalb 
der Sozialhilfe 


UNTERABSCHNITT 1 

Sonderbestimmungen 
für Träger der Tuberkulosehilfe, die nicht 
Träger der Sozialhilfe sind 

§ 120 

öffentlicher Dienst 

(1) Tuberkulosehilfe ist zu gewähren 

1. Personen, die im Dienst des Bundes oder 
einer bundesunmittelbaren Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts stehen, von dem Dienstherrn, 

2. Versorgungsempfängern des öffentlichen 
Dienstes, deren Versorgungsbezüge der 
Bund oder eine bundesunmittelbare Kör- 
perschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent- 
lichen Rechts trägt, von dem Träger der 
Versorgungslast. 

Die Tuberkulosehilfe ist auch für den Ehegatten und 
für die kinderzuschlagberechtigten Kinder zu gewäh- 
ren, wenn diese nicht selbst einen Anspruch auf 
Tuberkulosehilfe gegen einen in Satz 1 bezeich- 
neten Leistungsträger haben. Kommen für einen 
Kranken oder Genesenen (Satz 1 oder 2) mehrere 
Leistungsträger nach Satz 1 oder ein Leistungs- 
träger nach Satz 1' und ein Leistungsträger nach 
einer entsprechenden Landesregelung (Absatz 5) in 
Betracht, so richtet sich der Anspruch gegen den- 
jenigen Dienstherrn oder Träger der Versorgungs- 
last, der die höheren Dienst- oder Versorgungs- 
bezüge zahlt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Ehrenbeamte und Beamte, die ein ihre 
Arbeitskraft nur nebenbei beanspruchen- 
des Amt bekleiden oder vorübergehend 
für nicht länger als ein Jahr verwendet 
werden, 

2. andere Personen, die für weniger als die 
Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit oder aushilfsweise beschäftigt 
werden, 

3. Personen, die auf Grund der Wehrpflicht 
Wehrdienst oder zivilen Ersatzdienst 
leisten, 

4. Versorgungsempfänger, die ausschließlich 
Beschädigtenversorgung nach dem Dritten 
Teil des Soldatenversorgungsgesetzes oder 
ausschließlich Ubergangsgeld, Abfindungs- 
rente, Übergangsbeihilfe oder Ubergangs- 
gebührnisse erhalten, es sei denn, daß 
der Dienstherr gleichzeitig Berufsförde- 
rung gewährt; dies gilt auch, wenn meh- 
rere dieser Leistungen nebeneinander 
gewährt werden. 
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(3) § 2 Abs. 1 Satz 1, § 3 Abs. 2, die §§ 4, 45 bis 
48, 50 bis 55, 58, 60, 61, 83, 84 und 88 Abs. 2 Satz 1 
und 2 sowie die Bestimmungen des Abschnitts 4 
gelten entsprechend. Die Bundesregierung kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Vorschriften über die Berück- 
sichtigung von Einkommen und Vermögen nach Ab- 
schnitt 4 erlassen. 

(4) Ist die Erkrankung auf einen Dienst- oder 
Arbeitsunfall zurückzuführen oder ist der Dienst- 
herr zur freien Heilfürsorge verpflichtet, so gelten 
neben den hierfür maßgebenden Vorschriften die 
Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 nur, soweit sie 
weitergehende Ansprüche gewähren. 

(5) Die Länder sind verpflichtet, die Tuber- 
kulosehilfe für 

1. die in ihrem Dienst, im Dienst der Gemein- 
den und der Gemeindeverbände sowie 
sonstiger unter der Aufsicht der Länder 
stehender Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts stehen- 
den Personen, 

2. die Versorgungsempfänger des öffent- 
lichen Dienstes, deren Versorgungsbezüge 
ein Land, eine Gemeinde, ein Gemeinde- 
verband oder eine sonstige unter der 
Aufsicht des Landes stehende Körper- 
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffent- 
lichen Rechts trägt, 

sowie für die Ehegatten und für die kinderzuschlag- 
berechtigten Kinder dieser Personen durch den 
Dienstherrn oder den Träger der Versorgungslast 
unter Berücksichtigung der Grundsätze der Ab- 
sätze 1 bis 4 zu regeln. 

(6) Die Länder können Bestimmungen erlassen 
über die Aufbringung der Kosten, die den Gemein- 
den, den Gemeindeverbänden und sonstigen unter 
ihrer Aufsicht stehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts entstehen. 

§ 121 

Wechsel der Zuständigkeit 

(1) In den Fällen des § 120 gilt § 57 vorbehaltlich 
der Regelung des Absatzes 2 entsprechend. 

(2) Mit dem Wechsel des Dienstherrn oder des 
Trägers der Versorgungslast geht die Zuständigkeit 
auf den neuen Dienstherrn oder Träger der Versor- 
gungslast über. Bei Beendigung des Dienstverhält- 
nisses bleibt die bisherige Zuständigkeit bis zur 
Beendigung der Heilbehandlung, jedoch nicht über 
den Ablauf des dritten Monats hinaus bestehen, der 
auf die Entlassung aus der stationären Behandlung 
folgt; sie bleibt über diesen Zeitpunkt hinaus bis 
zur Beendigung der Berufsförderungsmaßnahmen 
bestehen, zu deren Gewährung der Dienstherr auf 
Grund anderer gesetzlicher Vorschriften verpflich- 
tet ist oder während der Dienstzeit verpflichtet war. 

§ 122 

Deutsche Bundesbahn 

Die Deutsche Bundesbahn ist über die Verpflich- 
tung nach § 120 hinaus ermächtigt, die in § 45 
Abs. 2 bezeichneten Leistungen den Betriebsange- 


hörigen und ehemaligen Betriebsangehörigen mit 
Versorgungsbezügen der Deutschen Bundesbahn 
oder ihrer Versicherungsträger sowie deren Fami- 
lienangehörigen zu gewähren. Dies gilt nicht, soweit 
die erforderliche Hilfe anderweitig, bei Versicherten 
oder Rentnern durch einen anderen Träger der 
Sozialversicherung als die Bundesbahnversiche- 
rungsanstalt, gesetzlich sichergestellt ist. 

§ 123 

Anstaltspflege 

(1) Ist ein Tuberkulosekranker wegen Geistes- 
krankheit, Geistesschwäche, Epilepsie oder Sucht- 
krankheit auf öffentliche Kosten in Anstaltspflege 
untergebracht, so ist ihm während der Unterbrin- 
gung auch Heilbehandlung von dem für diese Unter- 
bringung zuständigen Kostenträger zu gewähren. 

(2) § 3 Abs. 2 und die §§ 4, 46 und 61 gelten 
entsprechend. 

§ 124 

Haftvollzug 

(1) Für die Zeit, in der sich ein Tuberkulose- 
kranker in Untersuchungshaft befindet, eine Frei- 
heitsstrafe verbüßt oder auf Grund einer Maßregel 
der Sicherung und Besserung untergebracht ist, ist 
ihm auch Heilbehandlung von der Vollzugsbehörde 
zu gewähren. 

(2) Die §§ 4, 46 und 61 gelten entsprechend. 


UNTERABSCHNITT 2 

Sonderbestimmungen für sonstige zur 
Tuberkulosebekämpfung verpflichtete Stellen 

§ 125 

Anwendungsbereich 

Für die Träger der Sozialversicherung, die Träger 
der Kriegsopferversorgung sowie der Versorgung, 
die nach dem Bundesversorgungsgesetz durch- 
geführt wird, für die Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung und für 
die Gesundheitsämter gelten bis zu einer ander- 
weitigen gesetzlichen Regelung die §§ 126 bis 131. 

§ 126 

Beteiligung des Gesundheitsamtes 

Für die Beteiligung des Gesundheitsamtes gilt 
§ 60 entsprechend; abweichend von Absatz 1 Satz 1 
können Anträge auf Leistungen bei dem Gesund- 
heitsamt oder bei der Gemeinde, in welcher der 
Berechtigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
gestellt werden. 

§ 127 

Arbeitsgemeinschaften 

Für die Bildung von Arbeitsgemeinschaften durch 
die in § 125 genannten Stellen mit anderen gesetz- 
lich verpflichteten Leistungsträgern gilt § 88 Abs. 2 
Satz 1 und 2 entsprechend. 
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§ 128 

Weiterbestehen der Zuständigkeit 

(1) Für das Weiterbestehen der Zuständigkeit 
eines in § 125 genannten Leistungsträgers gilt § 57 
Satz 1 sowie Satz 2 mit Ausnahme der Worte „nicht 
in den Fällen des § 56 und" entsprechend. 

(2) Unberührt bleiben die Bestimmungen über die 
zeitliche Begrenzung der Leistungspflicht in der 
gesetzlichen Krankenversicherung. 

§ 129 

Beratung, Aufklärung, Weisungen 

(1) Die in § 125 genannten Leistungsträger sowie 
die Gesundheitsämter haben den Kranken oder 
Genesenen und seine Familienangehörigen zu be- 
raten und in geeigneter Weise aufzuklären, wie die 
Heilung gefördert und gesichert, die Pflege durch- 
geführt und die Ansteckung vermieden werden 
kann. Falls erforderlich, können die Leistungsträger 
oder die Gesundheitsämter den in Satz 1 genannten 
Personen Weisungen erteilen; der Kranke darf je- 
doch nicht verpflichtet werden, sich einer Behand- 
lung, die mit einer erheblichen Gefahr für Leben 
und Gesundheit verbunden ist, oder einer Opera- 
tion, die einen erheblichen Eingriff in die körper- 
liche Unversehrtheit bedeutet, zu unterziehen. § 3 
Abs, 2 gilt entsprechend. 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen 
sind verpflichtet, den in § 125 bezeichneten Stellen 
die zur Bekämpfung der Tuberkulose erforderlichen 
Auskünfte zu geben und ihren Weisungen zu 
folgen. Verstößt der Kranke, der Genesene oder ein 
Familienangehöriger in grober Weise oder beharr- 
lich gegen die Weisung eines Trägers der Sozial- 
versicherung oder gefährdet er vorsätzlich oder 
grobfahrlässig andere Personen, den Erfolg der 
Heilbehandlung oder einer Eingliederungsmaß- 
nahme, so kann der Träger der Sozialversicherung 
Barleistungen mit Ausnahme von Renten ganz oder 
teilweise versagen, solange der Kranke, der Gene- 
sene oder der Familienangehörige trotz schriftlichen 
Hinweises auf diese Folge sein Verhalten fortsetzt. ! 

(3) Im übrigen bleiben die Vorschriften, welche 
die Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen 
für die Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und 
Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit erlassen, 
unberührt. 

§ 130 

Einzelweisungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung kann in Fällen von grund- 
sätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeutung 
für die Gewährung von Leistungen in den Fällen 
der stationären Dauerbehandlung nach § 1244a der 
Reichsversicherungsordnung, des § 21a des An- 
gestelltenversichcrungsgeseizes und des § 43a des 
Reichsknappschaftsgesetzes Einzelweisungen er- 
teilen. 


§ 131 

Kostentragung durch den Bund 

(1) Der Bund trägt die Aufwendungen, die den 
Trägern der gesetzlichen Rentenversicherungen 
durch die Gewährung der stationären Dauerbehand- 
lung in den Fällen des § 1244a der Reichsversiche- 
rungsordnung, des § 21a des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und des § 43a des Reichsknappschafts- 
gesetzes entstehen. Die persönlichen und sächlichen 
Verwaltungskosten bleiben hierbei außer Ansatz. 
Der knappschaftlichen Rentenversicherung werden 
die Aufwendungen vom Bund im Rahmen des § 128 
des Reichsknappschaftsgesetzes erstattet. 

(2) § 63 Abs. 2 findet Anwendung. 


ABSCHNITT 14 

Änderung und Ergänzung 
des Bundesversorgungsgesetzes 
(Kriegsopferfürsorge) 

§ 132 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer des 
Krieges in der Fassung vom 6. Juni 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 469), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung von Vorschriften der 
Kindergeldgesetze vom 16. März 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 153) wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Leistungen der Kriegsopferfürsorge (§§ 25 
bis 27c), <J 

2. Die Überschrift vor § 25 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Kriegsopferfürsorge" 

3. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 

(1) Die Kriegsopferfürsorge hat sich der Be- 
schädigten und Hinterbliebenen in allen Le- 
benslagen anzunehmen und ihnen behilflich zu 
sein, die Folgen der erlittenen Schädigung oder 
des Verlustes des Ernährers nach Möglichkeit 
zu überwinden oder zu mildern; die Kriegs- 
opferfürsorge umfaßt auch Familienmitglieder 
von Beschädigten, deren Ernährer diese gewe- 
sen sind oder ohne die Schädigung voraussicht- 
lich geworden wären. 

(2) Auf Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
haben Beschädigte und Hinterbliebene An- 
spruch, soweit in den §§ 26 bis 27c bestimmt 
ist, daß Leistungen zu gewähren sind." 

4. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt: 

„§ 25a 

(1) Die Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
werden gewährt, wenn und soweit die Beschä- 
digten infolge der Schädigung und die Hinter- 
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bliebenen infolge des Verlustes ihres Ernäh- 
rers nicht in der Lage sind, trotz der übrigen 
Leistungen nach diesem Gesetz sowie ihres 
sonstigen Einkommens und ihres Vermögens 
eine angemessene Lebensstellung zu erlangen 
oder sich zu erhalten. Die Voraussetzungen des 
Satzes 1 liegen, soweit Einkommen zu berück- 
sichtigen ist, in der Regel vor, wenn das Ein- 
kommen die Rentenbeträge zuzüglich Kinder- 
geld, die Witwenbeihilfe zuzüglich Kindergeld 
oder die Waisenbeihilfe nicht übersteigt, die 
ein erwerbsunfähiger Beschädigter oder ein 
Hinterbliebener ohne Einkommen nach diesem 
Gesetz laufend erhält. Für die Berücksichtigung 
von Vermögen im Sinne des Satzes 1 gelten 
die §§ 81 und 82 des Bundessozialhilfegesetzes 
vom (Bundesgesetzbl. IS....) ent- 

sprechend. 

(2) Der Zusammenhang zwischen der Schä- 
digung oder dem Verlust des Ernährers und 
der Notwendigkeit der Leistungen wird ange- 
nommen, soweit nicht das Gegenteil offenkun- 
dig oder nachgewiesen ist. Auch ohne diesen 
Zusammenhang können Leistungen gewährt 
werden, wenn es besondere Gründe der Billig- 
keit rechtfertigen. 

(3) Leistungen der Kriegsopferfürsorge kön- 
nen auch gewährt werden, wenn zwar die Be- 
schädigten oder Hinterbliebenen selbst oder 
unterhaltspflichtige Angehörige die Leistungen 
aus ihrem Einkommen oder Vermögen bestrei- 
ten könnten, es aber unbillig wäre, dies zu 
verlangen. 

(4) Die Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
werden als persönliche Hilfe, Geldleistungen 
oder Sachleistungen gewährt. Zur persönlichen 
Hilfe gehören auch die Beratung in Fragen der 
Kriegsopferfürsorge und die Beratung in son- 
stigen sozialen Angelegenheiten, soweit diese 
nicht von anderen Stellen oder Personen wahr- 
genommen wird. Als Geldleistungen kommen 
einmalige Beihilfen, laufende Beihilfen und 
Darlehen in Betracht." 

5. § 26 erhält folgende Fassung; 

„§ 26 

(1) Beschädigten ist jede Hilfe zu gewähren, 
die der Erlangung, Wiedererlangung oder Bes- 
serung ihrer beruflichen Leistungsfähigkeit 
dient und sie befähigt, sich am Arbeitsplatz 
und im Wettbewerb mit Nichtbeschädigten zu 
behaupten, 

(2) Als Hilfe im Sinne des Absatzes 1 kom- 
men vor allem berufliche Fortbildung, Umschu- 
lung oder Ausbildung sowie in besonderen Fäl- 
len auch Schulausbildung in Betracht. Die 
Dauer der Förderungsmaßnahme soll die üb- 
liche oder vorgeschriebene Ausbildungszeit in 
der Regel nicht überschreiten. Zu den Hilfen 
gehören unbeschadet des Absatzes 5 auch Hil- 
fen zur Erlangung eines geeigneten Platzes im 
Arbeitsleben sowie nachgehende Hilfen zur 
Sicherung des Platzes im Arbeitsleben; zur 


Gründung und Erhaltung einer selbständigen 
Existenz dürfen Geldleistungen nur als Dar- 
lehen gewährt werden. 

(3) Hilfen im Sinne des Absatzes 2 sind, 
wenn die Besonderheit des Einzelfalles dies 
rechtfertigt, auch Witwen zu gewähren, die zur 
Erhaltung oder Erlangung einer angemessenen 
Lebensstellung erwerbstätig sein wollen. 

(4) Die Hilfen im Sinne des Absatzes 2 
Satz 1 umfassen die Kosten der Förderungs- 
maßnahme und einen Unterhaltsbeitrag zur 
Sicherung des Lebensunterhalts der Beschädig- 
ten und Witwen einschließlich des Lebensunter- 
halts der von ihnen überwiegend unterhalte- 
nen Angehörigen; der Unterhaltsbeitrag ist so 
zu bemessen, daß der Wille der Beschädigten 
und Witwen zur Selbsthilfe gestärkt und eine 
nicht zumutbare Beeinträchtigung ihrer bishe- 
rigen Lebenshaltung vermieden wird. Zu den 
Kosten der Förderungsmaßnahme ist der Be- 
schädigte nicht heranzuziehen. 

(5) Die Beschaffung und die Erhaltung von 
Arbeitsplätzen für Beschädigte und Witwen 
regelt das Schwerbeschädigtengesetz." 

6. § 27 erhält folgende Fassung: 

„§ 27 

(1) Durch Erziehungsbeihilfen ist für Waisen 
und für Kinder von Beschädigten eine Erzie- 
hung zu körperlicher, geistiger und sittlicher 
Tüchtigkeit sowie eine angemessene, ihre An- 
lagen und Fähigkeiten berücksichtigende allge- 
meine und berufliche Ausbildung sicherzu- 
stellen. 

(2) Waisen im Sinne des § 45 Abs. 2 sind 
Erziehungsbeihilfen zu gewähren, wenn 

1. sie Rente oder Waisenbeihilfe nach 
diesem Gesetz erhalten oder 

2. ihr Recht auf Versorgungsbezüge 
§ 65 ruht 

und soweit für ihre Erziehung und Ausbildung 
eigene Mittel und Mittel ihrer unterhaltspflich- 
tigen Angehörigen in ausreichendem Maße 
nicht zur Verfügung stehen. 

(3) Für Kinder im Sinne des § 32 Abs. 5 
sind Beschädigten Erziehungsbeihilfen zu ge- 
währen, wenn 

1. sie Rente nach diesem Gesetz erhal- 
ten oder 

2. ihr Recht auf Versorgungsbezüge oder 
Grundrente nach § 65 ruht oder 

3. ihr Anspruch auf Rente durch Zah- 
lung eines Kapitals nach den §§ 72 
bis 80 ab gefunden ist 

und soweit für die Erziehung und Ausbildung 
Mittel des Kindes und eigene Mittel in aus- 
reichendem Maße nicht zur Verfügung stehen. 
Erziehungsbeihilfen werden nur für unverhei- 
ratete Kinder und längstens bis zur Vollendung 
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ihres fünfundzwanzigsten Lebensjahres ge- 


§ 27b 


währt. Im Falle der Unterbrechung oder Ver- 
zögerung der Schul- oder Berufsausbildung 
durch Erfüllung der gesetzlichen Wehr- oder 
Ersatzdienstpflicht des Kindes ist die Erzie- 
hungsbeihilfe jedoch über das fünfundzwanzig- 
ste Lebensjahr hinaus für einen der Zeit dieses 
Dienstes entsprechenden Zeitraum weiterzu- 
gewähren. 

(4) Erziehungsbeihilfen können auch gewährt 
werden, wenn an Stelle von Renten oder Wai- 
senbeihilfen ein Ausgleich nach § 89 gezahlt 
wird; Entsprechendes gilt im Falle des § 64 
Abs. 3. 

(5) Verzögert sich die Ausbildung aus Grün- 
den, die der Beschädigte oder der Auszubil- 
dende nicht zu vertreten hat, über das fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr hinaus, können Er- 
ziehungsbeihilfen auch über diesen Zeitpunkt 
hinaus entsprechend dem Zeitraum der nach- 
gewiesenen Verzögerung weitergewährt wer- 
den." 


7. Nach § 27 werden folgende §§ 27a, 27b und 27c 
eingefügt: 

„§ 27a 

(1) Beschädigten und Hinterbliebenen ist er- 
gänzende Hilfe zum Lebensunterhalt zu gewäh- 
ren, soweit er nicht aus den übrigen Leistungen 
nach diesem Gesetz und sonstigen Mitteln be- 
stritten werden kann. Für die Bemessung der 
Hilfe gelten die Vorschriften des Bundessozial- 
hilfegesetzes über die Hilfe zum Lebensunter- 
halt unter Berücksichtigung der besonderen 
Lage des Beschädigten oder Hinterbliebenen 
entsprechend. Hierbei bleibt ein Betrag in Höhe 
der Grundrente nach dem Stand des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 1. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I. S. 661) außer Betracht; § 21 
Abs. 1, 2 und 4 des Bundessozialhilfegesetzes 
findet keine Anwendung. 

(2) Beschädigten und Hinterbliebenen ist Er- 
holungsfürsorge zu gewähren, wenn das Ge- 
sundheitsamt bestätigt, daß die Erholungsfür- 
sorge zur Erhaltung der Gesundheit oder Ar- 
beitsfähigkeit notwendig, die Erholungsbedürf- 
tigkeit durch die anerkannte Schädigung oder 
den Verlust des Ernährers bedingt und die be- 
absichtigte Art der Erholung zweckmäßig ist. 
Das Nähere regelt eine Rechtsverordnung der 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(3) Beschädigten und Hinterbliebenen ist 
Wohnungsfürsorge zu gewähren. Sie besteht in 
Beratung in Wohnungs- und Siedlungsangele- 
genheiten sowie in Mitwirkung bei der Be- 
schaffung und Erhaltung ausreichenden und 
gesunden Wohnraums; Geldleistungen werden 
nicht gewährt; Schwerbeschädigten und Wit- 
wen können jedoch Dailehen gewährt werden, 
wenn die Besonderheit des Einzelfalles dies 
rechtfertigt. 


Soweit die §§ 25a bis 27a nichts Besonderes 
bestimmen, gilt Abschnitt 3 des Bundessozial- 
hilfegesetzes unter Berücksichtigung der beson- 
deren Lage des Beschädigten oder Hinterblie- 
benen entsprechend. 

§ 27c 

Kriegsblinden, Ohnhändern, Querschnittge- 
lähmten, die eine Pflegezulage beziehen, und 
sonstigen Empfängern einer Pflegezulage sowie 
Hirnbeschädigten und Beschädigten, deren Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit allein wegen Er- 
krankung an Tuberkulose wenigsten« 50 v. H. 
beträgt, ist durch die Hauptfürsorgestellen eine 
wirksame Sonderfürsorge sicherzustellen." 


8. Nach § 71a wird folgender § 71b eingefügt: 

„§ 71b 

(1) Haben Beschädigte oder Hinterbliebene 
für die Zeit, für die Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge gewährt werden, Ansprüche ge- 
gen einen anderen auf entsprechende Leistun- 
gen, hat der Träger der Kriegsopferfürsorge 
durch schriftliche Anzeige an den anderen zu 
bewirken, daß diese Ansprüche in Höhe sei- 
ner Aufwendungen auf ihn übergehen; in 
Härtefällen kann hiervon abgesehen werden. 
Der Übergang ist nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß die Ansprüche nicht übertragen, verpfän- 
det oder gepfändet werden können. Im Falle 
des § 25a Abs. 3 findet eine Überleitung von 
Ansprüchen nicht statt. 

(2) Die schriftliche Anzeige bewirkt den 
Übergang der Ansprüche für die Zeit, für die 
den Beschädigten oder Hinterbliebenen Lei- 
stungen der Kriegsopferfürsorge ohne Unter- 
brechung gewährt werden? als Unterbrechung 
gilt ein Zeitraum von mehr als einem Monat." 


9. § 89 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 


10. § 92 Abs. 1 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

,,b) Art, Ausmaß und Dauer der Leistungen 
der Kriegsopferfürsorge (§§ 25 bis 27c) so- 
wie das Verfahren,". 


11. § 92 Abs. 1 Buchstabe c wird gestrichen, Buch- 
stabe d wird Buchstabe c. 


„(1) Sofern sich in einzelnen Fällen aus den 
Vorschriften dieses Gesetzes besondere Härten 
ergeben, kann mit Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung, in Fäl- 
len der Kriegsopferfürsorge des Bundesmini- 
sters des Innern, ein Ausgleich gewährt wer- 
den." 
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ABSCHNITT 15 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 133 

Bestimmungen und Bezeichnungen in anderen 
Vorschriften 

(1) Soweit in anderen Vorschriften auf Bestim- 
mungen verwiesen wird oder Bezeichnungen ver- 
wendet werden, die durch dieses Gesetz aufge- 
hoben oder geändert werden, treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Bestimmungen und Bezeich- 
nungen dieses Gesetzes. 

(2) Soweit nach anderen Vorschriften die Für- 
sorgeverbände Aufgaben durchzuführen haben, 
treten an ihre Stelle die Träger der Sozialhilfe. 

§ 134 

Übergangsregelung für laufende Leistungen 

Werden in Einzelfällen bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes laufende Leistungen der öffentlichen Für- 
sorge oder der Tuberkulosenhilfe gewährt, die 
höher sind als die nach diesem Gesetz zu gewäh- 
renden Leistungen, darf die Sozialhilfe bis zum Ab- 
lauf eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nicht geringer sein als die Leistungen, die 
bei Fortgeltung des bisherigen Rechts gewährt wür- 
den. 

§ 135 

Übergangsregelung für die örtliche Zuständigkeit 
in der Tuberkulosehilfe 

Wird bei Inkrafttreten dieses Gesetzes einem 
Tuberkulosekranken durch einen Träger der So- 
zialhilfe stationäre Behandlung gewährt, so bleibt 
die in diesem Zeitpunkt begründete, örtliche Zu- 
ständigkeit des Trägers der Sozialhilfe bis zur Be- 
endigung der Heilbehandlung bestehen, jedoch 
nicht über den Ablauf des dritten Monats hinaus, 
der auf die Entlassung aus der stationären Behand- 
lung folgt. 

§ 136 

Übergangsregelung für die Kostenerstattung 

Auf die Kostenerstattung zwischen den Trägern 
der Sozialhilfe sind die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes geltenden Regelungen weiter anzuwenden 

1. bei allen Leistungen, die für eine vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes liegende Zeit ge- 
währt worden sind, 

2. in den Fällen, in denen vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes die Pflicht zur Kostenerstattung 
durch Anerkennung oder rechtskräftige Ent- 
scheidung festgestellt worden ist. 

§ 137 

Kostenerstattung bei Evakuierten 

Wird ein Evakuierter im Sinne des § 1 des Bun- 
desevakuiertengesetzes in der Fassung vom 5. Ok- 
tober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1687) an den Aus- 
gangsort rückgeführt oder kehrt er an den Aus- 


gangsort zurück, wird hierdurch eine Kostener- 
stattungspflicht nach den §§ 96 bis 98 nicht be- 
gründet. 

§ 138 

Zuständigkeit auf Grund der 
deutsch-schweizerischen Fürsorgevereinbarung 

Die in der Erklärung der Bevollmächtigten der 
Regierung der Bundesrepublik zum Schlußproto- 
koll zur Vereinbarung zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Schweizerischen Eidge- 
nossenschaft über die Fürsorge für Hilfsbedürftige 
vom 14. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 31) 
genannten deutschen Fürsorgestellen sind die über- 
örtlichen Träger der Sozialhilfe, die für die Gewäh- 
rung von Sozialhilfe für Deutsche im Ausland nach 
§112 Abs. 5 örtlich zuständig wären. 

§ 139 

Übergangsregelung bei Nichtbestehen 
der Schiedsstelle 

Solange die Schiedsstelle nach § 101 Abs. 2 nicht 
gebildet ist, nimmt der Bundesminister des Innern 
oder die von ihm beauftragte Stelle die Aufgaben 
der Schiedsstelle wahr. 

§ 140 

Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 

§ 91 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge in der Fassung vom 
14. August 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1215) erhält 
folgende Fassung: 

„§ 91 

Ersatz von Kosten der Sozialhilfe 

(1) Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge 
sind nicht verpflichtet, die Kosten der Sozialhilfe 
nach § 85 Abs. 3 des Bundessozialhilfegesetzes 
vom .... (Bundesgesetzbl. IS....) zu ersetzen. 

(2) Ein nach bürgerlichem Recht unterhalts- 
pflichtiger Vertriebener oder Sowjetzonenflücht- 
ling ist, soweit es sich um eine Person handelt, 
auf die sich die Vorschrift des § 1603 Abs. 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches bezieht, nach den 
§§ 83 und 84 des Bundessozialhilfegesetzes in der 
Regel nicht in Anspruch zu nehmen." 

§ 141 

Änderung des Bundesevakuiertengesetzes 

§ 19 des Bundesevakuiertengesetzes in der Fas- 
sung vom 5. Oktober 1957 . (Bundesgesetzbl. I 
S. 1687) erhält folgende Fassung: 

„§ 19 

Ersatz von Kosten der Sozialhilfe 

(1) Evakuierte sind nicht verpflichtet, die Ko- 
sten der Sozialhilfe nach § 85 Abs. 3 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. . . . I S. . . .) zu ersetzen. 
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(2) Ein nach bürgerlichem Recht unterhalts- 
pflichtiger Evakuierter ist, soweit es sich um eine 
Person handelt, auf die sich die Vorschrift des 
§ 1603 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches be- 
zieht, nach den §§ 83 und 84 des Bundessozial- 
hilfegesetzes in der Regel nicht in Anspruch *zu 
nehmen." 

§ 142 

Änderung der Kostenordnung und des Gesetzes 
über die Kosten der Gerichtsvollzieher 

(1) § 144 Abs. 2 der Kostenordnung vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 960) erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Die in § 111 Abs. 1 des Bundessozialhilfe- 
gesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) bestimmte Gebührenfreiheit gilt auch für 
den Notar, wenn die Notare am Ort der Amts- 
handlung für das Amtsgeschäft ausschließlich zu- 
ständig sind." 

(2) § 8 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Kosten 
der Gerichtsvollzieher vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 861, 887) erhält folgende Fassung: 

„Bei der Durchführung des Bundessozialhilfe- 
gesetzes vom (Bundesgesetzbl. IS....) 

sind die Träger der Sozialhilfe von den Gebüh- 
ren befreit." 

§ 143 

Stadtstaaten-Klausel 

Die Senate der Länder Berlin, Bremen und Ham- 
burg werden ermächtigt, die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden dem 
besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzu- 
passen. 

§ 144 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 145 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden vierten Kalendermonats 
in Kraft. 


1 (2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 

alle entgegenstehenden Vorschriften außer Kraft, 
i besonders 

i 

! 1. die §§ 4 bis 6 des Gesetzes über die Freizügig- 
keit vom 1. November 1867 (Bundesgesetzbl. 
S. 55), zuletzt geändert durch die Verordnung 
des Reichspräsidenten vom 5. Juni 1931 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 279, 308), 

2. die Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 
13. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 100), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz über die Für- 
sorge für Körperbehinderte und von einer Kör- 
perbehinderung bedrohte Personen vom 27. Fe- 
bruar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 147), 

3. die Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 4. De- 
zember 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 765), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung der 
Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art Und 
Maß der öffentlichen Fürsorge vom 4. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 693), vorbehaltlich der Re- 
gelung des Absatzes 3, 

4. das Gesetz über die Fürsorge für Körperbehin- 
derte und von einer Körperbehinderung be- 
drohte Personen vom 27. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 147), zuletzt geändert durch das 
Gesetz über die Tuberkulosenhilfe vom 23. Juli 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 513, 523), 

5. das Gesetz über die Tuberkulosehilfe vom 
23. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 513), 

6. die Dritte Verordnung zur Vereinfachung des 
Fürsorgerechts vom 11. Mai 1943 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 301), 

7. die Vierte Verordnung zur Vereinfachung des 
Fürsorgerechts vom 9. November 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 323), 

8. die Verordnung über den Ersatz von Fürsorge- 
kosten vom 30. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 134), 

9. die Verordnung über die Hilfe zur Erwerbs- 
befähigung und Berufsausbildung in der öffent- 
lichen Fürsorge vom 20. Dezember 1956 (Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 1009). 

(3) § 6 Abs. 1 Buchstabe d der Reichsgrundsätze 
über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge gilt bis zu einer anderweitigen gesetz- 
lichen Regelung weiter; die dort genannte Hilfe zur 
Erziehung gilt als Hilfe in besonderen Lebenslagen 
im Sinne dieses Gesetzes. 
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Begründung 


A. 

Allgemeines 

I. Gründe der gesetzlichen Neuordnung des 
Fürsorgerechts 

Der vorliegende Entwurf eines Bundessozialhilfe- 
gesetzes (BSHG) hat die Neuordnung des Rechts der 
öffentlichen Fürsorge im Rahmen der Soziallei- 
stungsreform zum Gegenstand. Im Gesamtsystem j 
der Sozialleistungen bildet die öffentliche Fürsorge 
einen wichtigen Bestandteil. Wenn sie auch nach 
der Anzahl der Leistungsempfänger sowie nach der 
Höhe der Aufwendungen hinter den meisten ande- 
ren Sozialleistungen zurückbleibt, so ist sie doch 
sowohl als Träger individueller Hilfe wie als Aus- i 
fallbürge für die Fälle sozialer Notlage auch weiter- j 
hin ein unentbehrlicher Teil des Gesamtbereichs der j 
Sozialleistungen. 

Das geltende Fürsorgerecht beruht auf der Verord- 
nung über die Fürsorgepflicht (RFV) von 1924 und 
auf den Reichsgrundsätzen über Voraussetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge (RGr.) aus dem 
gleichen Jahre. RFV und RGr. wurden im Laufe der 
Jahre mehrfach geändert; in ihrem Kern blieben sie 
erhalten. Die letzte weitreichende Änderung erfolgte 
durch das Gesetz über die Änderung und Ergänzung 
fürsorgerechtlicher Bestimmungen vom 20. August 
1953. Weiter wurden wichtige Bestimmungen des 
Fürsorgerechts, zum Teil als Änderung der RFV 
und der RGr., durch die kriegsbedingten Verein- 
fachungsverordnungen erlassen. Bedeutsame Son- 
derregelungen der Fürsorge außerhalb der genann- 
ten Bestimmungen bildeten die Verordnung über 
die Tuberkulosehilfe von 1942, das Körperbehinder- 
tengesetz vom 27. Februar 1957 und das Gesetz über 
die Tuberkulosehilfe vom 23. Juli 1959. 

In den letzten Jahren hat sich mehr und mehr ge- 
zeigt, daß ebenso wie die anderen Sozialleistungs- 
systeme, deren Reform abgeschlossen oder bereits 
eingeleitet worden ist, auch das Recht der öffent- 
lichen Fürsorge der gesetzlichen Neuregelung be- 
darf. Hierfür sind ‘ vor allem die nachstehenden 
Gründe maßgebend: 

1. RFV und RGr. tragen den heutigen sozialen Ver- 
hältnissen nicht mehr genügend Rechnung. Die 
vor über 30 Jahren erlassenen Bestimmungen 
konnten damals als besonders fortschrittlich gel- 
ten. Sie haben es in ihrer allgemein gehaltenen 
Gestaltung einmal ermöglicht, daß auch in den 
Zeiten der Massennotstände die Träger der 
öffentlichen Fürsorge den dringendsten Lebens- 
bedarf der Hilfsbedürftigen decken konnten. 
Zum anderen erlaubte ihre Fassung es auch, daß 
sich die Praxis der Fürsorge, teilweise in wohl- 
wollender Auslegung der Bestimmungen, weiter- 
entwickeln konnte. Es hat sich aber vor allem in 
der jüngsten Vergangenheit herausgestellt, daß 
die bestehenden Fürsorgevorschriften der ver- 


änderten sozialen Wirklichkeit nicht mehr ent- 
sprechen. Hier ist vor allem von Bedeutung, daß 
ein weit größerer Personenkreis als früher in 
die Systeme der sozialen Sicherheit einbezogen 
ist und daß diese Systeme ihrerseits eine we- 
sentliche Ausweitung nach Art und Höhe der 
Leistungen erfahren haben. Die erwähnten Ge- 
setze über die Änderung und Ergänzung für- 
sorgerechtlicher Bestimmungen, über die Für- 
sorge für Körperbehinderte und über die Tuber- 
kulosehilfe wurden wegen der gewandelten Ver- 
hältnisse notwendig. Die neugeschaffenen Vor- 
schriften stellen jedoch nur Teile einer erforder- 
lichen Gesamtreform des Fürsorgerechts dar. 

2. Darüber hinaus hat sich gezeigt, daß die gelten- 
den Fürsorgebestimmungen in wichtigen Punk- 
ten auch den heutigen sozialen Anschauungen 
nicht mehr entsprechen. Dies gilt vor allem für 
den Begriff der fürsorgerechtlichen Hilfsbedürf- 
tigkeit in den §§ 5 und 8 RGr., der sich in vielen 
sozialen Notlagen als zu eng erwiesen hat. Die 
Erweiterung dieses Begriffs lediglich in Sonder- 
gesetzen, so z. B. im Körperbehindertengesetz, 
ist nicht ausreichend. 

Die RFV unterschied ursprünglich zwischen der 
Armenfürsorge und der gehobenen Gruppenfür- 
sorge. Diese Differenzierung ist durch die soziale 
Entwicklung gegenstandslos geworden. Die Be- 
stimmungen über die Gruppenfürsorge sind 
durch das Gesetz vom 20. August 1953 weitge- 
hend aufgehoben oder auf alle Hilfsbedürftigen 
ausgedehnt worden. Die noch geltende Vor- 
schrift des § 1 Abs. 2 RFV, nach der den Für- 
sorgeverbänden auch weiterhin die Armenfür- 
sorge obliegt, muß im Zuge der Neuordnung des 
Fürsorgerechts ebenfalls entfallen. 

3. Während der Geltung des jetzigen Fürsorge- 
rechts mußte die Hilfe überwiegend darin beste- 
hen — und so wurde sie in der Öffentlichkeit 
auch weithin gewertet — , daß Hilfsbedürftige für 
den laufenden Lebensunterhalt unterstützt wur- 
den. Dagegen hat sich in den letzten Jahren so- 
wohl infolge der Besserung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse als auch infolge der Schaffung be- 
sonderer Sozialleistungsgesetze für die Fürsorge 
die Möglichkeit ergeben, sich mehr und mehr 
individuellen Notständen zuzuwenden, die nicht 
den reinen Lebensunterhalt betreffen. Dies ent- 
spricht auch in besonderer Weise ihrer Aufgabe. 
Für diese reichen jedoch die geltenden Fürsorge- 
bestimmungen nicht aus. 

4. Das Kostenausgleichsrecht unter den Fürsorge- 
verbänden, das auf den Bestimmungen der RFV 
beruht, wird wegen der veränderten Verhält- 
nisse nach dem zweiten Weltkrieg nur noch mit 
Einschränkungen angewandt. Hierüber haben die 
Fürsorgeverbände des Bundesgebietes in den 
Jahren 1947/49 die Fürsorgerechtsvereinbarung 
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abgeschlossen, dabei aber zum Ausdruck ge- ! 
bracht, daß diese Vereinbarung nur stellvertre- 
tend für eine neue Gesetzgebung gelten könne. 

5. Ferner ist es notwendig — und diese Notwen- 
digkeit ist in den Fachkreisen der Fürsorge all- 
gemein anerkannt — , das gesamte Fürsorgerecht 
sowohl in materieller wie auch in verfahrens- 
mäßiger Hinsicht in einem Gesetzeswerk zusam- 
menzufassen. Nur so ist es möglich, von einer 
einheitlichen Grundkonzeption auszugehen, auf 
die auch das Fürsorgerecht nicht verzichten kann. 
Eine Zusammenfassung in einem einzigen Ge- 
setzeswerk ist auch aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung dringend erforderlich. Eine 
Regelung der Materie in verschiedenen Einzel- 
gesetzen würde das Fürsorgerecht sowohl für 
die Träger der Fürsorge wie auch für die Emp- 
fänger der Leistungen unübersichtlich machen. 
Zudem gilt es, die Gefahren einer weiteren Auf- 
splitterung des jetzigen Fürsorgerechts abzuwen- 
den. 

Die Neuregelung des Rechts der öffentlichen Für- 
sorge entspricht auch einem Beschluß des Bundes- 
tages, den dieser im Zusammenhang mit der Neu- 
regelung des Rentenversicherungsrechts im Januar 
1957 gefaßt hat. Auch die Fachgremien und die 
Praxis der Fürsorge begrüßen eine gesetzliche Neu- 
ordnung. 

II. Grundsätze des Gesetzentwurfs 

Für den Entwurf des Gesetzes sind die folgenden 
Grundsätze maßgebend: 

1. Die Bundesrepublik Deutschland ist nach ihrem 
Grundgesetz ein sozialer Rechtsstaat (Artikel 20, 
28). Damit gehört zu ihren Aufgaben, sich der 
Menschen anzunehmen, die wegen ihrer beson- 
deren sozialen Lage der Hilfe der Allgemeinheit 
bedürfen. Der vorliegende Entwurf ist dazu be- 
stimmt, im Rahmen des Artikels 74 Nr. 7 GG 
hierfür die erforderlichen Rechtsgrundlagen zu 
schaffen. Er geht dabei von den Bestimmungen 
des Grundgesetzes aus, nach denen jeder das 
Recht auf Leben hat (Artikel 2) und die Würde 
des Menschen zu achten und zu schützen ist (Ar- 
tikel 1). So bezeichnet er es in § 1 als die Auf- 
gabe der Sozialhilfe, dem Empfänger der Hilfe 
die Führung eines Lebens zu ermöglichen, das 
der Würde des Menschen entspricht. 

2. Die vorgeschlagene Neuordnung trägt evolutio- 
nären Charakter. So übernimmt sie weitgehend 
bewährte Regelungen des bisherigen Fürsorge- 
rechts, z. B. Vorschriften über die Hilfe zum Le- 
bensunterhalt, die Ausbildungshilfe, die Kran- 
kenhilfe, die Hilfe für Schwangere und Wöch- 
nerinnen, wobei einige Bestimmungen verdeut- 
licht und vervollständigt werden. Weiter ist vor- 
gesehen, bestehende Sonderregelungen für be- 
stimmte Personengruppen, z. B. für Körperbehin- 
derte, auf Personen in vergleichbarer Lage zu er- 
strecken. Ferner werden einige Hilfearten, die 
außerhalb des Gesetzes durch die Praxis ent- 
wickelt worden sind, nunmehr in das Gesetz 
übernommen, z. B. Hilfe für Gefährdete, Fami- 


lien- und Hauspflege. Der Entwurf sieht keine 
Hilfeleistungen vor, die nicht bereits durch Für- 
sorgeträger erprobt worden sind. 

3. Auch für das BSHG soll der Grundsatz des Nach- 
rangs, der sogenannten Subsidiarität, maßge- 
bend bleiben. Der Entwurf stellt ihn in Über- 
einstimmung mit dem geltenden Recht (vgl. §§ 5, 

8 RGr., § 21 RFV) in einer der Anfangsbestim- 
mungen klar heraus (§ 2). Der Grundsatz besagt, 
daß die aus Mitteln der Allgemeinheit zu finan- 
zierende Sozialhilfe nur dann gewährt wird, 
wenn der Hilfesuchende nicht selbst in der Lage 
ist, sich zu helfen, oder wenn er die Hilfe nicht 
von anderen Personen oder Stellen erhält. Aus 
dem Grundsatz zieht der Entwurf die Folgerung, 
daß niemand, der dem Hilfesuchenden zu einer 
Leistung verpflichtet ist, sich darauf berufen darf, 
daß eine gleichartige Verpflichtung nach dem 
BSHG besteht. 

4. Der Entwurf bringt, ebenfalls in Übereinstim- 
mung mit dem geltenden Recht (vgl. § 10 RGr.), 
das Prinzip der Individualisierung der Hilfe klar 
zum Ausdruck (§ 3). Im Unterschied zur Sozial- 
versicherung oder zur Versorgung, wo die Lei- 
stungen im Hinblick auf geleistete Beiträge oder 
erlittene Opfer bereits durch Gesetz bestimmt 
werden, soll die Sozialhilfe sich nach den Ver- 
hältnissen im Einzelfall bestimmen. Einmal ist es 
angesichts der Vielfalt der Lebensumstände, die 
eine Hilfe erfordern, gar nicht möglich, die im 
Einzelfall notwendige Maßnahme schon durch 
das Gesetz selbst festzulegen — man denke z. B. 
an die Fälle einer rein persönlichen Hilfe - — , zum 
anderen liegt es auch im. Interesse des Hilfesu- 
chenden, daß ihm die nach Lage seines Einzel- 
falles geeignete und notwendige Hilfe zuteil 
wird. 

5. Der Entwurf übernimmt mit der Bestimmung des 
§ 4 den durch die Rechtsprechung der obersten 
Verwaltungsgerichte der Länder und des Bun- 
desverwaltungsgerichts (Urteil vom 24. Juni 
1954) aufgestellten Grundsatz, daß auf die 
Pflichtleistungen der Fürsorge ein Rechtsanspruch 
besteht. Das Bundesverwaltungsgericht begrün- 
det diesen mit den Leitgedanken und mit Einzel- 
bestimmungen des Grundgesetzes. Der Entwurf 
sieht Pflichtleistungen, auf die ein Anspruch be- 
steht, im wesentlichen nur dort vor, wo sie auch 
schon nach geltendem Fürsörgerecht zu gewäh- 
ren sind. Auf die erstmalig in das Gesetz über- 
nommenen Arten der Hilfe wird im allgemeinen 
kein Anspruch eingeräumt. Hier werden erst Er- 
fahrungen auf Grund des neuen Gesetzes vor- 
liegen müssen, ehe später vielleicht ein Rechts- 
anspruch zugebilligt werden kann. 

Da Form und Maß der Hilfe entsprechend dem 
fürsorgerischen Prinzip der Individualisierung, 
von Ausnahmen abgesehen, nicht durch das Ge- 
setz selbst, sondern nach der Lage des Einzel- 
falles zu bestimmen sind, kann sich hierauf der 
Rechtsanspruch nicht beziehen. Er kann nur 
darauf gerichtet sein, daß der Hilfesuchende 
bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
Hilfe erhält. Der Rechtsanspruch auf die Sozial- 
hilfe ist daher ein Anspruch dem Grunde nach. 


32 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1799 


6 . 


7. 


Ihn kann der Hilfesuchende im Rechtswege ver- 1 
folgen. Die Ermessensentscheidungen der Trä- 
ger der Sozialhilfe über Form und Maß der Hilfe ! 
und, wo ein Rechtsanspruch nicht besteht, über 1 
die Gewährung der Hilfe überhaupt sind dage- 
gen nur nach den Bestimmungen der Verwal- 
tungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 17) über die gerichtliche Nach- j 
Prüfung von Ermessensfehlern im Rechtswege j 
angreifbar. ! 

An der Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
für Entscheidungen über öffentlich-rechtliche j 
Streitigkeiten in Angelegenheiten der öffent- j 
liehen Fürsorge ändert der vorliegende Entwurf 
nichts. 

Dem Rechtsanspruch müssen auch gewisse Ver- 
pflichtungen des Hilfesuchenden entsprechen, 
um so mehr, als die Kosten der Hilfe aus Mitteln 
der Allgemeinheit aufgebracht werden. Der Ent- 
wurf sieht solche Verpflichtungen ausdrücklich 
vor. So besteht die Pflicht zur Beschaffung des 
Lebensunternalts durch eigene Arbeitsleistung, 
ehe öffentliche Hilfe gewährt wird (vgl. § 16). 
Der Hilfesuchende ist ferner verpflichtet, bei der 
Feststellung seines Bedarfs (§ 108) und bei dem 
Streben, ihn von der Sozialhilfe unabhängig zu 
machen (§1), mitzuwirken. Damit bringt der Ent- 
wurf zum Ausdruck, daß der Hilfesuchende sich 
nur dann auf den Willen der Allgemeinheit, ihm 
m helfen, verlassen darf, wenn er seinerseits ! 
nach seinen Kräften dazu beiträgt, seine soziale ; 
Notlage zu überwinden oder das mit der Hilfe 
erstrebte Ziel zu erreichen. Er kann sich daher 
auf seinen Rechtsanspruch nur dann berufen, 
wenn er auch die ihm nach dem Gesetz obliegen- 
den Pflichten erfüllt. 


In den vergangenen Jahren hat sich immer stär- 
ker herausgestellt, daß dem persönlichen Cha- 
rakter der Hilfe in der Fürsorge besondere Be- 
deutung zukommt. Diesem Gesichtspunkt ver- 
sucht der Entwurf in zweifacher Hinsicht Aus- 
druck zu geben. 


Einmal stellt er in seinen allgemeinen Bestim- 
mungen die persönliche Hilfe als eine Form der 
Sozialhilfe vor der Geld- oder Sachleistung be- 
sonders heraus (§ 8). Damit soll zum Ausdruck 
kommen, daß bei Vorliegen der Voraussetzun- 
gen für die Gewährung von Sozialhilfe es in vie- 
len Fällen mit der Hingabe von Geld- oder Sach- 
werten nicht getan ist, daß vielmehr die Hilfe 
nur dann wirksam gewährt werden kann, wenn 
der Träger der Hilfe sich um den auf ihn ange- 
wiesenen Menschen kümmert und in gebotenem 
Umfange für seine Betreuung sorgt. Als eine be- 
sondere Art der persönlichen Hilfe führt der 
Entwurf ausdrücklich die Beratung des Hilfe- 
suchenden an (§ 8 Abs. 2). Zum anderen sind die 
in die gesetzliche Regelung neu einbezogenen 
Arten der Hilfe besonders dadurch gekennzeich- 
net, daß bei ihnen eine persönliche Betreuung 
des Hilfeempfängers im Vordergrund steht, so 
die Familien- und Hauspflege (§§ 66, 67), die 
Hilfe für Gefährdete (§§ 68 bis 70), bestimmte 
Arten der Altenhilfe (§ 71). Bei diesen Arten der 
Hilfe wie auch bei anderen im Fürsorgerecht 


i 


bereits enthaltenen, wie z. B. der Hilfe zur 
Pflege, steht zu ihrem persönlichen Charakter 
nicht im Widerspruch, wenn der Hilfeempfänger 
unmittelbar von anderen Stellen, vor allem von 
der freien Wohlfahrtspflege, betreut wird, so 
daß sich der Träger der Sozialhilfe auf die Er- 
stattung der hierfür erforderlichen Kosten be- 
schränken kann. 

Auch die Bestimmung über die Berücksichtigung 
der Wünsche des Hilfesuchenden bei der indi- 
viduellen Gestaltung der Hilfe (§ 3) betont den 
persönlichen Charakter der Sozialhilfe. 

8. Seit langem hat sich in der Praxis der Fürsorge 
gezeigt, daß die Hilfe für Personen, die zugleich 
Mitglieder einer Familiengemeinschaft sind, in 
der Regel nur bei Berücksichtigung ihrer Zuge- 
hörigkeit zur Familie zweckentsprechend gestal- 
tet werden kann. Hieraus haben sich sowohl das 
Prinzip wie auch die Organisation der Familien- 
fürsorge entwickelt, über die Organisationsform 
enthält der Entwurf keine Bestimmung, er be- 
tont jedoch die Notwendigkeit einer familienge- 
rechten Gewährung der Sozialhilfe in einer be- 
sonderen Vorschrift (§ 7). Er trifft auch im ein- 
zelnen Regelungen, die der Verwirklichung des 
Familiengedankens dienen sollen. Hierzu darf 
auf § 65 Abs. 3, § 66 Abs. 3, § 78 Abs. 1, § 81 
Abs. 2 und § 84 Abs. 3 verwiesen werden. 

III. Weiterentwicklung des geltenden Fürsorgerechts 

Wie bereits hervorgehoben, ist der Entwurf des 

BSHG auf eine Weiterentwicklung des geltenden 

Fürsorgerechts gerichtet. Dies gilt besonders für 

die folgenden Punkte: 

1. In den Jahren nach dem zweiten Weltkrieg 
konnte mit dein Nachlassen der durch den Krieg 
bedingten Massennotstände die öffentliche Für- 
sorge sich neben ihrem bisherigen Schwerpunkt 
— der Barunterstützung für den Lebensunter- 
halt — mehr und mehr der Betreuung hilfsbedürf- 
tiger Menschen in sonstigen Notlagen zuwenden. 
Hierbei entwickelte sie besondere Arten der 
Hilfe, überwiegend mit dem Ziel, in Not befind- 
liche Menschen von ihrer besonderen Belastung 
zu befreien und ihnen zu ermöglichen, sich aus 
eigener Kraft in das Leben der Gemeinschaft 
einzugliedern. Zum Teil kennt das geltende 
Fürsorgerecht solche Arten der Hilfe bereits, 
z. B. Krankenhilfe, Hilfe zur Wiederherstellung 
der Arbeitsfähigkeit, Hilfe für Schwangere und 
Wöchnerinnen; zum Teil aber entwickelte die 
Praxis sie aus Gründen sozialer Verpflich- 
tung von sich aus. Hierbei haben die Verbände 
der freien Wohlfahrtspflege vielfach bahnbre- 
chend gewirkt. 

Der vorliegende Entwurf vervollständigt die 
schon geltenden gesetzlichen Bestimmungen, so- 
weit dies der Bedeutung der Hilfe entspricht und 
zur Sicherung ihrer gleichmäßigen Gewährung 
erforderlich ist. Dies gilt z. B. für die Kranken- 
hilfe und die Hilfe für werdende Mütter und 
Wöchnerinnen. Besonders hervorzuheben sind 
auch die Hilfe zur Pflege, die nach dem gelten- 
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den Recht ein Bestandteil des Lebensunterhalts 
ist, und die Hingliederungshilfe für Behinderte, 
die — mit Ausnahme der Fürsorge für Körper- 
behinderte — im jetzigen Fürsorgerecht nicht 
einheitlich geregelt ist. Aus der Fürsorgepraxis, 
die allerdings unterschiedlich geübt wird, über- 
nimmt der Entwurf die vorbeugende Gesund- 
heitshilfe, die Hilfe zur Familien- und Haus- 
pflege, die Hilfe für Gefährdete sowie die Alten- 
hilfe. Diese Arten fürsorgerischer Tätigkeit sind 
inzwischen so weit entwickelt worden, daß ihre 
Einbeziehung in das neue Fürsorgerecht im 
Interesse der auf sie angewiesenen Menschen 
nunmehr geboten ist. Der Entwurf geht bei der 
Übernahme besonderer Hilfearten in das Gesetz 
von dem gegenwärtigen Stande der Entwicklung 
aus. Um aber auch einer weiteren Entwicklung 
Raum zu geben und um die Gewährung von 
Hilfe auch in sonstigen, vom Gesetz im einzel- 
nen nicht erfaßten Fällen zu ermöglichen, sieht 
der Entwurf vor, daß Hilfe auch in anderen, 
nicht ausdrücklich erwähnten Fällen einer sozia- 
len Notlage gewährt werden kann (§ 25 Abs. 2). 

Alle Arten der Hilfe, die nicht für den notwen- 
digen allgemeinen Lebensunterhalt gewährt wer- 
den, faßt der Entwurf unter der Bezeichnung 
„Hilfe in besonderen Lebenslagen" zusammen. 

2. Dem Ziel des Gesetzes entspricht es, daß auf der 
einen Seite die Hilfe so früh wie möglich ein- 
setzt und daß auf der anderen Seite der Erfolg 
der gewährten Hilfe auch auf möglichst lange 
Zeit gesichert bleibt. Dem dienen die vorge- 
sehenen allgemeinen Vorschriften über die vor- 
beugende und die nachgehende Hilfe (§ 6) so- 
wie besondere Bestimmungen hierzu. Das gel- 
tende Fürsorgerecht kennt nur die Kann-Vor- 
schrift des § 3 RGr. über das vorbeugende Ein- 
greifen. Eine Verpflichtung zu nachgehender 
Fürsorge besteht bisher nur für die Eingliede- 
rungshilfe nach § 16 des Gesetzes über die 
Tuberkulosehilfe. Die vorgesehenen Vorschrif- 
ten über vorbeugende und nachgehende Hilfe 
dienen sowohl dem Hilfesuchenden selbst wie 
auch der wirtschaftlichen Verwendung öffent- 
licher Mittel. 

3. Eine besonders bedeutsame Neuerung des Ent- 
wurfs liegt in der Änderung des bisherigen 
Hilfsbedürftigkeitsbegriffs (§§ 5, 8 RGr.) für die 
Hilfe in besonderen Lebenslagen, soweit sich 
dieser Begriff auf das Einkommen bezieht. Teil- 
regelungen bestehen jetzt schon bei der Hilfe 
für Schwangere und Wöchnerinnen, im Körper- 
behindertengesetz, im Gesetz über die Tuber- 
kulosehilfe und in der Verordnung über die Hilfe 
zur Erwerbsbefähigung und Berufsausbildung in 
der öffentlichen Fürsorge von 1956. Nach der 
Absicht des Entwurfs soll ein erweiterter Hilfs- 
bedürftigkeitsbegriff für das gesamte Gebiet der 
Hilfe in besonderen Lebenslagen gelten. 

Dieser Absicht liegen folgende Erwägungen zu- 
grunde: 

Für die Bestreitung des reinen Lebensunterhalts 
muß der Hilfesuchende wie bisher grundsätzlich 
sein gesamtes Einkommen einsetzen (§ 11). 
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Hilfe in besonderen Lebenslagen sollen aber 
auch solche Personen erhalten, deren Einkom- 
men in gewissem Umfange über die Bedarfs- 
sätze für den reinen Lebensunterhalt hinausgeht. 
Diese Tendenz verfolgen auch die genannten 
Sonderregelungen. Dem einzelnen soll über den 
einfachen Bedarfssatz hinaus ein zusätzlicher 
Betrag zur Deckung seiner Aufwendungen für 
den allgemeinen Lebensunterhalt belassen blei- 
ben. Damit soll eine Beeinträchtigung der allge- 
meinen Lebenshaltung des Hilfesuchenden ver- 
mieden werden, soweit sie über das Zumutbare 
hinausgeht. Dieser Gesichtspunkt hat vor allem 
bei den Arten der Hilfe in besonderen Lebens- 
lagen Bedeutung, die der Eingliederung in das 
Leben der Gemeinschaft dienen. Bei ihnen 
kommt es besonders darauf an, die Bereitschaft 
des Einzugliedernden zur Mitwirkung zu fördern. 

Um zu einem* erweiterten Hilfsbedürftigkeits- 
begriff zu gelangen, führt der Entwurf Einkom- 
mensgrenzen ein. Er sieht zwei verschiedene 
Einkommensgrenzen vor, für deren Festsetzung 
durch den Entwurf vor allem Art und Dauer des 
Bedarfs und die Schwere der Belastung des 
Hilfesuchenden maßgebend sind. 

Liegt das zu berücksichtigende Einkommen unter 
der festgesetzten Grenze, wird Hilfe in beson- 
deren Lebenslagen voll gewährt, übersteigt hin- 
gegen das Einkommen des Hilfesuchenden die 
maßgebende Einkommensgrenze, so hat er das 
darüber hinausgehende Einkommen in angemes- 
senem Umfange zur Deckung des Bedarfs einzu- 
setzen. Hier nun soll nach der Absicht des Ent- 
wurfs der Gesichtspunkt der individuellen Be- 
urteilung des Falles wieder Platz greifen. Wäh- 
rend das Einkommen, das unter der durch das 
Gesetz selbst festgelegten Grenze liegt, dem 
Hilfesuchenden voll zur Verfügung bleibt, rich- 
tet sich die Heranziehung des darüber hinaus- 
gehenden Einkommens nach den Besonderheiten 
des Falles. Der Entwurf stellt hierfür Grund- 
sätze auf (§ 78 Abs. 1). In deren Beachtung und 
in der gerechten Würdigung aller Umstände des 
Einzelfalles liegt eine besonders verantwor- 
tungsvolle Aufgabe der Träger der Sozialhilfe. 
Hier bestehen alle Möglichkeiten zwischen einer 
vollen Heranziehung und einer vollen Freilas- 
sung des über der Grenze liegenden Einkom- 
mens. Damit übernimmt der Entwurf die Rege- 
lung des Körperbehindertengesetzes und des 
Tuberkulosehilfegesetzes. 

Wegen der Festsetzung und Berechnung der Ein- 
kommensgrenze im einzelnen wird auf die Be- 
gründung zu den §§ 75 ff. verwiesen. 

In der Frage des Einsatzes des Vermögens über- 
nimmt der Entwurf im wesentlichen die Bestim- 
mungen des Gesetzes vom 20. August 1953 mit 
einer Einschränkung für die Hilfe in besonderen 
Lebenslagen (§§ 81, 82). 

Für besonders gelagerte Fälle, in denen die 
Hilfe in besonderen Lebenslagen nur in der Ge- 
währung persönlicher Hilfe besteht, sieht der 
Entwurf vor, daß die Hilfe ohne Rücksicht auf 
vorhandenes Einkommen oder Vermögen ge- 
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währt wird oder gewährt werden kann (§ 53 i 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, § 68 Abs. 3, § 71 Abs. 3); 
hier ist der Einsatz eigener Mittel wegen der 
Art der Hilfe ohne Bedeutung. 


keinesfalls durch die neuen Bestimmungen ein- 
geschränkt wird (s. § 10). Dies gilt besonders 
für die Arten der Hilfe, die in die gesetzliche 
Regelung neu einbezogen werden. 


4. Eine besonders umstrittene Bestimmung des ge- 
genwärtigen Fürsorgerechts ist § 25 RFV, wo- 
nach der Unterstützte verpflichtet ist, die aufge- 
wendeten Kosten zu ersetzen. Sonderbestim- 
mungen brachten für bestimmte Arten der Lei- 
stungen und für bestimmte Personengruppen be- 
reits weitgehende Einschränkungen der Ersatz- 
pflicht. Auch wurden noch andere ■ wesentliche 
Erleichterungen in Durchführungsbestimmungen 
eingeführt (Verordnung über den Ersatz von 
Fürsorgekosten vom 30. Januar 1951). 

Die Meinung, daß die Verpflichtung zum Kosten- 
ersatz aus sozialethischen und fürsorgepolitischen 
Gründen notwendig sei, wurde in den letzten 
Jahren immer seltener vertreten. Dagegen wurde 
mit steigendem Nachdruck darauf hingewiesen, 
daß gerade diejenigen Hilfsbedürftigen, die auf 
öffentliche Hilfe dringend angewiesen seien, vor 
allem ältere Menschen, wegen der Ersatzpflicht 
nicht um Hilfe nachsuchten. Ferner wurde gel- 
tend gemacht, daß die Verpflichtung zum Kosten- 
ersatz die öffentliche Fürsorge in den Augen der 
Allgemeinheit diskriminiere und daß andere 
Sozialleistungen, wie z. B. die Arbeitslosenhilfe, 
ebenfalls aus öffentlichen Mitteln ohne Ersatz- 
pflicht gewährt würden. Der Entwurf folgt diesen 
Erwägungen und sieht grundsätzlich von einer 
Verpflichtung zum Kostenersatz ab. Sie soll nur 
dann bestehen, wenn die Voraussetzungen für 
die Gewährung der Sozialhilfe durch vorsätz- 
liches oder grobfahrlässiges Verhalten herbei- 
geführt worden sind oder wenn der Empfänger 
von Hilfe zum Lebensunterhalt später zu erheb- 
lichem Einkommen oder Vermögen gelangt (§ 85). 
Bei diesen Ausnahmen geht der Entwurf davon 
aus, daß es im erstgenannten Falle nicht Auf- 
gabe der Allgemeinheit sein kann, die Aufwen- 
dungen ersatzlos zu übernehmen, und daß es im 
zweiten Falle unbillig wäre, von einer Verpflich- 
tung zur Rückerstattung der Aufwendungen ab- 
zusehen. 

5. Die im Entwurf vorgesehenen Leistungen dienen 
weitgehend dem gleichen Zweck wie freiwillige 
oder gesetzliche Leistungen anderer Stellen. Es 
soll erreicht werden, daß sich, soweit möglich, 
Sozialhilfe und die Leistungen anderer zum 
Wohle des Hilfesuchenden sinnvoll ergänzen. 
Diesem Anliegen dienen die vorgesehenen Be- 
stimmungen über Einrichtungen und Zusammen- 
arbeit (§§ 86 bis 88). 


6. Der Entwurf des BSHG rückt die Hilfe in beson- 
deren Lebenslagen in den Vordergrund und be- 
tont die persönliche Hilfe. In der Praxis lassen 
sich diese Ziele nur verwirklichen, wenn geeig- 
nete Fachkräfte in ausreichender Zahl hierfür 
eingesetzt werden. Vielfach ist dies bereits der 
Fall; jedoch wird bei manchen Trägern die Frage 
der Fachkräfte eingehender Prüfung bedürfen. 

Da das Problem der Fachkräfte für die Betreu- 
ung hilfsbedürftiger Menschen eine entscheiden- 
de Bedeutung hat, kann nicht darauf verzichtet 
werden, in den vorliegenden Entwurf eine Be- 
stimmung hierüber aufzunehmen. Sie beschränkt 
sich auf eine allgemein gehaltene Forderung 
(§ 94). 

Im einzelnen ist es Aufgabe der Länder, die 
Frage der Fachkräfte entsprechend ihrer Bedeu- 
tung zu regeln. Dabei wird vor allem auch für 
eine laufende Fortbildung der Fachkräfte zu sor- 
gen sein, damit sie mit den neuen Erkenntnis- 
sen und Erfahrungen auf dem Gebiet der Sozial- 
hilfe vertraut gemacht werden. 

Bei der Würdigung dieser Frage sollte auch be- 
rücksichtigt werden, daß die wirksamste Hilfe 
— gerade sie setzt qualifizierte Mitarbeiter vor- 
aus — auf die Dauer die geringsten Kosten er- 
fordert. 

7. Die Gestaltung des Rechts der Kostenerstattung 
(vgl. §§ 96 bis 106) unter den Trägern der Sozial- 
hilfe geht von den Grundsätzen der Fürsorge- 
rechtsvereinbarung (s. I 4) aus, die sich im we- 
sentlichen bewährt haben. Damit beschränkt der 
Entwurf die Kostenerstattung in der Hauptsache 
auf die Fälle der Hilfe in Anstalten, Heimen und 
ähnlichen Einrichtungen, der Unterbringung in 
anderen Familien sowie auf die Fälle pflicht- 
widrigen Verhaltens. Der völlige Fortfall eines 
Kostenausgleichs oder eine wesentliche Ein- 
schränkung über die Vorschläge des Entwurfs 
hinaus wird im Interesse der Hilfesuchenden 
nicht für vertretbar gehalten; andernfalls würde 
die Gefahr bestehen, daß die erforderlichen Ein- 
richtungen nicht geschaffen oder für Hilfe- 
suchende aus anderen Bezirken nicht zur Ver- 
fügung gestellt werden oder daß der Hilfe- 
suchende außerhalb des Ortes seines gewöhn- 
lichen Aufenthalts keine wirksame Hilfe erhält. 
Insoweit muß die mit der Kostenerstattung not- 
wendigerweise verbundene Verwaltungsarbeit 
hingenommen werden. 


Von besonderer Bedeutung ist das Verhältnis 
der Sozialhilfe zur Tätigkeit der freien Wohl- 
fahrtspflege. Das geltende Recht (§ 5 RFV), das 
vor allem den Gedanken der Zusammenarbeit 
zwischen öffentlicher und freier Wohlfahrts- 
pflege hervorhebt, hat sich bewährt und wird 
daher auch weitgehend in den Entwurf über- 
nommen. Darüber hinaus aber will der Entwurf 
zum Ausdruck bringen, daß der Wirkungsbereich 
der freien Wohlfahrtspflege gewahrt bleibt und 


8. Die bisher auf freier Vereinbarung der Landes- 
fürsorgeverbände (Bonner Vereinbarung vom 
2. September 1952) beruhende Gewährung von 
Fürsorgeleistungen an hilfsbedürftige Deutsche 
im Ausland wird nunmehr in das Gesetz über- 
nommen (§ 112). Der Grundsatz des Nachranges 
dieser Hilfe gegenüber den Verpflichtungen des 
Aufenthaltsstaates wird besonders hervorgeho- 
ben. Auf die Gewährung von Sozialhilfe an 
hilfsbedürftige Deutsche im Ausland besteht 
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nach dem Entwurf kein Rechtsanspruch. Die 
finanziellen Verpflichtungen, die der Bund durch 
das Rundschreiben des Bundesministers des In- 
nern an die Länder vom 4. November 1952, er- 
gänzt durch das Rundschreiben vom 28. Juli 
1955, übernommen hat, sollen durch die Über- 
nahme der bisherigen Vereinbarung in das Ge- 
setz nicht entfallen. Die Frage einer Pauschalie- 
rung der vom Bund zu tragenden Kosten wird 
nach dem Inkrafttreten des BSHG zu prüfen sein. 


IV. Aufbringung der Mittel 

Der Erfolg des vorliegenden Gesetzes wie eines je- 
den Fürsorgegesetzes hängt davon ab, daß die zu- 
ständigen Träger über die notwendigen Mittel zur 
Durchführung des Gesetzes verfügen. Nach der Auf- 
gabenverteilung zwischen Bund und Ländern ist es 
Sache der Länder, Bestimmungen darüber zu tref- 
fen, wie die Mittel für die Durchführung des BSHG 
aufzubringen sind. Aus diesem Grunde muß sich 
der Gesetzentwurf auf eine Rahmenbestimmung 
(§ 95) beschränken, die dem geltenden Recht (§ 2 
Abs. 4 RFV) weitgehend entspricht. 

V. Nicht übernommene Bestimmungen 

Aus dem geltenden Fürsorgerecht sind die nach- 
stehenden Regelungen in den Entwurf des BSHG 
nicht übernommen worden: 

1. Nach § 6 Abs. 1 Buchstabe d RGr. gehört zum 
notwendigen Lebensbedarf bei Minderjährigen 
Hilfe zur Erziehung zu körperlicher, geistiger 
und sittlicher Tüchtigkeit. Diese Bestimmung 
wird in das Sozialhilferecht nicht übernommen, 
öffentliche Hilfe, die der Erziehung Minderjäh- 
riger dient, sollte nur in einem Gesetz geregelt 
werden. Hierfür kommt wohl allein das Reichs- 
gesetz für Jugendwohlfahrt in Betracht, das in 
seinem § 1 jedem deutschen Kind das Recht auf 
Erziehung zur leiblichen, seelischen und gesell- 
schaftlichen Tüchtigkeit zuerkennt und be- 
stimmte Erziehungsmaßnahmen, z. B. die Für- 
sorgeerziehung, auch selbst regelt. Die Neuord- 
nung des Jugendwohlfahrtsrechts ist beabsich- 
tigt. Es wird davon ausgegangen, daß das neue 
Gesetz alle Arten der Hilfe zur Erziehung ab- 
schließend regeln wird. Dies würde auch einer 
klaren Abgrenzung zwischen dem Sozialhilfe- 
gesetz und dem Jugendwohlfahrtsgesetz dienen. 
Der Entwurf des BSHG sieht daher in den 
Schlußbestimmungen (§ 145 Abs. 3) die vor- 
läufige Weitergeltung des § 6 Abs. 1 Buch- 
stabe d RGr. vor. 

2. Die Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge enthalten in 
ihrem Teil B Sondervorschriften über die soziale = 
Fürsorge für Kriegsbeschädigte und Kriegshin- 
terbliebene (§§ 19 bis 32). Die Grundsatzbestim- j 
mungen über die soziale Fürsorge sind im Bun- j 
desversorgungsgesetz enthalten. Nach § 9 Nr. 2 \ 
BVG umfaßt die Versorgung auch die soziale ! 
Fürsorge, Arbeits- und Berufsförderung; über 
diese sind die allgemeinen Regelungen in den 


§§ 25 ff. BVG getroffen. Wenngleich die Maß- 
nahmen der sozialen Fürsorge für Kriegsopfer 
auch weiterhin nach den bewährten fürsorge- 
rischen Methoden, besonders durch individuelle 
Betreuung der Beschädigten und Hinterbliebe- 
nen, durchzuführen sind, empfiehlt es sich doch 
nicht, die Grundsatzbestimmungen des Bundes- 
versorgungsgesetzes durch Einzelbestimmungen 
eines Fürsorgegesetzes zu ergänzen. Aus diesem 
Grunde sollen die Sonderbestimmungen der 
§§ 19 bis 32 RGr. durch den Entwurf aufgehoben 
werden. 

Die durch die Aufhebung dieser Bestimmungen 
notwendig werdende Ergänzung der §§ 25 ff. 
BVG wird in Abschnitt 14 des Entwurfs mit 
einer gleichzeitigen Überarbeitung der Bestim- 
mungen des BVG verbunden. 

3. Nach § 23 RFV kann die Verwaltungsbehörde 
die Unterhaltspflicht eines nach bürgerlichem 
Recht Unterhaltspflichtigen vorbehaltlich des 
ordentlichen Rechtsweges im Verwaltungswege 
selbst feststellen (Resolutverfahren). Diese Be- 
stimmung, die dem Fürsorgeträger manche Er- 
leichterung bietet, wird in den vorliegenden 
Gesetzentwurf nicht übernommen. Nach § 23 
RFV kann eine vorläufig vollstreckbare Ent- 
scheidung über einen bürgerlich-rechtlichen An- 
spruch im Verwaltungswege getroffen werden. 
Da die Verwaltungsbehörde im allgemeinen die 
kreisfreie Stadt oder der Landkreis ist, würde 
der örtliche Träger der Sozialhilfe als Richter in 
eigener Angelegenheit entscheiden. Zudem ver- 
schlechtert § 23 RFV die Stellung des Unter- 
haltspflichtigen, da sich die örtliche Zuständig- 
keit für das Resolutverfahren nach dem Sitz des 
Fürsorgeverbandes richtet, während nach dem 
Zivilprozeßrecht hierfür der Wohnsitz des Un- 
terhaltspflichtigen maßgebend ist. 

Nach der Absicht des Entwurfs soll auch bei 
bürgerlich-rechtlich Unterhaltspflichtigen die all- 
gemeine Regelung gelten, wonach der Träger 
der Sozialhilfe den Anspruch eines von ihm 
unterstützten Hilfeempfängers gegen einen Un- 
terhaltsflichtigen auf sich überleiten und gege- 
benenfalls vor dem ordentlichen Gericht gel- 
tend machen kann. 

4. Der Entwurf übernimmt nicht diejenigen Bestim- 
mungen des Fürsorgerechts, die sich auf die 
Ausführung von Vorschriften außerhalb des 
Fürsorgerechts beziehen. Es sind dies § 21b RFV 
(Kosten der Polizei bei der Unterbringung 
Geisteskranker in einer Anstalt aus Gründen 
der öffentlichen Sicherheit) sowie § 3 der Vier- 
ten Vereinfachungsverordnung vom 9. Novem- 
ber 1944 (Vollziehung strafgerichtlicher Urteile 
über die Unterbringung von Personen in einer 
Heil- oder Pflegeanstalt, einer Trinkerheilanstalt 
oder einer Entziehungsanstalt). Diese Bestim- 
mungen gehen über den Rahmen eines Bundes- 
gesetzes zur Regelung der öffentlichen Fürsorge 
hinaus. Es muß den Ländern überlassen bleiben, 
für ihren Bereich die notwendigen Regelungen 
zur Durchführung von Bestimmungen außerhalb 
des Fürsorgerechts zu treffen. 
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5. § 4 der Dritten Vereinfachungsverordnung vom 
11. Mai 1943 und § 2 der Vierten Vereinfachungs- 
verordnung enthalten allgemeine Bestimmungen 
über die Verteilung der Kosten im Verhältnis 
von Landesfürsorgeverbänden zu Bezirksfür- 
sorgeverbänden und von Landkreisen zu den 
kreisangehörigen Gemeinden. Da die Regelung 
dieser Fragen zu den Aufgaben der Länder ge- 
hört, sieht der Entwurf von der Übernahme der 
genannten Bestimmungen ab. 

VI. Gestaltung des Gesetzentwurfs 

Dem Grundsatz der individuellen Gestaltung der im 
Einzelfall notwendigen Hilfe entspricht es, daß das 
Gesetz den durchführenden Stellen die ihnen zu- 
kommenden Entscheidungen nicht durch zahlreiche 
Einzelregelungen aus der Hand nimmt. Auf der 
anderen Seite ist es bei einem so vielfältigen Auf- 
gabenbereich, wie er nach dem Entwurf vorgesehen 
ist, notwendig, neben den grundsätzlichen Entschei- 
dungen (Einkommensgrenze!) die verschiedenen 
Arten der Hilfe nach ihrem Inhalt und ihren Vor- 
aussetzungen klar zu umreißen und dadurch bei 
aller Verschiedenheit der Bedarfslagen doch eine 
möglichst gleichmäßige Behandlung gleichgearte- 
ter Fälle zu sichern. Diesen beiden Erfordernissen 
sucht der vorliegende Entwurf eines BSHG Rech- 
nung zu tragen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, 
daß Einzelregelungen, die in Sondergesetzen zu- 
gunsten von Hilfesuchenden bereits getroffen wor- 
den sind, nicht zum Schaden der durch sie Be- 
günstigten entfallen können. 

Mit der Regelung des materiellen Leistungsrechts 
vor den Verfahrensbestimmungen folgt der Entwurf 
allgemein anerkannten Grundsätzen. Innerhalb des 
Leistungsrechts behandelt der Entwurf die Hilfe 
zum Lebensunterhalt und die Hilfe in besonderen 
Lebenslagen in zwei getrennnten Abschnitten; dies 
geschieht vor allem wegen der Verschiedenheit der 
Voraussetzungen und um die besondere Bedeutung 
der Hilfe in besonderen Lebenslagen noch zu unter- 
streichen. Da die Hilfe zum Lebensunterhalt auch 
künftig vielfach noch die Grundhilfe sein wird und 
da die Hilfe in besonderen Lebenslagen häufig, vor 
allem bei anstaltsmäßiger Gewährung, die Hilfe 
zum Lebensunterhalt mitumfaßt, wird der Abschnitt 
über die Hilfe zum Lebensunterhalt vorangestellt. 

VII. Bezeichnung des Gesetzes 

Der Entwurf setzt für seinen Bereich an die Stelle 
der in den geltenden Bestimmungen des Fürsorge- 
rechts verwandten Bezeichnung „öffentliche Für- 
sorge" den Begriff „Sozialhilfe". Der Begriff „öffent- 
liche Fürsorge" ist in der Öffentlichkeit noch nicht 
losgelöst von der Vorstellung der Armenfürsorge 
früherer Zeiten und wird überwiegend der richsatz- 
mäßigen Unterstützung für den Lebensunterhalt 
gleichgesetzt. Die eigentliche Bedeutung des neuen 
Gesetzes liegt aber auf dem Gebiet der Hilfe in 
besonderen Lebenslagen. Diese umfaßt eine Reihe 
von Leistungen, die im jetzigen Fürsorgerecht noch 
nicht ausdrücklich aufgeführt sind oder für die Son- 


derregelungen bestehen (z. B. Tuberkulosehilfe). Um 
den gewandelten Charakter des Gesetzes auch 
nach außen deutlich zum Ausdruck zu bringen, er- 
scheint es notwendig, den vorgesehenen Leistungen 
und damit auch dem Gesetz selbst eine neue Be- 
zeichnung zu geben. 

Die Bezeichnung „Sozialhilfe" ist gewählt worden, 
weil die einzelnen Leistungen — in Übereinstim- 
mung mit dem geltenden Recht — im Gesetz als 
Hilfe bezeichnet werden und weil es sich um die 
Hilfe der Allgemeinheit für den einzelnen handelt. 

Die gleichen Gründe, die gegen die Beibehaltung 
der Bezeichnung „öffentliche Fürsorge" sprechen, 
lassen es geboten erscheinen, auch den Begriff 
„Hilfsbedürftiger" nicht mehr zu verwenden. Mit 
diesem Begriff wurde mehr und mehr die Bezeich- 
nung nur derjenigen verbunden, die laufende Unter- 
stützung für den Lebensunterhalt beziehen, wäh- 
rend hilfsbedürftig nach den Bestimmungen des 
Fürsorgerechts z. B. auch der Körperbehinderte ist, 
der bei einem angemessenen laufenden Einkommen 
sich einem Heilverfahren aus Mitteln der Allge- 
meinheit unterzieht. Der Entwurf sieht einen ein- 
heitlichen Begriff nicht mehr vor, sondern bezeich- 
net denjenigen, dessen Bedarf zu prüfen ist, als 
Hilfesuchenden und denjenigen, der Leistungen 
nach diesem Gesetz erhält, als Empfänger der Hilfe. 


VIII. Abgrenzung zu anderem Sozialrecht 

Für die Sozialhilfe ist die Abgrenzung zu den So- 
zialleistungssystemen der Versicherung und Ver- 
sorgung besonders bedeutsam. Eine Reihe von Lei- 
stungen sowohl nach den anderen Sozialleistungs- 
gesetzen wie nach dem Entwurf des BSHG dient 
gleichen Zwecken, so die Hilfe für den Lebensunter- 
halt, Ausbildungshilfe, vorbeugende Gesundheits- 
hilfe, Krankenhilfe, Eingliederungshilfe für Behin- 
derte. Wie die anderen Sozialleistungen soll auch 
die Sozialhilfe Personen aller Altersgruppen zugute 
kommen. Die notwendige Abgrenzung wird ermög- 
licht durch den Grundsatz des Nachranges der So- 
zialhilfe (vgl. § 2 und oben II 3). Danach greift diese 
nur dann ein, wenn die Leistung nach den anderen 
Gesetzen nicht möglich ist. So gesehen hat sie — 
mit den ihr eigenen Maßstäben und mit der Prüfung 
der Einkommens- und Vermögensverhältnisse — 
die Stellung eines Ausfallbürgen. 

Der Grundsatz des Nachranges der Sozialhilfe gilt 
auch gegenüber dem allgemeinen Gesundheitsrecht, 
in das der Entwurf nicht eingreift. Wie bisher bleibt 
die Regelung aller Maßnahmen des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes, die allen Personen ohne 
Rücksicht auf bestehende Versicherungs- oder 
Versorgungsansprüche und ohne Rücksicht auf 
Einkommen und Vermögen zugute kommen 
sollen, auch weiterhin Aufgabe des Gesünd- 
heitsrechtes. Einige Bestimmungen gesundheits- 
rechtlicher Art werden aus dem Körperbehinderten- 
gesetz in den Entwurf übernommen. Da die Rege- 
lung im BSHG nur vorübergehend gedacht ist, ist 
hierfür ein besonderer Abschnitt gewählt worden 
(vgl. die Begründung zu Abschnitt 12). 
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Hinsichtlich der Abgrenzung des Entwurfs zum 
Jugendwohlfahrtsrecht wird auf die Ausführungen 
unter V 1 verwiesen. 

IX. Konkurrierende Gesetzgebung 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß des Bun- 
dessozialhilfegesetzes ergibt sich aus Artikel 74 
Nr. 7 GG. Auch unter der neuen Bezeichnung ge- 
hört das Gesetz zum Recht der Öffentlichen Fürsorge 
im Sinne dieser Bestimmung. Wegen der vorgese- 
henen organisatorischen Bestimmungen bedarf das 
Gesetz der Zustimmung des Bundesrates (Artikel 84 
Abs. 1 GG). 

B. 

Die Bestimmungen im einzelnen 

Zu Abschnitt 1 (Allgemeines) 

Der Gesetzentwurf wird durch einen Abschnitt 
„Allgemeines" eingeleitet. Dieser soll die tragen- 
den Grundsätze des Gesetzes, vor allem Aufgabe, 
Wesen und Besonderheiten der Sozialhilfe heraus- 
steilen. 

Zu § 1 

§ 1 faßt in kurzer Form Inhalt und Aufgabe der 
Sozialhilfe zusammen. Die Aufgabe wird zunächst 
in allgemeiner Form umrissen; insoweit wird auf 
die Ausführungen unter A II 1 verwiesen. Der Ent- 
wurf hebt dann hervor, daß die Sozialhilfe dazu 
dienen soll, den Hilfeempfänger unter seiner Mit- 
wirkung unabhängig von öffentlicher Hilfe zu ma- 
chen, soweit dies im Einzelfall möglich ist. Damit 
bringt er schorf in der ersten Bestimmung zum Aus- 
druck, daß der Gedanke einer Eingliederung des 
Hilfeempfängers in die Gemeinschaft und der Ge- 
danke der Selbsthilfe für das ganze Gesetz maß- 
gebend sein sollen. Versorgungsstaatliches Denken 
ist dem Entwurf fremd. 

Zu § 2 

§ 2 enthält den Grundsatz des Nachranges der So- 
zialhilfe gegenüber den Leistungen und Verpflich- 
tungen anderer. Er übernimmt damit geltendes 
Recht (vgl. §§ 5, 8 RGr., § 21 RFV). Auf die Aus- 
führungen unter A II 3 wird verwiesen. 

Der Nachrang der Sozialhilfe soll nach Absatz 2 
Satz 2 auch dann gelten, wenn nach besonderen 
Rechtsvorschriften Leistungen vorgesehen sind, auf 
die jedoch kein Rechtsanspruch besteht; solche Lei- 
stungen dürfen im Einzelfall nicht mit der Begrün- 
dung versagt werden, daß das BSHG gleichartige 
Leistungen, ggf. auch als Pflichtleistungen, vor- 
sieht. Das bedeutet, daß die Hilfe nach dem BSHG 
— mit der notwendigen Prüfung der Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse — nur als letzte Mög- 
lichkeit in Anspruch genommen werden kann. Da 
dieser Grundsatz auch bisher schon zwar allge- 
mein anerkannt worden, in gewissen Fällen jedoch 
rechtlich zweifelhaft gewesen ist, erscheint es not- 
wendig, ihn im Gesetz ausdrücklich zu regeln. 


Für freiwillige Zuwendungen sind Sonderbestim- 
mungen vorgesehen (§ 74). 

Zu § 3 

Absatz 1 übernimmt aus dem geltenden Recht (§ 10 
Abs. 1 RGr.) den Grundsatz der individuellen Ge- 
staltung der Sozialhilfe. Auf die allgemeinen Aus- 
führungen unter A II 4 wird verwiesen. Nach der 
Besonderheit des Einzelfalles richten sich die Art 
der Hilfe (z. B. Krankenhilfe oder Hilfe zur Pflege), 
die Form der Hilfe (z. B. Geldleistung oder persön- 
liche Hilfe) und das Maß der Hilfe (z. B. Höhe des 
Geldbetrages für einmalige Leistungen zum Lebens- 
unterhalt). 

Eine dem Absatz 2 entsprechende Bestimmung gibt 
es außer der Sondervorschrift des § 29 Abs. 1 Satz 4 
des Gesetzes über die Tuberkulosehilfe vom 23. Juli 
1959 im geltenden Fürsorgerecht nicht. Absatz 2 soll 
den Gesichtspunkt der individuellen Hilfe beson- 
ders aus der Sicht des Hilfeempfängers herausstel- 
len. Die Entscheidung darüber, ob den Wünschen 
des Hilfeempfängers entsprochen werden soll, trifft 
der Träger der Sozialhilfe im Rahmen seines pflicht- 
mäßigen Ermessens. Wünsche des Hilfeempfängers 
können sich z. B. beziehen auf ein Verbleiben im 
gewohnten Lebenskreis, auf die Betreuung durch 
eine bestimmte Einrichtung der Familien- und Haus- 
pflege oder bei der Unterbringung in einem Heim 
auf die Berücksichtigung der Trägerschaft. 

Die Sonderregelung des Absatzes 3 stellt eine Er- 
gänzung der allgemeinen Bestimmung des Absat- 
zes 2 dar. 

Zu § 4 

Auf die Ausführungen unter A II 5 über die grund- 
sätzliche Bejahung eines Rechtsanspruchs und über 
sein Verhältnis zum Ermessen des Trägers der 
Sozialhilfe wird verwiesen. 

Der Entwurf sieht nicht allgemein einen Anspruch 
auf Sozialhilfe vor, sondern legt jeweils im ein- 
zelnen fest, ob ein Anspruch auf eine bestimmte 
Hilfe gegeben ist. 

Wegen des persönlichen Charakters der Sozialhilfe 
wird bestimmt, daß der Anspruch nicht übertragbar 
ist. 

Zu § 5 

Die vorgesehene Bestimmung entspricht dem gel- 
tenden Recht (§ 2 Abs. 1 RGr.); dabei wird ver- 
sucht, den Begriff „rechtzeitig" den Bedürfnissen der 
Praxis entsprechend zu verdeutlichen. Eines beson- 
deren Antrages auf die Gewährung von Sozialhilfe 
bedarf es nach § 5 auch künftig nicht. 

Zu § 6 

Auf Grund der Erfahrungen in der Fürsorgepraxis 
ist es erforderlich, im neuen Gesetz eine allgemeine 
Bestimmung über vorbeugende und über nach- 
gehende Hilfe vorzusehen. Auf die allgemeinen 
Ausführungen hierüber unter A III 2 wird ver- 
wiesen. 
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Soweit der Entwurf besondere Bestimmungen über 
vorbeugende oder nachgehende Hilfe vorsieht, ha- 
ben diese den Vorrang (Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 
Satz 2). 

Zu § 7 

Wegen der Bedeutung familiengerechter Hilfe für 
das gesamte Gebiet der Sozialhilfe wird auf die 
Ausführungen unter A II 8 verwiesen. 

Zu § 8 

Wie nach geltendem Recht (§ 11 Abs. 1 RGr.) soll 
auch weiterhin die Hilfe in der Form der persön- 
lichen Hilfe, der Geldleistung oder der Sachleistung 
gewährt werden. Absatz 1 stellt abweichend von 
§ 11 Abs. 1 RGr. die persönliche Hilfe an die Spitze 
der drei Formen. Die Gründe hierfür ergeben sich 
aus den Ausführungen unter A II 7. 

Im Hinblick auf die besondere Bedeutung der Bera- 
tung Hilfesuchender im Rahmen der persönlichen 
Hilfe sieht der Entwurf hierzu eine nähere Bestim- 
mung vor. Danach gehört die Beratung in Fragen 
der Sozialhilfe stets zu den Aufgaben des Trägers 
der Sozialhilfe. Sie soll von ihm aber auch in son- 
stigen sozialen Angelegenheiten, in denen sich der 
Hilfesuchende an ihn wendet, erteilt werden, soweit 
sie nicht Aufgabe anderer Stellen oder Personen ist 
oder von den Verbänden der freien Wohlfahrts- 
pflege wahrgenommen wird. In diesen Fällen wird 
der Träger der Sozialhilfe in geeigneter Form den 
Hilfesuchenden an die anderen Stellen oder Per- 
sonen oder die freie Wohlfahrtspflege verweisen 
oder die Beratung vermitteln. Als andere Stellen 
oder Personen kommen vor allem die Träger an- 
derer Sozialleistungen und die Angehörigen der 
rechtsberatenden Berufe in Betracht. 

Zu § 9 

Zu den Vorschriften über die Grundsätze der Sozial- 
hilfe gehört auch eine kurzgefaßte Bestimmung über 
ihre Träger. 

Zu § 10 

Die Bestimmung übernimmt weitgehend den jetzi- 
gen § 5 RFV und unterstreicht darüber hinaus den 
Gedanken der Subsidiarität der Sozialhilfe im Ver- 
hältnis zur freien Wohlfahrtspflege. Auf die Aus- 
führungen unter A III 5 wird verwiesen. 

Absatz 1 hebt die Stellung der Kirchen und Reli- 
gionsgesellschaften sowie der Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege als Träger eigener, d. h. selbstän- 
diger Aufgaben hervor. Diese können sich mit den 
Aufgaben der Sozialhilfe decken, sie können aber 
auch auf anderen Gebieten liegen. 

Absatz 2 übernimmt die Regelung des § 5 Abs. 4 
RFV und betont in Satz 2 die Selbständigkeit der 
freien Wohlfahrtspflege und damit deren Unab- 
hängigkeit von den Bestimmungen des BSHG. 

Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Absatz 3 
Satz 1 sollen die Träger der Sozialhilfe die Ver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege in ihrer Tätig- 


keit auf dem Gebiete der Sozialhilfe angemessen 
unterstützen (Absatz 3 Satz 2). Die Entscheidung 
über Art und Umfang einer Unterstützung trifft der 
Träger der Sozialhilfe in eigener Verantwortung im 
Rahmen seiner Gesamtaufgaben; ein Rechtsanspruch 
auf Unterstützung besteht nicht. Die Bestimmung 
des Satzes 2 entspricht der bereits weithin geübten 
Praxis, die sich vor allem deshalb herausgebildet 
hat, weil die Verbände der freien Wohlfahrtspflege 
nicht mehr hinreichend über eigenes Vermögen 
oder sonstige Einnahmen verfügen, die ihnen ge- 
statten, ohne öffentliche Hilfe ihren Aufgaben nach- 
zukommen. Die Unterstützung durch die Träger der 
Sozialhilfe kann in finanzieller oder sonstiger Hilfe 
bestehen, 

Absatz 4 hebt den Grundsatz der Subsidiarität 
öffentlicher Hilfe im Verhältnis zur freien Wohl- 
fahrtspflege für die Fälle hervor, in denen die Trä- 
ger der Sozialhilfe in Durchführung ihrer Verpflich- 
tung die erforderliche Betreuung des Hilfeempfän- 
gers selbst zu übernehmen hätten, wenn nicht die 
freie Wohlfahrtspflege diese Betreuung ausübte. 
Die Bestimmung soll verhüten, daß infolge der Er- 
weiterung des gesetzlichen Aufgabenbereichs die 
freie Liebestätigkeit in irgendeiner Weise einge- 
schränkt wird. Die Bestimmung bezieht sich nur auf 
die Durchführung eigener Maßnahmen der Träger 
der Sozialhilfe, also nicht auf die Gewährung von 
Geldleistungen. Die Feststellung der Voraussetzun- 
gen des Absatzes 4 wird sich aus der allgemeinen 
Zusammenarbeit der Träger der Sozialhilfe und der 
Verbände der freien Wohlfahrtspflege ergeben; 
keinesfalls soll Absatz 4 zu einer Kontrolle der 
freien Wohlfahrtspflege führen. 

Die Bestimmung des Absatzes 4 enthält keine Rege- 
lung von Kostenfragen. Diese ergeben sich aus an- 
deren Vorschriften des Entwurfs; vgl. hierzu be- 
sonders die Ausführungen zu § 86. 

Absatz 5 faßt die Absätze 1 und 2 des § 5 RFV 
zusammen und erweitert sie um die Möglichkeit 
einer freiwilligen Beteiligung der freien Wohl- 
fahrtspflege an den vom Träger der Sozialhilfe 
durchgeführten Aufgaben. 

Zu Abschnitt 2 (Hilfe zum Lebensunterhalt) 

Der Entwurf behandelt das materielle Leistungs- 
recht in zwei Abschnitten, und zwar in dem Ab- 
schnitt 2 „Hilfe zum Lebensunterhalt“ und in dem 
Abschnitt 3 „Hilfe in besonderen Lebenslagen“. Die 
Gründe für die Trennung des Leistungsrechts in 
zwei Abschnitte und für deren Reihenfolge sind in 
A VI dargelegt worden. 

Zu Unterabschnitt 1 

Dieser Unterabschnitt enthält Bestimmungen dar- 
über, wer die Hilfe zum Lebensunterhalt erhält und 
welche Leistungen im Rahmen der Hilfe zum 
Lebensunterhalt gewährt werden. 

Zu § 11 

Absatz 1 bestimmt, wer Anspruch auf die Hilfe zum 
Lebensunterhalt hat. Die Regelung entspricht im 
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wesentlichen der Bestimmung des § 5 RGr. Der dort 
enthaltene Gedanke der fürsorgerechtlichen Sub- 
sidiarität ist als Nachrang der Sozialhilfe bereits 
im Abschnitt 1 allgemein zum Ausdruck gebracht 
(§ 2 ). 

Entsprechend dem geltenden Recht hat der Hilfe- 
suchende Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt 
nicht nur für sich, sondern auch für seine unterhalts- 
berechtigten Angehörigen. Die somit auf die Familie 
abgestellte Regelung hat sich bei der Hilfe zum 
Lebensunterhalt im geltenden Recht bewährt und 
wurde deshalb in den Entwurf übernommen. Zu 
den unterhaltsberechtigten Angehörigen im Sinne 
des Entwurfs gehört nicht das uneheliche Kind im 
Verhältnis zu seinem Vater (§ 1589 Abs. 2 BGB). 
Sofern nicht die Mutter Hilfe zum Lebensunterhalt 
auch für ihr uneheliches Kind erhält, hat dieses 
einen eigenen Anspruch gefjen den Träger der 
Sozialhilfe. 

Bei der Bestimmung des Absatzes 2 ist z. B. an Per- 
sonen gedacht, die nicht mehr selbst einkaufen, ihre 
Mahlzeit zubereiten oder die notwendige Körper- 
pflege treiben können. Bei dieser Hilfe handelt es 
sich nicht um eine Art der Hilfe in besonderen 
Lebenslagen, z. B. um die Pflege hilfloser Menschen, 
sondern um persönliche Hilfe im Rahmen des 
Lebensunterhalts. Wird diese Hilfe gewährt, so 
muß die Möglichkeit gegeben sein, den Hilfe- 
empfänger zu einem angemessenen Kostenbeitrag 
heranzuziehen. 

Zu § 12 

Der Begriff „Lebensunterhalt" knüpft an den Be- 
griff des § 6 Abs. 1 Buchstabe a RGr. an. Auch der 
Entwurf begnügt sich mit einer Aufzählung der 
wesentlichen Bestandteile. Wie bisher gehört zu 
den Kosten der Unterkunft nicht nur die Miete, 
sondern z. B. auch die Belastung durch ein Eigen- 
heim. In Abweichung vom geltenden Recht gilt nicht 
mehr die gesamte Pflege als Teil des Lebensunter- 
halts, sondern nur noch die Körperpflege; bei der 
Pflege eines Hilflosen, der nicht ohne Wartung und 
Pflege bleiben kann, handelt es sich um eine Art 
der Hilfe in besonderen Lebenslagen (vgl. § 65). 

Als begriffliche Bestandteile des Lebensunterhalts 
werden neu genannt: Hausrat, Heizung und persön- 
liche Bedürfnisse des täglichen Lebens. Zu den 
letzteren wird in Satz 2 Näheres ausgeführt; die 
Aufgabe der Sozialhilfe, dem Hilfeempfänger die 
Führung eines menschenwürdigen Lebens zu er- 
möglichen, fordert, daß ihm in vertretbarem Um- 
fange auch Mittel zur Verfügung stehen, mit denen 
er seine private Lebenssphäre gestalten und auch 
soziale Kontakte aufnehmen und erhalten kann. 

Der Begriff des „notwendigen" Lebensunterhalts 
wird im Entwurf nicht näher bestimmt. Bei dem 
hier anzulegenden Maßstab wird zu berücksichtigen 
sein, daß die Hilfe aus öffentlichen Mitteln aufge- 
bracht wird, daß sie aber auch der in § 1 Abs. 2 
bezeichneten Aufgabe der Sozialhilfe entsprechen 
muß. 

Zu § 13 

Hier handelt es sich um eine dem geltenden Recht 
unbekannte Bestimmung. Sie soll vor allem die 


Härten vermeiden, die dadurch entstehen, daß der 
Hilfesuchende eine einmal begonnene Alterssiche- 
rung mit eigenen Mitteln nicht weiterführen kann; 
wenn er z. B. in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung versichert war und die für den Bezug des 
Altersruhegeldes vorgeschriebene Wartezeit noch 
nicht erfüllt hat, dann können die hierfür notwen- 
digen Beiträge übernommen werden. 

Zu § 14 

Wie das geltende Recht (§ 6 Abs. 1 letzter Satz RGr.) 
sieht auch § 14 die Übernahme von Bestattungs- 
kosten vor. Sie ist davon abhängig, daß dem hierzu 
Verpflichteten, in der Regel dem Erben (§ 1968 BGB), 
die Übernahme der Kosten nicht zugemutet werden 
kann. Ob dies der Fall ist, muß sich nach der Be- 
sonderheit des Einzelfalles richten. 

Zu § 15 

Praxis, Rechtsprechung und Schrifttum haben sich 
während der Geltung des bisherigen Fürsorgerechts 
wiederholt mit dem Fall befaßt, daß ein Hilfs- 
bedürftiger in Haushaltsgemeinschaft mit nicht hilfs- 
bedürftigen Familienangehörigen lebt. Ausgehend 
von dem Gedanken, daß die im gemeinsamen Haus- 
halt zusammenlebenden Familienmitglieder auch 
ohne bürgerlich-rechtliche Unterhaltspflicht sittlich 
zu gegenseitiger Hilfe verpflichtet sind, wurden die 
Grundsätze der Familiennotgemeinschaft entwickelt. 

Der Entwurf geht davon aus, daß die durch das bür- 
gerliche Recht bestimmte Unterhaltspflicht nicht 
durch das Fürsorgerecht erweitert werden darf. An- 
dererseits muß dem Gedanken entsprochen werden, 
daß die Allgemeinheit nicht verpflichtet sein kann, 
dann einzuspringen, wenn der Hilfesuchende mit 
leistungsfähigen Angehörigen in Haushaltsgemein- 
schaft lebt, solange nicht zweifelsfrei feststeht, daß 
diese Angehörigen dem Hilfesuchenden den Lebens- 
unterhalt nicht gewähren: Der Entwurf versucht, 
dieses Problem mit der vorgesehenen Rechtsver- 
mutung zu lösen. Sie soll für die Fälle gelten, in 
denen der Unterhalt des Hilfesuchenden durch seine 
Verwandten oder Verschwägerten nach deren Ein- 
kommen und Vermögen erwartet werden kann. Mit 
dieser allgemein gefaßten Bestimmung soll nicht 
auf ein nach regelsatzmäßigen Gesichtspunkten zu 
wertendes Einkommen der genannten Angehörigen 
abgestellt werden, vielmehr soll aus den Gesamt- 
umständen des Einzelfalles geschlossen werden, ob 
und in welcher Höhe nach allgemeinen Lebens- 
erfahrungen eine Unterhaltsleistung erwartet wer- 
den kann. 


Zu Unterabschnitt 2 

In diesem Unterabschnitt sind alle Bestimmungen 
zusammengefaßt, die sich auf die Arbeitsleistung 
des Hilfesuchenden beziehen. Damit beseitigt der 
Entwurf die im bisherigen Recht getrennte Regelung 
über den Einsatz der Arbeitskraft (§ 7 RGr.) und 
über die Arbeitspflicht (§ 19 RFV). Die Folgen 
mangelnder Arbeitsbereitschaft des Hilfesuchenden 
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werden aus systematischen Gründen im Unter- 
abschnitt 4 behandelt. 


Zu § 16 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen dem 
geltenden Recht (vgl. § 7 RGr.). Der Einsatz der 
Arbeitskraft wird allerdings nur im Rahmen der 
Hilfe zum Lebensunterhalt vorausgesetzt, nicht aber 
bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen. Diese 
Unterscheidung ergibt sich aus der Verschiedenheit 
der beiden Hilfearten. Bei der Hilfe in besonderen 
Lebenslagen handelt es sich im wesentlichen um 
Notlagen, die durch einen Hinweis auf die Arbeits- 
pflicht nicht beseitigt werden können; vielmehr soll 
in diesen Fällen die Arbeitsfähigkeit des Hilfe- 
suchenden hergestellt werden. Daneben sind Arten 
der Hilfe vorgesehen, die bereits eine Tätigkeit des 
Hilfesuchenden voraussetzen, z. B. die Ausbildungs- 
hilfe. 

Der Hilfesuchende muß wie bisher seine Arbeits- 
kraft nur zur Leistung zumutbarer Arbeit einsetzen. 
Absatz 3 bestimmt, welche Arbeit dem Hilfesuchen- 
den zugemutet werden kann. Die Vorschrift über- 
nimmt Einzelregelungen aus § 7 RGr. und ist im 
übrigen dem § 78 Abs. 2 AVAVG angeglichen wor- 
den. Damit soll ein Auseinanderfallen der Rege- 
lungen im Fürsorgerecht und im Arbeitslosenver- 
sicherungsrecht vermieden werden. 

Nach Absatz 2 soll der Träger der Sozialhilfe dar- 
auf hinwirken, daß der Hilfesuchende sich um 
Arbeit bemüht und Gelegenheit zur Arbeit erhält. 
Hierbei ist ein Zusammenwirken mit den Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung ausdrücklich bestimmt 
worden. Im einzelnen sind bei Bemühungen um Er- 
langung einer unselbständigen Arbeit die Vor- 
schriften des AVAVG maßgebend. Danach wird der 
Hilfesuchende in erster Linie dazu anzuhalten sein, 
sich bei dem zuständigen Arbeitsamt arbeitsuchend 
zu melden. 

Zum Begriff der unterhaltsberechtigten Angehöri- 
gen in Absatz 1 vergleiche die Begründung zu § 11. 


Zu § 17 

Der Entwurf unterscheidet nicht mehr zwischen 
Pflichtarbeit und Fürsorgearbeit, wie es im gelten- 
den Recht nach § 19 RFV der Fall ist. Es wird viel- 
mehr zunächst der Grundsatz aufgestellt, daß für 
die Hilfesuchenden, die keine Arbeit finden kön- 
nen, nach Möglichkeit Arbeitsgelegenheiten ge- 
schaffen werden sollen. 

Diese Arbeitsgelegenheiten sind nicht auf gemein- 
nützige und zusätzliche Arbeit beschränkt. Besteht 
allerdings die Arbeitsgelegenheit in der Leistung 
gemeinnütziger und zusätzlicher Arbeit, so kann 
der Träger der Sozialhilfe entweder Arbeitsentgelt 
oder aber Hilfe zum Lebensunterhalt und daneben 
eine angemessene Entschädigung gewähren. Damit 
wird eine im AVAVG enthaltene Regelung (§ 142 
AVAVG) auch für das Gebiet der Sozialhilfe er- 
möglicht. 


Zu § 18 

In dieser Bestimmung sind Maßnahmen für arbeits- 
entwöhnte Hilfesuchende sowie Maßnahmen zur 
Prüfung der Arbeitsbereitschaft vorgesehen. Was 
im einzelnen in Betracht kommt, muß sich nach den 
Umständen des Einzelfalles, richten. Hierbei handelt 
es sich nicht um übliche Arbeitsleistungen, sondern 
um sonstige Tätigkeiten, die dem Ziel dienen, den 
Hilfesuchenden wieder zur Arbeit hinzuführen. Aus 
diesem Grunde erhält der Hilfesuchende kein 
Arbeitsentgelt, sondern Hilfe zum Lebensunterhalt 
und daneben eine angemessene Entschädigung. 

Zu Unterabschnitt 3 

In diesem Unterabschnitt sind die Bestimmungen 
zusammengefaßt, die Form und Maß der Hilfe zum 
Lebensunterhalt näher umschreiben. Sie wurden 
überwiegend durch das Gesetz über die Änderung 
und Ergänzung fürsorgerechtlicher Bestimmungen 
vom 20. August 1953 in das geltende Fürsorgerecht 
eingeführt. 

Zu § 19 

Die Bestimmungen werden mit der Unterscheidung 
in laufende und einmalige Leistungen eingeleitet. 
Absatz 2 soll sicherstellen, daß die einmaligen Lei- 
stungen nicht nur an Personen gewährt werden, die 
laufende Leistungen zum Lebensunterhalt erhalten, 
sondern daß auch die Bezieher kleinerer, nicht we- 
sentlich über dem regelsatzmäßigen Bedarf liegen- 
der Einkommen je nach Lage des Falles in den 
Genuß einmaliger Leistungen gelangen können. 

Absatz 3 sieht die Gewährung von Taschengeld in 
Anstalten, Heimen oder ähnlichen Einrichtungen 
vor. Aus dem Begriff des angemessenen Taschen- 
geldes ergibt sich, daß sich die Hohe nach den Um- 
ständen des Einzelfalles richtet und daß das Taschen- 
geld ganz entfallen kann, wenn seine bestimmungs- 
mäßige Verwendung nicht möglich ist, wie z. B, bei 
einem Geisteskranken. 

Zu § 20 

Da der Bedarf an laufenden Leistungen zum Lebens- 
unterhalt außerhalb von Anstalten, Heimen oder 
ähnlichen Einrichtungen im allgemeinen gleich ist, 
ist es zweckmäßig, entsprechend dem geltenden 
Recht von dem Prinzip der individuellen Bemessung 
der Hilfe in gewissem Umfang abzuweichen und 
feste Sätze hierfür zu bestimmen. Der in diesem 
Verfahren liegenden Schematisierung der Leistun- 
gen soll durch die Bezeichnung „Regelsatz" (bisher 
„Richtsatz") Rechnung getragen werden. Die Beson- 
derheit des Einzelfalles kann jedoch ein Abweichen 
von den Regelsätzen sowohl nach oben wie nach 
unten gebieten. 

Über Inhalt und Aufbau der Regelsätze sind Aus- 
führungsvorschriften notwendig. Da diese norma- 
tiven Charakter haben, ist die Ermächtigung zu 
einer Rechtsverordnung vorgesehen. Durch diese 
sollen auch Grundsätze für die Bemessung laufen- 
der Leistungen außerhalb der Regelsätze, vor allem 
von Leistungen für die Unterkunft, festgelegt wer- 
den. 
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Die Höhe der Regelsätze wird wie bisher von der 
obersten Landesbehörde oder der von ihr bestimm- 
ten Stelle festgesetzt (vgl. § 6 Abs. 4 RFV). Nach 
Absatz 3 sind dabei die tatsächlichen Lebenshal- 
tungskosten zu berücksichtigen. Sie sind nicht für 
alle Altersgruppen einheitlich. So ist vor allem bei 
Kindern und Jugendlichen dem besonderen durch 
das Wachstum bedingten Bedarf schon bei der Fest- 
setzung der Regelsätze Rechnung zu tragen. 

Zu § 21 

Diese Bestimmung stellt bestimmte Personengruppen 
heraus, für die ein Mehrbedarf anzuerkennen ist. 
Absatz 1 Nr. 1 und 2 sowie die Absätze 2 und 3 
entsprechen im wesentlichen den Neuerungen, die 
das Gesetz über die Änderung und Ergänzung für- 
sorgerechtlicher Bestimmungen vom 20. August 1953 
in das geltende Recht eingeführt hat. Neu ist Ab- 
satz 1 Nr. 3, der werdenden Müttern gleichfalls 
einen Mehrbedarf zuerkennt. 

§ 21 enthält die gesetzliche Anerkennung eines 
Mehrbedarfs für bestimmte Personengruppen. So- 
weit andere Personen im Einzelfall einen über den 
Regelsatz hinausgehenden Bedarf haben, ist die 
Hilfe dementsprechend zu bemessen (§ 3 Abs. 1, 
§ 20 Abs. 1). 

§ 11c RGr. ist nicht mehr aufgenommen worden. Die 
soziale Fürsorge für Kriegsbeschädigte und Kriegs- 
hinterbliebene wird nicht mehr im Rahmen des 
neuen Fürsorgerechts geregelt (siehe § 132 und die 
Ausführungen in A V 2). Aus diesem Grunde ist für 
die Übernahme des § 11c Abs. 1 RGr. kein Raum. 

Auch für die Aufrechterhaltung der Bestimmungen 
in § 11c Abs. 2 und 3 RGr. besteht keine Notwendig- 
keit. Die dort genannten Personen haben, vor allem 
auf Grund der zu ihren Gunsten in den letzten Jah- 
ren ergangenen gesetzlichen Regelungen, zusätz- 
liche Leistungen der öffentlichen Fürsorge nur in 
ganz geringem Umfang in Anspruch genommen. 
Eine Sonderbestimmung im Rahmen der Hilfe zum 
Lebensunterhalt erübrigt sich daher. Soweit Hilfe 
in besonderen Lebenslagen in Betracht kommt, ist 
nach den dafür vorgesehenen Bestimmungen, be- 
sonders über die Heranziehung von Einkommen 
und Vermögen, der besonderen Lage der in § 11c 
Abs. 2 und 3 RGr. genannten Personen Rechnung 
zu tragen. 

Das Fehlen einer Bestimmung für den Fall des Zu- 
sammentreffens verschiedener Mehrbedarfsvoraus- 
setzungen hat sich im geltenden Recht als nachteilig 
erwiesen. Aus diesem Grunde legt Absatz 4 fest, 
wie zu verfahren ist, wenn die Voraussetzungen 
mehrerer Bestimmungen gegeben sind, die einen 
Mehrbedarf zuerkennen. 

Zu § 22 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen dem 
geltenden Recht (§ 1 1 f Abs. 2 und 5 RGr.). Dabei ist 
die jetzige Mindestgrenze für den Mehrbedarf von 
40 Deutsche Mark monatlich auf 50 Deutsche Mark 
erhöht worden. Da es sich um eine Mindestgrenze 
handelt, wird es angebracht sein, wie es im Rah- 
men des geltenden Rechts bereits mehrfach ge- 


schehen ist, in Ausführungsbestimmungen vorzu- 
sehen, daß sich mit steigendem Erwerbseinkommen 
des Blinden auch der anzuerkennende Mehrbedarf 
entsprechend erhöht. 

§ 22 gilt nicht für hochgradig Sehschwache. Gehen 
diese einer Erwerbstätigkeit nach, so wird auch für 
sie nach § 21 Abs. 3 ein Mehrbedarf anzuerkennen 
sein, wobei der Grad ihrer Sehschwäche zu berück- 
sichtigen wäre. 

Zu Unterabschnitt 4 

Die Bestimmungen des Unterabschnitts 4 regeln die 
Folgen von Arbeitsscheu und unwirtschaftlichem 
Verhalten. In § 19 RFV wird bestimmt, daß die 
Unterstützung Arbeitsfähiger von der Leistung an- 
gemessener Arbeit gemeinnütziger Art (sogenannte 
Pflichtarbeit) abhängig gemacht werden kann. 
Außerdem enthält § 13 RGr. Regelungen über Fol- 
gen von Arbeitsscheu und unwirtschaftlichem Ver- 
halten. In dem Entwurf sind diese bisher an ver- 
schiedenen Stellen geregelten Fälle zusammenge- 
faßt worden. In einer weiteren Bestimmung ist § 20 
RFV, der die Unterbringung in einer Anstalt zur 
Arbeit regelt, übernommen worden. 

Zu § 23 

Wer seiner Pflicht, seine Arbeitskraft einzusetzen, 
nicht nachkommt, hat keinen Anspruch auf Hilfe 
zum Lebensunterhalt. Nach dem Entwurf ist jedoch 
auch in einem solchen Fall die Gewährung von 
Hilfe nicht schlechthin ausgeschlossen. Je nach'Lage 
des Falles kann eine besonders geartete oder vor- 
übergehende Hilfe am Platze sein. Der Träger der 
Sozialhilfe soll die Möglichkeit haben, nach seinem 
Ermessen solchen Fällen mit wirksamen Mitteln zu 
begegnen. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen im wesentlichen 
dem geltenden Recht (§ 13 RGr.). Die bei unwirt- 
schaftlichem Verhalten vorgesehene Belehrung wird 
hauptsächlich darin bestehen müssen, dem Hilfe- 
empfänger die Wege zu einem wirtschaftlichen Ver- 
halten zu zeigen. Zum Begriff der unterhaltspflich- 
tigen Angehörigen in Absatz 3 vergleiche die Be- 
gründung zu § 11. 

Zu § 24 

Die Regelung des § 20 RFV hat sich in der Praxis 
bewährt; sie wurde daher — mit einigen Änderun- 
gen — in den Entwurf übernommen. Nach dem Zu- 
sammenbruch im Jahre 1945 war diese Bestimmung 
in einigen Ländern außer Kraft gesetzt worden. Sie 
wurde jedoch durch § 17 des Gesetzes über das ge- 
richtliche Verfahren bei Freiheitsentziehungen vom 
29. Juni 1956 wieder eingeführt. Schon durch ihr 
Vorhandensein hat die Vorschrift für die Praxis er- 
hebliche Bedeutung. Befürchtungen wegen der Mög- 
lichkeit eines Mißbrauchs der Bestimmung wären 
unbegründet; denn die Unterbringung wird in einem 
gerichtlichen Verfahren angeordnet, das sich nach 
den Bestimmungen des Gesetzes über das gericht- 
liche Verfahren bei Freiheitsentziehungen richtet. 
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Eine Unterbringung darf nach Absatz 2 nicht ange- 
ordnet werden, wenn das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet ist. Diese Bestimmung dient einer Ab- 
grenzung zum Jugendwohlfahrtsrecht; bei Personen 
unter 18 Jahren ist es Aufgabe des Jugendamtes, 
mit den im Jugendwohlfahrtsgesetz vorgesehenen 
Maßnahmen der öffentlichen Erziehung einzugreifen. 

In Absatz 3 wird besonders hervorgehoben, welchen 
Zweck der Anstaltsaufenthalt hat. Ziel der Unter- 
bringung ist es, daß der Untergebrachte sich mög- 
lichst rasch bereit findet, außerhalb der Anstalt 
wieder den Lebensunterhalt für sich und seine An- 
gehörigen durch Arbeit zu verdienen. Dazu kann 
ihm auch ein Beruf helfen, den er in der Anstalt 
erlernt hat. 


Zu Abschnitt 3 (Hille in besonderen Lebens- 
lagen) 

Im Abschnitt 3 faßt der Entwurf alle Arten der 
Sozialhilfe außer der Hilfe zum Lebensunterhalt zu- 
sammen. Innerhalb des materiellen Leistungsrechts 
kommt diesem Abschnitt das Hauptgewicht des Ge- 
setzes zu; er enthält die eigentlichen Neuerungen 
des Leistungsrechts der öffentlichen Fürsorge. 

Die Gründe für die Trennung der in Abschnitt 3 ge- 
regelten Hilfe in besonderen Lebenslagen von der 
Hilfe zum Lebensunterhalt sind in A VI dargelegt 
worden. 


Zu Unterabschnitt 1 

In diesem Unterabschnitt werden den Bestimmun- 
gen über die einzelnen Arten der Hilfe in besonde- 
ren Lebenslagen einige allgemeine Vorschriften 
vorangestellt. Insbesondere erscheint es notwendig, 
eine allgemeine Bestimmung über den Personen- 
kreis, dem die Hilfe in besonderen Lebenslagen zu- 
gute kommen soll, bereits an den Anfang des Ab- 
schnitts 3 zu stellen. Dagegen werden die Einzel- 
regelungen über Einkommensgrenzen und Verwer- 
tung von Vermögen in einem eigenen Abschnitt 
(Abschnitt 4) zusammengefaßt. 

Zu § 25 

Wegen der Verschiedenheit der einzelnen Arten 
der Hilfe in besonderen Lebenslagen empfiehlt es 
sich, in dem Unterabschnitt „Allgemeines“ die ein- 
zelnen Arten zunächst aufzuzählen. 

Wie in A II 2 bereits dargelegt, führt der Entwurf 
nur solche Arten einer Hilfe besonders auf, die be- 
reits im geltenden Fürsorgerecht geregelt oder in 
der Praxis entwickelt worden sind. Indessen muß 
berücksichtigt werden, daß auch weitere Fälle 
sozialer Notlage auftreten können, die eine Hilfe 
der Allgemeinheit erfordern. Dazu kommt, daß der 
Gesetzgeber heute noch nicht etwaige künftige Not- 
lagen erkennen kann, die im Zuge von Änderungen 
der gesellschaftlichen Verhältnisse später eintreten 
können. So ist in Absatz 2 die Möglichkeit vorge- 
sehen, auch in solchen Fällen zu helfen. 


Absatz 3 soll klarstellen, daß die anstaltsmäßige 
Hilfe in besonderen Lebenslagen sich auch auf den 
in der Anstalt zu gewährenden Lebensunterhalt er- 
streckt. Insoweit gelten also für die Hilfe zum 
Lebensunterhalt die gleichen Voraussetzungen wie 
für die Hilfe in besonderen Lebenslagen, insbeson- 
dere die Bestimmungen über Einkommensgrenzen. 

Zu § 26 

Nach § 26 wird die Hilfe in besonderen Lebens- 
lagen gewährt, wenn den dort genannten Personen 
die Aufbringung der Mittel aus dem Einkommen 
oder Vermögen nicht zuzumuten ist. Für den Be- 
griff der Zumutbarkeit sollen die Grenzen nach den 
Bestimmungen des Abschnitts 4 maßgebend sein; 
sie verlangen nicht wie bei der Hilfe zum Lebens- 
unterhalt vollen Einsatz des Einkommens, sondern 
| billigen dem Hilfesuchenden noch einen gewissen 
Freibetrag zu. Auf die Ausführungen in A III 3 wird 
verwiesen. 

§ 26 trifft die allgemeine Regelung für die Voraus- 
setzungen der Gewährung von Hilfe in besonderen 
Lebenslagen aus öffentlichen Mitteln. Das Unter- 
haltsrecht des Bürgerlichen Gesetzbuches und des 
Ehegesetzes wird dadurch nicht berührt. Wenn z. B. 
einem volljährigen Hilfesuchenden, dessen Ein- 
kommen unter der für ihn maßgebenden Einkom- 
mensgrenze liegt, Hilfe in besonderen Lebenslagen 
zu gewähren ist, so hat dies auf einen Unterhalts- 
anspruch des Hilfesuchenden keinen Einfluß; diesen 
Anspruch kann der Träger der Sozialhilfe auf sich 
überleiten (vgl. § 2 Abs. 2, §§ 83 und 84). 

Als Ausnahme vom Grundsatz sieht der Entwurf in 
bestimmten Fällen eine Gewährung von Hilfe auch 
ohne Rücksicht auf vorhandenes Einkommen oder 
Vermögen vor. Dies gilt für die Mitwirkung bei der 
Wohnungsbeschaffung im Rahmen der Tuberkulose- 
hilfe (§ 53 Abs. 1), für die Hilfe für Gefährdete (§ 67 
Abs. 3) und für bestimmte Maßnahmen der Alten- 
hilfe (§ 71 Abs. 3). 

Zu § 27 

Aus dem Grundsatz des § 26 ergibt sich, daß Hilfe 
insoweit nicht gewährt wird, als den in § 26 ge- 
nannten Personen die Aufbringung der Mittel selbst 
zuzumuten ist. Wie die Erfahrungen der Fürsorge- 
j praxis zeigen, kann es aber Fälle geben, in denen 
| es angebracht ist, zunächst durch den Träger der 
Sozialhilfe die Hilfe in vollem Umfang zu ge- 
währen, obwohl die Aufbringung der Mittel zum 
Teil zugemutet werden kann. So kann z. B. der Fall 
eintreten, daß in dringenden Fällen eine Prüfung 
der Einkommens- und Vermögensverhältnisse des 
Hilfesuchenden nicht möglich ist und daher der 
Träger der Sozialhilfe zunächst die Hilfe in vollem 
Umfang gewährt. In diesen Fällen haben der Hilfe- 
suchende und die anderen in § 26 genannten Per- 
sonen zu den Kosten der Hilfe in dem ihnen zumut- 
baren Umfange beizutragen. Diese Regelung ent- 
spricht auch dem § 9 Abs. 2 des Körperbehinderten- 
gesetzes und dem § 10 Abs. 1 des Tuberkulosehilfe- 
gesetzes. 
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Zu Unterabschnitt 2 (§ 28) 

Bei der Hilfe zum Aufbau oder zur Sicherung der 
Lebensgrundlage handelt es sich um eine Art vor- 
beugender Hilfe, die ganz besonders dem in § 1 
genannten Ziel dient, den Hilfesuchenden soweit 
wie möglich zu befähigen, unabhängig von der Hilfe 
zu leben. Im geltenden Recht ist die Gewährung von 
Hilfe zur wirtschaftlichen Selbständigkeit des Hilfe- 
suchenden nur in allgemeiner Form angesprochen 
(§ 11 Abs. 2 Nr. 1 RGr.). 

Bei der Hilfe wird es sich in erster Linie darum 
handeln, dem Hilfesuchenden eine selbständige 
Tätigkeit zu ermöglichen. Zur Förderung der Auf- 
nahme einer unselbständigen Tätigkeit kommen zu- j 
nächst die Leistungen nach § 130 AVAVG in Be- 
tracht. 

Da die Gewährung der Hilfe im Einzelfall von 
mehrfachen, im Einzelfall schwer zu beurteilenden 
Voraussetzungen abhängig ist (persönliche und 
fachliche Eignung, geeignetes Vorhaben, keine Mit- 
tel anderer Stellen) sieht der Entwurf lediglich eine 
Kannbestimmung vor. 

Zu Unterabschnitt 3 

i 

Die Bestimmungen über die Ausbildungshilfe fassen 
den jetzigen § 6 Abs. 1 Buchstabe e RGr. sowie die 
dazu erlassene Verordnung über die Hilfe zur 
Erwerbsbefähigung und Berufsausbildung in der 
öffentlichen Fürsorge vom 20. Dezember 1956 zu- 
sammen. Sie kommen nur zur Anwendung, wenn 
die notwendigen Mittel für die Ausbildung weder 
vom Flilfesuchenden oder seinen Unterhaltspflich- 
tigen aufgebracht werden können noch von anderer 
Seite zur Verfügung gestellt werden. Für den Fall 
einer allgemeinen bundesrechtlichen Regelung der 
Gewährung von Ausbildungshilfe werden die Be- 
stimmungen des Entwurfs in ihrer Auswirkung er- 
heblich an Bedeutung verlieren, unter Umständen 
ganz entfallen können. 

Zu § 29 

Absatz 1 entspricht dem § 6 Abs. 1 Buchstabe e RGr. 
Die .Gewährung von Ausbildungshilfe in den in 
Absatz 2 genannten Fällen ist auch nach dem gel- 
tenden Fürsorgerecht möglich. Der Entwurf unter- 
scheidet zwischen der Hilfe zum Besuch einer mitt- 
leren oder höheren Schule und der Hilfe zum Be- 
such einer Hochschule oder Fachschule. Für den 
ersteren Fall sieht er einen Anspruch, für die Hilfe 
zum Besuch einer Hochschule oder Fachschule eine 
Sollvorschrift vor. 

Schon nach gegenwärtigem Recht (Verordnung vom 
20. Dezember 1956) besteht die Möglichkeit, den 
Besuch einer Hochschule oder Fachschule zu fördern. 
Dies muß auch nach dem künftigen Recht möglich 
sein. Es wäre unbillig, die Ausbildung an der Mit- 
tellosigkeit scheitern zu lassen, wenn die in § 30 
Abs. 3 genannten Voraussetzungen vorliegen und 
sonstige Förderungsmöglichkeiten auf Grund bun- 
des- oder landesrechtlicher Bestimmungen nicht be- 
stehen. Gegen einen Rechtsanspruch auf die Hilfe 
zum Besuch einer Hochschule oder Fachschule 


spricht allerdings die Tatsache, daß für diese Aus- 
bildungsarten bereits Regelungen des Bundes bzw. 
der Länder bestehen; es ist auch zu berücksichtigen, 
daß hier die Prüfung, ob Hilfe gewährt werden 
kann, oft schwierige Fragen aufwirft und daß die 
Ausbildung erheblichen Kostenaufwand erfordert. 
Die Regelung in Absatz 3 entspricht im wesent- 
lichen dem § 3 Nrn. 3 und 4 der Verordnung vom 
20. Dezember 1956. 

Zu § 30 

Die Absätze 1 und 3 entsprechen weitgehend dem 
geltenden Recht. Für die Beurteilung der in Ab- 
satz 3 geforderten Fähigkeiten und Leistungen als 
überdurchschnittlich ist der Durchschnitt der jewei- 
ligen Schulart maßgebend. 

Die Altersgrenze nach Absatz 4 geht über die Be- 
stimmung des § 6 Abs. 1 Buchstabe e RGr. hinaus. 
Da sie alle Fälle einer Ausbildungshilfe erfaßt, z. B. 
auch die Hilfe zur Ausbildung für einen sozialen 
Beruf, darf die vorgesehene Altersgrenze nicht zu 
niedrig festgelegt werden; es ist daher in Berück- 
sichtigung von Vorschlägen der Fachgremien das 
25. Lebensjahr vorgesehen. Zu den in Absatz 4 vor- 
gesehenen Besonderheiten kann z. B. längere Wehr- 
dienstzeit gehören. 

Zu § 31 

Die Einbeziehung des Lebensunterhalts in die Aus- 
bildungshilfe soll besonders dazu dienen, auch wei- 
terhin eine Koordinierung mit gleichartigen Lei- 
stungen nach anderen Gesetzen zu ermöglichen. 

Die Regelung des Absatzes 2, welche die Anerken- 
nung eines Mehrbedarfs von 50 v. H. des Regel- 
satzes vorsieht, weicht von § Ile RGr. ab, nach 
welchem für Lehrlinge und Anlernlinge ein Mehr- 
bedarf in Höhe des vollen Richtsatzes für einen 
gleichaltrigen Haushaltsangehörigen anzuerkennen 
ist. Diese Regelung wurde durch das Gesetz vom 
20. August 1953 getroffen, als auf Grund der da- 
mals geltenden Bestimmungen über den Aufbau der 
Richtsätze für jugendliche Haushaltsangehörige ein 
Richtsatz in Höhe von durchschnittlich 60 v. H. des 
Richtsatzes des Haushaltsvorstandes zugrunde ge- 
legt wurde. Durch die späteren Verwaltungsvor- 
schriften über den Aufbau der Fürsorgerichtsätze 
und ihr Verhältnis zum Arbeitseinkommen vom 
23. Dezember 1955 wurde bestimmt, daß für Per- 
sonen im Alter von 14 und mehr Jahren Richtsätze 
in Höhe von 80 bis 90 v. H. des Richtsatzes des 
Haushaltsvorstandes festzusetzen sind. Dies ist in- 
zwischen durch die Länder geschehen. Im Hinblick 
hierauf würde die Zuerkennung eines Mehrbedarfs 
in Höhe eines vollen Regelsatzes über die durch 
die Ausbildung erforderlichen Mehraufwendungen 
erheblich hinausgehen. 

Zu § 32 

Im Hinblick darauf, daß die Richtlinien für die För- 
derung von Studenten wissenschaftlicher Hoch- 
schulen in der Bundesrepublik und Berlin (West) 
— Honnefer Modell — die Gewährung der Förde- 
rung in der letzten Zeit vor Beendigung des Stu- 
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diums auch in der Form von Darlehen vorsehen, 
gibt § 32 die gleiche Möglichkeit. Die Entscheidung 
darüber ist in das pflichtmäßige Ermessen des 
Trägers der Sozialhilfe gestellt. 

Zu § 33 

Die Bestimmung entspricht im wesentlichen dem 
geltenden Recht. 

Zu Unterabschnitt 4 (§ 34) 

Bei der vorbeugenden Gesundheitshilfe handelt es 
sich um eine Sonderbestimmung der vorbeugenden 
Hilfe. Auf die Ausführungen in A III 2 wird ver- 
wiesen. 

Ein Rechtsanspruch auf die Hilfe ist nicht vorge- 
sehen, da die Voraussetzungen mannigfaltig sein 
können und somit für die Gewährung des An- 
spruchs nicht genügend bestimmbar sind. 

Das in § 34 geforderte rechtzeitige Eingreifen der 
Träger der Sozialhilfe dient sowohl den berechtig- 
ten Interessen des Hilfesuchenden wie auch einer 
wirtschaftlichen Verwendung öffentlicher Mittel, da 
die nach bereits eingetretener Gesundheitsschädi- 
gung aufzarwendenden Kosten allgemein höher sein 
werden. Soweit geboten wird das nach Absatz 1 
erforderliche Gutachten durch den Träger der 
Sozialhilfe zu veranlassen sein. 

Die in Absatz 2 genannten Maßnahmen sind als 
Beispiele erwähnt. Schon jetzt kommen die von der 
öffentlichen Fürsorge durchgeführten Erholungs- 
maßnahmen in erster Linie Kindern, Jugendlichen 
und Müttern zugute (vgl. auch § 10 Nr. 2 des Ersten 
Uberleitungsgesetzes). Vorbeugende Gesundheits- 
hilfe erstreckt sich aber auch auf andere Maß- 
nahmen, z. B. Vorsorgekuren. Sie wird Personen 
aller Altersgruppen gewährt, wenn im Einzelfall 
nach ärztlichem Urteil die Voraussetzungen gege- 
ben sind. In Verbindung mit § 8 kann die vor- 
beugende Gesundheitshilfe gegebenenfalls auch im 
Rahmen einer Maßnahme der Familienerholung 
gewährt werden. 

Zur Vermeidung von Zweifelsfragen erscheint es 
angebracht, in Absatz 3 noch einmal hervorzuheben, 
daß die gesetzlichen Aufgaben im Rahmen des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes durch die im Ent- 
wurf vorgesehenen Bestimmungen über die vor- 
beugende Gesundheitshilfe unberührt bleiben. Auf 
die allgemeinen Ausführungen hierzu in A VIII 
wird verwiesen. 

Zu Unterabschnitt 5 (§ 35) 

Die Krankenhilfe ist auch nach gegenwärtigem 
Recht (§ 6 Abs. 1 Buchstabe b RGr.) Pflichtleistung 
der Öffentlichen Fürsorge. 

Die zusammengefaßte Aufzählung der in Betracht 
kommenden Maßnahmen in Absatz 2 entspricht 
Regelungen auch anderer Sozialleistungsgesetze. 
Die sonstigen zur Genesung erforderlichen Leistun- 
gen umfassen vor allem ärztlich angeordnete Ge- 
nesungskuren, z. B. für Mütter in geeigneten Mütter- 


genesungsheimen. Um dem Kranken wirksame 
Hilfe auch für den Fall zu sichern, daß seine Gene- 
sung nicht erreicht werden kann, sieht der Entwurf 
vor, daß die Krankenhilfe auch die zur Besserung 
oder die zur Linderung der Krankheitsfolgen er- 
forderlichen Leistungen umfaßt. 

Uber die Leistungen im einzelnen entscheidet auch 
hier der Träger der Sozialhilfe (§ 4 Abs. 2). Ihm 
bleibt es auch überlassen, ob er — gleichsam als 
vorbeugende Krankenhilfe — Beiträge des Hilfe- 
suchenden zu einer Krankenversicherung über- 
nehmen will. 

Zu Unterabschnitt 6 (§ 36) 

Die hier vorgesehene Regelung entspricht im 
wesentlichen dem § 12 RGr. Sie ist den Bestimmun- 
gen des Entwurfs eines Krankenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes — KVNG — angepaßt. 

Nach geltendem Fürsorgerecht wird entsprechend 
den Bestimmungen über Familienwochenhilfe im 
Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung ein 
Wochengeld gewährt. Nach dem Entwurf des KVNG 
soll diese Leistung wegfallen. Um zu verhüten, daß 
sich dieser Wegfall auch auf das Fürsorgerecht aus- 
wirkt, sind angemessene Ernährungszulagen für die 
Zeit vor und nach der Entbindung vorgesehen. 

Absatz 3 entspricht den heutigen sozialen Bedürf- 
nissen. 

Zu Unterabschnitt 7 

Der Unterabschnitt 7 faßt die Bestimmungen über 
die Eingliederungsmaßnahmen für Behinderte (Re- 
habilitation) zusammen. Er nimmt die in § 6 RGr. 
an mehreren Stellen enthaltenen Regelungen auf 
und dehnt die Grundsätze des Körperbehinderten- 
gesetzes auf die sonstigen Behinderten aus, die 
einer Eingliederungshilfe bedürfen. 

Die gesundheitsrechtlichen Bestimmungen des Kör- 
perbehindertengesetzes werden ebenfalls in den 
Entwurf übernommen, ihres besonderen Charakters 
wegen jedoch in einem eigenen Abschnitt zusam- 
mengefaßt (vgl. Abschnitt 12). Auf die allgemeinen 
Ausführungen hierzu unter A VIII wird verwiesen. 

Zu § 37 

Absatz 1 faßt die Gruppen derjenigen Behinderten 
zusammen, denen ein Anspruch auf die Eingliede- 
rungshilfe eingeräumt wird. Schon nach geltendem 
Recht besteht, wenn auch in unterschiedlichem Um- 
fang, ein Anspruch auf Maßnahmen der Rehabilita- 
tion für Körperbehinderte und von Körperbehinde- 
rung bedrohte Personen, Blinde, Hörgeschädigte und 
Sprachgeschädigte. Soweit auch die hochgradig Seh- 
schwachen auf Maßnahmen der Eingliederungshilfe 
angewiesen sind, sieht der Entwurf für sie ebenfalls 
den Rechtsanspruch vor. Das gleiche gilt für Perso- 
nen, deren geistige Kräfte schwach entwickelt sind. 
Es sind dies Personen mit einem geminderten Intel- 
ligenzgrad, nicht aber Geisteskranke oder Geistes- 
schwache. Die Begriffsbestimmung der Körper- 
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behinderten in Absatz 1 Satz 2 entspricht im wesent- 
lichen der des Körperbehindertengesetzes; der Per- 
sonenkreis wird dadurch erweitert, daß der Entwurf 
eine Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit nicht 
mehr fordert. 

Außer den in Absatz 1 genannten Behinderten gibt 
es Personen mit einer sonstigen körperlichen, gei- 
stigen oder seelischen Behinderung, bei denen 
gleichfalls Eingliederungshilfe in Betracht kommt. 
Zu diesen Personen gehören auch die Geistes- 
kranken und Geistesschwachen. Da die Voraus- 
setzungen für die Gewährung von Eingliederungs- 
hilfe und der Personenkreis nicht genügend be- 
stimmbar sind, ist hier die Gewährung eines Rechts- 
anspruchs nicht angezeigt. 

In erster Linie soll die Hilfe der Eingliederung des 
Behinderten in das Arbeitsleben dienen. Sie be- 
schränkt sich jedoch hierauf nicht, wie sich aus der 
allgemeinen Fassung des Absatzes 3 Satz 1 ergibt. 
Soweit möglich soll sie den Behinderten wenigstens 
unabhängig von Pflege machen. 

Zu § 38 

§ 38 enthält eine Aufzählung der wichtigsten Maß- 
nahmen der Eingliederungshilfe. Auch er entspricht 
weitgehend den Bestimmungen des Körperbehinder- 
tengesetzes. Daneben kommen Maßnahmen in Be- 
tracht, die sich aus der allgemeinen Bestimmung des 
§ 37 Abs. 3 ergeben, z. B. die blindentechnische 
Grundausbildung bei Späterblindeten oder die Aus- 
bildung im Gebrauch von Hilfsmitteln. Besondere 
Maßnahmen zugunsten bestimmter Gruppen von 
Behinderten sind in § 38 nicht vorgesehen. Sie wer- 
den nach § 44 der Regelung in einer Rechtsverord- 
nung Vorbehalten. 

Wegen der Eingliederungshilfe für Tuberkulose- 
kranke vgl. § 47. 

Zu § 39 

Die Einbeziehung des Lebensunterhalts für Behin- 
derte in die Eingliederungshilfe entspricht der Re- 
gelung für die Ausbildungshilfe (vgl. § 31). Nach 
Absatz 2 beträgt der anzuerkennende Mehrbedarf 
mindestens 50 v. H. des Regelsatzes; er wird, so- 
weit durch die Behinderung erforderlich, in ange- 
messenem Umfange zu erhöhen sein. 

Zu § 40 

Die Bestimmung soll dazu dienen, die Bereitschaft 
des Behinderten zu stärken, sich Maßnahmen der 
Rehabilitation zu unterziehen. Sie liegt auch im all- 
gemeinen Interesse. 

Zu § 41 

§ 41 verpflichtet den Träger der Sozialhilfe, zu- 
nächst die stationären Maßnahmen und die ambu- 
lante Behandlung in vollem Umfange zu gewähren. 
Nach Satz 2 haben die in § 26 genannten Personen 
in dem ihnen zumutbaren Umfange zu den Kosten 
der Eingliederungshilfe beizutragen. Die Bestim- 
mung entspricht dem § 9 des Körperbehinderten- 
gesetzes. 


Zu § 42 

Die hier vorgesehene Bestimmung entspricht im 
wesentlichen dem § 15 des Körperbehinderten- 

gesetzes. 

Zu § 43 

Bei der Vielgestaltigkeit der einzelnen Maßnahmen 
der Eingliederungshilfe ist es erforderlich, so früh- 
zeitig wie möglich einen Gesamtplan aufzustellen. 
Bei seiner Aufstellung und Durchführung muß der 
Träger der Sozialhilfe mit den hieran beteiligten 
Stellen und Personen eng Zusammenwirken, wenn 
ein Erfolg der Maßnahmen gesichert werden soll. 
Damit entspricht die vorgesehene Bestimmung dem 
§ 5 Abs. 2 Buchstabe e des Körperbehinderten- 
gesetzes sowie dem im Zuge der Neuregelung der 
Rentenversicherung eingefügten § 1237 Abs. 5 

RVO. 

In Übereinstimmung mit dieser Vorschrift der 
Reichsversicherungsordnung und mit § 12 des Tu- 
berkulosehilfegesetzes ist vorgesehen, daß die Auf- 
stellung des Gesamtplanes in der Hand des Trägers 
der Sozialhilfe liegt, der für die Durchführung aller 
Maßnahmen der Eingliederungshilfe verantwortlich 
ist. Die Aufstellung des Gesamtplans für Körperbe- 
hinderte obliegt nach Absatz 3 entsprechend der 
Regelung des Körperbehindertengesetzes jedoch 
dem Gesundheitsamt. 

Zu § 44 

Da der Entwurf nur allgemeine Bestimmungen über 
die Abgrenzung des Personenkreises der Behinderten 
sowie über die einzelnen Maßnahmen der Einglie- 
derungshilfe vorsieht, ist es angebracht, Näheres 
hierüber einer Rechtsverordnung vorzubehalten. 
Das gleiche gilt über das Zusammenwirken mit an- 
deren Stellen; hierfür sehen auch andere Sozial- 
leistungsgesetze gesonderte Durchführungsbestim- 
mungen vor. 

Zu Unterabschnitt 8 

Der Unterabschnitt 8 enthält die Einarbeitung der 
Vorschriften des Gesetzes über die Tuberkulose- 
hilfe vom 23. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 513) — 
im folgenden abgekürzt THG — in den Entwurf des 
Bundessozialhilfegesetzes, soweit sie sich auf die 
Aufgaben der Sozialhilfeträger beziehen. Die mit 
der Neuordnung des Fürsorgerechts erstrebte Zu- 
sammenfassung des gesamten Leistungsrechts der 
öffentlichen Fürsorge, also der sozialen Leistungen 
außerhalb der Versicherung und der Versorgung, 
wäre ohne die Tuberkulosehilfe unvollständig. 

Die Bestimmungen des THG mußten der Ausdrucks- 
weise des vorliegenden Gesamtentwurfs angepaßt 
werden; ihre wörtliche Übernahme würde der Ein- 
heitlichkeit des Entwurfs entgegenstehen. Da der 
Entwurf des BSHG ohnehin bereits in anderem Zu- 
sammenhang Regelungen enthält, die auch für die 
Tuberkuloseliilfe Anwendung finden, so kann im 
Unterabschnitt 8 auf diese anderen Regelungen ver- 
wiesen werden (Hilfe zum Lebensunterhalt, Einglie- 


46 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 1799 


derungshilfe für Behinderte). Andererseits werden 
einige Bestimmungen des THG nunmehr auch für 
andere Arten der Sozialhilfe übernommen. Weiter- 
hin hat das THG ebenso wie das Körperbehinder- 
tengesetz allgemeine Bestimmungen des vorliegen- 
den Entwurfs weitgehend beeinflußt, so vor allem 
die Bestimmungen über die Gestaltung der Einkom- 
mensgrenze. Bei der Einarbeitung in den vorliegen- 
den Entwurf ist darauf geachtet worden, daß die 
Leistungen nach dem THG keinesfalls verschlechtert 
werden. 

Nach § 1 Abs. 1 THG hat die Tuberkulosehilfe den 
Vorrang vor den Leistungen nach § 10 Abs. 5 und 
§ 28 BVG. Dieser Rechtslage trägt § 10 Abs. 4 des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Rechts der Kriegsopferversorgung (BT-Drucksache 
1239) Rechnung-, sie bleibt nach § 133 Abs. 1 auch 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen. 

Das THG nennt als Träger der Tuberkulosehilfe die 
Landesfürsorgeverbände und die in den §§ 21 bis 24 
(öffentlicher Dienst, Anstaltspflege, Haftvollzug) 
bezeichneten Träger. Die Regelung für die in den 
§§ 21 bis 24 THG genannten Träger durch den Ent- 
wurf ist einem besonderen Abschnitt Vorbehalten 
(Abschnitt 13 Unterabschnitt 1). Das gleiche gilt für 
diejenigen Bestimmungen des THG, die sich auf 
sonstige zur Bekämpfung der Tuberkulose ver- 
pflichtete Stellen beziehen. Sie sind im Abschnitt 13 
Unterabschnitt 2 zusammengefaßt. Damit sind die 
Bestimmungen des THG in den vorliegenden Ent- 
wurf abschließend übernommen; § 140 Abs. 2 Nr. 5 
sieht daher die Aufhebung des Tuberkulosehilfe- 
gesetzes vor. 

Zu § 45 

§ 45 entspricht im wesentlichen dem § 1 Abs. 1 
Satz 1 THG. Die Frage, ob ein Rechtsanspruch be- 
steht, beantwortet sich nach den folgenden Bestim- 
mungen über die Leistungen im einzelnen. 

An die Stelle der Worte „Schutz der Allgemeinheit'' 
in § 1 Abs. 1 THG treten in § 45 Abs. 1 die Worte 
„Schutz der Umgebung der Kranken". Diese Ände- 
rung soll der Abgrenzung zum öffentlichen Gesund- 
heitsdienst dienen und den individuellen Charakter 
der Tuberkulosehilfe betonen. Die bisherige Ziel- 
richtung des THG bleibt aufrechterhalten, da der 
Schutz der Umgebung der Kranken zumindest mit- 
telbar auch den Schutz der Allgemeinheit zur Folge 
hat. 

Die in Absatz 2 unter Nr. 3 (Hilfe zum Lebensunter- 
halt) und Nr. 4 (Sonderleistungen) genannten Arten 
der Hilfe treten an die Stelle der wirtschaftlichen 
Hilfe nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 THG. Diese Änderung 
ist notwendig, um die Begriffsbestimmungen des 
THG an diejenigen des Entwurfs des BSHG anzu- 
passen. Insoweit wird auf die allgemeinen Ausfüh- 
rungen zu Unterabschnitt 8 verwiesen. 

Um eine Überschneidung der Bestimmungen über 
die Tuberkulosehilfe mit denjenigen über die vor- 
beugende Gesundheitshilfe und über die Kranken- 
hilfe auszuschließen, sieht Absatz 3 den Vorrang 
der Tuberkulosehilfe vor. 


Zu § 46 

§ 46 entspricht im wesentlichen dem § 2 THG. 

Absatz 2 Nr. 8 übernimmt die Bestimmung des § 16 
THG und tritt gleichzeitig an die Stelle der in § 5 
THG genannten vorbeugenden Hilfe zugunsten des 
Genesenen. Als nachgehende Hilfe im Sinne der 
Nr. 8 kommen vor allem Sicherungskuren in Be- 
tracht. 

Von einer Übernahme der Bestimmung des § 2 
Abs. 2 Satz 2 THG, die der Sicherung einer Arbeits- 
und Beschäftigungstherapie dient, ist abgesehen 
worden. Dadurch soll die Bedeutung dieser Art von 
Heilbehandlung nicht geschmälert werden. Ob und 
wieweit im Zuge der Heilbehandlung zugunsten 
des Tuberkulosekranken Arbeits- oder Beschäfti- 
gungstherapie anzuwenden ist, bestimmt sich wie 
bisher je nach den Erfordernissen des Einzelfalles. 
Ihre ausdrückliche Erwähnung könnte aber zur 
Folge haben, daß andere wichtige Arten der Be- 
handlung als weniger bedeutsam angesehen wer- 
den. Wegen der Maßnahmen zur Eingliederung des 
Kranken in das Arbeitsleben wird auf § 47 ver- 
wiesen. 

Zu § 47 

§ 47 entspricht dem § 3 und den §§ 12 bis 16 THG. 
Da die hier in Betracht kommenden arbeits- und be- 
ruf sf ordernden Maßnahmen sich im wesentlichen 
mit den gleichen Maßnahmen zugunsten der Behin- 
derten decken, ist in Absatz 2 auf die maßgebenden 
Bestimmungen des § 38 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 Bezug 
genommen worden. 

Die Absätze 3 und 4 sind aus dem THG übernom- 
men worden. Sie sind durch die Besonderheiten der 
Tuberkulose bedingt und rechtfertigen daher eine 
Abweichung von den Bestimmungen über die Ein- 
gliederungshilfe für Behinderte. 

Zu § 48 

Die Hilfe zum Lebensunterhalt ist ein Teil der wirt- 
schaftlichen Hilfe im Sinne der Bestimmungen des 
THG. Wegen der insoweit notwendigen Anpassung 
an die Begriffsbestimmungen des BSHG wird auf 
die Begründung zu § 45 Abs. 2 Nr. 3 und 4 verwie- 
sen. Eine sachliche Änderung tritt nicht ein. § 48 
übernimmt durch die Verweisung auf die Bestim- 
mungen des Abschnittes 2 die Regelung des § 4 
Abs. 1 THG. 

Zu § 49 

Die hier vorgesehene Bestimmung über die Empfän- 
ger der Hilfe zum Lebensunterhalt entspricht der 
Regelung der §§ 4, 6 und 17 Abs. 2 THG. 

Von der Bezeichnung der Familienangehörigen im 
einzelnen (vgl. § 6 Satz 1 THG) ist ^abgesehen wor- 
den, weil dies im Rahmen des BSHG nicht notwen- 
dig ist. Die im Entwurf des THG ursprünglich beab- 
sichtigte Anpassung an die Bestimmungen der Ren- 
tenversicherung ist im Hinblick auf die Regelung 
des § 31 THG nicht mehr erforderlich. Die allgemein 
gehaltene Formulierung des § 49 engt den Kreis 
der berechtigten Personen im Vergleich zum THG 
nicht ein. 
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Zu § 50 

§ 50 übernimmt im wesentlichen die Bestimmungen 
des § 17 Abs. 1 und des § 18 Abs. 2 THG. 

Die in Absatz 2 enthaltene Bezeichnung der tuber- 
kulosegefährdeten oder -bedrohten Personen ent- 
spricht der Begriffsbestimmung des THG. Danach 
ist tuberkulosegefährdet eine Person, die noch nicht 
infiziert, aber einer Ansteckungsgefahr ausgesetzt 
ist; tuberkulosebedroht ist eine Person, die bereits 
infiziert ist und deren latente oder inaktive Tuber- 
kulose durch eine Re-Infektion oder durch ungün- 
stige Lebensbedingungen reaktiviert werden könnte. 

Zu § 51 

Diese Bestimmung entspricht dem § 23 Abs. 2 und 
dem § 24 Abs. 2 THG. Abweichend hiervon sind in 
§ 51 nicht mehr die Fälle erfaßt, in denen ein Kran- 
ker ohne rechtlichen Zwang in Anstaltspflege unter- 
gebracht wird. Für die jetzige Regelung ist der Ge- 
danke maßgebend, daß es nicht gerechtfertigt sei, 
den Angehörigen eines Kranken, dem auf Grund 
richterlicher Anordnung die Freiheit entzogen ist 
und der daher in dieser Zeit mit seinen Angehöri- 
gen nicht Zusammenleben kann, auf längere Dauer 
die erhöhten Leistungen für den Lebensunterhalt 
im Rahmen der Tuberkulosehilfe zukommen zu las- 
sen. Da es auf den Grund der Freiheitsentziehung 
nicht mehr ankommt, ist im Unterschied zu § 23 
Abs. 2 und § 24 Abs. 2 THG eine allgemeinere Fas- 
sung gewählt worden. § 51 wird nunmehr auch an- 
gewendet, wenn jemand wegen Tuberkulose auf 
richterliche Anordnung in einer Anstalt unterge- 
bracht wird. 

Zu § 52 

§ 52 entspricht § 17 Abs. 3 THG. 

Zu § 53 

§ 53 entspricht § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 und 
Satz 2 THG. Die Sonderleistungen sind ein Teil der 
wirtschaftlichen Hilfe im Sinne des THG. Wegen der 
Anpassung der Begriffe an die Bestimmungen des 
BSHG wird auf die Begründung zu § 45 Abs. 2 Nr. 3 
und 4 verwiesen. 

Die Mitwirkung bei der Wohnungsbeschaffung, die 
im wesentlichen ein Akt der persönlichen Hilfe ist, 
wird wegen ihrer Bedeutung im Rahmen der Be- 
kämpfung der Tuberkulose ohne Rücksicht auf vor- 
handenes Einkommen oder Vermögen gewährt. 

Zu § 54 

§ 54 entspricht § 5 THG. Dabei sind die Absätze 
umgestellt worden, um eine Übereinstimmung mit 
der Systematik des Gesetzes im übrigen herbeizu- i 
führen. 

Absatz 1 Satz 2 ist allgemeiner gefaßt. Es handelt 
sich hier um eine Ermessensbestimmung, bei der 
keine besondere Einschränkung notwendig ist. 

Zu § 55 

§ 55 entspricht der Regelung des THG (vgl. § 11 in 
Verbindung mit § 1 Abs. 1 und § 10). Er enthält die 


gleiche Regelung wie § 41 des Entwurfs. Auf die 
Begründung zu § 41 wird verwiesen. 

Zu § 56 

§ 56 entspricht § 1 Abs. 2, § 8 Abs. 6 und § 27 
Abs. 1 THG. Absatz 1 Satz 1 will verhindern, daß 
notwendige Maßnahmen deshalb nicht oder nicht 
rechtzeitig durchgeführt werden, weil noch nicht 
feststeht, wer Hilfe zu gewähren hat. Hingegen will 
Absatz 1 Satz 2 gewährleisten, daß unaufschiebbare 
Maßnahmen der Heilbehandlung vom Träger der 
Sozialhilfe auf jeden Fall eingeleitet werden, auch 
wenn ein anderer Träger zuständig ist und dieser 
nicht seinerseits das Erforderliche veranlaßt, 

Zu § 57 

§ 57 übernimmt die Regelung des § 27 Abs. 3 THG, 
soweit diese Bestimmung die Landesfürsorgever- 
bände betrifft. 

Zu § 58 

§ 58 entspricht dem § 27 Abs. 2 THG. 

Zu § 59 

§ 59 entspricht § 28 THG. Satz 2 stellt gegenüber 
§ 28 Abs. 2 klar, daß der Träger der Sozialhilfe auch 
bei Nichtzustandekommen einer Vereinbarung die 
Erstattung angemessener Verwaltungskosten ver- 
langen kann. 

Zu § 60 

§ 60 übernimmt die Regelung des § 25 THG, soweit 
diese Bestimmung die Landesfürsorgeverbände be- 
trifft. 

Abweichend von § 25 THG ist in § 60 auf den tat- 
sächlichen Aufenthalt des Hilfesuchenden abgestellt; 
damit ist eine Übereinstimmung mit der Bestim- 
mung über die örtliche Zuständigkeit des Trägers 
der Sozialhilfe herbeigeführt (§ 90). 

Zu § 61 

§ 61 übernimmt die Regelung des § 29 Abs. 1 und 2 
THG, soweit diese Bestimmung Landesfürsorgever- 
bände und Gesundheitsämter betrifft. 

Von einer Übernahme des § 29 Abs. 3 THG ist ab- 
gesehen worden. Die dort getroffene Regelung er- 
gibt sich für die Tuberkulosehilfe bereits aus § 48 
in Verbindung mit § 23 Abs. 2. 

Über § 61 hinausgehende Maßnahmen auf Grund 
anderer Gesetze, z. B. Freiheitsentziehung auf 
Grund der Verordnung zur Bekämpfung übertrag- 
barer Krankheiten vom 1. Dezember 1938 in Ver- 
bindung mit § 17 Abs. 2 des Gesetzes über das ge- 
richtliche Verfahren bei Freiheitsentziehungen vom 
29. Juni 1956, bleiben unberührt. 

Zu § 62 

§ 62 übernimmt im wesentlichen die Regelung des 
§ 34 THG, soweit diese Bestimmung sich auf die 
Landesfürsorgeverbände bezieht. § 34 Abs. 1 Nr. 2 
THG ist nicht übernommen worden. Die dort vorge- 
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sehene Ermächtigung erübrigt sich für das Gebiet 
der Sozialhilfe, weil sich die Regelung über die 
Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen 
bereits aus Abschnitt 4 des Entwurfs ergibt. 

Zu § 63 

§ 63 übernimmt die Regelung des § 35 THG, soweit 
diese Bestimmung die Landesfürsorgeverbände be- 
trifft. 

Zu Unterabschnitt 9 (§ 64) 

Die Bestimmungen über die Blindenhilfe treten an 
die Stelle des § 1 1 f Abs. 1 und 3 RGr. (Mehrbedarf 
für Pflege). Die Blindenhilfe soll zum Ausgleich der 
durch die Blindheit bedingtenMehraufwendungen ge- 
währt werden. Damit umfaßt sie außer den Aufwen- 
dungen für die pflegerische Betreuung auch andere 
Aufwendungen, die dem Ausgleich der Belastungen 
infolge der Blindheit dienen. Neben der Blindenhilfe 
wird daher Hilfe zur Pflege wegen Blindheit nicht 
gewährt (Absatz 4). Die Hilfe zur Pflege blinder 
Kinder unter sechs Jahren richtet sich nach der all- 
gemeinen Bestimmung über die Hilfe zur Pflege 
(§ 65). 

Andere Rechtsvorschriften im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 sind vor allem § 35 BVG, § 558c RVO und 
landesrechtliche Vorschriften auf versorgungsrecht- 
licher Grundlage. 

Wenngleich nach dem Gesagten der Blindenhilfe 
ein rehabilitationsartiger Charakter innewohnt, gel- 
ten doch die Bestimmungen über die Eingliede- 
rungshilfe für Behinderte neben der Blindenhilfe 
selbständig. Dies ergibt sich aus den unterschied- 
lichen Zielrichtungen (§ 37 Abs. 3, § 64 Abs. 1 
Satz 1) sowie im Wege des Umkehrschlusses aus 
Absatz 4 Satz 1. Handelt es sich um eine Maßnahme, 
die der Eingliederung des Blinden dient, z. B. die 
Übernahme der Kosten für einen Blindenführhund 
oder das überlassen einer Blindenschreibmaschine, 
so sind die Bestimmungen über die Eingliederungs- 
hilfe für Behinderte anzuwenden. 

Für die Regelung des Absatzes 1 Satz 2 ist die Er- 
wägung maßgebend, daß die Blinden, die in An- 
stalten oder Heimen die erforderliche Pflege in vol- 
lem Umfang erhalten, nicht mehr der zusätzlichen 
Gewährung der Blindenhilfe bedürfen. Sie erhalten 
das erhöhte Taschengeld nach § 22 Abs. 2. 

In Abweichung von § 11 f RGr. sieht der Entwurf 
einen festen Betrag für die Blindenhilfe vor. Von 
der verschiedentlich angeregten Bindung der Blin- 
denhilfe an den Regelsatz ist abgesehen worden, 
weil dieser lediglich einen Maßstab für die Kosten 
des allgemeinen Lebensunterhalts bildet. Als Blin- 
denhilfe ist für Blinde nach Vollendung des acht- 
zehnten Lebensjahres der Betrag vorgesehen, der 
nach § 11 f RGr. die Höchstgrenze des Mehrbedarfs 
für Pflege bildet, nämlich der Betrag in Höhe der 
Pflegezulage eines Kriegsblinden. Der Entwurf sieht 
aber davon ab, die Höhe des Betrages der Blinden- 
hilfe nur durch Verweisung auf die dem Versor- 
gungsrecht zugehörige Pflegezulage der Kriegsblin- 
den zu bestimmen. Blinde im Alter zwischen sechs 
und achtzehn Jahren sollen nach dem Entwurf eine 


Blindenhilfe in Höhe der Hälfte der für Erwach- 
sene vorgesehenen Blindenhilfe erhalten. Die 
Grenze von achtzehn Jahren ist gewählt worden, 
weil in diesem Alter die Berufsausbildung im all- 
gemeinen abgeschlossen wird. 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen dem § 11 f 
Abs. 3 RGr. 

Wegen der Einkommensgrenze für die Blindenhilfe 
wird auf § 77 Abs. 1 Nr. 5 und die Begründung 
hierzu verwiesen. 

Zu Unterabschnitt 10 (§ 65) 

In § 6 RGr. wird kein Unterschied gemacht zwischen 
der Pflege hilfloser Menschen und der Körper- 
pflege; beides ist ein Teil des Lebensunterhalts. 
Nach dem Entwurf gehört nur noch die Körper- 
pflege zum Lebensunterhalt; auf die Begründung zu 
§ 12 wird verwiesen. 

Die Bestimmung über die Pflege hilfloser Menschen 
entspricht der Regelung im Bundesversorgungs- 
gesetz und in der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Entsprechend dem geltenden Rechtszustand sieht 
der Entwurf einen Anspruch hierauf vor. Beispiele 
für § 65 sind: häusliche Pflege und Wartung wegen 
schwerer Krankheit pflegebedürftiger Menschen 
(spinale Kinderlähmung, multiple Sklerose), an- 
staltsmäßige Pflege Geisteskranker. 

Absatz 2 entspricht dem Grundgedanken des § 2 
Abs. 1 des Körperbehindertengesetzes. 

Dem Absatz 3 liegt vor allem der Gedanke einer 
Förderung der Selbsthilfe in der Familie und der 
Nachbarschaftshilfe zugrunde. In diesen Fällen sol- 
len für die Pflege die tatsächlichen Aufwendungen 
(z. B. Fahrtkosten) ersetzt werden, soweit dies ge- 
boten ist. Daneben kann die Gewährung einer an- 
gemessenen Beihilfe im Einzelfall vor allem dazu 
dienen, den Angehörigen oder sonstigen nahe- 
stehenden Personen die Übernahme der Pflege 
überhaupt zu ermöglichen. 

Zu Unterabschnitt 1 1 

Zu § 66 

Die Bestimmungen über die Hilfe zur Familien- und 
Hauspflege sind im geltenden Fürsorgerecht nicht 
enthalten. Die Familien- und Hauspflege ist jedoch 
durch Erlasse einiger Länder oder durch die Be- 
zirksfürsorgeverbände schon bisher weitgehend ge- 
fördert worden. Die Durchführung liegt fast aus- 
schließlich in der Hand freier Träger. 

Familien- und Hauspflege wird vor allem dann not- 
wendig, wenn die Hausfrau und Mutter durch 
Krankheit oder durch eine notwendige Erholungs- 
kur verhindert ist, ihren Haushalt zu besorgen. Zur 
Familien- und Hauspflege gehören sowohl die Be- 
treuung der Haushaltsangehörigen, z. B. Beaufsich- 
tigung der Kinder, wie die notwendige hauswirt- 
schaftliche Tätigkeit. In der Regel ist die Hilfe zur 
Familien- und Hauspflege vorübergehend; sie 
kann jedoch nach der Besonderheit des Falles auch 
von längerer Dauer sein, z. B. bei der Betreuung 
alter Menschen. 
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Ein Anspruch auf die Hilfe zur Familien- und Haus- 
pflege ist vor allem deshalb nicht vorgesehen, weil 
zunächst Erfahrungen bei ihrer Durchführung ge- 
sammelt werden müssen. Durch die Verweisung in 
Absatz 3 auf § 65 Abs. 3 soll zum Ausdruck kom- 
men, daß wie bei der Pflege auch bei der Familien- 
und Hauspflege zunächst die Betreuung im Rahmen 
der Familie oder durch nachbarschaftliche Hilfe ge- 
fördert werden soll. 

In der Praxis werden häusliche Pflege pflegebedürf- 
tiger Personen (§ 65) und Familien- und Hauspflege 
(§66) vielfach gleichzeitig durch dieselbe Hauspflege- 
rin ausgeübt. Hieran will auch der vorliegende Ent- 
wurf nichts ändern. Da aber beide Arten der Hilfe 
verschiedenartig sind, die Hilfe zur Pflege auch die 
anstaltsmäßige Pflege umfaßt und der Entwurf 
einen Rechtsanspruch nur für die Hilfe zur Pflege 
vorsieht, muß das Gesetz die beiden Arten der 
Hilfe in verschiedenen Bestimmungen regeln. 

Zu § 67 

Die Übernahme der Kosten für eine vorübergehende 
anderweitige Unterbringung von Haushaltsangehö- 
rigen im Rahmen der Familien- und Hauspflege ent- 
spricht Erfordernissen der Praxis. 

Zu Unterabschnitt 12 

ln diesem Unterabschnitt wird erstmalig im Für- 
sorgerecht die Hilfe für Gefährdete in gesetzliche 
Bestimmungen gefaßt. Außerhalb einer gesetzlichen 
Regelung haben es auch bisher schon die Träger 
der öffentlichen Fürsorge in weitem Umfange als 
ihre Aufgabe angesehen, Personen zu helfen, die 
aus Mangel an innerer Festigkeit nicht in der Lage 
sind, aus eigener Kraft ein geordnetes Leben in der 
Gemeinschaft zu führen. Im Hinblick auf die Bedeu- 
tung dieser Hilfe ist es angebracht, sie im Zuge der 
Neuordnung des Fürsorgerechts in das Gesetz zu 
übernehmen. 

Zu § 68 

Die Bestimmung des Absatzes 1 hat vor allem zum 
Ziel, durch ihre allgemeine Fassung die Hilfe in 
allen notwendigen Fällen zu ermöglichen. Außer- 
dem nimmt sie eine Abgrenzung von der Hilfe für 
andere Personen vor, die aus sonstigen Gründen 
der Eingliederung in das Leben der Gesellschaft 
bedürfen und daher auch eine andersgeartete Hilfe 
benötigen. Die Beschränkung der Gefährdetenhilfe 
auf Personen, die das achtzehnte Lebensjahr voll- 
endet haben, beruht auf der Erwägung, daß bis zu 
diesem Lebensalter die Maßnahmen nach dem 
Jugendwohlfahrtsgesetz stets den Vorrang vor der 
Hilfe nach dem vorliegenden Entwurf haben sollen. 
Eine Änderung der maßgebenden Altersgrenze im 
Jugendwohlfahrtsrecht wird auch für § 68 von Be- 
deutung sein müssen. 

Neben den Gefährdeten im Sinne des Absatzes 1 
kann es auch Personen geben, die dadurch gefähr- 
det sind, daß sie infolge äußerer Umstände in eine 
Notlage geraten sind, z. B. eine vom Ehemann ver- 
lassene Frau mit Kindern. Für diese Personen ist 
jedoch eine Sonderregelung im Rahmen der Hilfe 


für Gefährdete nicht vorgesehen, weil die im Ein- 
zelfall erforderliche Hilfe durch die übrigen Bestim- 
mungen dieses Gesetzes bereits gesichert ist. Es 
wird hier vor allem auf die Hilfe zum Lebensunter- 
halt einschließlich der Hilfe zur Arbeit, auf die Hilfe 
zum Aufbau oder zur Sicherung einer Lebensgrund- 
lage sowie auf die allgemeine Bestimmung des § 25 
Abs. 2 verwiesen. 

Die Aufgabe der Gefährdetenhilfe wird in Absatz 2 
Satz 1 nur allgemein angesprochen, weil das Gesetz 
auch hier die Vielfalt der Tatbestände nicht erfas- 
sen kann. Im Einzelfall wird es darauf ankommen, 
die Ursachen der Gefährdung zu erkennen und zu 
beheben. 

Ein Rechtsanspruch auf Gefährdetenhilfe ist nicht 
vorgesehen, da dessen Geltendmachung durch den 
Gefährdeten selten in Betracht kommen wird und 
die Voraussetzungen für den Anspruch im einzelnen 
auch nicht genügend bestimmbar sind, 

! Die Hilfe für Gefährdete ist ihrer Natur nach im 
wesentlichen persönliche Hilfe, die überwiegend 
Beratung und sozialpädagogische Betreuung des 
Gefährdeten erfordert. Mit einer Geldleistung kann 
dem Gefährdeten im allgemeinen nicht geholfen 
werden. Einkommen und Vermögen schließen auch 
eine Gefährdung im Sinne des § 68 Abs. 1 keines- 
wegs aus. Die Hilfe soll daher nach Absatz 3 von 
vorhandenem Einkommen oder Vermögen grund- 
sätzlich unabhängig sein. Dies gilt auch gegenüber 
den bürgerlich-rechtlichen Unterhaltspflichtigen des 
Gefährdeten, da deren Heranziehung den Erfolg 
einer Gefährdetenhilfe weitgehend in Frage stellen 
oder gar unmöglich machen könnte. 

Zu § 69 

Wegen der Eigenart der Gefährdung ist eine wirk- 
same Hilfe vielfach nur möglich, wenn der Gefähr- 
dete für einige Zeit in einer Anstalt oder in einem 
Heim betreut wird. Auch in der Anstalt oder dem 
Heim besteht die Aufgabe dieser Hilfe darin, den 
Gefährdeten dahin zu bringen, daß er sich in das 
Leben der Gesellschaft wieder eingliedern und da- 
mit aus der Heimbetreuung ausscheiden kann. In 
Fällen schwerer Gefährdung ist eine erfolgreiche 
Hilfe vielfach nicht möglich, weil der Gefährdete 
nicht bereit ist, sich in Anstalts- oder Heimbetreu- 
ung zu begeben. Für den Gesetzgeber entsteht da- 
her die Frage, ob die Hilfe in einer Anstalt oder 
einem Heim notfalls auch gegen den Willen des 
Gefährdeten gewährt werden soll. In Übereinstim- 
mung mit der Praxis der Gefährdetenfürsorge bejaht 
der Entwurf diese Frage. Er geht dabei von der 
Überzeugung aus, daß es den wahren Belangen die- 
ser Gefährdeten mehr entspricht, ihnen die zur Durch- 
führung eines geordneten Lebens in der Gemein- 
schaft notwendige Hilfe gegebenenfalls auch gegen 
ihren Willen zu gewähren, als sie ihrem Schicksal 
zu überlassen und ihr soziales Abgleiten als unab- 
wendbar hinzunehmen. Die vorgesehene Möglich- 
keit, die Freiheit besonders schwer Gefährdeter zu 
beschränken, soll die Gefährdeten der Gemeinschaft 
nicht entziehen, sondern sie ihr erhalten. Eine 
Zwangsbestimmung ist notwendig, weil die vor- 
handenen gesetzlichen Vorschriften hier nicht aus- 

i reichen und überdies anderen Zielen dienen als die 
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Bestimmungen über die Gefährdetenhilfe. Dies gilt 
für das Strafrecht wie auch für Regelungen gesund- 
heitspolizeilicher oder allgemeinpolizeilicher Art. 
Ebenso ist die im Entwurf vorgesehene Bestimmung 
über die Anordnung der Unterbringung in einer 
Anstalt zur Arbeitsleistung (§ 24) für die Gefähr- 
detenhilfe nicht ausreichend, da die dort genannten 
Voraussetzungen einen anderen Personenkreis er- 
fassen. Auch die Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Entmündigung genügen, wie 
die Praxis zeigt, hier nicht. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Zwangsregelung stellt 
keine Freiheitsentziehung, sondern eine Freiheits- 
beschränkung dar. Danach hat das Gericht die Mög- 
lichkeit, den Gefährdeten anzuweisen, sich in einer 
geeigneten nicht abgeschlossenen Anstalt oder ähn- 
lichen Einrichtung aufzuhalten. Eine derartige ge- 
richtliche Auflage sieht beispielsweise auch § 24 
StGB für die Bewährung Verurteilter vor. 

Nach Absatz 2 Nr. 1 und 2 ist eine gerichtliche Frei- 
heitsbeschränkung nur bei besonders schwer ge- 
fährdeten Personen möglich; weitgehende subjek- 
tive und objektive Voraussetzungen müssen gege- 
ben sein. Absatz 2 Satz 2 beruht auf Artikel 19 
Abs. 1 Satz 2 GG. 

Wenngleich nach Artikel 104 Abs. 1 GG eine Frei- 
heitsbeschränkung zwar nur auf Grund eines förm- 
lichen Gesetzes möglich ist, jedoch keiner gericht- 
lichen Entscheidung bedarf, sieht der Entwurf die 
Entscheidung des Gerichts über die Freiheitsbe- 
schränkung dennoch vor, um jeglicher Gefahr des 
Mißbrauchs vorzubeugen. Das Gesetz über das ge- 
richtliche Verfahren bei Freiheitsentziehungen vom 
29. Juni 1956 soll entsprechend Anwendung finden. 
Mit der Bestimmung in Absatz 2 Satz 2, wonach 
spätestens 6 Monate nach der Anordnung der Frei- 
heitsbeschränkung über deren Fortdauer durch das 
Gericht zu entscheiden ist, geht der Entwurf über 
§ 9 des Freiheitsentziehungsgesetzes hinaus; nach 
§ 9 ist lediglich eine Frist bis zur Höchstdauer eines 
Jahres vorgesehen. Absatz 3 Satz 3 beruht auf Er- 
fahrungen der Praxis. 

Zu § 70 

Bei der Gewährung der Hilfe in einer Anstalt, 
einem Heim oder einer anderen Familie wird aus 
Billigkeitsgründen als Ausnahme von § 68 Abs. 3 
vom Gefährdeten ein angemessener Beitrag zum 
Lebensunterhalt verlangt. Ein Kostenbeitrag des 
Unterhaltspflichtigen ist nicht vorgesehen; auf die 
Begründung zu § 68 Abs. 3 wird verwiesen. 

Die Höhe des Beitrages überläßt der Entwurf im 
Hinblick auf die besonderen Erfordernisse in der 
Gefährdetenhilfe dem pflichtmäßigen Ermessen des 
Trägers der Sozialhilfe. 

Zu Unterabschnitt 13 (§ 71) 

Eine Altenhilfe der hier vorgesehenen Art besteht 
im geltenden Fürsorgerecht nicht. Das Problem der 
Betreuung alter Menschen ist aber in den letzten 
Jahren immer stärker in den Vordergrund getreten. 
Daher ist es angebracht, unter Verwertung der Er- 
fahrungen der Fürsorgepraxis auch eine besondere 


Bestimmung über die Betreuung alter Menschen 
vorzusehen. 

Die Altenhilfe soll neben den übrigen Arten der 
Sozialhilfe, die auch den alten Menschen zugute 
kommen, die besonderen Bedürfnisse berücksichti- 
gen, die nur bei alten Menschen eine Rolle spielen. 
Die in Absatz 1 Satz 2 bezeichnete Aufgabe der 
Altenhilfe hebt die Arten einer Hilfe hervor, die 
besonders im Bereich der Fürsorge von Bedeutung 
sind. Auch hier ist zunächst von einem Rechts- 
anspruch abgesehen worden. 

In Absatz 2 sind die nach den bisherigen Erfah- 
rungen wichtigsten Maßnahmen einer Altenhilfe als 
Beispiele aufgeführt. Um eine Überforderung der 
Träger der Sozialhilfe zu vermeiden, wird bestimmt, 
daß die Maßnahmen sich in einem vertretbaren 
Rahmen halten müssen. 

Soweit die Hilfe nicht in Geld- oder Sachleistung 
besteht, soll nach Absatz 3 in der Frage der Be- 
rücksichtigung von Einkommen und Vermögen dem 
Ermessen des Trägers der Sozialhilfe freier Raum 
gelassen werden. 


Zu Abschnitt 4 (Einsatz des Einkommens und 
des Vermögens) 

Abschnitt 4 enthält Bestimmungen über das Ein- 
kommen und das Vermögen, von deren Einsatz die 
Gewährung von Sozialhilfe abhängig ist. 

Zu Unterabschnitt 1 

In ihm sind allgemeine Bestimmungen über den 
Einsatz von Einkommen vorgesehen, die für den 
gesamten Bereich der Sozialhilfe zur Anwendung 
kommen. 

Zu § 72 

Die Bestimmung entspricht im wesentlichen dem 
§ 8 RGr. Nach ihr soll für die Sozialhilfe das Ein- 
kommen maßgebend sein, das dem Hilfesuchenden 
oder demjenigen, auf dessen Einkommen es gleich- 
falls ankommt, für seinen eigenen Bedarf tatsächlich 
zur Verfügung steht. Es handelt sich also im we- 
sentlichen um das Nettoeinkommen. 

Nach dem Entwurf soll für den Gesamtbereich des 
Gesetzes nur ein Einkommensbegriff gelten. Der 
Begriff der „steuerpflichtigen Einkünfte", der im 
Körperbehindertengesetz und im Gesetz über die 
Tuberkulosehilfe für eine Reihe von Leistungen 
gilt, wird danach nicht übernommen. Er entspricht 
nicht der Absicht des Entwurfs, allein das tatsäch- 
lich zur Verfügung stehende Einkommen zu be- 
rücksichtigen; die Verwendung mehrerer Einkom- 
mensbegriffe in demselben Gesetz würde dessen 
Anwendung erschweren. 

Die Bestimmung des Absatzes 3 soll dazu dienen, 
Näheres über die Berechnung des Einkommens, 
besonders der Einkünfte aus selbständiger Arbeit, 
nicht im Gesetz selbst, sondern in einer Durch- 
führungsverordnung regeln zu können. Damit ent- 
spricht Absatz 3 gleichartigen Bestimmungen in § 33 
Abs. 2 BVG und § 267 Abs. 3 LAG. 
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Zu § 73 

Die Bestimmung übernimmt in allgemeiner Form 
die Regelung des § 8 RGr. 

Nicht übernommen ist § 8 Abs. 1 Satz 2 RGr., wo- 
nach Kindergeld zu den eigenen Mitteln des Kindes 
zu rechnen ist, für das es gewährt wird. Diese Be- 
stimmung würde sich bei der Berechnung der Hilfe 
in besonderen Lebenslagen für das Kind und seine 
Eltern zum Teil ungünstig auswirken. 

Zu § 74 

§ 74 gestaltet die jetzige Bestimmung des § 8 c RGr. 
bei Aufrechterhaltung ihres Grundsatzes etwas 
freier. Vor allem ist die Voraussetzung „zur Ergän- 
zung der öffentlichen Fürsorge", die in der Praxis 
häufig zu Auslegungsschwierigkeiten geführt hat, 
weggefallen. 

Die Bestimmung des Absatzes 2 ist neu. Durch ihn 
soll der Ermessensspielraum der Träger der Sozial- 
hilfe erweitert werden. Er gilt vor allem für frei- 
willige Zuwendungen von Arbeitgebern an frühere 
Beschäftigte. 

Zu Unterabschnitt 2 

Der Unterabschnitt enthält die Einzelbestimmun- 
gen über die Eikommensgrenzen bei der Hilfe in 
besonderen Lebenslagen. Auf die grundsätzlichen 
Ausführungen über die Bedeutung der Einkom- 
mensgrenze in A III 3 wird verwiesen. 

Die Bestimmungen des Unterabschnitts 2 finden in 
den Fällen des § 53 Abs. 1 Nr. 2 (Wohnungsbe- 
schaffung im Rahmen der Tuberkulosehilfe), des 
§ 68 Abs. 3 (Hilfe für Gefährdete) und des § 71 
Abs. 3 (Altenhilfe) keine Anwendung. In diesen 
Fällen wird Hilfe ohne Rücksicht auf Einkommen 
gewährt. 

Durch den Entwurf wird eine allgemeine Einkom- 
mensgrenze (§ 75) und für bestimmte Arten der 
Hilfe in besonderen Lebenslagen eine besondere 
Einkommensgrenze (§ 77) eingeführt. 

Zu § 75 

Die allgemeine Einkommensgrenze nach § 75 gilt 
für alle vom Einkommen beeinflußten Arten der 
Hilfe in besonderen Lebenslagen, soweit nicht in 
den §§ 76 und 77 Sonderbestimmungen getroffen 
werden. 

In der Frage, welcher Maßstab der allgemeinen 
Einkommens grenze zugrunde zu legen ist, also wel- 
cher Eigenbedarf über den regelsatzmäßigen Bedarf 
hinaus zuzubilligen ist, entscheidet sich der Ent- 
wurf für eine Grenze, die nur in geringer Höhe 
über dem nach dem BSHG zu deckenden Bedarf 
für den Lebensunterhalt liegt. Diese Einkommens- 
grenze soll nach dem Entwurf eine Mindestgrenze 
sein. Sie darf bei der Entscheidung über den Ein- 
zelfall nicht unterschritten werden. Im Hinblick auf 
die Unterschiede in den Einkommensverhältnissen 
und den Lebenshaltungskosten sollen die Länder und 
im Rahmen des Landesrechts auch die Träger der So- 
zialhilfe nach Absatz 4 die Möglichkeit haben, bei 


bestimmten Arten der Hilfe in besonderen Lebens- 
lagen über die durch das Bundesgesetz geforderte 
Mindestgrenze hinausgehen. 

Bei der Entscheidung der in den Fachgremien ein- 
gehend erörterten Frage, ob die Einkommensgrenze 
in einem festen Betrag bestehen oder an die Regel- 
sätze gebunden werden solle, folgt der Entwurf der 
letzteren Lösung. Damit ist die Möglichkeit gege- 
ben, die unterschiedlichen Einkommensverhältnisse 
und Lebenshaltungskosten zwischen Stadt und Land 
auch bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen zu 
berücksichtigen. Außerdem hat die vorgesehene 
Regelung den Vorzug, daß die Einkommensgrenze 
bei Änderung der allgemeinen wirtschaftlichen 
Verhältnisse nicht einer Neufestsetzung durch Ge- 
setz bedarf. Die Bindung an den Regelsatz ist aller- 
dings nur für den Grundbetrag, nicht für die Fami- 
lienzuschläge vorgesehen. Zwar kann dadurch für 
die Familienzuschläge, sofern nicht von der Mög- 
lichkeit des Absatzes 4 Gebrauch gemacht wird, 
einmal eine gesetzliche Neuregelung notwendig 
werden. Die Bindung der Familienzuschläge an den 
Regelsatz hätte aber zur Folge, daß bei Anwendung 
der Einkommensgrenze sich der Unterschied zwi- 
schen Stadt und Land zu Lasten der Familien mit 
Kindern übermäßig vergrößern und damit unge- 
rechte Ergebnisse herbeiführen würde. 

Wenn dem Hilfesuchenden und den Personen, de- 
ren Einkommen gleichfalls zu berücksichtigen ist, 
nach dem Vorschlag des Entwurfs für ihren Lebens- 
unterhalt der eineinhalbfache Regelsatz eines Haus- 
haltsvorstandes verbleiben soll, so liegt dieser 
Betrag in der Tat nicht wesentlich über dem Be- 
trag, der einkommenslosen Personen als Hilfe zum 
Lebensunterhalt zu gewähren wäre. Aus dem zu- 
sätzlichen halben Regelsatz müssen die Aufwen- 
dungen für einmalige Anschaffungen, besonders 
von Kleidung, bestritten werden; außerdem sind in 
ihm auch etwaige Mehrbedarfszuschläge enthalten. 

Außer dem Grundbetrag sind in die Einkommens- 
grenze die tatsächlichen Kosten der Unterkunft ein- 
bezogen; sie müssen wegen ihrer unterschiedlichen 
Höhe gesondert berücksichtigt werden. 

Die Familienzuschläge sollen vor allem aus Grün- 
den einer Verwaltungserleichterung für alle Perso- 
nen gleich hoch sein. Der vorgeschlagene Betrag 
von 60 DM liegt um 8 DM über dem rechnerischen 
Durchschnitts-Regelsatz für Angehörige. Auch für 
ihn besteht die in Absatz 4 genannte Möglichkeit 
einer Erhöhung; diese wird vor allem in Ländern 
mit überdurchschnittlichen Regelsätzen in Betracht 
kommen. 

Die Einkommensgrenze gilt grundsätzlich für den 
Hilfesuchenden — also für denjenigen, in dessen 
Person der Bedarf besteht — und seinen nicht ge- 
trennt lebenden Ehegatten (Absatz 1). Ist der Hilfe- 
suchende minderjährig und unverheiratet, würde 
die Berücksichtigung nur seines Einkommens zu 
nicht gerechtfertigten Ergebnissen führen. Daher ist 
in Absatz 2 bestimmt, daß auch das Einkommen sei- 
ner Eltern mit zu berücksichtigen ist. Leben die 
Eltern nicht zusammen — ungeachtet ob die Ehe 
noch besteht oder ob sie geschieden, aufgehoben 
oder für nichtig erklärt worden ist — , soll für die 
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Einkommensgrenzc das Einkommen des Elternteils 
maßgebend sein, bei dem der Hilfesuchende lebt; 
lebt er bei keinem Elternteil, soll die für Volljäh- 
rige oder Verheiratete yeltende allgemeine Rege- 
lung des Absatzes 1 Anwendung finden. 

Die Bestimmung des Personenkreises, für den die 
Familienzuschläge angesetzt werden sollen (Ab- 
satz 1 Nr. 3, Absatz 2 Nr. 3), entspricht der Rege- 
lung des Körperbehindertengesetzes (§ 10) und des 
Tuberkulosehilfegesetzes (§ 11). 

Da die Regelsätze, nach denen sich die allgemeine 
Einkommensgrenze richtet, in den Bereichen der 
einzelnen Träger der Sozialhilfe unterschiedlich sein 
können, bedarf es einer Bestimmung darüber, wel- 
cher Regclsatz im Einzelfalle maßgebend sein soll. 
Hierzu sieht Absatz 3 vor, daß im allgemeinen der j 
Ort maßgebend sein soll, an dem der Hilfeempfän- j 
ger die Hilfe erhält. Bei der Gewährung anstalts- j 
mäßiger Hilfe oder der Unterbringung in einer an- 
deren Familie soll für die Einkommensgrenze der 
gewöhnliche Aufenthalt entscheidend sein. ! 

Zu § 76 

§ 76 erhöht für bestimmte Arten der Hilfe in beson- 
deren Lebenslagen den Grundbetrag und den Fami- 
lienzuschlag nach § 75. Die in § 75 Abs. 4 vor- 
gesehene Möglichkeit, der Einkommensgrenze einen 
höheren Grundbetrag und einen höheren Familien- 
zuschlag zugrunde zu legen, besteht auch hier. 

Die Bestimmung der Nummer 1 entspricht den schon 
bestehenden Mindestregelungen in den Ländern. 
Nummer 2 übernimmt für die nicht stationären 
Maßnahmen im Rahmen der Eingliederungshilfe für 
Behinderte im wesentlichen die Regelung des § 14 
des Körperbehindertengesetzes. Auch für die Tuber- 
kulosehilfe ist die Erhöhung der allgemeinen Ein- 
kommensgrenze des § 75 geboten, soweit nicht 
schon die besondere Einkommensgrenzc nach § 77 
gilt. 

Zu § 77 

Absatz 1 Nr. 1 bis 3 übernimmt zunächst die §§ 10 
und 13 des Körperbehindertengesetzes. Darüber 
hinaus läßt der Entwurf die hier festgelegte beson- 
dere Einkommensgrenze auch gelten für stationäre 
Maßnahmen anderer Art, besonders der Arbeits- 
und Berufsförderung. Die Regelung des Absatzes 1 
Nr. 1 bis 3 gilt nicht nur für Körperbehinderte, son- 
dern für alle Behinderten, denen ein Anspruch auf 
Eingliederungshilfe nach § 37 Abs. 1 zusteht. 

Absatz 1 Nr. 4 entspricht der Regelung des Geset- 
zes über die Tuberkulosehilfe (§ 11). 

In Absatz 1 Nr. 5 sieht der Entwurf die besondere 
Einkommensgrenze auch für die Blindenhilfe vor. 
Angesichts der schweren Belastung durch die Blind- 
heit kann es nicht vertreten werden, bei der Ge- 
währung der Blindenhilfe von der allgemeinen Ein- 
kommensgrenze auszugehen. Andererseits kann von 
einer Einkommensgrenze nicht ganz abgesehen wer- 
den, da es fürsorgerechtlichen Grundsätzen wider- 
spricht, bei der Gewährung einer Einkommenshilfe 
eigenes Einkommen völlig unberücksichtigt zu las- 
sen. 


Die Einkommensgrenze nach dem Körperbehinder- 
tengesetz und dem Tuberkulosehilfegesetz richtet 
sich nach den steuerpflichtigen Einkünften. Da die- 
ser Begriff aus den in der Begründung zu § 72 dar- 
gelegten Gründen in den vorliegenden Entwurf 
nicht übernommen wird, war es notwendig, die 
Einkommensgrenze nach beiden genannten Geset- 
zen — 660 DM — auf den für das BSHG maßgeben- 
den Einkommensbegriff des § 72 umzustellen. Der 
in Absatz 1 genannte Grundbetrag von 500 DM ent- 
spricht etwa dem auf die steuerpflichtigen Ein- 
künfte bezogenen Betrag von 660 DM. Um bei den 
Familienzuschlägen zu einer gleichartigen Regelung 
zu kommen, ist in den Fällen der besonderen Ein- 
kommensgrenze ein Familienzuschlag von 80 DM 
vorgesehen. 

In Übereinstimmung mit dem Körperbehinderten- 
gesetz und dem Tuberkulosehilfegesetz ist eine be- 
sondere Berücksichtigung der Kosten der Unter- 
kunft nicht vorgesehen. 

Die Bestimmung in Absatz 2 Satz 2 soll der beson- 
deren Notlage blinder Ehepaare Rechnung tragen. 
Ein Bedürfnis, auch im Falle des § 77 eine dem § 75 
Abs. 4 entsprechende Möglichkeit vorzusehen, be- 
steht im Hinblick auf die Höhe der besonderen 
Einkommensgrenze nicht. 

Die in Absatz 4 vorgesehene Rechtsverordnung ent- 
spricht dem § 7 Abs. 2 des Körperbehindertengeset- 
zes. 

Zu § 78 

Nach § 75 ist die Aufbringung der Mittel für den 
Bedarf in besonderen Lebenslagen aus dem Ein- 
kommen nicht zuzumuten, soweit das zu berücksich- 
tigende Einkommen unter der maßgebenden Ein- 
kommensgrenze liegt. Soweit das Einkommen über 
der Grenze liegt, soll es nach § 78 des Entwurfs 
nicht grundsätzlich in vollem, sondern in angemes- 
senem Umfang zur Deckung des Bedarfs herange- 
zogen werden. Damit wird die Regelung des § 10 
des Körperbehindertengesetzes und des § 11 des 
Tuberkulosehilfegesetzes übernommen. Nach der 
vorgesehenen Bestimmung bestehen also alle Mög- 
lichkeiten zwischen voller Heranziehung und voller 
Freilassung des die Einkommensgrenze überstei- 
genden Einkommens. Hierüber entscheidet der Trä- 
ger der Sozialhilfe nach pflichtmäßigem Ermessen 
unter Berücksichtigung der Besonderheit des Ein- 
zelfalles (vgl. § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 2). 

Der Entwurf beschränkt sich auf eine Hervorhebung 
der besonderen Umstände, die bei der Entscheidung 
über die Heranziehung des über der Grenze liegen- 
den Einkommens vor allem zu berücksichtigen sind. 
Hierdurch bringt er z. B. zum Ausdruck, daß bei 
langdauernder und mit hohen Kosten verbundener 
Notlage eine uneingeschränkte Heranziehung des 
über der Grenze liegenden Einkommens nicht in 
Betracht gezogen werden sollte. Weiterhin bietet 
Absatz 1 Satz 2 auch die Möglichkeit, besondere 
Belastungen zu berücksichtigen, die sich daraus er- 
geben, daß die Eltern eines minderjährigen Hilfe- 
empfängers ihren Aufenthalt im Ausland haben. 
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Nach der allgemeinen Regelung des § 75 ist nur das 
Einkommen zu berücksichtigen, das während der 
Dauer des Bedarfs erworben wird (Grundsatz der 
Gleichzeitigkeit). Eine Ausnahme hiervon sieht § 78 
Abs. 2 für die Fälle vor, in denen das Einkommen 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums nach dem 
Wegfall des Bedarfs erworben wird. Dadurch wird 
dem Träger der Sozialhilfe die Möglichkeit gege- 
ben, das nach dem Wegfall des Bedarfs erworbene 
Einkommen zu berücksichtigen, soweit es über der 
Einkommensgrenze liegt. Dies gilt z. B. bei Krank- 
heit von kurzer Dauer, wenn der Hilfesuchende in 
dieser Zeit kein Einkommen bezieht, während er 
— ebenso wie vorher — nach Beendigung der 
Krankheit wieder über ein angemessenes Einkom- 
men verfügt. 

Zu § 79 

§ 79 faßt die Fälle zusammen, in denen in Abwei- 
chung von dem Grundsatz des § 75 auch das unter 
der Einkommens grenze liegende Einkommen für 
den Bedarf in besonderen Lebenslagen herangezo- 
gen werden kann. Die Formulierung „kann ver- 
langt werden" bedeutet, daß die Träger der Sozial- 
hilfe über die Heranziehung des Einkommens nach 
den besonderen Umständen des Einzelfalles ent- 
scheiden. 

Ein Fall der Nummer 1 ist z. B. gegeben, wenn ein 
Behinderter von anderer Seite Geldleistungen mit 
der ausdrücklichen Bestimmung erhält, sie zur Be- 
schaffung eines besonderen Hilfsmittels zu verwen- 
den, oder wenn etwa einem Kranken ein Beitrag zu 
den Kosten einer Operation geleistet wird. 

In Nummer 2 handelt es sich im wesentlichen um 
einmalige Leistungen, z. B. Beschaffung kleinerer 
Hilfsmittel. Nummer 2 darf jedoch nicht auf eine 
einmalige Leistung im Rahmen eines größeren Ge- 
samtbedarfs angewendet werden. 

Nummer 3 soll verhindern, daß Kranke nach dem 
BSHG im Rahmen der Krankenhilfe besser gestellt 
werden als Versicherte der gesetzlichen Kranken- 
versicherung, die hierfür Beiträge zu entrichten 
haben. 

Soweit bei anstaltsmäßiger Gewährung von Hilfe 
häusliche Aufwendungen erspart werden, kann das 
Einkommen ohne Rücksicht auf die Einkommens- 
grenze herangezogen werden (Nummer 4 Satz 1). 
So umfaßt z. B. die Hilfe für die Krankenhausbe- 
handlung eines Kindes auch die vollen Kosten des 
Lebensunterhalts; hierfür müssen sich die Eltern 
des Kindes die Ersparnisse an häuslichem Lebens- 
unterhalt, etwa in Höhe eines Regelsatzes, anrech- 
nen lassen. Nummer 4 Satz 2 gilt in erster Linie für 
alleinstehende Personen, die auf Dauer der Pflege 
in Alters- oder Pflegeheimen bedürfen. Bei ihnen 
kann das Einkommen ohne Rücksicht auf die Ein- 
kommensgrenze in angemessenem Umfang zur Dek- 
kung des Gesamtbedarfs herangezogen werden. 
Beträgt z. B. die Einkommensgrenze 130 DM, das 
Einkommen 120 DM, so sollen in einem solchen 
Fall nicht nur die häuslichen Ersparnisse für den 
Lebensunterhalt mit etwa 50 DM, sondern darüber 
hinaus ein angemessener Betrag — hier vielleicht 
30 DM — für den Bedarf in dem Heim eingesetzt 


werden. Dies gilt nicht, wenn der Pflegebedürftige 
einen oder mehrere Angehörige überwiegend un- 
terhält. 

Zu § 80 

Absatz 1 enthält eine Weitere Ausnahme von § 75. 
Auch nach dem geltenden Fürsorgerecht sowie nach 
den Vorschriften über Ausbildungshilfe auf ande- 
ren Rechtsgebieten, besonders bei der sozialen Für- 
sorge für Kriegsopfer und dem Lastenausgleich, ist 
der Auszubildende verpflichtet, sein Einkommen in 
voller Hohe einzusetzen. Diese Regelung beruht 
vor allem darauf, daß der Auszubildende für seinen 
Lebensunterhalt Leistungen in erhöhtem Umfang 
erhält. Damit würde es im Widerspruch stehen, 
wenn ihm außerdem ein zusätzlicher Einkommens- 
freibetrag zugebilligt würde. 

Absatz 2 sieht eine dem Absatz 1 entsprechende 
Regelung auch für die Eingliederungshilfe für Be- 
hinderte vor, soweit es sich um den Lebensunter- 
halt des Behinderten außerhalb einer Anstalt, eines 
Heims oder einer ähnlichen Einrichtung handelt. 
Die Gründe hierfür sind die gleichen wie bei Ab- 
satz 1. Allerdings handelt es sich bei Absatz 2 nicht 
um eine zwingende Vorschrift, sondern es ist dem 
Ermessen des Trägers der Sozialhilfe überlassen, 
ob und inwieweit er auf Grund der Besonderheit 
des Einzelfalles von der Heranziehung des Einkom- 
mens absehen will. 

Die Regelung des Absatzes 3 für die Tuberkulose- 
hilfe entspricht der Regelung des Absatzes 2. Auf 
die Begründung hierzu wird verwiesen. 

Absatz 4 enthält eine Sonderregelung für die Be- 
rechnung der Einkommensgrenze nach § 75 Abs. 2. 
Soweit der minderjährige und unverheiratete Hilfe- 
suchende in den Fällen der Absätze 1 bis 3 sein 
Einkommen in voller Höhe einzusetzen hat, kommt 
es bei der Prüfung der Zumutbarkeit nur noch auf 
das Einkommen der Eltern an. Ein Zuschlag für den 
Hilfesuchenden wird deshalb nicht angesetzt, weil 
die Hilfe in den genannten Fällen die Kosten für 
einen erweiterten Bedarf an Lebensunterhalt be- 
reits mitumfaßt. Würde man für den Hilfesuchen- 
den einen Zuschlag ansetzen, so würde dies zu einer 
doppelten Berücksichtigung des erweiterten Bedarfs 
an Lebensunterhalt führen, und zwar sowohl bei 
der Bemessung des Bedarfs wie auch bei der Fest- 
stellung der Einkommensgrenze. 

Zu Unterabschnitt 3 

Unterabschnitt 3 (§§ 81 und 82) behandelt den Ein- 
satz des Vermögens. Er findet keine Anwendung in 
den Fällen des § 53 Abs. 1 Nr. 2, des § 68 Abs. 3 
und des § 71 Abs. 3 (vgl. Begründung zu Unterab- 
schnitt 2 Absatz 2). 

Zu § 81 

Wie im geltenden Recht (§ 8 RGr.) ist nach dem Ent- 
wurf das gesamte verwertbare Vermögen einzuset- 
zen, ehe Sozialhilfe gewährt wird. Ausnahmen von 
diesem Grundsatz enthalten die Absätze 2 und 3. 
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Absatz 2 entspricht im wesentlichen dem § 8a Abs. 1 
RGr. Die Bestimmung in Nummer 2 ist gegenüber 
dem geltenden Recht etwas erweitert worden. Die 
Nummer 8 hat eine allgemeinere Fassung erhalten; 
in der vorgesehenen Rechtsverordnung (Absatz 4) 
können bei der Bestimmung der Beträge auch Fälle 
einer besonderen Notlage des Hilfesuchenden be- 
rücksichtigt werden. 

In Absatz 3 ist die Bestimmung des § 8a Abs. 2 RGr. 
übernommen werden. Ob eine Härte vorliegt, rich- 
tet sich besonders nach der Art der Hilfe. Hierfür 
nennt Satz 2 zwei Anwendungsfälle. 

Zu § 82 

Die Bestimmung entspricht dem Grundgedanken des 
§ 9 Abs. 2 RGr. Für die hier vorgesehenen Fälle ist 
die Gewährung der Sozialhilfe als Darlehen ange- 
bracht. 


Zu Abschnitt 5 (Verpflichtungen anderer) 

Abschnitt 5 behandelt die Heranziehung von Per- 
sonen, gegen die der Hilfeempfänger einen An- 
spruch auf Leistungen zur Deckung seines Bedarfs 
an Lebensunterhalt oder in besonderen Lebens- 
lagen hat. § 83 trifft die allgemeine Bestimmung, 
während § 84 sich im besonderen mit den nach 
bürgerlichem Recht Unterhaltspflichtigen befaßt. 

Zu § 83 

Diese Bestimmung entspricht im Grundsatz dem jet- 
zigen Recht (§ 21a RFV). Sie gilt wie bisher nicht 
für alle Ansprüche des Hilfeempfängers, sondern 
nur für solche, die sich auf Leistungen zur Deckung 
des Bedarfs an Lebensunterhalt oder in besonderen 
Lebenslagen beziehen (Grundsatz der Gleichartig- 
keit). Auch der Grundsatz der Gleichzeitigkeit der 
Leistungen des Trägers der Sozialhilfe und der An- 
sprüche des Hilfeempfängers ist aus dem gegen- 
wärtigen Recht übernommen worden. 

Im Hinblick auf die neu eingeführten Einkommens- 
grenzen bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen ist 
es notwendig, eine Einschränkung der Überleitungs- 
möglichkeit vorzusehen. Die Überleitung soll nur 
zulässig sein, soweit auch bei rechtzeitiger Leistung 
des anderen der Hilfeempfänger nach den Bestim- 
mungen des Abschnittes 4 sein Einkommen einzu- 
setzen hätte. Sie darf z. B. nicht erfolgen, wenn der 
Anspruch des Hilfeempfängers sich auf eine laufen- 
de Leistung bezieht, durch die sein Einkommen nicht 
über die maßgebende Einkommensgrenze hinaus er- 
höht würde; denn auch in diesem Falle müßte So- 
zialhilfe in vollem Umfang gewährt werden. 

Absatz 2 regelt die zeitliche Geltung der Überlei- 
tung; dabei bleibt den Erfordernissen der Praxis 
entsprechend eine Unterbrechung von weniger als 
einem Monat außer Betracht. 

Der Ausschluß des Überganges nach Absatz 3 be- 
ruht darauf, daß der Hilfeempfänger während der 
Hilfe zum Lebensunterhalt bereits seine Arbeits- 
kraft eingesetzt hat. 


Zu § 84 

Wie bereits in § 2 Abs. 2 des Entwurfs bestimmt ist, 
werden durch dieses Gesetz die Verpflichtungen an- 
derer nicht berührt. Dies gilt besonders für die Ver- 
pflichtungen von Personen, die auf Grund von Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechts dem Hilfeempfän- 
ger Unterhalt zu leisten haben. Kommen diese Per- 
sonen ihrer Verpflichtung nicht nach, so kann der 
Träger der Sozialhilfe den auf ihn übergeleiteten 
Anspruch des Hilfeempfängers gegen sie geltend 
machen. Allerdings müssen die allgemeinen Bestim- 
mungen über den Einsatz des Einkommens und Ver- 
mögens, vor allem die Bestimmungen über die Ein- 
kommensgrenzen, die dem Hilfeempfänger zugute- 
kommen, auch zugunsten des Unterhaltspflichtigen 
angewendet werden (Absatz 1 Satz 1). 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen dem jetzigen 
§ 21a Abs. 2 Satz 2 RFV. Zur Vermeidung von Aus- 
legungsschwierigkeiten ist neben § 1613 BGB auch 
§ 1711 BGB ausdrücklich genannt. 

In Absatz 3 ist den Trägern der Sozialhilfe die 
Möglichkeit gegeben, bei der Heranziehung Unter- 
haltspflichtiger Unbilligkeiten zu vermeiden; dies 
wird besonders im Verhältnis von Großeltern zu 
Enkeln oder zwischen entfernteren Verwandten der 
Fall sein. 


Zu Abschnitt 6 — § 85 — (Kostenersatz) 

Auf die allgemeinen Ausführungen in A III 4 wird 
verwiesen. 

Absatz 2 sieht eine Pflicht zum Kostenersatz in den 
Fällen vorsätzlichen oder grobfahrlässigen Verhal- 
tens vor. Zuin Kostenersatz können der Hilfe- 
empfänger (Satz 1) oder seine Eltern (Satz 2) ver- 
pflichtet sein. 

Nach Absatz 3 soll eine Pflicht zum Ersatz der Auf- 
wendungen für die Hilfe zum Lebensunterhalt nur 
bestehen, wenn der Empfänger der Hilfe später er- 
hebliches Einkommen oder Vermögen erwirbt. Um 
eine gleichmäßige Behandlung dieser Fälle in der 
Praxis zu sichern, ist es angebracht, hierfür be- 
stimmte Beträge vorzusehen. Für das Einkommen 
soll die besondere Einkommensgrenze nach § 77 
gelten (500 DM monatlich, bezogen auf das Netto- 
einkommen, zuzüglich Familienzuschlägen in Höhe 
von je 80 DM); für das Vermögen ist das Zwölf- 
fache dieses Betrages vorgesehen. 

Die Verpflichtungen des Ehegatten und der Eltern 
unterstützter Kinder nach Absatz 3 entsprechen der 
Bestimmung des § 25a RFV. 

Der Verzicht auf Kostenersatz nach Absatz 4 beruht 
auf der Erwägung, daß der Hilfeempfänger während 
der Gewährung der Hilfe zum Lebensunterhalt seine 
Arbeitskraft eingesetzt hat. 

Absatz 5 entspricht grundsätzlich dem § 25 Abs. 3 
RFV; er bleibt allerdings hinter den Verpflichtungen 
des Erben im gegenwärtigen Recht zurück. 

Absatz 6 übernimmt die geltende Regelung aus 
§ 25 b RFV. 


55 



Drucksache 1799 Deutscher Bundestag 


Zu Abschnitt 7 (Einrichtungen, Zusammenarbeit) 

Auf die Ausführungen in A III 5 wird verwiesen. 

Zu § 86 

Wegen der Bedeutung von Einrichtungen, wie An- 
stalten, Heime, Beratungsstellen usf., für die Durch- 
führung des Gesetzes erscheint eine allgemeine Be- 
stimmung angebracht, welche die Gewährung von 
Sozialhilfe durch die erforderlichen Einrichtungen 
sichert. Im geltenden Recht ist nur die Einzelbestim- 
mung des § 4 RGr. enthalten. 

§ 86 spricht im Unterschied zu anderen Bestimmun- 
gen des Entwurfs, die sich nur auf „Anstalten, 
Heime und ähnliche Einrichtungen" beziehen, von 
Einrichtungen allgemein. Damit bringt er zum Aus- 
druck, daß hier nicht nur anstaltsähnliche Einrich- 
tungen, sondern Einrichtungen jeder Art einbezogen 
sind, die für die Durchführung des Gesetzes von Be- 
deutung sind. Dies gilt z. B. auch für Einrichtungen 
der freien Wohlfahrtspflege auf dem Gebiet der 
Haus- und Familienpflege oder der Betreuung 
Nichtseßhafter. 

§ 86 Abs. 1 Satz 2 bringt den Gedanken der Sub- 
sidiarität der Sozialhilfe für die Schaffung von Ein- 
richtungen besonders zum Ausdruck. In erster Linie 
sollen danach vorhandene Einrichtungen anderer 
Träger, vor allem der freien Wohlfahrtspflege, in 
Anspruch genommen werden, bevor die Träger der 
Sozialhilfe eigene Einrichtungen schaffen. Insoweit 
entspricht die vorgesehene Bestimmung dem § 5 
Abs. 3 RFV. Satz 2 betont aber die Subsidiarität 
der Sozialhilfe nicht nur im Verhältnis zu dem vor- 
handenen Bestand an Einrichtungen anderer Träger, 
sondern erstreckt ihn über das geltende Fürsorge- 
recht hinaus auf den Ausbau und die Neuschaffung 
von Einrichtungen durch andere Träger, auch hier 
vor allem der freien Wohlfahrtspflege. Damit soll 
die Bedeutung der Tätigkeit der freien Kräfte be- 
sonders unterstrichen werden. Die Verantwortung 
der Träger der Sozialhilfe wird durch die vorge- 
schlagene Regelung nicht berührt. 

über die Frage der Gewährung von Sozialhilfe im 
Einzelfall entscheidet der Träger der Sozialhilfe 
auf Grund der Bestimmungen des materiellen 
Leistungsrechts. Dies gilt auch dann, wenn die Hilfe 
eine persönliche Betreuung erfordert, die dem Hilfe- 
empfänger durch Einrichtungen anderer Träger zu- 
teil wird; in diesen Fällen wird die Hilfe in der 
Form der Geldleistung gewährt. Wenngleich auch 
in solchen Fällen Hilfeempfänger im Sinne der Be- 
stimmungen des Entwurfs derjenige ist, in dessen 
Person der Bedarf besteht, so wird in der Praxis 
die Geldleistung vielfach doch an den Träger der 
Einrichtung, durch die der Hilfeempfänger betreut 
wird, unmittelbar ausgezahlt. Um Schwierigkeiten 
in der Bestimmung der Höhe der vom Träger der 
Sozialhilfe dem Träger der Einrichtung zu zahlenden 
Geldleistungen, besonders der Höhe der Pflege- 
sätze, zu vermeiden, sieht Absatz 2 ausdrücklich vor, 
daß Vereinbarungen hierüber anzustreben sind. Ab- 
satz 3 soll die Möglichkeit geben, daß die Beteilig- 
ten dabei von einheitlichen Grundsätzen ausgehen 
können. 
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Zu § 87 

Die Bestimmung ist angesichts der Bedeutung einer 
Zusammenarbeit zwischen den Trägern der Sozial- 
hilfe und den Trägern anderer Sozialleistungen an- 
gebracht. Auch andere Sozialleistungsgesetze, z. B. 
die Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze, ent- 
halten derartige Bestimmungen. 

Zu § 88 

Abs. 1 entspricht, wenn auch in allgemeiner Form, 
dem § 7 des Körperbehindertengesetzes. Auch in an- 
deren Sozialleistungsgesetzen wird auf die Bedeu- 
tung der Arbeitsgemeinschaften zwischen verschie- 
denen Trägern oder sonstigen Beteiligten hingewie- 
sen. Da die Bildung von Arbeitsgemeinschaften und 
deren Zusammensetzung sich weitgehend nach den 
Bedürfnissen der Praxis richten, ist von einer ins 
einzelne gehenden Regelung abgesehen worden. 

Mit Absatz 2 sieht der Entwurf eine Sonderregelung 
für die Tuberkulosehilfe vor. Diese Sonderregelung 
entspricht dem § 26 Abs. 1, 2 und 4 des Tuber- 
kulosehilfegesetzes. 


Zu Abschnitt 8 (Träger der Sozialhilfe) 

Abschnitt 8 enthält Bestimmungen über die örtlichen 
und überörtlichen Träger der Sozialhilfe, über ihre 
örtliche und sachliche Zuständigkeit, über Fach- 
kräfte bei den Trägern der Sozialhilfe sowie über 
die Finanzierung des Aufwandes der Träger. 

Zu § 89 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht sieht 
§ 9 vor, daß Sozialhilfe von örtlichen und überört- 
lichen Trägern gewährt wird. Nach § 1 Abs. 1 RFV 
sind örtliche Träger die Bezirksfürsorgeverbände, 
Bezirksfürsorgeverbände sind zur Zeit durchweg die 
kreisfreien Städte und die Landkreise. Ein Bedürf- 
nis nach Aufrechterhaltung einer besonderen Orga- 
nisationsform der örtlichen Träger besteht nicht. Da 
jedoch der Entwurf den durchführenden Stellen 
weite Ermessensräume zugesteht, ist es für den 
Bundesgesetzgeber von entscheidender Bedeutung, 
wer örtlicher Träger der Sozialhilfe ist. Die örtlichen 
Träger müssen die Gewähr bieten, daß sie nach 
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und ihrer 
Verwaltungskraft in der Lage sind, das BSHG 
durchzuführen. Dies trifft auf die kreisfreien Städte 
und die Landkreise zu. Sie werden daher als ört- 
liche Träger im Entwurf ausdrücklich genannt. Auch 
besteht über die künftige Trägerschaft der kreis- 
freien Städte und der Landkreise allgemein Über- 
einstimmung. 

Die Fürsorge wird zur Zeit von den kreisfreien 
Städten und Landkreisen in ihrer Eigenschaft als 
Bezirksfürsorgeverbände als Selbstverwaltungsan- 
gelegenheit durchgeführt. Dies hat sich bewährt und 
soll daher bei der Neuordnung des Fürsorgerechts 
eine gesetzliche Verankerung erfahren. Damit ent- 
spricht die Bestimmung in Absatz 1 Satz 2 der Rege- 
lung des § 8 Abs. 1 des Reichsjugendwohlfahrtsge- 
setzes in der Fassung der Novelle vom 28. August 
1953. 
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Der überörtliche Träger soll nach Absatz 2 durch 
das Land bestimmt werden. Hierbei wird berück- 
sichtigt, daß die jetzige Organisationsform der über- 
örtlichen Träger (Landesfürsorgeverbände) unter- 
schiedlich ist. 

Die in Absatz 1 Satz 2 und in Absatz 2 Satz 2 zu- 
gelassene Übertragung der Durchführung von Auf- 
gaben entspricht den gegenwärtigen Verhältnissen. 
Sie berücksichtigt die Bedürfnisse der Praxis. Aller- 
dings darf durch die Übertragung die Verantwor- 
tung des örtlichen bzw. des überörtlichen Trägers 
gegenüber dem Hilfeempfänger nicht entfallen; dies 
wird jeweils in Absatz 1 und Absatz 2 ausdrücklich 
bestimmt. 

Zu § 90 

Absatz 1 übernimmt § 7 Abs. 1 RFV in der Fas- 
sung der Nummer 1 der Fürsorgerechtsvereinba- 
rung (FRV). Er gibt mithin den Begriff der vorläu- 
figen und der endgültigen Fürsorgepflicht auf; die 
Frage einer Kostenerstattung zwischen den Trägern 
der Sozialhilfe richtet sich nach den Bestimmungen 
des Abschnitts 9. 

Nach dem Gesetz über die Tuberkulosehilfe rich- 
tet sich die örtliche Zuständigkeit vor allem nach 
dem gewöhnlichen Aufenthalt (§ 8 THG). Da aber 
eine Notwendigkeit zur Aufrechterhaltung dieser 
Sonderbestimmung, etwa aus seuchenhygienischen 
Gründen, nicht besteht, ist es geboten, die Rege- 
lung der örtlichen Zuständigkeit für das gesamte 
Gesetz einheitlich zu treffen. 

Absatz 2 übernimmt im wesentlichen die derzeitige 
Regelung, die mit dem gemeinsamen Rundschrei- 
ben vom 15. August 1953 (GMB1. S. 368) und dem 
Rundschreiben vom 21. Mai 1955 (GMB1. S. 63) ge- 
troffen ist. Er beseitigt damit gleichzeitig die in 
der Praxis aufgetretenen Zweifelsfragen über die 
örtliche Zuständigkeit bei der Gewährung von Aus- 
bildungshilfe. Die vorgesehene Regelung entspricht 
den Erfordernissen der Praxis und gleicht sich auch 
anderen Zuständigkeitsregelungen bei der Gewäh- 
rung von Ausbildungshilfen an. 

Zu § 91 

Durch § 91 wird grundsätzlich die sachliche Zustän- 
digkeit des örtlichen Trägers festgelegt. Für die 
sachliche Zuständigkeit des überörtlichen Trägers 
sind in § 92 wie im geltenden Bundesrecht be- 
stimmte Einzelregelungen vorgesehen. Daneben 
kann in weiteren Fällen die sachliche Zuständigkeit j 
überörtlicher Träger nach Landesrecht bestimmt ! 
werden. 

Zu § 92 

Die hier vorgesehenen Regelungen über die sach- 
liche Zuständigkeit des überörtlichen Trägers über- 
nehmen weitgehend das geltende Bundesrecht und 
verwirklichen Anregungen der Praxis. Die in § 92 
genannten Aufgaben erfordern wegen ihrer über- 
örtlichen Bedeutung und der mit ihnen verbunde- 
nen besonders hohen Kosten für die Sicherung 
einer wirksamen Hilfe die Zuständigkeit des über- 
örtlichen Trägers. Um dies für das gesamte Bundes- 


gebiet zu sichern, ist eine bundeseinheitliche Rege- 
lung notwendig (Artikel 72 Abs. 2 Nr. 3 GG). 

Nummer 1 übernimmt die Regelung des § 1 Abs. 1 
der Vierten Verordnung zur Vereinfachung des 
Fürsorgerechts vom 9. November 1944 und des § 7 
des Körperbehindertengesetzes. Sie stellt außerdem 
die Übereinstimmung mit dem Leistungsrecht des 
§ 37 Abs. 1 her. Die vorgeschlagene Regelung für 
Suchtkranke entspricht sowohl der Sonderbestim- 
mung des § 3 der Vierten Vereinfachungsverord- 
nung wie bereits bestehenden Regelungen in den 
Ländern. Der Entwurf sieht vor, daß alle Personen 
mit einer geistigen oder seelischen Behinderung 
oder Störung, die aus diesem Grunde der anstalts- 
mäßigen Hilfe bedürfen, die Hilfe durch den über- 
örtlichen Träger erhalten. Es soll hierdurch vor 
allem verhindert werden, daß bei der Abgrenzung 
der Zuständigkeit zwischen örtlichem und überört- 
lichem Träger in der Praxis sonst nicht vermeid- 
bare Schwierigkeiten entstehen. 

Nummer 2 ist aus § 7 Abs. 2 des Körperbehinder- 
tengesetzes übernommen. 

Nummer 3 entspricht § 7 des Tuberkulosehilfe- 
gesetzes. 

Die sachliche Zuständigkeit des überörtlichen Trä- 
gers für die Blindenhilfe wird in Nummer 4 vor 
allem vorgesehen, um den örtlichen Träger nicht 
mit den hohen Kosten zu belasten. Auch ist zu be- 
rücksichtigen, daß die Berechnung der Hilfe keine 
Schwierigkeiten bereitet und daß die Blindenhilfe 
nach § 64 auch keine Maßnahmen persönlicher Be- 
treuung erfordert. Die vorgeschlagene Regelung 
entspricht auch einem Wunsch des Deutschen Blin- 
denverbandes. 

Die anstaltsmäßige Gewährung von Hilfe für Ge- 
fährdete soll nach Nummer 5 dem überörtlichen 
Träger zugewiesen werden, weil sie überörtlichen 
Charakter trägt und weil sie vielfach die Möglich- 
keiten des örtlichen Trägers überfordern würde. 

Die in Nummer 6 vorgesehene Regelung besteht 
bereits in einigen Ländern. Da Nichtseßhafte kei- 
nen festen Wohnsitz haben, empfiehlt sich gerade 
bei ihnen die vorgeschlagene Regelung, um eine 
wirksame Hilfe sicherzustellen. 

Die in Nummer 7 vorgesehene Regelung soll vor 
allem dazu dienen, für einen größeren Bereich 
gleichmäßige Entscheidungen über die Gewährung 
von Hilfe zum Besuch einer Hochschule zu sichern. 

Durch die Bestimmung des Absatzes 2 soll vermie- 
den werden, daß bei anstaltsmäßiger Gewährung 
von Hilfe durch den überörtlichen Träger für gleich- 
zeitig erforderlich werdende sonstige Leistungen, 
z. B. Hilfe im Falle von Krankheit, der örtliche Trä- 
ger zuständig ist. 

Zu § 93 

Eine dem § 93 entsprechende Bestimmung ist im 
geltenden Fürsorgerecht nicht vorhanden. Sie ent- 
spricht vielfachen Anregungen der Praxis. Maßnah- 
men der überörtlichen Träger zur Weiterentwick- 
lung fürsorgerischer Hilfe haben sich schon bisher 
als zweckmäßig erwiesen, z. B. in den Fällen nach- 
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gehender Krebsfürsorge. Der Entwurf sieht daher 
entsprechende Möglichkeiten der überörtlichen Trä- 
ger ausdrücklich vor. 

Zu § 94 

Auf die Ausführungen in A III 6 wird verwiesen. 

Zu § 95 

Auf die Ausführungen in A IV wird verwiesen. 

Zu Abschnitt 9 (Kostenerstattung zwischen den 
Trägern der Sozialhilfe) 

Abschnitt 9 regelt die Kostenerstattung zwischen 
den Trägern der Sozialhilfe. Auf die allgemeinen 
Ausführungen hierzu in A III 7 wird verwiesen. 
Der Abschnitt tritt an die Stelle der entsprechenden 
Bestimmungen der RFV (§§ 7 bis 18a). Er über- 
nimmt weitgehend die fortschrittlichen Regelungen 
der Fürsorgerechtsvereinbarung (FRV). Diese wird 
durch die neue gesetzliche Regelung zum großen 
Teil gegenstandslos. Die Regelung in Abschnitt 9 
schließt die Möglichkeit künftiger Vereinbarungen 
unter den Trägern der Sozialhilfe, etwa für Zwecke 
einer Verwaltungsvereinfachung, nicht aus; solche 
Vereinbarungen dürfen jedoch zwingenden Bestim- 
mungen des Bundesrechts nicht zuwiderlaufen. 

Die Möglichkeit, Streitigkeiten zwischen den Für- 
sorgeverbänden auf Grund von Vereinbarungen im 
schiedsgerichtlichen Verfahren zu entscheiden, wird 
durch das BSHG nicht berührt. Die Verwaltungs- 
gerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17) 
läßt auf Grund ihres § 173 diese Möglichkeit auch 
weiterhin zu; in der Begründung des Gesetzent- 
wurfs wird als praktischer Anwendungsfall dieser 
Bestimmung der Streit zwischen Fürsorgeverbänden 
ausdrücklich erwähnt. 

Zu § 96 

§ 96 dient dem Schutz der Träger der Sozialhilfe, 
in deren Bereich sich Anstalten, Heime oder ähn- 
liche Einrichtungen befinden, in denen Sozialhilfe 
gewährt wird. Der sachlich zuständige Träger der 
Sozialhilfe, in dessen Bereich der Hilfeempfänger 
seinen persönlichen Aufenthalt hat oder zuletzt ge- 
habt hat, soll — entsprechend der geltenden Rege- 
lung — zur Kostenerstattung verpflichtet sein. 

'Nach der Regelung in Absatz 1 Satz 2 soll die ein- 
mal begründete Kostenerstattungspflicht bestehen- j 
bleiben, wenn der Hilfeempfänger von einer Ein- 
richtung in eine andere oder von dort in weitere 
Einrichtungen Übertritt. Wird der Hilfeempfänger 
dagegen aus der Anstalt entlassen und muß er spä- 
ter in die gleiche oder in eine andere Einrichtung 
aufgenommen werden, so soll es auf den dann be- 
stehenden gewöhnlichen Aufenthalt ankommen. 
Der Begriff der „fortgesetzten Anstaltspflegebedürf- 
tigkeit", der eine umfangreiche Rechtsprechung zur 
Folge hatte, ist also nicht mehr maßgebend. Ebenso 
kann die Voraussetzung der sogenannten „fort- 
gesetzten Hilfsbedürftigkeit" entfallen. Die jetzt 
vorgesehene Regelung soll vor allem der Verwal- 


tungsvereinfachung dienen und zur Verhütung von 
Streitigkeiten beitragen. 

Dieser letztgenannte Gesichtspunkt ist auch maß- 
gebend für die Bestimmung des Absatzes 1 Satz 1, 
wonach es auf den gewöhnlichen Aufenthalt des 
Hilfeempfängers ankommt, den er bei der Auf- 
nahme in die Einrichtung hat oder in den 2 Mona- 
ten vor der Aufnahme zuletzt gehabt hat. 

Absatz 2 dient einer Klarstellung für die Praxis. 

Auch die Regelung des Absatzes 3 bezweckt den 
Schutz der Anstaltsorte. Er übernimmt im wesent- 
lichen geltendes Recht. Die im letzten Halbsatz vor- 
gesehene Fristbestimmung soll eine zu lange dau- 
ernde und nicht gerechtfertigte Belastung des er- 
stattungspflichtigen Trägers verhindern. 

Absatz 4 ist wegen der Regelung des § 90 Abs. 2 
über die örtliche Zuständigkeit bei der Gewährung 
von Ausbildungshilfe notwendig. 

Absatz 5 beschränkt sich im wesentlichen auf An- 
stalten, Heime oder ähnliche Einrichtungen, die der 
Gewährung von Sozialhilfe dienen. Aus dem gel- 
tenden Recht (§ 9 RFV) sind die Zwangseinrich- 
tungen aller Art nicht übernommen. Hierzu besteht 
aus den Gründen, die nach den Ausführungen in 
A III 7 für die Beibehaltung eines Kostenerstat- 
tungsverfahrens maßgebend sind, keine Notwen- 
digkeit. 

Zu § 97 

§ 97 entspricht der Regelung in Nummer 5 FRV. 
Allerdings ist der Begriff der Pflege hier nicht 
übernommen worden, da er zu Abgrenzungsschwie- 
rigkeiten gegenüber § 65 und dem Jugendwohl- 
fahrtsrecht führt. 

Zu § 98 

Aus der gegenwärtigen Regelung der FRV ergibt 
sich, daß für die Aufwendungen der in Anstalten 
geborenen Kinder die Landesfürsorgeverbände 
kostenerstattungspflichtig sind, weil die Vorausset- 
zung des gewöhnlichen Aufenthaltes auf die Kinder 
nicht zutrifft. Dieses Ergebnis ist sachlich nicht ge- 
rechtfertigt; deshalb sieht § 98 vor, daß in den dort 
genannten Fällen der gewöhnliche Aufenthalt der 
Mutter maßgebend ist. Von einer Wiedereinfüh- 
rung des § 8 RFV (sogenannter Zehnmonatsver- 
band) ist abgesehen worden. 

Zu § 99 

§ 99 entspricht der jetzigen Regelung in Nummer 5 
FRV. Die Regelung des Entwurfs sieht aus Verein- 
fachungsgründen die Kostenerstattungspflicht nur 
des überörtlichen Trägers vor, zu dessen Bereich 
der örtliche Träger gehört. 

Zu § 100 

Die Bestimmung sieht entsprechend dem geltenden 
Recht (§ 17 RFV) eine Kostenerstattungspflicht dann 
vor, wenn die Hilfe pflichtwidrig nicht gewährt 
wird. 
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Ein besonders häufiger Fall pflichtwidrigen Verhal- 
tens in der Praxis ist die Gewährung von Reise- 
geld (Fahrtkosten, Zehrgeld) anstelle erforderlicher 
persönlicher Betreuung. Allerdings gibt es auch 
Fälle, in denen die Gewährung von Reisegeld ge- 
boten ist. Solche Fälle nennt Absatz 2; er stellt aus- 
drücklich fest, daß hier der Träger der Sozialhilfe 
nicht pflichtwidrig handelt. 

Absatz 3 entspricht dem geltenden Recht. Der zu 
erstattende Betrag ist erhöht worden; außerdem ist 
ein Mindestbetrag vorgesehen. 

Absatz 4 ist aus Gründen einer Verwaltungsver- 
einfachung geboten. 

Zu § 101 

Die Bestimmung entspricht weitgehend der Rege- 
lung des § 12 RFV, der gemäß Nummer 12 FRV 
zwischen den Fürsorgeverbänden nicht mehr ange- 
wendet wird. Mit der Wiederaufnahme des Reise- 
verkehrs über die Grenze war zur Entlastung der 
Grenzfürsorgeverbände eine Sonderregelung erfor- 
derlich geworden, die in der „Freiburger Ergän- 
zungsvereinbarung" der Landesfürsorgeverbände 
vom 30. Juli 1953 (GMB1. 1954 S. 91) enthalten ist. 

Die Regelung des § 101 sieht keine Änderung der 
Bestimmungen über die örtliche Zuständigkeit vor, 
sondern nur — entsprechend der allgemeinen Re- 
gelung des § 12 RFV — eine Kostenerstattung und 
mittelbar eine etwaige Übernahmepflicht (§ 103). 
Die Regelung beschränkt sich auf Personen ohne 
gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet. Einer 
Sonderregelung für Personen mit gewöhnlichem 
Aufenthalt im Bundesgebiet bedarf es nicht; sie 
werden in der Regel an den Ort ihres gewöhnlichen 
Aufenthaltes weitergeleitet (vgl. auch § 100 Abs. 2) 
und erhalten dort die etwa erforderliche Hilfe. 

Um die in § 101 erfaßten Fälle möglichst einfach 
und klar zu regeln, ist vorgesehen, daß es nur auf 
den Geburtsort des Hilfesuchenden — nicht auf sei- 
nen früheren gewöhnlichen Aufenthalt oder die 
Geburtsorte seiner Eltern — ankommen und daß in 
allen Fällen eine Kostenerstattungspflicht des über- 
örtlichen Trägers bestehen soll. 

Da es nicht möglich ist, in den Fällen des Absat- 
zes 2 bei der Bestimmung des überörtlichen Trägers 
jederzeit einen gerechten Ausgleich zu finden, ist 
vorgesehen, daß hierfür eine Schiedsstelle gebildet 
wird, die das Vertrauen der Länder und der über- 
örtlichen Träger der Sozialhilfe genießt. § 139 des 
Entwurfs enthält eine Übergangsvorschrift hierfür; 
der Bundesminister des Innern oder die von ihm 
beauftragte Stelle nimmt in Fortführung der bis- 
herigen Regelung die Aufgaben der Schiedsstelle 
wahr, solange diese nicht gebildet ist. 

Absatz 5 soll dazu dienen, die Sonderregelung des 
§ 101 auf die notwendige Zeitspanne zu beschrän- 
ken. 

Zu § 102 

Die Bestimmung gilt nur für den Bereich des Ab- 
schnittes 9. Sie entspricht weitgehend dem § 9 
Abs. 1 RFV und dient wie dieser dem Schutz der 
Träger, in deren Bereich Anstalten vorhanden sind. 


Durch die vorgesehene Regelung soll verhindert 
werden, daß gegen diese Träger Kostenerstattungs- 
ansprüche entstehen, wenn in einer Anstalt ihres 
Bereichs, z. B. in einem Altersheim, etwa ein ge- 
wöhnlicher Aufenthalt eines Hilfeempfängers be- 
standen hat. 

Der Entwurf sieht davon ab, den Begriff des ge- 
wöhnlichen Aufenthalts zu bestimmen. Die Begriffs- 
merkmale sind in ständiger Rechtsprechung auf dem 
Gebiet der Fürsorge herausgearbeitet worden. Nach 
ihnen wird gegebenenfalls zu entscheiden sein, ob 
der Aufenthalt in anderen als den in § 102 genann- 
ten Einrichtungen, z. B. in Strafeinrichtungen, als 
ein gewöhnlicher Aufenthalt anzusehen ist. 

Zu § 103 

Nach dieser Bestimmung kann sowohl der erstat- 
tungspflichtige wie der berechtigte Träger verlan- 
gen, daß die unmittelbare Hilfegewährung durch 
den erstattungspflichtigen Träger übernommen 
wird. Hierdurch soll erreicht werden, daß Kosten- 
tragung und Gewährung der Hilfe nicht auf die 
Dauer auseinanderfallen, sondern auch im Interesse 
des Hilfeempfängers in einer Hand liegen. Die vor- 
gesehene Regelung entspricht der des § 14 RFV. 

Nach Absatz 3 gilt die durch § 103 bestimmte Rege- 
lung nicht im Falle des § 99. Hierdurch soll sicher- 
gestellt werden, daß der überörtliche Träger nicht 
selbst Hilfe zu gewähren hat, wenn er hierfür sach- 
lich nicht zuständig ist. 

Zu § 104 

Die Bestimmung entspricht im wesentlichen der 
geltenden Regelung (§ 16 RFV). Die Bagatellgrenze 
(Absatz 2) wird auf 100 DM erhöht; auch hierfür 
sind Gründe der Verwaltungsvereinfachung maß- 
gebend. 

Zu § 105 

§ 105 dient dem Schutz des Trägers der Sozialhilfe 
vor verspäteter Anmeldung von Ersatzansprüchen 
und damit vor der Geltendmachung hoher Forde- 
rungen für einen möglicherweise weit zurückliegen- 
den Zeitraum. Die vorgesehene Regelung entspricht 
dem § 18 RFV in Verbindung mit Nummer 29 FRV; 
ein Bedürfnis zur Aufrechterhaltung der Regelung 
des § 18 Abs. 3 RFV (Anmeldung des Ersatzan- 
spruchs bei der Aufsichtsbehörde) besteht nach den 
vorliegenden Erfahrungen nicht. 

Zu § 106 

Die Bestimmung entspricht dem § 18a RFV. Die in 
Nummer 30 FRV festgelegte Verjährungsfrist von 
vier Jahren soll zur Sicherung einer raschen Ab- 
wicklung der Erstattungsansprüche wieder auf zwei 
Jahre herabgesetzt werden. 

Zu Abschnitt 10 (Verfahrensbestimmungen) 

Der Entwurf sieht grundsätzlich von Bestimmungen 
über das Verwaltungsverfahren ab. Allerdings ist 
es notwendig, gewisse Einzelbestimmungen zu tref- 
fen, die wegen der Besonderheit des Fürsorgerechts 


59 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1799 


beim Verwaltungsverfahren zu beachten sind. Diese 
Einzelbestimmungen sind in Abschnitt 10 zusam- 
mengefaßt. 

Zu § 107 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen der 
Regelung des § 3a RFV. Dabei wird diese Regelung 
entsprechend den Anregungen aus der Praxis um- 
gestaltet. Der Wortlaut des Absatzes 2 ist den Be- 
stimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung vom 
21. Januar 1960 (BGBL I S. 17) über das Vorver- 
fahren angepaßt. 

Zu § 108 

Die hier vorgesehene Regelung gibt es im geltenden 
Fürsorgerecht nicht. Da der Entwurf ausdrücklich 
einen Rechtsanspruch auf Sozialhilfe zuerkennt, ist 
es geboten, auch bestimmte Pflichten des Hilfe- 
suchenden und des Hilfeempfängers hervorzuheben. 
Die in Absatz 1 vorgesehene Verpflichtung des 
Hilfesuchenden kann sich z. B. auf den Nachweis 
der Einkommensverhältnisse oder auf die Durch- 
führung einer ärztlichen Untersuchung beziehen. Im 
übrigen wird auf die Ausführungen in A II 6 ver- 
wiesen. 

Zu §§ 109 und 110 

Beide Bestimmungen entsprechen dem jetzigen 
Recht (§ 27 RFV). Aus Gründen der Klarheit wurde 
die Regelung des § 27 RFV in dem Entwurf in zwei 
Bestimmungen geteilt. Dabei behandelt § 109 die 
Pflicht von Privatpersonen zur Auskunft (Unter- 
haltspflichtige, Kostenersatzpflichtige und Arbeit- 
geber), während sich § 110 mit der Amtshilfe öffent- 
licher Stellen befaßt. 

Zu § 111 

Der Entwurf übernimmt den Grundsatz der Gebüh- 
renfreiheit, der bereits im geltenden Recht festge- 
legt ist (§ 28 RFV). Der Wortlaut der hier vorge- 
sehenen Bestimmung ist der jetzigen Rechtslage an- 
gepaßt worden. Auf die Kostenordnung, die die 
Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit regelt, sowie auf das Gerichtskosten- 
gesetz, das vor allem die Kosten für die Verfahren 
nach der Zivilprozeßordnung vor den ordentlichen 
Gerichten betrifft, wird ausdrücklich Bezug genom- 
men. 

Für das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
sieht § 188 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung 
vom 21. Januar 1960 (BGBL I S. 17) die Befreiung 
von den Gerichtskosten (Gebühren und Auslagen) 
vor. 

Wegen der Gebühren der Notare und Gerichtsvoll- 
zieher siehe § 142. 

Zu Abschnitt 1 1 (Sonstige Bestimmungen) 

Hier sind Bestimmungen verschiedener Art vorge- 
sehen, die wegen ihres besonderen Charakters der 
Regelung in einem eigenen Abschnitt bedürfen. 


Zu § 112 

Auf die Ausführungen in A III 8 über die Sozial- 
hilfe für Deutsche im Ausland wird verwiesen. Es 
erscheint angebracht, diese bisher lediglich auf Ver- 
einbarung beruhende Hilfe, auch um Wünschen der 
Landesfürsorgeverbände nachzukommen, nunmehr 
in das Gesetz aufzunehmen. § 112 ist eine eigen- 
ständige Vorschrift des materiellen Leistungsrechts, 
in welche die Begriffe der übrigen Vorschriften des 
Entwurfs allerdings übernommen worden sind. 

In Absatz 1 Satz 1 sind die Arten der Hilfe hervor- 
gehoben, die bei der Gewährung von Sozialhilfe im 
Ausland von besonderer Bedeutung sind. Daneben 
bietet Absatz 1 Satz 2 die Möglichkeit, auch sonstige 
Sozialhilfe je nach der Besonderheit des Falles zu 
gewähren. 

Ein Fall des Absatzes 1 liegt auch dann vor, wenn 
bei einem Deutschen, der im Ausland seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt hat, der Bedarf an Hilfe im 
Ausland eintritt, die im Einzelfall erforderlichen 
Maßnahmen der Hilfe aber im Bundesgebiet durch- 
geführt werden. 

Die einschränkende Bestimmung des Absatzes 2 
Nr. 1 trägt dem Umstand Rechnung, daß bei den 
dort genannten Doppelstaatlern nicht immer die 
Betreuung nach deutschem Fürsorgerecht geboten 
ist. Die Bestimmung des Absatzes 2 Nr. 2 und 3, 
die die Möglichkeit eröffnet, auch den dort genann- 
ten Personen Hilfe zu gewähren, ist nach den bis- 
herigen Erfahrungen geboten. 

Art, Form und Maß der Hilfe richten sich allein 
nach den in Absatz 4 genannten Maßstäben. Die 
für die Sozialhilfe im Bundesgebiet geltenden Vor- 
schriften über den Einsatz des Einkommens und 
Vermögens sollen hier keine unmittelbare Anwen- 
dung finden. Um den Trägern der Sozialhilfe die 
Entscheidung über den im Einzelfall gebotenen Um- 
fang und die Art der Hilfe zu ermöglichen, sieht 
Absatz 6 ausdrücklich eine Zusammenarbeit der 
Träger der Sozialhilfe mit den deutschen Dienst- 
stellen im Ausland vor. 

Die sachliche Zuständigkeit der überörtlichen 
Träger (Absatz 5) entspricht der Regelung der Bon- 
ner Vereinbarung. Durch Absatz 5 Satz 2 ist sicher- 
gestellt, daß die Regelung der örtlichen Zuständig- 
keit mit der des § 101 (Kostenerstattung bei Über- 
tritt aus dem Ausland) übereinstimmt. Dies ist not- 
wendig, um zu erreichen, daß bei der Rückführung 
von Personen, die bisher Sozialhilfe im Ausland er- 
halten haben, kein Wechsel des Kostenträgers ein- 
tritt. 

Zu § 113 

§ 113 entspricht dem § 34 RGr. Er erweitert die dort 
vorgesehenen Pflichtleistungen um die Hilfe für 
werdende Mütter und Wöchnerinnen und — ent- 
sprechend der Rechtslage nach dem Gesetz über die 
Tuberkulosehilfe — um die Tuberkulosehilfe. Im 
übrigen ist die Gewährung von Sozialhilfe dem 
Ermessen des Trägers überlassen (Absatz 1 Satz 2). 
Die in Absatz 1 Satz 1, zweiter Halbsatz, getroffene 
Regelung ist erforderlich, um einen Mißbrauch der 
Bestimmung zu verhüten. 
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Zu den in Absatz 1 Satz 3 genannten Rechtsvor- 
schritten gehören z. B. § 19 des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundes- 
gebiet vom 25. April 1951 sowie die Gesetze über 
die Deutsch-Schweizerische Fürsorgevereinbarung 
und zu dem Europäischen Fürsorgeabkommen. 

Zu § 114 

Die in dieser Bestimmung vorgesehenen Fälle sind 
bisher allein in Ausführungsvorschriften der Länder 
geregelt worden. Mit der Bestimmung entspricht der 
Entwurf Anregungen auf Einführung einer bundes- 
einheitlichen Regelung. Sie soll vor allem den be- 
rechtigten Interessen solcher Personen dienen, die 
in dringenden Notfällen die erforderliche Hilfe lei- 
sten. 

Durch § 114 werden nach anderen Gesetzen be- 
stehende Ansprüche, welche die Erstattung von Auf- 
wendungen zum Gegenstand haben, nicht berührt. 

Zu § 115 

Diese Bestimmung gibt es im geltenden Fürsorge- 
recht nicht. 

In einer Reihe von Vorschriften des Entwurfs wird 
bei den Voraussetzungen und dem Umfang der So- 
zialhilfe auf die Einkommens- und Vermögensver- 
f hältnisse der Ehegatten abgestellt. Würde der Ent- 

wurf hinsichtlich der Personen, die in eheähnlicher 
Gemeinschaft leben, nichts Besonderes bestimmen, 
so würden diese Personen jede für sich betrachtet 
werden und damit häufig zu höheren Leistungen 
gelangen, als wenn sie verheiratet wären. Dies ver- 
hütet die hier vorgesehene Bestimmung. Sie ent- 
spricht damit auch der Regelung des § 149 Abs. 5 
* AVAVG. 

Wird Hilfe zum Lebensunterhalt gewährt, so ist es 
angebracht, die in § 15 bei Verwandten oder Ver- 
schwägerten vorgesehene Rechtsvermutung auch auf 
die eheähnliche Gemeinschaft anzuwenden. 

Zu Abschnitt 12 (Sonderbestimmungen für Per- 
sonen mit körperlicher Behin- 
derung) 

Die §§ 116 bis 119 übernehmen die gesundheits- 
rechtlichen Bestimmungen des Körperbehinderten- 
gesetzes (§ 1 Abs. 3, §§ 3 bis 5). Da sie ihrer 
Natur nach in ein allgemeines Gesundheitsrecht ein- 
zuordnen wären, sind sie bis zur Neuregelung die- 
ses Rechts als vorläufige Bestimmungen in einen 
Sonderabschnitt des vorliegenden Entwurfs über- 
nommen worden. Für die Regelung in einem Son- 
derabschnitt spricht auch, daß die hier vorgesehenen 
Maßnahmen, wie sich aus § 116 ergibt, nicht nur 
zugunsten von Personen durchzuführen sind, die 
Leistungen nach dem BSHG erhalten, sondern auch 
zugunsten anderer Behinderter, soweit letztere 
nicht durch § 116 Satz 2 ausdrücklich ausgenommen 
sind. 

Die in § 117 vorgesehenen Maßnahmen sind über 
den Kreis der durch das Körperbehindertengesetz 
erfaßten Personen hinaus erweitert worden auf 
Blinde oder von Blindheit bedrohte Personen sowie 
auf Personen, deren Hörfähigkeit oder Sprachfähig- 


keit wesentlich beeinträchtigt ist. Diese Erweite- 
rung soll dazu dienen, auch für die genannten Be- 
hinderten notwendige Hilfe so rasch wie möglich zu 
sichern. 

Im übrigen entsprechen die vorgesehenen Bestim- 
mungen im wesentlichen dem Körperbehinderten- 
gesetz. Soweit dessen Bestimmungen zu Zweifels- 
fragen oder zu Schwierigkeiten bei der Durchfüh- 
rung geführt haben, sieht der Entwurf eine geän- 
derte Fassung vor. 

Zu Abschnitt 13 (Tuberkulosebekämpfung au- 
ßerhalb der Sozialhilfe) 

Im Abschnitt 13 sind die Regelungen des Gesetzes 
über die Tuberkulosehilfe (THG) zusammengefaßt, 
die nicht bereits in die Vorschriften des Entwurfs 
über die Sozialhilfe und ihre Träger übernommen 
worden sind. 

Es handelt sich dabei um Bestimmungen über die 
Träger der Tuberkulosehilfe, die nicht Träger der 
Sozialhilfe sind (Unterabschnitt 1) und um Bestim- 
mungen über sonstige zur Tuberkulosebekämpfung 
verpflichtete Stellen (Unterabschnitt 2). 

Zu Unterabschnitt 1 

Der Unterabschnitt 1 entspricht dem Dritten Ab- 
schnitt des THG. Obwohl sich dessen Leistungsbe- 
stimmungen nicht auf die Träger der Sozialhilfe, 
sondern auf andere Träger der Tuberkulosehilfe be- 
ziehen, sind sie in den Entwurf des BSHG doch 
übernommen worden, weil die Tuberkulosehilfe im 
Sinne des Unterabschnitts 1 dieselben Leistungen 
zum Gegenstand hat wie die Tuberkulosehilfe nach 
den §§45 ff. 

Zu § 120 

§ 120 entspricht dem § 21 THG. 

Die Verweisung in Absatz 3 entspricht inhaltlich der 
Verweisung in § 21 Abs. 3 THG. Außerdem über- 
nimmt Absatz 3 den § 34 Abs. 1 Nr. 2 THG, soweit 
sich diese Bestimmung auf den öffentlichen Dienst 
bezieht. 

Zu § 121 

§ 121 entspricht dem § 27 Abs. 3 Satz 4 THG. 

Zu §§ 122 bis 124 

Die §§ 122 bis 124 entsprechen dem § 22, dem § 23 
Abs. 1 und dem § 24 Abs. 1 THG. 

Während die Fälle der Heilbehandlung für Kranke 
in einer Heil- oder Pflegeanstalt (§ 42b StGB) und 
in einer Trinkerheilanstalt (§ 42c StGB) im THG in 
der Bestimmung über Anstaltspflege (§ 23 Abs. 1 
THG) geregelt sind, sieht der Entwurf die Regelung 
dieser Fälle in der Bestimmung über den Haftvoll- 
zug (§ 124) vor. Sie werden durch die Worte „auf 
Grund einer Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung" miterfaßt. 

Zu Unterabschnitt 2 

Unterabschnitt 2 übernimmt die Bestimmungen des 
Vierten und Fünften Abschnitts des THG, soweit sie 
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für die in § 125 des Entwurfs genannten Stellen gel- 
ten. Zwar beziehen sich die Bestimmungen des Unter- 
abschnitts 2 nicht auf die Sozialhilfe; sie sind aber 
doch in den Entwurf des BSHG übernommen wor- 
den, weil es dadurch möglich wird, ein seiner we- 
sentlichen Bestimmungen entkleidetes Restgesetz ; 
zu vermeiden und weil die hier vorgesehenen Be- j 
Stimmungen ohnehin in die hierfür sachlich in Be- j 
tracht kommenden Gesetze eingearbeitet werden j 
sollen. Da die Bestimmungen des Unterabschnitts 2 i 
den gleichen Gegenstand regeln wie die entspre- 
chenden Bestimmungen des Abschnitts 3 über die 
Tuberkulosehilfe, ist auf diese Bestimmungen, so- 
weit möglich, zur Vermeidung von Wiederholungen 
Bezug genommen worden. Auf den letzten Absatz 
der Begründung zu Abschnitt 3 Unterabschnitt 8 
wird verwiesen. 

Zu § 125 

§ 125 nennt im Unterschied zum THG ausdrücklich 
die Stellen, für welche die Bestimmungen des Unter- 
abschnitts 2 gelten; hierdurch soll der Anwendungs- 
bereich der Bestimmungen so klar wie möglich her- 
ausgestellt werden. 

Zu § 126 

§ 126 entspricht § 25 THG. 

Zu § 127 

§ 127 entspricht § 26 Abs. 1 und 2 THG, 

Zu § 128 

§ 128 entspricht § 27 Abs. 3 Satz 1 bis 3 THG. 

Zu § 129 

§ 129 übernimmt die Regelung des § 29 Abs. 1, 

2 und 4 THG. Die in Absatz 2 Satz 2 des Entwurfs 
vorgesehene Beschränkung auf die Weisung „eines 
Trägers der Sozialhilfe" soll der Klarstellung aufge- 
tretener Zweifelsfragen dienen. 

Zu § 130 

§ 130 entspricht § 34 Abs. 3 Nr. 1 THG. 

Zu § 131 

§ 131 entspricht § 35 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b, 
Satz 2 und 3 und Abs. 2 THG. 


Zu Abschnitt 14 — § 132 — (Änderung und Er- 
gänzung des BVG — Kriegs- 
opferfürsorge — ): 

Die Aufhebung der RFV und der RGr. mit ihrem 
Teil B — Besondere Bestimmungen für Kriegsbe- 
schädigte und Kriegshinterbliebene — (vgl. § 145 
Abs. 2 und A V 2 der Begründung) setzt eine gleich- 
zeitige Neuordnung der sozialen Fürsorge für 
Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene voraus. 
Die Gründe, aus denen sich eine Aufnahme von 
Vorschriften über die soziale Fürsorge in den ma- 


teriellen Teil des Bundessozialhilfegesetzes nicht 
empfiehlt, sind in A V 2 der Begründung dargelegt. 
Für die Neugestaltung bietet sich angesichts des 
Wegfalls der fürsorgerechtlichen Grundlagen folge- 
richtig das Bundesversorgungsgesetz an, in dem die 
soziale Fürsorge als Versorgungsleistung bereits 
geregelt ist (§§ 25 bis 27 BVG). Mit der Einordnung 
der gesamten Rechtsmaterie in e i n Gesetz werden 
auch Zweifel über den Rechtscharakter der sozialen 
Fürsorge beseitigt, die durch die bisherige Veranke- 
rung der Vorschriften über die soziale Fürsorge so- 
wohl im Versorgungs- wie auch im Fürsorgerecht 
aufgekommen waren. 

Der Entwurf übernimmt unter Beibehaltung des 
dem Versorgungsrecht eigenen Kausalitätsgedan- 
kens das bewährte fürsorgerische Individualisie- 
rungsprinzip. Die bisher sowohl im Versorgungs- 
wie im Fürsorgerecht enthaltenen Vorschriften wer- 
den systematisch neugefaßt und der Struktur des 
Versorgungsrechts angepaßt; dies gilt insbesondere 
für die Vorschriften über die Erziehungsbeihilfen 
sowie die Berufs- und Erholungsfürsorge, die in Be- 
rücksichtigung der bisherigen Erfahrungen und 
neueren Erkenntnisse auf dem Gebiet der Rehabili- 
tation ergänzt werden, sowie für die Einkommens- 
grenzen. 

Soweit sich Vorschriften des Fürsorgerechts nicht 
für eine Übernahme in das Bundesversorgungs- 
gesetz selbst eignen, was insbesondere für die Be- 
stimmungen über Art, Ausmaß und Dauer der Lei- 
stungen zutrifft, ist der Erlaß entsprechender Rechts- 
verordnungen vorgesehen. 

Die Durchführung der Kriegsopferfürsorge, wie die 
soziale Fürsorge künftig bezeichnet werden soll, 
liegt wie bisher bei den Fürsorgestellen für Kriegs- 
beschädigte und Kriegshinterbliebene und den 
Hauptfürsorgestellen. Dies folgt — auch nach Auf- 
hebung der RFV — aus der als Bundesrecht fort- 
geltenden Verordnung über die soziale Kriegsbe- 
schädigten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge vom 
8. Februar 1919. 

Zu Nummer 1 und 2 

Die Bezeichnung „Kriegsopferfürsorge" als der um- 
fassendere Begriff für die jetzige soziale Fürsorge 
einschließlich Arbeits- und Berufsförderung wurde 
gewählt einmal, weil sie die gesetzliche Aufgaben- 
stellung einprägsamer charakterisiert, zum anderen, 
weil mit ihr der einheitliche Ausgangspunkt der Be- 
treuungsmaßnahmen und die Anpassung dieser 
Maßnahmen an das Einzelschicksal besser zum Aus- 
druck kommen. 

Zu Nummer 3 

§ 25 Abs. 1 umreißt, als Eingangsbestimmung 
grundsätzlicher Art, Begriff und Aufgabe der Kriegs- 
opferfürsorge. Die Fassung entspricht zwar im we- 
sentlichen dem geltenden Recht, sie ist allerdings 
entgegen der Bedeutung, die § 25 Abs. 1 BVG bis- 
her beigemessen wurde, nicht unmittelbare Rechts- 
grundlage für die Ansprüche der Beschädigten und 
Hinterbliebenen. Dies wird durch Absatz 2 in Ver- 
bindung mit den nachfolgenden Bestimmungen deut- 
lich. 
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Die „Kriegsopferfürsorge" ist in Absatz 1 als In- 
stitution angesprochen. Diese Betrachtungsweise 
wird in sämtlichen Bestimmungen des Entwurfs bei- 
behalten. Im übrigen wird der in § 21 RGr. enthal- 
tene Grundsatz übernommen. 

§ 25 Abs. 2 erscheint angesichts der Bedeutung, die 
dem § 25 nunmehr beizumessen ist, aus Gründen 
der Rechtssystematik geboten, auch um sdion in der 
Eingangsbestimmung die Rechtsstellung der Kriegs- 
opfer selbst zu verdeutlichen. 

Zu Nummer 4 

In § 25a werden die allgemeinen Voraussetzungen 
für die Leistungen der Kriegsopferfürsorge festge- 
legt. Es erübrigt sich damit, diese stets erforder- 
lichen Voraussetzungen in den folgenden Bestim- 
mungen zu wiederholen. Weiter gibt die Vorschrift 
den Rahmen für Maß und Art der Leistungen. 

§ 25a Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 folgt in der Frage 
des Zusammenhangs zwischen Schädigung bzw. 
Verlust des Ernährers und der Notwendigkeit der 
Leistung der Regelung des § 22 RGr. Wie bisher 
werden Möglichkeiten der Hilfe und Umfang der 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge durch das Kau- 
salitätsprinzip begrenzt. 

Bei der Bemessung der Leistungen ist nach Absatz 1 
Satz 1 in Verfolg des im BVG entwickelten Kausali- 
täts- und Haftungsprinzips und in Fortführung der 
schon in § 23 Abs. 2, §§ 24 und 29 Abs. 1 RGr. 
enthaltenen Gedanken von der Erlangung einer 
angemessenen Lebensstellung auszugehen. Hierbei 
stellt der Entwurf auf vorhandenes Vermögen und 
Einkommen ab. Einkommen ist jedoch in der Regel 
erst einzusetzen, wenn es die in Absatz 1 Satz 2 
genannten Grenzen übersteigt. Diese Grenze folgt 
der Konzeption des BVG, das davon ausgeht, daß 
mit den laufenden Versorgungsbezügen, wie sie 
erwerbsunfähige Beschädigte oder Hinterbliebene 
ohne Einkommen erhalten, der laufende Lebens- 
unterhalt sichergestellt ist, nicht aber Aufwendun- 
gen abgedeckt werden, die in besonderen Lebens- 
lagen darüber hinaus entstehen. Damit löst sich die 
Kriegsopferfürsorge vom allgemeinen Fürsorgerecht 
und der ihm gemäßen Bemessungsgrundlage (Für- 
sorgerichtsatz). Hinsichtlich des Einsatzes von Ver- 
mögen übernimmt der Entwurf die Schutzbestim- 
mungen des Bundessozialhilfegesetzes. 

§ 25a Abs. 3 entspricht § 23 Abs. 1 RGr. 

Zu Nummer 5 

§ 26 baut auf dem geltenden Recht auf, berücksich- 
tigt jedoch auch die Notwendigkeit von Hilfen für 
jugendliche Beschädigte während ihrer Schulausbil- 
dung. Die Vorschrift statuiert ferner einen Anspruch 
auch der Witwen auf Berufsfürsorge (Absatz 3), der 
sich bisher unmittelbar auf § 25 Abs. 1 BVG 
stützte. 

Da gelegentlich bezweifelt wurde, ob die in den §§ 6 
und 7 der Durchführungsverordnung zu § 26 BVG 
enthaltene Regelung (Unterhaltsbeitrag und Kosten 
der Berufsförderungsmaßnahmen) durch die Er- 
mächtigung in § 92 BVG hinreichend gedeckt ist, 
. werden nunmehr auch angesichts der Bedeutung 


dieser Vorschriften für den Erfolg der Förderungs- 
maßnahme entsprechende Bestimmungen in das 
Gesetz selbst übernommen (Absatz 4). 

Einzelheiten über den Unterhaltsbeitrag bleiben wie 
vordem einer Rechtsverordnung Vorbehalten. 

§ 26 Abs. 5 entspricht § 27 Abs. 2 BVG. 

Im übrigen übernimmt § 26 auch Gedanken, wie sie 
in den §§ 24, 25, 26 Abs. 2, § 27 Abs. 2 und § 31 
Abs. 1 RGr. enthalten sind. 

Zu Nummer 6 

Auf Grund der in der Praxis gemachten Erfahrun- 
gen erscheint es geboten, im § 27 dem Gedanken 
der Erziehung mehr Raum zu geben. Die Fassung 
des Absatzes 1 lehnt sich an § 1 RJWG an. 

Im übrigen wird mit der Neufassung des § 27 der 
Zweck verfolgt, die Gesamtmaterie der Erziehungs- 
beihilfen für Waisen und Kinder von Beschädigten 
übersichtlicher zu gestalten. Hierzu werden u. a. 
Bestimmungen der Verwaltungsvorschriften sowie 
grundlegende Teile des Gemeinsamen Rundschrei- 
bens vom 21. Dezember 1953 (GMB1. S. 572) in die 
Absätze 2, 3 und 4 des Entwurfs übernommen. 

Absatz 5 enthält eine Ausnahme von dem Prinzip, 
wonach die Kriegsopferfürsorge lediglich ergän- 
zende Leistungen zur Rentenversorgung gewährt. 
Die Ausnahme rechtfertigt sich jedoch unter dem 
Gesichtspunkt der sparsamen und wirtschaftlichen 
Verwendung öffentlicher Mittel, da es bei Vorlie- 
gen der im Entwurf genannten Voraussetzungen 
nicht vertretbar erscheint, eine mit öffentlichen Mit- 
teln begonnene Ausbildung nach Wegfall der Ver- 
sorgung ohne Ergebnis abzubrechen. Eine Verzöge- 
rung im Sinne dieses Absatzes liegt auch dann vor, 
wenn eine Ausbildung nach dem vorgeschriebenen 
Ausbildungsgang nicht vor Vollendung des 25. Le- 
bensjahres abgeschlossen werden kann (z. B. das 
Studium der Chemie). 

Zu Nummer 7 

§ 27a enthält einen Katalog weiterer wichtiger Hil- 
fen, die geeignet sind, der Aufgabenstellung der 
Kriegsopferfürsorge (vgl. § 25) zu dienen. 

Absatz 1 enthält eine Bestimmung über die ergän- 
zende Hilfe zum Lebensunterhalt. In ihr kommt 
zum Ausdruck, daß die Kriegsopferfürsorge im 
Verhältnis zu den übrigen Leistungen nach dem 
BVG nur subsidiär eintritt. Entsprechend dem in 
der sozialen Fürsorge geltenden Grundsatz, Hilfe 
über die allgemeine Fürsorge hinaus zu gewähren 
(§ 19 RGr.), war hier zu bestimmen, daß bei Bemes- 
sung der ergänzenden Hilfe die besondere Lage 
der Beschädigten und Hinterbliebenen zu berück- 
sichtigen ist; die Freilassung der Grundrente ent- 
spricht dem § 23 Abs. 3 RGr. Die Beibehaltung des 
in § 23 Abs. 3 RGr. verankerten Grundsatzes ist 
bei der hier vorgesehenen Hilfe geboten, weil ihre 
Bemessung sich nach den Grundsätzen des Bundes- 
sozialhilfegesetzes richtet und die Grundrente ihrer 
Bestimmung nach anderen Zwecken als der Bestrei- 
tung des allgemeinen Lebensunterhalts dient. Da 
sich diese Betrachtungsweise jedoch nur solange 
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ci ufrechterhalten läßt, wie der Charakter der Grund- 
rente nicht geändert wird, ist es notwendig, den 
freizulassenden Betrag seiner Höhe nach auf die 
derzeitige Grundrente zu beschränken. 

In Absatz 2 wird ein Anspruch auf Erholungsfür- 
sorge statuiert, der sich zum Teil aus § 25 BVG und 
den §§ 3, 6 Abs. 1 Buchstabe b, §§ 24 und 29 Abs. 2 
RGr. herleitet. Dieser Bestimmung kommt beson- 
dere Bedeutung zu, weil die Erholungsfürsorge we- 
sentlich dazu beiträgt, dem größeren Kräftever- 
schleiß der Beschädigten und den erheblichen kör- 
perlichen und seelischen Anforderungen der Wit- 
wen, insbesondere soweit sie noch für Kinder zu 
sorgen haben, zu begegnen. Der Anspruch steht in 
gleicher Weise Waisen und Empfängern von Eltern- 
rente zu. Die vorgesehene Rechtsverordnung soll 
über die in Satz 1 genannten Voraussetzungen hin- 
aus weitere Durchführungsvorschriften enthalten. 
Der Wohnungsfürsorge wurde schon bisher in der 
Praxis, vor allem im Rahmen der Sonderfürsorge, 
ein besonderes Augenmerk zugewandt. Es erscheint 
daher angezeigt, den Anspruch auf sie im Entwurf 
ausdrücklich zu verankern (Absatz 3). Das Schwer- 
gewicht der Hilfe soll allerdings wie bisher in der 
persönlichen Beratung liegen. Geldleistungen sollen 
allenfalls in der Form eines Darlehens und nur für 
Schwerbeschädigte und Witwen in Betracht kom- 
men. Der grundsätzliche Ausschluß von Geldleistun- 
gen erscheint mit Rücksicht auf die großzügige all- 
gemeine Förderung des Wohnungsbaus durch die 
öffentliche Hand gerechtfertigt. Bei der auf Aus- 
nahmefälle beschränkten Hergabe von Darlehen im 
Rahmen der Kriegsopfexfürsorge ist an eine zusätz- 
liche Förderung in Fällen gedacht, in denen bau- 
liche Besonderheiten oder erweiterter Wohnraum- 
bedarf wegen der Art und Schwere der Schädigung 
oder mit Rücksicht auf die Erziehung von Kindern 
anzuerkennen sind. 

Zu § 27b: Wegen der geänderten Systematik der 
Vorschriften über die Kriegsopferfürsorge, die vor 
allem durch die Aufhebung der Reichsgrundsätze 
bedingt ist, ist es erforderlich, eine Bestimmung 
einzufügen, durch die den Kriegsopfern wenigstens 
Hilfen im gleichen Umfang gesichert werden, wie 
sie das BSHG allgemein vorsieht. § 25a findet auch 
hier Anwendung. 

§ 27c entspricht im wesentlichen dem geltenden 
Recht (§ 25 Abs. 2 BVG). 

t 

Zu Nummer 8 

§ 71b BVG entspricht im wesentlichen § 83 BSHG. 
Seine Aufnahme ist nach Wegfall der fürsorgerecht- 
lichen Grundlagen erforderlich, um Doppelleistun- 
gen zu vermeiden. Nach der in § 71a BVG bestehen- 
den Regelung wäre es nämlich dem Träger der 
Kriegsopferfürsorge nicht möglich, z. B. Rentennach- 
zahlungen des Versorgungsamtes auf sich überzu- 
leiten. 

Die Abweichung von § 83 BSHG — „ . . . hat . . . 
zu bewirken ..." — beruht darauf, daß in der 
Kriegsopferfürsorge anders als nach dem BSHG die 
die Leistung gewährende Stelle nicht identisch mit 
dem Kostenträger ist. 


Zu Nummer 9 

Die Ergänzung des § 89 Abs. 1 BVG ist aus Grün- 
den der bestehenden Bundesressortzuständigkeiten 
erforderlich. 

Zu Nummer 10 

Im Hinblick darauf, daß die Kriegsopferfürsorge 
! nunmehr allein im Bundesversorgungsgesetz ihre 
I Rechtsgrundlage erhält, ist nach Wegfall ihrer für- 
| sorgerechtlichen Basis eine umfassendere Ermäch- 
| tigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen notwen- 
dig, durch welche die Vorschriften über die Kriegs- 
I opferfürsorge ihre weitere Ausgestaltung erhalten 
sollen. 


Zu Abschnitt 15 (Übergangs- und Schlußbestim- 
mungen) 

Zu § 133 

Absatz 1 entspricht der üblichen Regelung. Da der 
Entwurf keine Fürsorgeverbände kennt, ist in Ab- 
satz 2 bestimmt, daß deren Aufgaben auf Grund 
anderer Vorschriften nunmehr von den Trägern der 
Sozialhilfe wahrgenommen werden, z. B. im Falle 
des § 276 Abs. 3 LAG. 

Zu § 134 

Durch die Bestimmungen des Entwurfs werden die 
nach geltendem Recht gewährten Fürsorgeleistungen 
häufig verbessert. Wo es in Einzelfällen njöglich 
ist, daß laufende Fürsorgeleistungen auf Grund der 
Bestimmungen des Entwurfs absinken, kann dies 
bereits durch die vorgesehenen Vorschriften, be- 
sonders über die Fieranziehung des über der Ein- 
kommensgrenze liegenden Einkommens, verhindert 
werden. § 134 wahrt auf alle Fälle den Umfang 
laufender Leistungen für die Dauer eines Jahres. 

Zu § 135 

Diese Übergangsregelung ist notwendig, weil sich 
die örtliche Zuständigkeit nicht wie bisher nach 
dem gewöhnlichen Aufenthalt (§ 8 THG), sondern, 
wie die gesamte Sozialhilfe, nach dem Ort des tat- 
sächlichen Aufenthalts richten soll (§ 90 Abs. 1). Auf 
den zweiten Absatz der Begründung zu § 90 wird 
verwiesen. 

Zu § 136 

Sobald der Entwurf in Kraft tritt, richtet sich die 
Kostenerstattung nach den Bestimmungen des Ab- 
schnitts 9. In zwei Ausnahmefällen, die in § 136 
aufgeführt sind, ist es angebracht, die bisherige 
Regelung der Kostenerstattung weiter anzuwenden. 
Dabei beruht die vorgesehene Regelung in Num- 
mer 2 auf Gründen der Verwaltungsvereinfachung, 
während die Regelung in Nummer 1 es verhindert, 
daß in Erstattungsansprüche, die bis zum Inkraft- 
treten des Gesetzes bereits entstanden sind, rück- 
wirkend eingegriffen wird. 
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Zu § 137 

Diese Bestimmung ist erforderlich, damit die Rück- 
führung oder Rückkehr von Evakuierten an den 
Ausgangsort keine Kostenerstattungspflicht der 
Träger der Sozialhilfe am Zufluchtsort auslöst. Dies 
würde einer gerechten Lastenverteilung widerspre- 
chen. 

Zu § 138 

Nach dem in § 138 genannten Schlußprotokoll, das 
ein Bestandteil des Gesetzes über die Vereinbarung 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Für- 
sorge für Hilfsbedürftige nebst Schlußprotokoll vom 
17. März 1953 (Bundesgesetzbl. II S. 31) ist, sind von 
den deutschen Fürsorgestellen die sich aus der An- 
wendung der genannten Vereinbarung ergebenden 
Beträge einzuziehen. Weder das genannte Gesetz 
vom 17. März 1953 noch sonstige gesetzliche Rege- 
lungen bestimmen, welche Fürsorgestellen hierfür 
sachlich und örtlich zuständig sind. Bisher haben die 
Landesfürsorgeverbände in analoger Anwendung 
der Bonner Vereinbarung die Beträge abgeführt. Zur 
Klärung der Zuständigkeit ist die Einführung des 
§ 138 erforderlich. 

Zu § 139 

Auf die Begründung zu § 101 wird verwiesen. 

Zu § 140 und § 141 

§ 91 Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) 
und § 19 Abs. 1 des Bundesevakuiertengesetzes 
(BEvG) verweisen auf die Verordnung über den 
Ersatz von Fürsorgekosten vom 30. Januar 1951. 
Die Verordnung wird durch § 145 Abs. 2 Nr. 8 auf- 
gehoben. Um Zweifel zu vermeiden, ist notwendig, 
die genannten Bestimmungen neu zu fassen. Die 
Änderung des § 91 Abs. 2 BVFG und des § 19 Abs. 2 
BEvG beruht auf der Aufhebung des § 21a RFV. 
Da die Absätze 3 des § 91 BVFG und des § 19 BEvG 
lediglich deklaratorische Bedeutung haben, sind sie 
in die Neufassung dieser Bestimmungen nicht über- 
nommen worden. 

Zu § 142 

Die hier vorgesehenen Änderungen entsprechen der 
Regelung, wie sie § 111 für die Gebührenfreiheit 
bei Inanspruchnahme der Gerichte trifft. 

Zu § 145 

Die Regelung des Absatzes 1 soll den Ländern und 
den Trägern der Sozialhilfe die Möglichkeit geben, 
die Anwendung des neuen Gesetzes in der Praxis 
vorzubereiten. 

Da das BSHG alle Bestimmungen des geltenden 
Fürsorgerechts des Bundes zusammenfaßt, werden 
sie durch Absatz 2 ausdrücklich außer Kraft gesetzt. 
Die Verordnung zur Durchführung des § 8a Abs. 1 
Buchstabe g RGr. vom 12. April 1954 (Bundesge- 
setzbl. I S. 94) sowie die Verordnung zur Durch- 
führung des § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Für- 
sorge für Körperbehinderte und von einer Körper- 
behinderung bedrohte Personen (Körperbehinder- 
tengesetz) vom 10. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I 
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S. 449) sollen bis zu einer etwa erforderlichen Neu- 
regelung in Kraft bleiben, da sie auch im Rahmen 
des BSHG Bedeutung haben. 

§ 6 Abs. 1 Buchstabe d RGr. soll nach Absatz 3 bis 
zur Neuregelung des Jugendwohlfahrtsrechts 
weitergelten. Dadurch soll verhindert werden, daß 
in der Zwischenzeit eine gesetzliche Lücke besteht. 
Auf die Ausführungen in A V 1 wird verwiesen. 

C. 

Finanzielle Auswirkungen 

I. Finanzielle Auswirkungen auf dem Gebiet 
der Sozialhilfe 

1. Die Prüfung, welche Mehraufwendungen nach 
den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs zu 
erwarten sind, geht von den in der Fürsorge- 
statistik 1958 ausgewiesenen Aufwendungen 
aus. Sie betrugen für die Bundesrepublik ein- 
schließlich Saarland und Berlin (West) 1,5 Mil- 
liarden DM (ohne Aufwendungen für soziale 
Fürsorge, Krankenversorgung nach LAG, Weih- 
nachtsbeihilfen und kleinere Sonderleistungen). 
Um möglichst zuverlässige Ergebnisse über die 
Aufteilung dieses Betrages zu erhalten, wurden 
die Länder um ihre Mitwirkung bei der Feststel- 
lung der Leistungen der offenen und halboffenen 
Fürsorge gebeten. Die Länder stellten repräsen- 
tative Ergebnisse ihrer Erhebungen in einer An- 
zahl von Stadt- und Landkreisen, meist abge- 
stellt auf das Rechnungsjahr 1957, zur Ver- 
fügung. Über die Leistungen der geschlossenen 
Fürsorge haben verschiedene Landesfürsorge- 
verbände Angaben gemacht. Die Gesamtaufwen- 
dungen haben sich im Rechnungsjahr 1958 gegen- 
über 1957 nach der Statistik der öffentlichen Für- 
sorge um rund 7 v. H. erhöht; es wird davon 
ausgegangen, daß die für 1957 zur Verfügung 
stehende prozentuale Aufgliederung der Auf- 
wendungen auch für 1958 im wesentlichen noch 
zutrifft. 

2. Mehraufwendungen können entstehen durch Er- 
weiterung des materiellen Rechts und durch die 
im Gesetz vorgesehenen höheren Einkommens- 
grenzen bei der Hilfe in besonderen Lebens- 
lagen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß neben 
den bundesrechtlichen Bestimmungen in der 
Fürsorgepraxis schon bisher weitgehend erhöhte 
Einkommensgrenzen angewandt werden, so vor 
allem 

a) bei Erholungsmaßnahmen für Kinder, Ju- 
gendliche und Mütter, 

b) bei der Wochenhilfe, 

c) bei einem Anstaltsaufenthalt von Familien- 
angehörigen, 

d) bei der Heranziehung Unterhaltspflichtiger. 
Hier sind kaum Mehraufwendungen zu erwar- 
ten. Mehraufwendungen werden sich aber vor 
allem bei den Hilfearten ergeben, die den Hilfe- 
suchenden möglichst rasch wieder am Arbeits- 
und Wirtschaftsleben teilnehmen lassen wollen 
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(vorbeugende Gesundheitshilfe, Krankenhilfe, I 
Bingliederungshilfe für Behinderte). Rechtzeiti- | 
ges Eingreifen erspart jedoch in aller Regel spä- j 
ter nötige wesentlich höhere Aufwendungen. j 

3. Hiernach und nach den bei den einzelnen Hilfe- 
arten genannten besonderen Umständen kann 
für den Zeitraum eines Jahres mit den sich aus | 
der nachstehenden Aufstellung ergebenden | 

Mehraufwendungen gerechnet werden. ! 

I 

Keine Mehraufwendungen sind zu erwarten bei 
Hilfe zum Lebensunterhalt, Hilfe zum Aufbau 
oder zur Sicherung der Lebensgrundlage, Aus- 
bildungshilfe, Tuberkulosehilfe, Sozialhilfe für 
Deutsche im Ausland. Bei diesen Hilfearten ent- 
sprechen die vorgesehenen Bestimmungen im 
wesentlichen dem geltenden Recht. 

M e hr auf wen dun gen 
in Mio DM 

A. Zweckgebundene Ausgaben nach den 
im Gesetz vorgesehenen Hilfearten 

1. Vorbeugende Gesundheitshilfe (§ 34) 


Mehraufwendungen 
in Mio DM 

samtaufwandes — 14,4 Mio DM auf 

Grund des Körperbehindertengesetzes 
und 55 v. H. = 18,0 Mio DM für son- 
stige Behinderte geleistet wurden. 

a) Für Körperbehinderte: Gegenüber 

dem Körperbehindertengesetz Erhö- 
hung der Einkommensgrenze bei ar- 
beits- und berufsfördernden Maß- 
nahmen in Anstalten; geschätzter 
Mehraufwand 1,5 

b) Für sonstige Behinderte: Anpassung 

an die Bestimmungen für Körperbe- 
hinderte. Für diese beträgt der 
Mehraufwand durch das Körperbe- 
hindertengesetz etwa 100 v. H. (für 
1957: 25 v. H.). Gleicher Vomhun- 
dertsatz durch Gleichstellung mit 
Körperbehinderten auch für sonstige 
Behinderte, geschätzt auf .... 18,0 

5. Blindenhilfe (§ 64) 

Aufwand 1958: 32,7 Mio DM 


Aufwand 1958: 82,6 Mio DM 

Sollvorschrift statt bisher Kannvor- 
schrift; die Hilfe ist nur vorgesehen, 
wenn eine Erkrankung oder sonstige 
Gesundheitsschädigung droht; vorbeu- 
gendes Eingreifen erspart Mehrkosten 
für Krankenhilfe, Hilfe zur Pflege u. a.; 
geschätzter Mehraufwand 20 v. H. . . 16,5 

2. Krankenhilfe (§ 35) 

Aufwand 1958: 165,5 Mio DM 

Rechtsanspruch wie bisher; keine mate- 
rielle Erweiterung der Hilfe. Da rund 
95 v. H. der Bevölkerung krankenver- 
sichert sind, kann allenfalls bei Emp- 
fängern kleinerer Einkommen ohne Ver- 
sicherungsschutz auf Grund der höhe- 
ren Einkommensgrenzen ein begrenzter 
Mehraufwand entstehen; geschätzt auf 
20 v. H 33,1 

3. Hilfe für werdende Mütter und 
Wöchnerinnen (§ 36) 

Aufwand 1958: 1,6 Mio DM 

Entspricht im wesentlichen § 12 RGr.; 
zusätzlich: Untersuchungen während der 
Schwangerschaft, Wochengeld wird er- 
setzt durch Ernährungszulagen. 

Geschätzter Mehraufwand 10 v. H. . . 0,2 

4. Eingliederungshilfe für Behinderte 
(§§ 37 bis 44) 

Aufwand 1958: 32,4 Mio DM 

Nach den Angaben verschiedener Lan- 
desfürsorgeverbände kann davon aus- 
gegangen werden, daß 45 v. H. des Ge- 


Der Mehraufwand wurde von den Län- 
dern nach Abzug der Leistungen gemäß 
§ 1 1 f Abs. 1 RGr. und auf Grund von 
Landesregelungen geschätzt auf . . . 25,0 

6. Hilfe zur Pflege (§ 65) 

Aufwand 1958: Offene 

Fürsorge 4,0 Mio DM 

geschlos- 

sene 

Fürsorge 182,3 Mio DM 

Die Hilfe, schon bisher Pflichtleistung, 
wird etwas erweitert. Bei dauernd 
Pflegebedürftigen in Anstalten kann 
auch das Einkommen unter der Einkom- 
mensgrenze herangezogen werden. 

Geschätzter Mehraufwand: Offene Für- 
sorge 30 v. HL, geschlossene Fürsorge 
15 v. H 28,6 

7. Hilfe zur Familien- und Hauspflege 
(§§ 66 r 67) 

Aufwand 1958: 2,4 Mio DM 

Neue Bestimmung, kein Rechtsanspruch; 
die Hilfe wird durch eine Reihe von 
Bezirksfürsorgeverbänden bereits bis- 
her gewährt. Schon aus Mangel an 
Fachkräften Mehraufwand zunächst ge- 
ring. Die neue Soll-Bestimmung läßt 
einen Mehraufwand von 200 v. H. er- 
warten 4,8 

8. Hilfe für Gefährdete (§§ 68 bis 70) 

Aufwand 1958: 19,7 Mio DM 

Neue Bestimmung, kein Rechtsansprudi; 
die Gefährdetenhilfe wird jedoch seit 
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Mehraufwendungen 
in Mio DM 

langem betrieben. Zusätzlicher Aufwand 
vor allem Personalkosten. 

Geschätzter Mehraufwand 40 v. H. . . 7,9 

9. Altenhilfe (§71) 

Aufwand 1958: 4,4 Mio DM 

Neue Bestimmung, kein Rechtsanspruch; 
bisherige Praxis uneinheitlich. Die „in 
vertretbarem Umfang" zu gewährende 
Hilfe wird voraussichtlich einen Mehr- 
aufwand von 100 v. H. erfordern. . . 4,4 

Zweckgebundene Ausgaben insgesamt: 140,0 


B. Verwaltungsausgaben 

1. Personalausgaben 

Schwer voraussehbar. Bei durchschnitt- 
lich zwei zusätzlichen Fachkräften (TO 
A VI b) je örtlichen Träger und vier 
Fachkräften je überörtlichen. Träger 
(insgesamt 1280 Personen) ergibt sich 
ein Mehraufwand von 13,8 

2. Sachausgaben 

Einmalige Aufwendungen für Zimmer- 
ausstattung der unter 1. genannten An- 
gestellten (durchschnittlich 600 DM je 


Arbeitsplatz) ergehen 0^8 

Verwaltungsausgaben insgesamt: 14,6 

Mehraufwendungen insgesamt 

(A + B) = 154,6 


rd. 155 


C. Verteilung der Mehraufwendungen 
auf Bund und Länder 

Nach Artikel 120 GG und dem Ersten 
Gesetz zur Überleitung von Lasten- und 
Deckungsmitteln auf den Bund in der 
Fassung vom 28. April 1955 trägt der 
Bund für das Gebiet der öffentlichen 
Fürsorge die mit ihm für die indivi- 
duelle Fürsorge für Zugewanderte ver- 
rechnungsfähigen Kosten zu 80 v. H. 
1958 machten sie 5,0 v. H. der gesamten 
Fürsorgeaufwendungen aus. Nimmt man 
diesen Prozentsatz auch für die Mehr- 
aufwendungen an, dann beträgt der auf 
Zugewanderte entfallende Anteil (ohne 
Verwaltungsausgaben) 7,0 Mio DM. Da- 


Mehraufwendungen 
in Mio DM 

mit haben von den Mehraufwendungen 
zu tragen 

1 . der Bund (Bundesanteil an der indi- 

viduellen Fürsorge für Zugewan- 
derte), 5,6 

2. die Länder (Gemeinden), die Mehr- 

aufwendungen unter A abzüglich des 
unter 1. genannten Bundesanteils 
und die Mehraufwendungen unter B, 
insgesamt 149,0 

4. Von den unter I 1 für 1958 genannten Aufwen- 
dungen von 1,5 Milliarden DM entfallen 527,6 
Mio DM — 35,1 v. H. auf Leistungen, bei denen 
Mehraufwendungen zu erwarten sind. Bezogen 
auf diese Aufwendungen machen die geschätzten 
Mehraufwendungen bei 155 Mio DM — 29,4 v. H. 
und bezogen auf die Gesamtaufwendungen 
10,0 v. H. dieser Aufwendungen aus. 

Von den gesamten Mehraufwendungen (3 A 
und B) entfallen auf Berlin ca. 12 Mio DM. 


II. Finanzielle Auswirkungen auf dem Gebiet 
der Kriegsopferfürsorge 

Die Neuordnung der Kriegsopferfürsorge über- 
nimmt im wesentlichen die bisherigen versorgungs- 
und fürsorgerechtlichen Vorschriften über die so- 
ziale Fürsorge. Ihr Hauptzweck ist eine systemati- 
sche Neufassung der Gesamtmaterie und deren Ein- 
ordnung in das BVG. Die stärkere Betonung des 
Versorgungscharakters der Leistungen sowie die 
Loslösung der Leistungspflicht vom Vorliegen einer 
Notlage im Sinne fürsorgerechtlicher Hilfsbedürf- 
tigkeit und die Anpassung der Einkommensgrenzen 
an Prinzipien des Verso rgungs rechts können jedoch 
in begrenztem Umfang finanzielle Auswirkungen 
haben. Sie dürften indessen relativ gering sein, da 
sich schon heute die Praxis der sozialen Fürsorge 
weitgehend von den engen Grenzen der Fürsorge- 
richtsätze gelöst hat. 

Zu Lasten des Bundes wurden von den Ländern für 
die soziale Fürsorge insgesamt verrechnet (ohne 
Pauschale) im 

Rechnungsjahr 1957: rd, 115 692 000 DM, im 
Rechnungsjahr 1958: rd. 161 270 000 DM. 


Geschätzter Mehraufwand 

Mehraufwendungen 
in Mio DM 

1. Berufsfürsorge (§ 26) 

Aufwand 1958: rd. 10 Mio DM 

Keine wesentliche Änderung des materiel- 
len Rechts. Die berufsfürsorgerischen Maß- 
nahmen für Beschädigte können im wesent- 
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Mehraufwendungen 
in Mio DM 

liehen als abgeschlossen gelten. Eine ge- 
wisse Intensivierung dürften berufsfürsor- 
gerische Maßnahmen für Witwen erfahren. 

Hieraus und aus einer Verbesserung des 
Unterhaltsbeitrages insbesondere für die 
Familie des Beschädigten ist u. U. mit 
einem Mehraufwand zu rechnen, der aller- 
dings 10 v.H. der bisherigen Aufwendungen 
kaum übersteigen dürfte. • 

Geschätzter Mehraufwand 1,0 

2. Erziehungsbeihilfen (§ 27) 

Aufwand 1958: rd. 119 Mio DM 

Obwohl die Vorschrift inhaltlich dem bis- 
herigen Recht entspricht, kann sich ein ge- 
wisser Mehraufwand infolge der geänder- 
ten Einkomme ns grenzen ergeben. 

Geschätzter Mehraufwand 5,0 

3. Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt 
(§ 27a Abs. 1) 

Bisheriger Aufwand unbekannt (Pauschale) 

Keine Änderung des materiellen Rechts. 

Obwohl infolge Anhebung der laufenden 
Rentenbezüge (Ausgleichsrente) durch 
das Kriegsopferversorgungs-Neuregelungs- 
gesetz eine Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Lage der Kriegsopfer zu erwarten 
ist, kann mit der Vorschrift über die er- 
gänzende Hilfe zum Lebensunterhalt, die 
infolge des Wegfalls der fürsorgerecht- 
lichen Grundlagen notwendig wurde, ein 
gewisser Mehraufwand verknüpft sein, 
wobei offen ist, ob er im Rahmen der Pau- 
schale oder im Wege der Einzelabrechnung 
zu berücksichtigen wäre. 

Geschätzter Mehraufwand 1,0 


Mehraufwendungen 
in Mio DM 

4. Erholungsfürsorge (§ 27a Abs. 2) 

Materiellrechtliche Änderung insoweit, als 
nunmehr Beschädigten und Hinterbliebe- 
nen — bisher nur Sonderfürsorgeberechtig- 
ten — auch zur Erhaltung ihrer Gesundheit 
Erholungsfürsorge zu gewähren ist. Daher 
ist mit einer Intensivierung dieser Maß- 
nahme zu rechnen. Der bisherige Aufwand 
ist unbekannt (einmal aus dem Pauschale 
gedeckt, zum anderen im Rahmen der Be- 
rufsfürsorge oder der Sonderfürsorge ver- 
rechnet). 

Geschätzter Mehraufwand 3,0 

5. Wohnungsfürsorge (§ 27a Abs. 3) 

Keine materiellen Erweiterungen 

Auf finanzielle Leistungen ist ein Rechts- 
anspruch nicht eingeräumt. Ein Mehrauf- 
wand gegenüber der jetzigen Rechtslage ist 
nicht zu erwarten. — 

6. Sonstige Leistungen (§ 27b) 

Gewisse Auswirkungen können sich durch 
Anwendung der Einkommensgrenzen nach 
§ 25a ergeben, die zum Teil jedoch durch 
die zu erwartende Anhebung der Renten- 
bezüge ausgeglichen werden dürften. 

Geschätzter Mehraufwand kaum mehr als 1,0 

7. Sonderfürsorge (§ 27c) 

Aufwand 1958: rd. 13 Mio DM 

Keine materiellrechtliche Änderung. Ein 
Mehraufwand auf Grund der Neufassung 
der Vorschrift ist nicht zu erwarten. — 

Geschätzter Mehraufwand zu Lasten des 
Bundes insgesamt 11,0 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 3 

a) In Absatz 1 sind die Worte „nach der Person 
des Hilfeempfängers“ durch die Worte „nach 
den persönlichen Verhältnissen des Hilfe- 
empfängers " zu ersetzen. 

Begründung 

Durch die Änderung wird das Gemeinte 
klargestellt. Eine Differenzierung nur mit 
Rücksicht auf die Unterschiede der Person 
wäre verfassungsrechtlich unzulässig. 

b) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Auf seinen Wunsch soll der Hilfe- 
empfänger nach Möglichkeit in einer Ein- 
richtung untergebracht werden, in der er 
durch Geistliche seines Bekenntnisses be- 
treut werden kann.“ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung wird den Be- 
dürfnissen der Praxis eher gerecht. 

2. Zu § 4 

In Absatz 1 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Die Übertragung, Verpfändung und Pfändung 
des Anspruchs sind ausgeschlossen.“ 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung und über- 
. nimmt die Fassung des § 67 BVG. 

3. Zu § 10 

In Absatz 5 Satz 1 ist eingangs hinter dem 
Wort „können“ das Wort „auch" einzufügen. 

Begründung 

Die dadurch erreichte Fassung: 

„Die Träger der Sozialhilfe können auch all- 
gemein an der Durchführung ihrer Aufgaben 
, . . die Verbände der freien Wohlfahrtspflege 
beteiligen ..." 

dient der nochmaligen Klarstellung, daß die 
Zusammenarbeit zwischen den Trägern der 
Sozialhilfe und den freien Wohlfahrtsverbänden 
sowohl in Einzelfällen wie auch für allgemeine 
Aufgaben gesichert sein soll. 

4. Zu § 12 

In § 12 ist ein neuer Absatz 2 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

„(2) Bei Kindern und Jugendlichen umfaßt 
der notwendige Lebensunterhalt auch den be- 
sonderen, vor allem den durch das Wachstum 
bedingten Bedarf.“ 


Begründung 

Da die jungen Menschen in den meisten Fällen 
Mitglieder einer Familiengemeinschaft sind, 
müssen auch die ihnen zu gewährenden Sozial- 
hilfeleistungen in einem Bundessozialhilfegesetz 
geregelt werden, um eine einheitliche Familien- 
fürsorge zu gewährleisten. 

Die vorgeschlagene Bestimmung läßt die Vor- 
schriften des Reichsgesetzes für Jugendwohl- 
fahrt vom 9. Juli 1922 (RGBl. I S. 633) i. d. F. 
vom 1. Februar 1939 (RGBl. I S. 109) über die 
öffentliche Erziehungshilfe unberührt. 

5. Nach § 12 

Nach § 12 ist ein neuer § 12a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„§ 12a 

Übernahme von Krankenversicherungs- 
beiträgen 

Für Rentenantragsteller, die nach § 315a der 
Reichsversicherungsordnung krankenversiche- 
rungspflichtig sind, sind die Krankenversiche- 
rungsbeiträge zu übernehmen, soweit die An- 
tragsteller die Beiträge zu tragen haben und 
die Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 erfüllen.“ 

Begründung 

Nach § 315a RVO sind Rentenantragsteller unter 
bestimmten Voraussetzungen kraft Gesetzes in 
der gesetzlichen Krankenversicherung versiche- 
rungspflichtig und erwerben unabhängig von 
einer Beitragsleistung vom Tage der Antrag- 
stellung für sich und ihre anspruchsberechtigten 
Familienangehörigen einen Anspruch auf Kas- 
senleistungen. Bis zum Beginn der Rente haben 
die Antragsteller die Beiträge allein zu tragen 
(§ 381 Abs. 3 RVO), erhalten jedoch die gezahl- 
ten Beiträge zurück, die sie vom Beginn der 
Rente bis zur Zustellung des Rentenbescheids 
entrichtet haben. Ein beträchtlicher Teil dieses 
Personenkreises ist hilfsbedürftig im Sinne des 
vorliegenden Gesetzes oder wird es durch die 
Beitragszahlung (im Durchschnitt etwa 20 v. H. 
aller Rentenantragsteller, deren Rente endgül- 
tig abgelehnt wird). Die Krankenkassen haben 
diesem Personenkreis alle Leistungen zu ge- 
währen, ohne dafür Beiträge zu erhalten. Die 
Fürsorgeverbände haben bisher eine Über- 
nahme der Beiträge oftmals abgelehnt. Es ist 
daher notwendig, die Übernahme der Beiträge 
durch den Träger der Sozialhilfe verbindlich 
vorzusehen. Es handelt sich hier nicht um eine 
sozialversicherungsrechtliche, sondern um eine 
fürsorgerechtliche Angelegenheit, die im Sozial- 
hilfegesetz zu regeln, ist. 
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6. Zu § 16 

Absatz 3 Satz 2 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Frauen darf eine Arbeit nicht zugemutet wer- 
den, soweit dadurch 

Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß Frauen, 
wenn dadurch die geordnete Erziehung ihrer 
Kinder gefährdet würde, nicht zur Arbeit ver- 
pflichtet sind. 

7. Zu § 19 

Absatz 3 ist durch folgenden Halbsatz zu er- 
gänzen: 

rr , soweit dessen bestimmungsgemäße Verwen- 
dung möglich ist." 

Begründung 

Durch diese Formulierung wird sichergestellt, 
daß der Träger der Sozialhilfe Taschengeld- 
leistungen nicht erbringen muß, wenn dessen 
bestimmungsgemäße Verwendung nicht mög- 
lich ist. 

8. Zu § 20 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Regelbedarf" 

Begründung 

Anpassung an die Überschriften zu den §§21 
und 22. 

b) In Absatz 3 sind die Worte „Die oberste 
Landesbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle" durch die Worte „Die zuständige 
Landesbehörde" zu ersetzen. 

Begründung 

Aus verfassungspolitischen Gründen sollte 
in Bundesgesetzen davon abgesehen werden 
zu bestimmen, auf welcher Stufe der Landes- 
verwaltung eine bestimmte Verwaltungs- 
aufgabe wahrgenommen werden soll. 

9. Zu § 21 

a) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist zu prüfen, welcher Personenkreis 
von § 21 Abs. 1 Nr. 2 erfaßt wird. Bei der 
gegenwärtigen Formulierung ist nicht er- 
sichtlich, ob die begrifflichen Merkmale des 
Absatzes 1 Nr. 2 auch dann erfüllt sind, 
wenn die Altersgrenze von 65 Jahren bereits 
überschritten wurde. Die Klarstellung er- 
scheint im Hinblick auf die Kumulierungs- 
bestimmung des § 21 Abs. 4 Satz 1 erfor- 
derlich. 

b) In Absatz 2 ist das Wort „Mütter" durch 
das Wort „Frauen" zu ersetzen. 

Begründung 

Der hier geregelte Mehrbedarf muß auch 
anderen Frauen als den leiblichen Müttern 


zuerkannt werden; gedacht ist hier z. B. an 
die Großmutter, Schwester oder Pflege- 
mutter. 

10. Zu § 22 

a) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Blind ist, wer von Geburt an blind 
ist oder das Augenlicht verloren hat oder 
dessen Sehkraft so gering ist, daß er sich in 
einer ihm nicht vertrauten Umwelt allein 
ohne fremde Hilfe nicht zurechtfinden kann." 

Begründung 

Neue Begriffsbestimmungen sollten vermie- 
den werden; es wird daher die Definition 
des § 1 Abs. 2 des Schwerbeschädigtenge- 
setzes vorgeschlagen. 

b) Zu § 22 Abs. 3 und § 37 Abs. 1 Nr. 2 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens ist zu prüfen, ob in § 22 Abs. 3 
die Worte „wer eine so geringe Sehschärfe 
hat" durch die Worte „wer so hochgradig 
sehbehindert ist" und in § 37 Abs. 1 Nr. 2 
das Wort „sehschwachen" durch das Wort 
„sehbehinderten" zu ersetzen sind. 

Da es auch andere Arten dauernder Seh- 
störung gibt, ist der Begriff „geringe Seh- 
schärfe" bzw. „sehschwach" nicht ausrei- 
chend. 

11. Zu § 23 

In Absatz 2 sind der Satz 1 und Satz 2 eingangs 
wie folgt zu fassen: 

„Bei einem Hilfeempfänger, der trotz Belehrung 
sein unwirtschaftliches Verhalten fortsetzt, 
kann die Hilfe bis auf das zum Lebensunterhalt 
Unerläßliche eingeschränkt oder auf Hilfe in 
einer Anstalt oder in einem Heim beschränkt 
werden. Ferner kann die Hilfe auf das zum 
Lebensunterhalt Unerläßliche eingeschränkt 
werden bei einem Hilfesuchenden, . . . ". 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Fassung 
bleibt hinter der bisher geltenden Fassung des 
§ 13 Abs. 2 der RGr. zurück. Es empfliehlt sich 
jedoch, gerade bei Hilfeempfängern im Falle 
eines trotz Belehrung fortgesetzten unwirtschaft- 
lichen Verhaltens die Möglichkeit der Verwei- 
sung auf Anstalts- oder Heimpflege nicht auszu- 
schließen. 

12. Zu § 24 

a) Absatz 1 Satz 1 ist eingangs wie folgt zu 
fassen: 

„Weigert sich jemand trotz wiederholter 
Aufforderung beharrlich, zumutbare Arbeit 
zu leisten, und ist es deshalb notwendig, 
ihm oder ... zu gewähren, so kann . . . ". 
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Begründung 

Klarstellung; der Wortlaut erweckt den An- 
schein, als ob die laufende Hilfe zum Lebens- 
unterhalt deswegen gewährt wird, weil sich 
jemand beharrlich weigert, zumutbare Arbeit 
zu leisten. 

b) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „obersten 
Landesbehörde" durch die Worte „zustän- 
digen Landesbehörde" zu ersetzen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 20 Abs. 3. 

13. Zu § 29 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Ausbildungshilfe ist auch zum Besuch 
einer mittleren oder höheren Schule oder einer 
Berufsfach- und Fachschule zu gewähren. Zum 
Besuch einer Hochschule sowie einer zum Aus- 
bildungsabschluß führenden Einrichtung des 
zweiten Bildungweges soll sie gewährt werden." 

Begründung 

Entgegen der Begründung der Regierungsvor- 
lage besteht für die Ausbildung an einer Fach- 
schule noch keine Regelung des Bundes bzw. 
der Länder. Auch bedeutet der Fachschulbesuch 
die normale Weiterführung der Ausbildung nach 
Mittelschulabschluß. Es ist daher nicht zu ver- 
treten, die Förderung des Besuchs einer Fach- 
schule grundsätzlich anders zu behandeln als 
die Förderung des Besuchs einer mittleren 
Schule. Das gleiche gilt für die Berufsfachschule. 
Im übrigen sollte auch für die Einrichtungen des 
zweiten Bildungsweges Ausbildungshilfe ge- 
währt werden können. 

14. Zu § 30 

In Absatz 3 sind in Satz 1 die Worte „oder 
Fachschule" zu streichen und nach Satz 1 ein 
neuer Satz mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„Für die Hilfe zum Besuch einer Berufsfach- und 
Fachschule gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß 
die Fähigkeiten und Leistungen des Auszubil- 
denden über dem Durchschnitt liegen." 

Begründung 

Wenn die Förderung des Besuchs einer Fach- 
schule grundsätzlich nicht anders behandelt 
werden soll als die Förderung des Besuchs 
einer mittleren Schule (vgl. Begründung zu § 29 
Abs. 2), ist es nicht zu vertreten, die Leistungs- 
anforderungen für den Besuch einer Fachschule 
so außergewöhnlich streng zu formulieren, wie 
in Abs. 3 Satz 1 vorgesehen. Das gleiche gilt 
für die Berufsfachschule. Die vorgeschlagene 
Formulierung stellt andererseits sicher, daß die 
Leistungsanforderungen für den Besuch einer 
berufsbildenden Schule etwas höher sind als 
die für den Besuch einer mittleren Schule. Es 
wird darauf verwiesen, daß sich nach der Be- 
gründung des Regierungsentwurfs der „Durch- 


schnitt der Fähigkeiten und Leistungen" nach 
dem Durchschnitt der jeweiligen Schulart be- 
stimmt. 

15. Zu § 33 

Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Vor der Entscheidung über die Hilfe zum Be- 
such einer mittleren oder höheren Schule, einer 
Berufsfach- und Fachschule oder Hochschule ist 
die Schule oder die Hochschule zu hören." 

Begründung 

über den nach § 30 Abs. 3 zu berücksichtigen- 
den Fähigkeits- und Leistungsstand kann sich 
nur die Schule äußern. 

Im übrigen Folge der Änderungsvorschläge zu 
den §§ 29 und 30. 

16 Zu § 34 

a) In Absatz 1 ist das Wort „soll" durch das 
Wort „kann" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Hinblick auf das, was die Träger der 
öffentlichen Fürsorge, der Rentenversiche- 
rung, der bundesgesetzlichen wie der pri- 
vaten Krankenversicherung und der freien 
Wohlfahrtspflege auf dem Gebiete der vor- 
beugenden Gesundheitsfürsorge jetzt schon 
leisten, und mit Rücksicht darauf, daß weite 
Kreise der Bevölkerung in der Lage sind, 
aus eigenen Mitteln Maßnahmen der Erho- 
lung durchzuführen, sollte es bei der bis- 
herigen „Kann-Regelung" bleiben. Die 
Durchführung einer Soll- Vorschrift dürfte — 
wenn die sozialethische Richtschnur im § 1 
Abs. 2 erster Satz bestehen bleibt — auf 
Schwierigkeiten stoßen und dort, wo man 
diesen Schwierigkeiten auszuweichen ver- 
sucht, zu einer nicht vertretbaren Mehrbe- 
lastung der öffentlichen Finanzen führen. 

b) In Absatz 1 ist ein Satz 2 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

„Außerdem können zur Früherkennung von 
Krankheiten Vorsorgeuntersuchungen ge- 
währt werden." 

Begründung 

Ohne diese Ergänzung sind z. B. Krebs- 
Vorsorgeuntersuchungen nicht möglich. 

Krebs-Vorsorgeuntersuchungen werden in 
der Regel durch frei praktizierende Ärzte 
durchgeführt. Es muß klargestellt werden, 
daß die Sozialhilfeträger die Kosten derar- 
tiger Untersuchungen für Hilfesuchende 
übernehmen können. 

c) In Absatz 2 ist das Wort „Müttergenesungs- 
heimen" durch das Wort „Einrichtungen" zu 
ersetzen. 
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Begründung J 

Die begriffliche Abstellung auf „Mütterge- | 
nesungsheime" erscheint zu eng. Mütter- 
erholung wird auch in anderen Heimen 
durchgefühid. Die Beifügung des Wortes „ge- 
eigneten" bietet genügend Sicherheit für 
eine erfolgversprechende Durchführung der 
Erholungsfürsorge. 

17. Zu § 34 

Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Bei § 34 Abs. 3 ist offenbar an die Aufgabe der 
Gesundheitsämter nach dem Gesetz über die 
Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom 
3. Juli 1934 (RGBl. I S. 531 r 794) gedacht. Da 
dieses Gesetz Landesrecht geworden ist, kann 
der Bund auch nicht bestimmen, daß es unbe- 
rührt bleibt. Die Vorschrift ist daher zu strei- 
chen. 

18. Zu § 36 

In Absatz 2 ist ein Satz mit folgendem Wort- 
laut anzufügen: 

„Satz 3 und § 21 Abs. 1 Nr. 3 sind nebenein- 
ander anzuwenden." 

Begründung 

Der Mehrbedarf nach § 21 Abs. 1 Nr. 3 (für wer- 
dende Mütter) ist für die Gesamtdauer der 
Schwangerschaft und für alle damit zusammen- 
hängenden Sonderbedürfnisse gedacht, wie 
Kalk- und Vitaminpräparate, erhöhter Wäsche- 
bedarf. Dagegen sollen die Ernährungszulagen 
nach § 36 dem besonders erhöhten Ernährungs- 
bedarf für eine kurze Zeit vor und nach der 
Entbindung Rechnung tragen. 

19. Zu § 37 

a) In Absatz 1 Nr. 5 ist das Wort „entwickelt" 
zu streichen. 

Begründung 

Die bisherige Formulierung erfaßt nur Per- 
sonen, deren geistige Kräfte von Geburt an 
schwach sind. Es gibt jedoch eine Reihe von 
Erkrankungen, die defekt ausheilen und eine 
Einschränkung der geistigen Kräfte hinter- 
lassen können, ohne daß die Voraussetzun- 
gen des § 35 vorliegen. In einem erheblichen 
Umfang werden bei diesem Personenkreis 
die Maßnahmen nach § 38 erforderlich und 
auch erfolgversprechend sein. 

b) In Absatz 1 Satz 2 sind hinter dem Wort 
„Bewegungssystems" die Worte „nicht nur 
vorübergehend" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der klaren Abgrenzung 
gegenüber der Krankenhilfe. 


20. Zu § 38 

Es sind in Absatz 1 Nr. 1 hinter dem Wort 
„ärztliche" die Worte „oder ärztlich verordnete" 
und in Absatz 1 Nr. 7 hinter dem Wort „ärzt- 
lichen" die Worte „oder ärztlich verordneten" 
einzufügen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, da auch 
Maßnahmen, die nicht von Ärzten durchgeführt 
werden, gemeint sind; zu denken ist z. B. an 
Massagen, Bäder und Bestrahlungen. 

21. Zu § 40 

In Absatz 1 sind jeweils nach dem Wort „bis- 
her" die Worte „auf Grund rechtlicher oder 
sittlicher Pflicht" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung soll in Anpassung an § 49 Abs. 1 
Nr. 3 eine notwendige Begrenzung ermöglichen. 

22. Nach § 41 

Nach § 41 ist ein § 41a mit dem Wortlaut des 
bisherigen § 56 einzufügen. 

„§ 41a 

Vorläufige Hilfeleistung 

(1) Steht nicht fest, ob der Trägerder Sozial- 
hilfe oder ob ein anderer zur Hilfe verpflichtet 
ist, hat der Träger der Sozialhilfe die notwen- 
digen Maßnahmen unverzüglich durchzuführen, 
wenn zu befürchten ist, daß sie sonst nicht 
oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden. 
Sind in anderen Fällen Maßnahmen der Heil- 
behandlung unaufschiebbar, hat der Träger der 
Sozialhilfe sie einzuleiten. 

(2) Der Träger der Sozialhilfe hat die Stelle, 
die er zur Gewährung der Hilfe für verpflichtet 
hält, unverzüglich über seine Maßnahmen zu 
unterrichten. Die verpflichtete Stelle hat die 
dem Träger der Sozialhilfe entstandenen Kosten 
zu erstatten; für die Erstattungspflieht der Trä- 
ger der gesetzlichen Krankenversicherung 
gelten die §§ 1531 bis 1543 der Reichsversiche- 
rungsordnung entsprechend." 

Begründung 

Die im Entwurf der Bundesregierung nur für die 
Tuberkulosehilfe normierte Vorleistungspflicht 
ist auch für die Eingliederungshilfe für Behin- 
derte erforderlich. Damit wird die bereits in 
§ 9 Abs. 1 des KBG festgelegte Vorleistungs- 
pflicht für sämtliche Behindertengruppen über- 
nommen. 

23. Zu § 43 

a) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß der Sozial- 
hilfeträger, gegen den sich die Ansprüche 
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richten, für die Aufstellung des Gesamt- ; 
planes in jedem Fall verantwortlich ist. Die 
Beteiligung des Gesundheitsamtes ist in 1 
§ 43 Abs. 2 geregelt. Im übrigen bleiben die | 
besonderen Aufgaben des Gesundheitsamtes ! 
bei der Betreuung Körperbehinderter nach 
§ 119 unberührt. i 

b) In Absatz 1 ist folgender Halbsatz anzufügen: 

bei Körperbehinderten oder von einer 
Körperbehinderung bedrohten Person ist er 
im Benehmen mit dem Gesundheitsamt auf- 
zustellen.'' 

Begründung 

Folge des Streichungsvorschlages zu § 43 
Abs. 3. 

24. Zu § 49 

a) In Nr. 1 sind die Worte „oder Genesenen" 
zu streichen; 

nach Nr. 1 ist eine Nr. la mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„la. dem Genesenen für die Dauer der Maß- 
nahmen zur Eingliederung in das Ar- 
beitsleben nach § 47 in Verbindung mit j 
§ 38 Abs. 1 Nr. 3 bis 5,". 

Begründung 

Es handelt sich um eine notwendige Begren- 
zung im Hinblick auf § 52, da sonst Zweifel 
bestehen, wie lange der Rechtsanspruch zu- 
gebilligt werden soll. 

t 

b) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob nicht dem § 49 folgende 
Fassung gegeben werden sollte: 

„§ 49 

Empfänger der Hilfe zum Lebensunterhalt 

(1) Hilfe zum Lebensunterhalt ist zu ge- 
währen 

1. dem Kranken, 

2. dem Genesenen während einer 
Übergangszeit, 

3. den Personen, zu deren Unterhalt 
die in Nummern 1 und 2 genannten 
Personen verpflichtet sind, wenn 
sie bis zur Erkrankung mit ihnen 
in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder wenn ihre Unterhalts- 
pflicht nach diesem Zeitpunkt ent- 
standen ist, 

4. den Personen, denen die in Num- 
mern 1 und 2 genannten Personen 
oder ihre nicht getrennt lebenden j 
Ehegatten bis zur Erkrankung auf I 
Grund rechtlicher oder sittlicher 
Pflicht regelmäßig Unterhalt ge- 
währt haben. 
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(2) Übergangszeit im Sinne des Absatzes 1 
ist die Schonzeit, deren der Genesene bedarf, 
damit der Erfolg der Heilbehandlung ge- 
sichert oder die Eingliederung in das Ar- 
beitsleben ermöglicht wird. Hierher gehören 
vor allem Zeiten der Einarbeitung, der Teil- 
zeit- oder Leichtarbeit, des Bezuges von 
Arbeitslosengeld oder der Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe, in der Regel be- 
grenzt bis zu zwei Jahren nach Beendigung 
der Heilbehandlung oder der Maßnahmen 
zur Eingliederung in das Arbeitsleben nach 
§ 47 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 Nr. 3 bis 5. 

(3) Anderen Personen soll Hilfe zum 
Lebensunterhalt gewährt werden, wenn sie 
in Wohngemeinschaft mit dem Kranken 
leben, der an einer ansteckungsfähigen Tu- 
berkulose leidet." 

Begründung 

§ 49 in der Fassung des Regierungsentwurfs 
spricht u. a. dem Genesenen und den in 
Nr. 2 und 3 genannten Angehörigen des Ge- 
nesenen einen Anspruch auf Hilfe zum 
Lebensunterhalt zu. §52 beinhaltet — außer- 
halb der in § 50 getroffenen Bestimmungen 
über Form und Maß der Hilfe zum Lebens- 
unterhalt — zugunsten des Genesenen und 
seiner Familie eine Sollbestimmung für 
Hilfe zum Lebensunterhalt. Darin könnte 
die Rechtsprechung eine unzulässige und so- 
mit unbeachtliche Einschränkung des dem 
Genesenen und seinen Familienangehörigen 
nadi § 49 zugebilligten Anspruchs auf Hilfe 
zum Lebensunterhalt sehen. 

Die Änderungsfassung des § 49 dient der 
Klarstellung, wie lange Genesene und ihre 
Familienangehörigen einen Anspruch auf 
Hilfe zum Lebensunterhalt haben. Dies er- 
scheint erforderlich im Hinblick darauf, daß 
als „Genesene" alle Personen anzusprechen 
sind, die jemals, sei es auch in früher Kind- 
heit, an Tuberkulose erkrankt gewesen sind. 

25. Zu § 56 

§ 56 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 56 

§ 41a findet Anwendung." 

Begründung 

Folge des Vorschlages auf Einfügung eines 
§ 41a. 

26. Zu § 61 

Nach Absatz 2 ist ein Absatz 3 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

„(3) Die nach Absatz 2 zur Erteilung einer 
Auskunft Verpflichteten können die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwor- 
tung sie selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
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Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Ver- ! 
folgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz j 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde." 

Begründung 

Es entspricht der neueren Übung, in Gesetzen, 
die Auskunftspflichten vorsehen, auch ent- 
sprechende Auskunftsverweigerungsrechte ein- 
zuräumen; vgl. z. B, den Entwurf eines Bundes- 
Seuchengesetzes und den Entwurf eines Not- 
dienstgesetzes. Eine einheitliche Praxis er- 
scheint, nicht zuletzt auch aus Gründen der 
Rechtsstaatlichkeit, geboten. 

27. Zu § 63 

Der Bundesrat behält sich vor, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens auf eine 
Änderung des § 63 Abs. 1 Nr. 3 hinzuwirken, 
sobald sich die finanziellen Auswirkungen des 
Gesetzes über die Tuberkulosehilfe vom 23. Juli 
1959 (BGBl. I S. 518) übersehen lassen. 

28. Zu § 64 

Absatz 4 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Neben Absatz 1 ist § 21 Abs. 1 Nr. 2 nur an- 
zuwenden, wenn der Blinde nicht allein wegen 
Blindheit erwerbsunfähig ist." 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

29. Zu § 65 

In Absatz 3 Satz 2 ist das Wort „tatsächlichen 
zu streichen. 

Begründung 

Der Zusatz erscheint überflüssig und mißver- 
ständlich; es soll vermieden werden, daß in 
Zukunft zwischen tatsächlichen und sonstigen 
Aufwendungen unterschieden wird. 

30. Zu § 66 

In Absatz 1 sind die Worte „wenn keiner der 
Haushaltsangehörigen den Haushalt führen 
kann" durch die Worte „wenn eine ordnungs- 
gemäße Haushaltsführung ohne die Hilfe nicht 
gewährleistet ist" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Hilfe zur „Familien- und Hauspflege" ist 
auch dann nicht erforderlich, wenn zwar kein 
Haushaltsangehöriger zur Verfügung steht, -aber 
die Haushaltsführung von anderen Personen, 
z. B. aus der Nachbarschaft, wahrgenommen 
werden kann und wahrgenommen wird. 

31. Zu §§ 68 bis 70 

a) § 68 Abs. 2 und 3 sowie §§ 69 und 70 sind 
zu streichen. 


b) § 68 Abs. 1 ist am Ende wie folgt zu fassen: 

„nicht führen können, kann auf ihren 
Wunsch Hilfe gewährt werden." 

Begründung zu a) und b) 

§ 68 Abs. 2 und 3 sowie §§ 69 und 70 müssen 
gestrichen werden, da sie durch die Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes aus Artikel 74 
Nr. 7 GG nicht gedeckt sind. Diese Vorschriften 
gehen über den Begriff „öffentliche Fürsorge" 
auch bei extensiver Auslegung dieses Begriffs 
hinaus, weil die Hilfe hier ohne Rücksicht auf 
die wirtschaftliche Lage des Betreffenden ge- 
währt werden soll (§ 68 Abs. 3) und insbeson- 
dere wegen der vorgesehenen Zwangsmaßnah- 
men. In § 68 Abs. 1 sollte klargestellt werden, 
daß die Hilfe den fraglichen Personen nicht 
aufgezwungen werden kann. 

32. Zu § 71 

In Absatz 2 sind nach dem Wort „Umfang" die 
Worte „vor allem" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

33. Zu § 74 

In Absatz 2 ist vor dem Wort „Härte" das Wort 
„unbillige" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

34. Zu § 75 1 

a) In Absatz 1 Nr. 1 und in Absatz 2 Nr. 1 ist 
jeweils das Wort „Eineinhalbfachen" durch 
das Wort „Doppelten" zu ersetzen. 

Begründung 

Ein Grundbetrag in Höhe des Eineinhalb- 
fachen des Regelsatzes eines Haushaltsvor- 
standes reicht nicht aus. 

b) Absatz 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. den Kosten der Unterkunft und". 
Begründung 

Das Abstellen auf die „tatsächlichen Kosten 
der Unterkunft" ist überflüssig und mißver- 
ständlich. Es soll vermieden werden, daß in 
Zukunft zwischen tatsächlichen und son- 
stigen Kosten der Unterkunft unterschieden 
wird. 

35. Zu § 76 

a) § 76 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Der Familienzuschlag nach § 75 erhöht 
sich auf achtzig Deutsche Mark". 

b) Vor Nr. 1 ist eine Nr. 01 mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„01. bei der Ausbildungshilfe nach § 29,". 


74 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 1799 


c ) Nach Nr. 1 sind die Nr. la und lb mit fol- 
gendem Wortlaut einzufügen: 

„la. bei der Hilfe zur Pflege nach § 65, 
lb. bei der Hilfe zur Familien- und Haus- 
pflege nach § 66,". 

Begründung zu a) bis c) 

Die Notwendigkeit der Gewährung dieser Lei- 
stungen, denen besondere Bedeutung zukommt, 
muß allgemein auch bei Personen anerkannt 
werden, deren Einkommen zwar über der all- 
gemeinen Einkommensgrenze (§ 75) liegt, die 
erhöhte Einkommensgrenze (§ 76) aber nicht 
übersteigt. 

36. Zu § 77 

Nach § 77 ist ein § 77a mit folgendem Wortlaut 
einzufügen: 

„§ 77a 

An die Stelle des Grundbetrages und des Be- 
trages für die tatsächlichen Kosten der Unter- 
kunft nach § 75 tritt bei der Blindenhilfe (§ 64) 
ein Grundbetrag von eintausend Deutsche Mark. 
§ 77 Abs. 2 und 3 findet Anwendung." 

Begründung 

Der mit der Blindenhilfe nach § 64 verfolgte 
Zweck wird befriedigend nur sichergestellt 
werden können, wenn für diese besondere Hilfe 
der Grundbetrag auf 1000 DM erhöht wird. 

p 37. Zu § 78 

In Absatz 1 Satz 1 ist nach dem Wort „Mittel“ 
i einzufügen: 

„, auch der nach § 64,". 

Begründung 

Die Ergänzung dient der notwendigen Klar- 
stellung, daß die Vorschrift dieses Paragraphen 
nicht nur bei den Hilfen in besonderen Lebens- 
f lagen gilt, denen ein im Einzelfall zu errechnen- 

der Bedarf zugrunde liegt, sondern auch bei 
dem durch das Gesetz der Summe nach fest- 
gelegten Bedarf der Blindenhilfe. 

38. Zu § 79 

Nr. 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die allgemeine Einkommensgrenze (§ 75), die 
in der Regel für Kxankenhilfe gilt, ist so 
niedrig bemessen (vgl. die amtliche Begründung 
zu § 75 Abs. 4), daß dem Hilfeempfänger nicht 
zugemutet werden kann, von seinem unter 
dieser Einkommensgrenze liegenden Einkom- 
men Beiträge in Höhe einer Selbstbeteiligung 
in der gesetzlichen Krankenversicherung zu den 
Maßnahmen der Krankenhilfe zu leisten, falls 
eine solche tatsächlich eingeführt werden sollte. 


39. Zu § 80 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob § 80 Abs. 3 die Anrechnung von 
Einkommen auf den Bedarf für den Lebens- 
unterhalt nach § 45 Abs. 2 Nr. 3 entsprechend 
den Bestimmungen des Tuberkulosehilfegeset- 
zes zuläßt. 

40. Zu § 81 

In Absatz 2 Nr. 5 und in Absatz 3 ist jeweils 
vor dem Wort „Härte" das Wort „unbillige" 
einzufügen. 

Begründung 

Eine Härte wird in der Verwertung von 
Familien- und Erbstücken sowie dem Einsatz 
eines Vermögens stets liegen; in Übereinstim- 
mung mit § 8 RGr. sollte auf eine „unbillige" 
Härte abgestellt werden. 

41. Zu § 83 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Hat der Empfänger von Hilfe zum 
Lebensunterhalt oder ein unterhaltsberech- 
tigter Angehöriger für die Zeit, für die Hilfe 
gewährt wird, einen Anspruch gegen einen 
anderen auf Leistungen zur Deckung seines 
Bedarfs an Lebensunterhalt, kann der Trä- 
ger der Sozialhilfe durch schriftliche Anzeige 
an den anderen bewirken, daß der Anspruch 
in Höhe seiner Aufwendungen auf ihn über- 
geht. Hat der Empfänger von Hilfe in beson- 
deren Lebenslagen für die Zeit, für die Hilfe 
gewährt wird, einen Anspruch gegen einen 
anderen auf Leistungen zur Deckung seines 
Bedarfs in besonderen Lebenslagen, so gilt 
Satz 1 entsprechend, jedoch nur soweit, als 
auch bei rechtzeitiger Leistung des anderen 
der Hilfeempfänger nach den Bestimmungen 
des Abschnitts 4 sein Einkommen einzu- 
setzen hätte. Der Übergang 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung und 
der Anpassung an § 11 des Gesetzentwurfs. 

b) In Absatz 2 sind die Worte „einem Monat" 
durch die Worte „zwei Monaten" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Unterbrechung von nur einem Monat 
wird in der Praxis als zu kurz angesehen. 

42. Zu § 85 

Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Wenn die Voraussetzungen des Absat- 
zes 2 nicht vorliegen, kann der Träger der 
Sozialhilfe von dem Empfänger von Hilfe zum 
Lebensunterhalt Ersatz der Kosten nur verlan- 
gen, wenn Umstände bekanntwerden, die es 
offensichtlich unbillig erscheinen lassen, vom 
Kostenersatz abzusehen." 
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Die bisherigen Absätze 4 und 5 sind zu strei- 
chen. 

Begründung 

Weder der materielle noch der psychologische 
Erfolg der bisherigen Bestimmungen über die 
Verpflichtung zum Kostenersatz rechtfertigen 
die in den Absätzen 3 bis 5 vorgesehenen Vor- 
schriften. Der Verwaltungsaufwand, der durch 
die Notwendigkeit entsteht, abgeschlossene 
Fürsorgeakten wegen der Rückzahlungsver- 
pflichtung über vier Jahre laufend zu verfol- 
gen, steht in keinem sinnvollen Verhältnis zu 
den durch den Kostenersatz tatsächlich einkom- 
menden Beträgen. In Übereinstimmung mit der 
allgemeinen Zielsetzung des Entwurfs, grund- 
sätzlich von einer Verpflichtung zum Kosten- 
ersatz abzusehen (vgl. Abschnitt A III. Nr. 4 
der amtlichen Begründung), sollten die Ab- 
sätze 3 bis 5 durch eine Bestimmung des vor- 
geschlagenen Inhalts ersetzt werden. Eine der- 
artige Bestimmung macht eine laufende Über- 
prüfung entbehrlich. 

43. Zu § 86 

In Absatz 2 sind hinter den Worten „Einrich- 
tungen anderer Träger" die Worte „für die 
offene, halboffene und geschlossene Fürsorge" 
einzufügen. 

Begründung 

Die neue Fassung stellt klar, daß, wie es auch 
die Begründung zum Regierungsentwurf zu 
§ 86 bereits besagt, unter „Einrichtungen" nicht 
nur anstaltsähnliche Einrichtungen verstanden 
werden, sondern auch solche der freien Wohl- 
fahrtspflege, für die Haus- und Familienpflege 
oder für die Betreuung Nichtseßhafter. 

44. Zu § 89 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Länder bestimmen die örtlichen und 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe. Sie kön- 
nen bestimmen, inwieweit Gebietskörperschaf- 
ten, die nicht Träger der Sozialhilfe sind, zur 
Durchführung von Aufgaben nach diesem Ge- 
setz herangezogen werden können,- die Träger 
der Sozialhilfe bleiben den Hilfesuchenden 
gegebenüber verantwortlich." 

Begründung 

Nach der vom Bundesrat allgemein vertrete- 
nen Auffassung bestehen verfassungspolitische 
Bedenken dagegen, in Bundesgesetzen den Ge- 
meinden und Gemeindeverbänden unmittelbar 
Verwaltungszuständigkeiten zu übertragen oder 
zu bestimmen, daß solche Verwaltungsauf- 
gaben als Selbstverwaltungsangelegenheiten 
durchzuführen sind. Diese Bedenken bestehen 
im vorliegenden Fall um so mehr, als schon 
das geltende Bundesrecht diese Regelung der 1 
Landesgesetzgebung überläßt. Durch die vor- j 
geschlagene Fassung soll selbstverständlich an 
der in dem Gesetzentwurf vorgesehenen, der- j 
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zeitigen bewährten landesrechtlichen Regelung 
nichts geändert werden. 

45. Zu § 94 

§ 94 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift greift in die Verwaltungshoheit 
der Länder ein. Für die Regelung besteht auch 
kein Bedürfnis. Es kann ohne weiteres davon 
ausgegangen werden, daß die Länder und Kom- 
munen für die Durchführung des Gesetzes ge- 
eignetes Personal einsetzen. 

46. Zu § 95 

§ 95 ist zu streichen. 

Begründung 

Bestimmungen darüber, wie der Aufwand der 
Träger der Sozialhilfe zu decken ist, können 
die Länder kraft ihrer ausschließlichen Gesetz- 
gebungszuständigkeit für das Recht des kom- 
munalen Finanzausgleichs erlassen. Eine bun- 
desgesetzliche Norm, die die Länder verpflich- 
ten würde, Vorschriften hierüber zu treffen, 
wäre mit dem Grundgesetz nicht vereinbar. 
Falls § 95 des Gesetzentwurfs lediglich dekla- 
ratorisch feststellen sollte, daß die Länder Vor-, 
Schriften über die Deckung des Aufwandes er- 
lassen können, wäre er entbehrlich. 

47. Zu § 96 

Absatz 5 ist am Ende wie folgt zu ergänzen: 

„ , sowie Notaufnahmelager, Grenzdurchgangs- 
lager und sonstige Durchgangslager." 

Begründung 

Der Vorschlag berücksichtigt die Einrichtungen, 
in denen in Übereinstimmung mit der bisheri- 
gen Praxis ein gewöhnlicher Aufenthalt der 
Insassen nicht begründet werden soll. Die in 
Absatz 1 vorgesehene Erstattungsregelung 
sollte auch in diesen Fällen anwendbar sein. 

48. Zu § 100 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Ein Träger der Sozialhilfe hat einem 
anderen Träger die aufge wendeten Kosten zu 
erstatten, wenn diese Kosten durch eine pflicht- 
widrige oder gegen Treu und Glauben ver- 
stoßende Handlung des Trägers der Sozialhilfe 
oder der von ihm beauftragten Stelle entstan- 
den sind." 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage ist zu eng. 
Sie berücksichtigt nur die Fälle, in denen die 
„Abschiebung" mit der pflichtwidrigen Ver- 
sagung der Sozialhilfe verbunden ist. In Über- 
einstimmung mit dem geltenden Recht (§ 17 
RFV) müssen auch die übrigen Fälle einer Ab- 
schiebung berücksichtigt werden. 
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49. Zu § 101 

a) Absatz 2 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Schiedsstelle kann durch Verwaltungs- 
vereinbarung der Länder gebildet werden.“ 

Begründung 

Der Wortlaut der Bestimmung erweckt den 
Eindruck, als ob die Länder zum Abschluß 
einer Verwaltungsvereinbarung verpflichtet 
werden sollen. Hierzu fehlt dem Bund die 
Gesetzgebungskonpetenz. 

b) § 101 Abs. 6 schließt die Anwendung der 
Absätze 1 bis 5 nur für die Personen aus, 
deren Unterbringung nach dem Übertritt 
aus dem Ausland bundesrechtlich geregelt 
ist. Darunter dürften diejenigen Vertriebe- 
nen fallen, die auf Grund der Verteilungs- 
verordnung vom 28. März 1952 (BGBl. I 
S. 236) auf die Länder verteilt werden. 

Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob es angebracht ist, in die Re- 
gelung nach § 101 Abs. 6 auch andere Per- 
sonen einzubeziehen, die aus dem Ausland 
in das Bundesgebiet übertreten, nicht unter 
die Verteilungsverordnung fallen, jedoch auf 
Grund von Absprachen zwischen Bund und 
Ländern entsprechend dieser Verordnung 
verteilt werden. 

Es wird weiter gebeten zu prüfen, ob die 
Regelung des § 101 auch die aus dem so- 
wjetischen Besatzungsgebiet in das Bundes- 
gebiet einreisenden Personen erfassen 
sollte, soweit die den Trägern der Sozial- 
hilfe durch die Gewährung von Leistungen 1 
für diese entstehenden Kosten nicht im 
Rahmen der Kriegsfolgenhilfe vom Bund ge- 
tragen werden. 

50. Zu § 107 

a) In Absatz 1 sind die Worte „besonders aus 
Vereinigungen, die Bedürftige betreuen, 
oder aus Vereinigungen von Sozialleistungs- 
empfängern“ zu streichen. 

Begründung 

Die besondere Verdeutlichung, wer zu so- 
zial erfahrenen Personen gehört, erscheint 
nicht erforderlich. 

b) In Absatz 1 sind die Worte „sind sozial er- 
fahrene Personen zu hören“ durch die 
Worten „sollen sozial erfahrene Personen 
gehört werden“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Sollvorschrift reicht aus, um den Zweck 
dieser Bestimmung sicherzustellen. 

c) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Eine derartige Regelung sollte dem Landes- 
verfahrensrecht überlassen bleiben. 


[ 51. Zu § 108 

In Absatz 1 ist der mit „soweit“ beginnende 
letzte Halbsatz zu streichen. 

Begründung 

Die Beschränkung der Mitwirkungspflicht er- 
scheint unnötig. 

52. Zu § 109 

a) In Absatz 2 sind nach dem Wort „Hilfe- 
suchenden“ die Worte „oder Hilfeempfän- 
gers“ einzufügen. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung.. 

b) Nach Absatz 2 ist ein Absatz 2a mit fol- 
gendem Wortlaut einzufügen: 

,,{2a) Für die Auskunftspflicht nach Ab- 
satz 1 und 2 gilt § 61 Abs. 3 entsprechend.“ 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zu dem Einfü- 
gungsvorschlag zu § 61 Abs. 3. 

53. Zu § 110 

Nach dem Wort „Hilfesuchenden“ sind die 
Worte „oder Hilfeempfängers“ einzufügen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu § 109 Abs. 2. 

54. Zu § 114 

In § 114 sind die Worte „sollen ihm“ durch die 
Worte „sind ihm auf Antrag“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es erscheint notwendig, daß der Hilfegewäh- 
rende einen Anspruch auf Ersatz seiner Auf- 
wendungen erhält. 

55. Zu § 117 

a) In Absatz 1 Nr. 1 sind nach dem Wort „Be- 
wegungssystems“ die Worte „nicht nur 
vorübergehend“ einzufügen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 37 Abs. 1 Satz 2. 

b) In Absatz 2 Satz 1 sind die Worte „und 
Sozialarbeiter (Wohlfahrtspfleger)“ durch 
die Worte „Sozialarbeiter (Wohlfahrtspfle- 
ger), Jugendleiter und Kindergärtnerinnen“ 
zu ersetzen. 

Begründung 

Neben den Sozialarbeitern müssen die 
Jugendleiter(innen) und die Kindergärtne- 
rinnen genannt werden. 
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56. Zu § 119 

a) In § 119 sind eingangs die Worte „neben 
der Aufgabe nach § 43 Abs. 3" zu streichen. 

Begründung 

Folge des Streichungsvorschlages zu § 43 
Abs. 3. 

b) In Nr. 1 sind nach dem Wort „während“ 
die Worte „und nach“ einzufügen. 

Begründung 

Notwendige sachliche Ergänzung. 

57. Zu § 120 

In Absatz 5 ist ein Satz mit folgendem Wort- 
laut anzufügen: 

„Dabei können sie bestimmen, daß die Tuber- 
kulosehilfe von dem zuständigen Träger der 
Sozialhilfe für Rechnung des nach Absatz 1 zu- 
ständigen Dienstherrn oder Trägers der Ver- 
sorgungslast zu erbringen ist." 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

58. Zu Abschnitt 14 — § 132 

Der Bundesrat erwartet, daß im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens der Ab- 
schnitt 14 — § 132 — mit den nachstehenden 
Änderungsvorschlägen in das Kriegsopferver- j 
sorgungs-Neuregelungsgesetz eingefügt wird, 
sofern dieses vor dem Bundessozialhilfegesetz 
verabschiedet wird. 

Bis zur Einführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes im Saarland ist für ausreichende Über- 
gangsvorschriften zu sorgen. 

Begründung 

Die Kriegsopferfürsorge ist auch nach der Be- 
gründung des Gesetzentwurfs (S. 62) eine Ver- 
sorgungsleistung. Es erscheint deshalb gesetzes- 
technisch sinnvoller, den Abschnitt 14 unter 
Berücksichtigung der etwaigen Änderungsvor- 
schläge des Bundesrates in das Kriegsopfer- 
versorgungs-Neuregelungsgesetz aufzunehmen. 

Durch die Änderung des Bundesversorgungs- 
gesetzes werden die im Saarland geltenden 
versorgungsrechtlichen Bestimmungen nicht be- 
rührt. Bis zum Inkrafttreten des Bundesversor- 
gungsgesetzes im Saarland ist eine Anpassung . 
der versorgungsrechtlichen Bestimmungen des | 
Saarlandes an die in Abschnitt 14 vorgesehene 
Regelung erforderlich. 

59. Zu § 132 Nr. 4 — § 25a Abs. 1 Satz 2 BVG 

a) Nach den Worten „soweit Einkommen zu 
berücksichtigen ist,“ sind die Worte „un- j 
beschadet der §§ 26 und 27,“ einzufügen. 

Begründung 

Die klarstellende Ergänzung ist erforderlich, 
weil die Gewährung der Leistungen in den 


§§ 26 und 27 BVG eine Sonderregelung er- 
fährt. 

b) Die Worte „oder die Waisenbeihilfe" sind 
durch die Worte „ , die Waisenbeihilfe oder 
die Elternbeihilfe“ zu ersetzen. 

Begründung 

Aus Gründen der Systematik sollte auch die 
Elternbeihilfe erwähnt werden, selbst wenn 
es verhältnismäßig selten Vorkommen wird, 
daß Empfänger von Elternbeihilfe Anspruch 
auf Leistungen der Kriegsopferfürsorge ha- 
ben werden. 

60. Zu § 132 Nr. 5 — § 26 Abs. 2 Satz 3 BVG 

Im letzten Halbsatz sind die Worte „dürfen 
Geldleistungen nur" durch die Worte „sollen 
Geldleistungen in der Regel“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Gewährung von Beihilfen im Ausnahme- 
fall sollte nicht ausgeschlossen sein. 

61. Zu § 132 Nr. 6 — § 27 BVG 

a) In § 27 ist ein neuer Absatz 6 mit folgen- 
dem Wortlaut anzufügen: 

„(6) Das Vormundschaftsgericht kann an- 
ordnen, daß die Erziehungsbeihilfe an eine 
andere Person oder Stelle als den Berech- 
tigten gezahlt wird, wenn das Wohl der 
Waise oder des Kindes des Beschädigten 
dies erfordert; die bestimmte Person oder 
Stelle kann den Antrag auf Gewährung von 
Erziehungsbeihilfe stellen. Das Vormund- 
schaftsgericht soll vor seiner Entscheidung 
das Jugendamt und den zuständigen Träger 
der Kriegsopferfürsorge hören." 

Begründung 

Die Erziehungsbeihilfe für Kinder von 
Kriegsbeschädigten wird dem Kriegsbeschä- 
digten und nicht dem Kind gewährt. Er 
allein ist daher Inhaber des Leistungsan- 
spruchs. Es handelt sich insoweit um sein 
eigenes Recht und nicht etwa um ein Recht 
des Kindes, das nur von ihm als gesetz- 
lichem Vertreter des Kindes wahrgenommen 
wird. In verschiedenen Fällen haben sich 
Kriegsbeschädigte nach Scheidung ihrer Ehe 
oder bei Zerrüttung ihrer Ehe aus Unein- 
sichtigkeit geweigert, einen Antrag auf Er- 
ziehungsbeihilfe zu stellen oder darin ein- 
zuwiligen, daß die von ihnen früher bean- 
tragte Erziehungsbeihilfe an die sorge- 
berechtigte Mutter, bei der sich das Kind 
befindet, gezahlt wird. Die Fürsorgestelle 
konnte in diesen Fällen die Erziehungsbei- 
hilfe oft auch nicht weiter an den Kriegs- 
beschädigten selbst zahlen, da nicht gewähr- 
leistet war, daß der Betrag auch zur Erzie- 
hung des Kindes verwendet wurde. 

Das Vormundschaftsgericht konnte nicht ein- 
greifen, da das Recht des Vaters, die Ge- 
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Währung von Erziehungsbeihilfe zu bean- J 
tragen, ein eigenes Recht ist und nicht in 
gesetzlicher Vertretung des Kindes wahr- 
genommen wird. Die gleiche Rechtslage be- 
steht beim Anspruch auf Kindergeld nach 
dem Kindergeldgesetz. Der § 8 des Kinder- 
geldgesetzes bestimmt daher, daß das Vor- ; 
mundschaftsgericht anordnen kann, daß das 
Kindergeld an eine andere Person oder 
Stelle als den Berechtigten ausgezahlt wird, 
wenn das Wohl der Kinder dies erfordert. 
Die bestimmte Person oder Stelle kann auch 
den Antrag auf Kindergeld überhaupt stel- 
len. 

b) Der Bundesrat hält eine umfassende Über- 
prüfung des § 27 im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren für erforderlich. 

Hierbei sollte folgendes berücksichtigt wer- 
den: 

aa) Die in Absatz 2 — durch Verweisung 
auf die Rentenberechtigung — vorge- 
sehene und in Absatz 3 ausdrücklich 
ausgesprochene Beschränkung der Er- 
ziehungsbeihilfe auf unverheiratete 
Waisen bzw. Kinder von Beschädigten 
wird für sozial ungerechtfertigt gehal- 
ten. Die Regelung des Gesetzentwurfs 
geht in Übereinstimmung mit § 45 
Abs. 1 und 3 BVG davon aus, daß mit 
der Verheiratung dem Hinterbliebenen 
bzw. dem Kind des Beschädigten aus- 
reichende Mittel aus der Haushalts- 
gemeinschaft zur Verfügung stehen. 
Diese generelle Annahme ist unter den 
gegenwärtigen Umständen nicht ge- 
rechtfertigt, wie die praktischen Erfah- 
rungen (z. B. Studentenehen) gezeigt 
haben. Es kann nicht angenommen wer- 
den, daß es Sinn der gesetzlichen Re- 
gelung sein soll, den Heiratswillen über 
18 Jahre alter Personen durch die Ge- 
staltung des Kriegsopferversorgungs- 
rechts zu beeinflussen; eine derartig 
motivierte Regelung dürfte auch ver- 
fassungswidrig sein. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß 
das Problem nicht allein im Rahmen der 
Erziehungsbeihilfen geregelt werden 
kann; die Bedenken gegen eine Be- 
schränkung der Leistungen auf Unver- 
heiratete treffen auch auf die Renten- 
berechtigung (§ 45 Abs. 1 und 3 BVG) 
zu. Spätestens bei der Verabschiedung 
des vorliegenden Gesetzentwurfs — 
zweckmäßig aber bereits bei der Ver- 
abschiedung des zur Zeit im Bundestag 
beratenen Gesetzes zur Neuregelung 
des Rechts der Kriegsopferversorgung 
— sollte durch Änderung des § 45 
Abs. 1 und 3 BVG diesen Überlegungen 
Rechnung getragen werden. Unter die- 
ser Voraussetzung hält der Bundesrat 
die Konzeption in § 27 Abs. 2 BVG in 
der Fassung des vorliegenden Gesetz- 
entwurfs für tragbar. 


bb) Der Gesetzentwurf läßt eine grundsätz- 
liche Vorschrift über den Umfang der 
Ausbildungsbeihilfe vermissen. Diese 
Grundsatzregelung kann — schon aus 
verfassungsrechtlichen Gründen — nicht 
der Regelung durch Rechtsverordnung 
überlassen bleiben. Eine dem § 31 
Abs. 1 des Entwurfs des Bundessozial- 
hilfegesetzes entsprechende Vorschrift 
sollte in § 27 eingefügt werden. Einzel- 
heiten für die Bemessung der Leistun- 
gen können der Rechtsverordnung nach 
§ 92 Abs. 1 Buchstabe b BVG überlas- 
sen bleiben. 


In Satz 3 sind die Worte „nach dem Stand des 
Sechsten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesversorgungsgesetzes vom 1. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 661)" zu streichen. 


Begründung 

Die Grundrente stellt beim Beschädigten die 
Entschädigung für die Beeinträchtigung der 
körperlichen Integrität dar und soll die Mehr- 
aufwendungen ausgleichen, die der Beschädigte 
infolge der Schädigung gegenüber einem ge- 
sunden Menschen hat. Bei Hinterbliebenen ist 
die Grundrente eine Entschädigung für die im 
einzelnen nicht wägbaren Schäden, die für die 
Witwe und die Waisen durch den Verlust des 
Ernährers eingetreten sind. 

Die Grundrente dient ihrer Bestimmung nach 
mithin anderen Zwecken als der Bestreitung 


cc) Der Anspruch auf Erziehungsbeihilfe 
sollte auch dann gewährt werden, wenn 
die Ausbildung aus Gründen, die der Be- 
schädigte oder der Auszubildende nicht 
zu vertreten hat, bis zum 25. Lebens- 
jahr nicht abgeschlossen werden kann 
(entsprechend der Regelung des Gesetz- 
entwurfs bei Unterbrechung der Aus- 
bildung durch Erfüllung der gesetzlichen 
Wehr- oder Ersatzdienstpflicht). Der 
Bundesrat hält es für erforderlich, daß 
darüber hinaus Erziehungsbeihilfen ge- 
währt werden können, wenn eine ge- 
förderte Ausbildung aus andern Grün- 
den mit dem 25. Lebensjahr nicht be- 
endet oder eine Ausbildung erst nach 
Vollendung des 25. Lebensjahres begon- 
nen werden kann, wenn die Besonder- 
heit des Falles oder die Art der Aus- 
bildung dies rechtfertigt. Der Entwurf 
des Bundessozialhilfegesetzes sieht in 
§ 30 die Gewährung der Ausbildungs- 
beihilfe in diesen Fällen vor. Es wird 
für nicht vertretbar gehalten, die Emp- 
fänger der Kriegsopferfürsorge schlech- 
ter zu stellen. 

Bei der Überprüfung des § 27 sollte ferner 
berücksichtigt werden, daß die Anführung 
des § 45 Abs. 2 und § 32 Abs. 5 in Absatz 1 
erfolgt, in Absatz 2 bzw. 3 aber entfällt. 

62. Zu § 132 Nr. 7 — § 27a Abs. 1 BVG 
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des allgemeinen Lebensunterhalts. Nach dem ] 
derzeitigen Stand der Dinge ist zu erwarten, 
daß sich diese Betrachtungsweise auch durch 
das KOVNG nicht ändern wird. Durch eine 
möglicherweise geringfügige Erhöhung der 
Grundrente wird sich an dem Charakter dieser 
Leistung nichts ändern. Es ist daher nicht ein- 
zusehen, den freizulassenden Betrag seiner 
Höhe nach auf die derzeitige Grundrente zu 
beschränken, wie es der Entwurf vorsieht. Aus 
diesem Grund wird die Streichung der ein- 
schränkenden Bestimmung empfohlen. 

i 

63. Zu § 132 Nr. 7 — § 27a Abs. 2 BVG 
Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Ermächtigung ist im Hinblick auf die vor- 
gesehene Neufassung des § 92 Abs. 1 Buch- 
stabe b BVG nicht erforderlich. 

64. Zu § 132 Nr. 7 — § 27a Abs. 3 BVG 

Die beiden letzten Halbsätze sind wie folgt zu 
fassen: 

„Geldleistungen werden in der Regel nicht ge- 
währt; Schwerbeschädigten und Witwen sollen 
jedoch Darlehen oder Beihilfen zur Verbesse- 
rung der Wohnverhältnisse gewährt werden, 
wenn die Besonderheit des Einzelfalles dies 
rechtfertigt." 

Begründung 

Die Gewährung von Beihilfen ist in § 53 Abs. 2 
des Gesetzentwurfs vorgesehen; sie muß in be- 
sonderen Fällen im Bereich der Kriegsopfer- 
fürsorge ebenfalls möglich sein. 

65. Zu § 132 Nr. 7 — § 27c BVG 

a) In der vorletzten Zeile sind die Worte 
„durch die Hauptfürsorgestellen" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Tn Übereinstimmung mit dem sonstigen In- 
halt des Bundesversorgungsgesetzes sieht 
die vorgesehene Neufassung der §§ 25 ff. 
eine Bestimmung der Träger der Kriegs- 
opferfürsorge und der Verteilung der Zu- 
ständigkeiten zwischen örtlichen und über- 
örtlichen Trägern nicht vor. Dieser Konzep- 
tion wird im Grundsatz zugestimmt. Sie 
entspricht dem verfassungspolitischen Grund- 
satz des Artikels 84 Abs. 1 GG, wonach die 
Regelung der Zuständigkeiten grundsätzlich 
Sache der Länder ist. 

In Abweichung von der allgemeinen Syste- 
matik enthält § 27c eine einzelne Zuständig- 
keitsregelung. Diese Regelung hat in dem 
vorliegenden Entwurf keinen Platz. DerVor- 
schlag, diese Bestimmung zu streichen, be- 
deutet nicht, daß an der bisherigen bewähr- 
ten Zuständigkeit für die Gewährung der 
Sonderfürsorge etwas geändert werden soll. 


b) In der letzten Zeile ist das Wort „sicherzu- 
stellen" durch das Wort „zu gewähren" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Fassung des Gesetzentwurfs stellt nicht 
klar, ob auf die Leistungen der Sonder- 
fürsorge ein Rechtsanspruch besteht. In § 25 
Abs. 2 BVG des Gesetzentwurfs ist fest- 
gelegt, daß auf die Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge nur ein Anspruch besteht, 
soweit in den §§ 26 bis 27c bestimmt ist, 
daß Leistungen zu gewähren sind. Durch die 
vorgeschlagene Fassung soll dieser Anspruch 
auf Sonderfürsorge eindeutig klargestellt 
werden. 

66. Zu § 132 Nr. 9 — § 89 Abs. 1 BVG 

Der zweite Halbsatz ist wie folgt zu fassen: 

„ , kann im Benehmen mit dem Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung, in Fällen der 
Kriegsopferfürsorge im Benehmen mit dem 
Bundesminister des Innern, ein Ausgleich ge- 
währt werden." 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung bzw. des Bundesministers des 
Innern beinhaltet eine verfassungsrechtlich un- 
zulässige Mischverwaltung. 

67. Zu § 143 

§ 143 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 143 

Behördenbestimmung und Stadstaaten-Klausel 

(1) Welche Stellen Gesundheitsämter und zu- 
ständige Behörden im Sinne dieses Gesetzes 
sind, bestimmt, soweit eine landesrechtliche Re- 
gelung nicht besteht, die Landesregierung. 

(2) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften 
dieses Gesetzes über die Zuständigkeit von Be- 
hörden dem besonderen Verwaltungsaufbau 
ihrer Länder anzupassen." 

Begründung 

Die in Absatz 1 vorgeschlagene Ermächtigung 
folgt der bisher verwendeten Terminologie. Sie 
scheint auch insoweit zweckdienlich, als nicht 
in allen Ländern eine entsprechende landes- 
rechtliche Ermächtigung besteht (vgl. auch den 
Vermittlungsvorschlag des Bundesrates zu dem 
Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung und 
Ergänzung des Bürgerlichen Gesetzbuchs — 
BR-Drucksache 373/59 (Beschluß), BT-Druck- 
sache 1457 Anlage Nr. 3 — und im übrigen 
die Entschließung des Bundesrates vom 8. Mai 
1958 — Drucksache 214/58 (Beschluß). 

Der Vorschlag entspricht der Stellungnahme 
des Bundesrates zu § 76 des Entwurfs eines 
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Bundes-Seuchengesetzes (BR-Drucksache 9/60 ! 
— Beschluß). : 

Der Entwurf sieht an zahlreichen Stellen die 
Einschaltung der Gesundheitsämter vor. Unter 
„Gesundheitsämtern" werden dabei die gemäß 
§ 1 des Gesetzes über die Vereinheitlichung 
des Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934 
(RGBl. I S. 531, 794) einzurichtenden Gesund- 
heitsämter verstanden. Dieses Gesetz ist ein 
reines Organisationsgesetz im Bereich der Lan- 
desverwaltung und deshalb Landesrecht gewor- 
den. Die Dispositionsbefugnis der Länder über 
das Vereinheitlichungsgesetz darf durch die 
bundesgesetzliche Einschaltung der Gesund- 
heitsämter nicht beeinträchtigt werden. 

68. Zu § 145 

a) In Absatz 1 ist das Wort „vierten" durch 
das Wort „elften" zu ersetzen. 

Begründ ung 

§ 2 Abs. 1 der Vierten Verordnung zur Ver- | 
einfachung des Fürsorgerechts vom 9. No- j 
vember 1944 (RGBl. I S. 323) sieht vor, ! 
daß die Landesfürsorgeverbände den Ersatz 
von 3 / 4 der Anstaltspflegekosten von den | 
Bezirksfürsorgeverbänden verlangen kön- 
nen. Die Aufhebung dieser Vorschrift wirkt 
sich auf die Landesfürsorgeverbände dahin 
aus, daß sie künftig die genannten Kosten j 


zunächst selbst zu tragen haben, da die be- 
zeichneten Aufwendungen nach § 92 Abs. 1 
Nr. 1 Aufgabe des „überörtlichen" Trägers 
der Sozialhilfe sein sollen. Die Aufgaben- 
trägerschaft zieht die Kostenträgerschaft 
ohne weiteres nach sich, wenn nichts Ab- 
weichendes durch Landesrecht bestimmt 
wird. Die Neuregelung macht daher auf 
dem Gebiet des Fürsorgelastenausgleichs 
eine landesrechtliche Regelung erforder- 
lich. Diese Regelung muß zum gleichen Zeit- 
punkt in Kraft treten wie das BSHG. Hier- 
für erscheint der in § 145 Abs. 1 vorgese- 
hene Zeitpunkt für das Inkrafttreten des 
BSHG (erster Tag des 4. Kalendermonats 
nach Verkündung) bei weitem zu knapp. 
Um den Ländern die Vorbereitung der lan- 
desrechtlichen Ausführungsvorschriften in 
ausreichendem Umfange zu ermöglichen, ist 
es verboten, die Frist für das Inkrafttreten 
des BSHG — wie vorgeschlagen — zu ver- 
längern. 

b) Der Bundesrat nimmt zu § 145 Abs. 2 wie 
folgt Stellung: Im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens ist zu prüfen, ob die 
Verordnung über die soziale Kriegsbeschä- 
digten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge 
vom 8. Februar 1919 (RGBl. S. 187) in der 
Fassung des § 34 der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1324 
(RGBl. I S. 100) in Fortfall kommen kann. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nr. 1 (§ 3) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
im Regierungsentwurf vorgesehene Möglichkeit 
einer sachlich gebotenen Differenzierung der Hilfe 
nach den besonderen Eigenarten des Hilfeempfän- 
gers steht nicht im Widerspruch zu Artikel 3 GG. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird insoweit zugestimmt, als an 
die Stelle des Wortes „darf" das Wort „soll" tritt. 

Begründung 

Die Sollbestimmung berücksichtigt die Tatsache, 
daß es Fälle geben kann, in denen es nicht mög- 
lich ist, dem Wunsch eines Hilfeempfängers zu ent- 
sprechen. Hierzu aber reicht die begrenzte Über- 
nahme des Änderungsvorschlages des Bundesrates 
aus. 

Zu Nr. 2 (§ 4) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 3 (§ 10) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Da Absatz 5 eine in sich geschlossene Regelung 
enthält, wäre die Einfügung des Wortes „auch" 
mißverständlich. 

Zu Nr. 4 (§ 12) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 5 (Nach § 12) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maßgabe, 
daß dem § 12a folgender Satz 2 angefügt wird: 

„§ 72 Abs. 2 Nr. 2 gilt insoweit nicht." 
Begründung 

Die Berücksichtigung der Krankenversicherungs- 
beiträge auch nach § 72 Abs. 2 Nr. 2 würde in die- 
sem Falle zu Doppelleistungen führen. 

Zu Nr. 6 (§ 16) 

^Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 7 (§ 19) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nr. 8 (§ 20) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird zugestimmt. 

Zu Nr. 9 (§ 21) 

Zu a) 

Auf Grund der vom Bundesrat empfohlenen Prü- 
fung erhalten in § 21 die Absätze 1 und 4 folgende 
Fassung: 

„(1) Ein Mehrbedarf von zwanzig vom Hundert 
des maßgebenden Regelsatzes ist anzuerkennen 

1. für Personen, die das fünfundsechzigste 
Lebensjahr vollendet haben, 

2. für Personen unter fünfundsechzig Jah- 
ren, die erwerbsunfähig im Sinne der 
gesetzlichen Rentenversicherung sind, 

3. für werdende Mütter, 

soweit nicht im Einzelfall ein höherer Bedarf be- 
steht." 

„(4) Absatz 1 Nr. 1 bis 3, Absatz 2 und Absatz 3 
sind nebeneinander anzuwenden. " 

Begründung 

Die Empfehlung des Bundesrates erscheint begrün- 
det. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 10 (§ 22) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage entspricht dem 
geltenden Recht und anderen gesetzlichen Rege- 
lungen. Eine darüber hinausgehende Begriffsbe- 
stimmung, die in anderen Vorschriften aus Gründen 
einer Abgrenzung enthalten ist, ist im BSHG nicht 
erforderlich. 

Zu b) 

Der Empfehlung wird im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren entsprochen werden. 

Zu Nr. 11 (§ 23) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 12 (§ 24) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird zugestimmt. 
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Zu Nr. 13 (§ 29) 

1. Dem Vorschlag zu Absatz 2 Satz 1 wird mit 
der Maßgabe zugestimmt, daß die Worte „Be- 
rufsfach- und" gestrichen werden. 

Begründung 

Die unterschiedliche Aufgabenstellung der Be- 
rufsfachschule und der Fachschule im Rahmen 
des Ausbildungswesens läßt die vorgeschlagene 
rechtliche Gleichbehandlung beider Schularten 
nicht zu. Der Besuch einer Berufsfachschule ist 
ebenso wie die Lehrlingsausbildung als Bestand- 
teil der Ausbildung für einen angemessenen 
Beruf im Sinne des Absatzes 1 anzusehen. 

2. Dem Vorschlag zu Absatz 2 Satz 2 wird mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß Satz 2 folgende Fas- 
sung erhält: 

„Zum Besuch einer Hochschule sowie einer Ein- 
richtung, deren Ausbildungsabschluß dem der 
höheren Schule gleichgestellt ist, soll sie ge- 
währt werden." 

Begründung 

Es empfiehlt sich, anstelle des noch nicht end- 
gültig abgegrenzten Begriffs des „zweiten Bil- 
dungsweges" eine erläuternde Fassung zu wäh- 
len. 

Zu Nr. 14 (§ 30) 

1. Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maß- 
gabe, daß in dem neu einzufügenden Satz die 
Worte „Berufsfach- und" gestrichen werden. 

Begründung 

Auf die Begründung zu Nr. 13 Ziff. 1 wird ver- 
wiesen. 

2. In Absatz 3 Satz 1 sind hinter den Worten 
„einer Hochschule" einzufügen die Worte „oder 
einer Einrichtung der in § 29 Abs. 2 Satz 2 ge- 
nannten Art". 

Begründung 

Die Einfügung ist eine notwendige Folge der 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Einfügung in 
§ 29 Abs. 2 Satz 2 in der Fassung der Stellung- 
nahme der Bundesregierung (s. zu Nr. 13 Ziff. 2). 

Zu Nr. 15 (§ 33) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maß- 
gabe, daß Satz 2 folgende Fassung erhält: 

„Vor der Entscheidung über die Hilfe zum Besuch 
einer mittleren oder höheren Schule, einer Einrich- 
tung der in § 29 Abs. 2 Satz 2 genannten Art, 
einer Fachschule oder Hochschule ist die Söhule, die 
Einrichtung oder die Hochschule zu hören." 

Begründung 

Die Änderungen ergeben sich aus der Neufassung 
des § 29 Abs. 2. 


Zu Nr. 16 (§ 34 Abs. 1) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, 
j Begründung 

Nach der allgemeinen Bestimmung des § 6, welcher 
der Bundesrat nicht widersprochen hat, soll die 
Sozialhilfe vorbeugend gewährt werden, wenn 
dadurch eine Notlage abgewendet werden kann. Es 
; würde nicht verstanden werden, wenn diese allge- 
meine Sollbestimmung in den besonders bedeut- 
| samen Fällen einer drohenden Gesundheitsgefähr- 
! düng durch die wesentlich weniger wirksame Kann- 
bestimmung ersetzt würde. Hinzu kommt, daß be- 
reits nach dem Ersten Überleitungsgesetz die 
l Kosten der Erholungsfürsorge für Kinder, Mütter 
I und Jugendliche als Fürsorgekosten, d. h. als 
Pflichtleistungen der Fürsorge, im Rahmen der 
Kriegsfolgenhilfe verrechnungsfähig sind. Dem- 
gegenüber würde eine Kannbestimmung einen 
Rückschritt bedeuten. 

! Der Bundesrat begründet seinen Änderungsvor- 
j schlag u. a. damit, daß weite Kreise der Bevöl- 
! kerung in der Lage seien, aus eigenen Mitteln Maß- 
| nahmen der Erholung durchzuführen. Dabei wird 
übersehen, daß die in § 34 geregelte vorbeugende 
Gesundheitshilfe nur den Personen zugute kommt, 
deren Einkommen unter der in § 75 vorgesehenen 
Einkommensgrenze liegt. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Aufwen- 
| düngen für Maßnahmen vorbeugender Hilfe weit 
. geringer sind als die Aufwendungen für die sonst 
I notwendig werdenden abhelfenden Maßnahmen, 
vor allem der Krankenhilfe, der Eingliederungshilfe 
und der Hilfe zur Pflege. Auch dies rechtfertigt die 
| vorgesehene Sollbestimmung. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

! Zu c) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, 
Begründung 

Für die vorgeschlagene Änderung besteht kein Be- 
dürfnis, Durch die Worte „vor allem" ist es bereits 
nach der Fassung des Regierungsentwurfs möglich, 

| Maßnahmen der Müttererholung außer in Mütter- 
■ genesungsheimen in sonstigen geeigneten Einrich- 
' tungen durchzuführen. 

Zu Nr. 17 (§ 34 Abs. 3) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Begründung des Änderungsvorschlages kann 
die Bundesregierung nicht beipflichten. Absatz 3 
muß aufrechterhalten bleiben, um das Leistungs- 
recht der Öffentlichen Fürsorge gegenüber der Ge- 
j sundheitsfürsorge des Öffentlichen Gesundheits- 
| wesens abzugrenzen. 

l 

Zu Nr. 18 (§ 36) 

j Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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Zu Nr. 19 (§ 37) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 
Der Personenkreis in Nr. 5 beschränkt sich nicht 
nur auf Personen, deren geistige Kräfte von Geburt 
an schwach sind; er erfaßt auch diejenigen Behin- 
derten, deren geistige Entwicklung erst später zu- 
rückgeblieben ist. Es erscheint zu weitgehend, 
darüber hinaus einen Anspruch auf Eingliederungs- 
hilfe auch zugunsten solcher Personen vorzusehen, 
bei denen ein Zurückbleiben der geistigen Kräfte 
nicht entwicklungsbedingt, sondern auf andere Ur- 
sachen zurückzuführen ist. Für sie bietet Absatz 2 
eine hinreichende Rechtsgrundlage zur Gewährung 
der im Einzelfall in Betracht kommenden Ein- 
gliederungshilfe. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 20 (§ 38) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 21 (§ 40) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 22 (§ 41) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß der einzufügende § 41a folgende Fassung 
erhält: 

„§ 41a 

Vorläufige Hilfeleistung 

Steht nicht fest, ob der Träger der Sozialhilfe oder 
ob ein anderer zur Hilfe verpflichtet ist, hat der 
Träger der Sozialhilfe die notwendigen Maßnah- 
men unverzüglich durchzuführen, wenn zu befürch- 
ten ist, daß sie sonst nicht oder nicht rechtzeitig 
durchgeführt werden." 

Begründung 

Die Einfügung des § 41a in der vorstehenden Fas- 
sung genügt, um die in § 9 Abs. 1 des Körper- 
behindertengesetzes festgelegte Vorleistungspflicht 
zu übernehmen. Die Regelung des vom Bundesrat 
darüber hinaus zur Einfügung vorgeschlagenen 
Absatzes 1 Satz 2 und des Absatzes 2 sollte ent- 
sprechend dem geltenden Recht auch weiterhin auf 
die Tuberkulosehilfe (§ 56) beschränkt bleiben. 

Zu Nr. 23 (§ 43) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird zugestimmt. 

Zu Nr. 24 (§ 49) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu b) 

! 

Die Zustimmung zu a) schließt eine Änderung des j 
§ 49 im Sinne der Empfehlung zu b) aus. Bei dieser i 


handelt es sich nicht nur um eine Änderung der 
Fassung, sondern um eine Erweiterung des Rechts- 
anspruchs über die zu a) vorgeschlagene Regelung 
hinaus. Der Empfehlung kann daher nicht ent- 
sprochen werden. 

Zu Nr. 25 (§ 56) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Hinsichtlich des Absatzes 1 Satz 2 und des 
Absatzes 2 kann auf § 41a in der Fassung der Stel- 
lungnahme der Bundesregierung nicht verwiesen 
werden. Eine Verweisung auf § 41a nur bezüglich 
des Absatzes 1 Satz 1 sollte aus Gründen einer 
leichteren Lesbarkeit vermieden werden. 

Zu Nr. 26 (§ 61) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 27 (§ 63) 

Eine Stellungnahme ist zur Zeit nicht veranlaßt. 

Zu Nr. 28 (§ 64) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 29 (§ 65) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 30 (§ 66) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Vorschlag ist in seiner Auswirkung zu weit- 
gehend. Nach ihm bestünde eine Verpflichtung zur 
Gewährung der Familien- und Hauspflege selbst 
in solchen Fällen, in denen ein Haushaltsangehöri- 
ger zwar die erforderliche Tätigkeit verrichten 
kann, dies aber ablehnt. Wird die Haushaltsführung 
von anderen Personen freiwillig übernommen, 
ohne daß Aufwendungen entstehen, so entfällt eine 
Verpflichtung zur Hilfe bereits auf Grund des § 2 
Abs. 1. 

Zu Nr. 31 (§§ 68 bis 70) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird nicht zuge- 
stimmt. Die Bundesregierung ist aber bereit, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren bestimmte Fra- 
gen der Hilfe für Gefährdete, besonders die Mög- 
lichkeit einer Freiheitsbeschränkung, nochmals zu 
prüfen. 

Begründung 

Der Bundesrat verneint die Gesetzgebungskompe- 
tenz des Bundes, einmal weil die Gefährdetenhilfe 
ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche Lage des 
Gefährdeten gewährt wird, zum anderen wegen der 
vorgesehenen Freiheitsbeschränkung. Diese Auf- 
fassung ist nicht zutreffend. 

Die Hilfebedürftigkeit als Voraussetzung für Lei- 
stungen der öffentlichen Fürsorge kann auch in 
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anderer als in wirtschaftlicher Notlage bestehen. Dies 
gilt z. B. schon jetzt für eine Reihe von Erziehungs- 
maßregeln nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz, das 
auch zur „öffentlichen Fürsorge" im Sinne des Ar- 
tikels 74 Nr. 7 GG gehört. Die Hilfebedürftigkeit 
des Gefährdeten besteht — ohne Rücksicht auf 
seine wirtschaftliche Lage — darin, daß er nicht 
fähig ist, sich allein und ohne Hilfe der Allgemein- 
heit im Leben der Gemeinschaft zurechtzufinden. 
Wegen dieser Notlage bedarf er der Sozialhilfe. Die 
Hilfe wird auch seit langem unter den gleichen 
materiellen Voraussetzungen, wie sie der Regie- 
rungsentwurf in § 68 Abs. 3 vorsieht, von zahl- 
reichen Trägern der Fürsorge freiwillig gewährt. 

Die Bundesregierung ist ferner der Ansicht, daß 
eine Freiheitsbeschränkung, sofern sie nicht einer 
Freiheitsentziehung gleichkommt, nicht im Wider- 
spruch zu Artikel 74 Nr. 7 GG steht. Dafür spricht 
auch das geltende Fürsorgerecht, nach dem sogar 
die Freiheitsentziehung zur Arbeitsleistung in einer 
Anstalt möglich ist (§ 20 RFV). Diese Bestimmung 
wird in den Entwurf des BSHG übernommen (§ 24); 
der Bundesrat hat sie nicht beanstandet. Darüber ! 
hinaus hat auch der Ausschuß für Innere Ange- j 
I legenheiten des Bundesrates gegen die Bestimmun- 
gen des Regierungsentwurfs über die Hilfe für Ge- ! 
fährdete keine rechtlichen Bedenken erhoben. 

Daß die Hilfe dem Gefährdeten grundsätzlich nicht 
aufgezwungen werden kann, bedarf der Erwähnung 
im Gesetz nicht. Dies gilt ohnehin für alle Arten der 
Sozialhilfe. 

Zu Nr. 32 (§ 71) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 33 (§ 74) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 34 (§ 75) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maßgabe, 
daß die gleiche Änderung auch erfolgt in Absatz 2 
Nr. 2 und daß in § 77 Abs. 1 Satz 1 das Wort „tat- 
sächlichen" gestrichen wird. 

Zu Nr. 35 (§ 76) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Durch die Zustimmung der Bundesregierung zu dem 
Vorschlag des Bundesrates, den Grundbetrag nach 
§ 75 auf den zweifachen Regelsatz des Haushalts- 
vorstandes zu erhöhen, wird die Einkommensgrenze 
des Regierungsentwurfs auch für die Ausbildungs- 
hilfe bereits erhöht. Eine weitere Erhöhung der 


Einkommengrenze bei der Ausbildungshilfe würde 
die Abstimmung der Vorschriften hierüber mit an- 
deren Bestimmungen über Ausbildungsbeihilfen 
erschweren. 

Zu c) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 36 (§ 77) 

Dem Vorschlag wird mit folgender Maßgabe zuge- 
stimmt: 

1. § 77 Abs. 1 Nr. 5 wird gestrichen. 

2. In § 77 wird nachstehender neuer Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) An die Stelle des Grundbetrages und des 
Betrages für die Kosten der Unterkunft nach 
§ 75 tritt bei der Blindenhilfe (§ 64) ein Grund- 
betrag von eintausend Deutsche Mark." 

3. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. In Satz 1 
werden die Worte „in den Fällen des Absat- 
zes 1" ersetzt durch die Worte „in den Fällen 
der Absätze 1 und 2". 

4. Absatz 3 wird Absatz 4, Absatz 4 wird Ab- 
satz 5. 

Begründung 

Die vorstehende Fassung stellt das vom Bundesrat 
gewollte Ergebnis auch ohne Einfügung eines neuen 
Paragraphen sicher. 

Zu Nr. 37 (§ 78) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der mit der Einfügung beabsichtigten Klarstellung 
bedarf es nicht. Es besteht kein Anlaß anzunehmen, 
daß § 78 im Falle des § 64 ohne die Einfügung nicht 
zur Anwendung komme. 

Zu Nr. 38 (§ 79) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 39 (§ 80) 

Der Empfehlung wird im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren entsprochen werden. 

Zu Nr. 40 (§ 81) 

i Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

i Die vom Bundesrat gewünschte Einschränkung der 
i Bestimmungen des Regierungsentwurfs erscheint 
nicht gerechtfertigt. 

Zu Nr. 41 (§ 83) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird zugestimmt. 
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Zu Nr. 42 (§ 85) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Durch die Verpflichtung zum Kostenersatz wird eine 
öffentlich-rechtliche Forderung begründet. Die Fas- 
sung im Entwurf der Bundesregierung macht das 
Entstehen dieser Verpflichtung von den in den Ab- 
sätzen 2 und 3 normierten objektiven Vorausset- 
zungen abhängig. Würde der Absatz 3 nach dem 
Vorschlag des Bundesrates gefaßt, so wäre das Ent- 
stehen der Forderung von 2 Faktoren abhängig, von 
denen der eine auf Zufälligkeiten beruht — „wenn 
Umstände bekanntwerden" — und der andere 
keine hinreichenden Anhaltspunkte für die Entste- 
hung der Verpflichtung zum Kostenersatz enthält. 
Nach Ansicht der Bundesregierung muß die Begrün- 
dung einer Zahlungspflicht aber von bestimmten 
oder hinreichend bestimmbaren Voraussetzungen 
abhängig gemacht werden. Wäre der Vorschlag des 
Bundesrates dahin auszulegen, daß unter den von 
ihm genannten Voraussetzungen ein Leistungver- 
weigerungsrecht des Schuldners begründet werden 
sollte, so fehlte in diesem Falle sogar eine eindeu- 
tige Festlegung des Entstehens der Forderung. 

Zu Nr. 43 (§ 86) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der durch die vorgeschlagene Einfügung erstrebten 
Klarstellung bedarf es nicht. Außerdem entspricht 
die vorgeschlagene Formulierung nicht der Aus- 
drucksweise des Regierungsentwurfs. 

Zu Nr. 44 (§ 89) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Bundesrat lehnt die im Regierungsentwurf vor- 
gesehene Regelung über die örtlichen Träger der 
Sozialhilfe mit verfassungspolitischen Bedenken ab. 
Die Bundesregierung kann diese Bedenken nicht als 
begründet anerkennen. Der Regierungsentwurf be- 
schränkt sich auf ein Minimum an Du rchfüh Rings- 
bestimmungen und bleibt insoweit hinter dem gel- 
tenden Fürsorgerecht zurück. Bei dem umfassenden 
Charakter des Gesetzeswerkes, welches das gesamte 
Leistungsrecht der öffentlichen Fürsorge zusammen- 
faßt, besteht aber ein starkes rechtliches und sach- 
liches Interesse an einer bundeseinheitlichen Rege- 
lung über die örtlichen Träger. 

Im übrigen wird auf die Begründung zu § 89 (S. 56) 
des Regierungsentwurfs verwiesen. 

Zu Nr. 45 (§ 94) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Regierungsentwurf hebt durch die gesetzliche 
Regelung der Hilfe in besonderen Lebenslagen die 
Notwendigkeit individueller Hilfeleistung beson- 


! ders hervor. Insoweit wird die Durchführung des 
neuen Gesetzes vor allem von den Fachkräften ab- 
hängen, die sich der Betreuung der notleidenden 
Menschen widmen. Angesichts dieser Bedeutung 
der Fachkräfte für das Gelingen des Gesetzes ent- 
hält der Entwurf die in § 94 vorgesehene allgemeine 
Bestimmung. Sie berührt die Verwaltungshoheit der 
Länder nicht und enthält überdies nur Leitsätze, die 
erst durch Ausführungsbestimmungen der Länder 
wirksam werden können. 

Zu Nr. 46 (§ 95) 

i Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

i 

! 

I Zu Nr. 47 (§ 96) 

I Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Eine bundesrechtliche Regelung der Kostenerstat- 
tung zwischen den Trägern der Sozialhilfe in den 
Fällen, in denen sich Hilfeempfänger in den vom 
Bundesrat genannten Lagern aufhalten, erscheint 
nicht geboten. Für diese Sonderfälle, die zudem 
länderweise unterschiedlich sind, genügen Bestim- 
mungen der Länder. 

Zu Nr. 48 (§ 100) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
j daß die Worte „oder gegen Treu und Glauben ver- 
| stoßende" gestrichen werden. 

j Begründung 

j Die Einfügung des Begriffs der gegen Treu und 
Glauben verstoßenden Handlung neben den Begriff 
der pflichtwidrigen Handlung würde die Klarheit 
der Bestimmungen beeinträchtigen; eine pflicht- 
widrige Handlung, die nicht gegen Treu und Glau- 
ben verstößt, ist kaum denkbar. 

Zu Nr. 49 (§ 101) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die vorgeschlagene Kannbestimmung trägt der Not- 
wendigkeit, auf dem vorgesehenen Wege die 
Schiedsstelle zu bilden, nicht Rechnung. Die auf 
Artikel 74 Nr. 7 GG beruhende Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes deckt auch die Bestimmung 
des Absatzes 2 Satz 3. 

Zu b) 

Der Empfehlung wird im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren entsprochen werden. 

Zu Nr. 50 (§ 107) 

Den Vorschlägen zu a) bis c) wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Vorschläge des Bundesrates würden einen 
Rückschritt gegenüber dem geltenden Fürsorgerecht 
(§ 3a RFV) bedeuten. 
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Zu Nr. 51 (§ 108) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Das Gesetz sollte die gebotene Einschränkung der 
Mitwirkungspflicht zum Ausdruck bringen. 

Zu Nr. 52 (§ 109) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird zugestimmt. 

Zu Nr. 53 (§ 110) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 54 (§ 114) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 55 (§ 117) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird zugestimmt. 

Zu Nir. 56 (§ 119) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird zugestimmt. 

Zu Nr. 57 (§ 120) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Einfügung steht 
im Widerspruch zu § 59. Ein Grund für eine Erwei- 
terung der dem geltenden Recht entsprechenden 
Regelung des § 59 besteht nicht. 

Zu Nr. 58 (§ 132) 

Die Bundesregierung wird keine Bedenken erheben, 
wenn der Bundestag die in Abschnitt 14 vorgese- 
hene Änderung und Ergänzung des Bundesversor- 
gungsgesetzes — Kriegsopferfürsorge — in den ihm 
vorliegenden Entwurf eines KOVNG einfügt. Hier- 
bei werden allerdings mit Rücksicht auf das gel- 
tende Fürsorgerecht gewisse Änderungen unum- 
gänglich sein. 

Zu Nr. 59 (§ 132 Nr. 4) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird zugestimmt. 

Zu Nr. 60 (§ 1,32 Nr. 5) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Da finanzielle Hilfen dieser Art grundsätzlich nur 
unter dem Gesichtspunkt der Produktivität zu ge- 
währen sind, ist es gerechtfertigt, die Zurverfügung- 
stellung des erforderlichen Kapitals auf die dar- 
lehensweise Hergabe zu beschränken. 

Zu Nr. 61 (§ 132 Nr. 6) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 


' Begründung 

Nach den bisherigen Erfahrungen kann ein Bedürf- 
nis für die vorgeschlagene Regelung nicht anerkannt 
werden. 

Zu b) 

Der unter aa) und cc) geäußerten Auffassung ver- 
mag die Bundesregierung nicht zu folgen. Die Ge- 
währung einer Erziehungsbeihilfe unabhängig vom 
Bezug einer Rente oder ähnlichen Leistung wider- 
spräche nicht nur der Aufgabenstellung der Kriegs- 
opferfürsorge — individuelle Ergänzung der Ver- 
sorgung im engeren Sinne — , sondern führte über 
die Bemessung der Erziehungsbeihilfe in der Regel 
auch zu einer vom Gesetzgeber nicht beabsichtigten 
Fortzahlung der Rente. Auf Grund der vom Bundes- 
rat unter bb) empfohlenen Prüfung wird Absatz 1 
durch folgenden Halbsatz ergänzt: 

sie umfassen die erforderlichen Leistungen für 
die Ausbildung oder für sonstige Maßnahmen der 
| Erziehung und für den Lebensunterhalt." 

Der Anregung, in den Absätzen 1, 2 und 3 eine 
redaktionelle Umstellung vorzunehmen, wird zuge- 
stimmt. 

I 

Zu Nr. 62 (§ 132 Nr. 7) 
j Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Im Falle einer grundlegenden Änderung der Rela- 
tion zwischen Grundrente und Ausgleichsrente zu- 
| gunsten der Grundrente, was eine Abkehr von der 
; bisherigen Grundrentenkonzeption bedeutete, kann 
auf eine Heranziehung eines Teils der Grundrente 
für die Bestreitung des allgemeinen Lebensunter- 
halts nicht verzichtet werden. 

Zu Nr. 63 (§ 132 Nr. 7) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 64 (§ 132 Nr. 7) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die Beschränkung auf Darlehen erscheint geboten, 
weil die Gewährung von Beihilfen gerade auf dem 
Gebiet der Wohnungsfürsorge zu schwer überseh- 
baren finanziellen Auswirkungen zu Lasten des 
Bundes führen würde. 

Zu Nr. 65 (§ 132 Nr. 7) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Es trifft zwar zu, daß im Bundesversorgungsgesetz 
im übrigen Zuständigkeitsregelungen nicht enthal- 
ten sind. Der Bundesgesetzgeber hat Zuständigkeits- 
regelungen für den Bereich der Kriegsopferversor- 
gung im Interesse einer einheitlichen Durchführung 
jedoch an anderer Stelle getroffen (vgl. Gesetz über 
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die Errichtung der Verwaltungsbehörden der Kriegs- 
opferversorgung vom 12. März 1951 [BGBl. I S. 169] 
und Gesetz über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung vom 2. Mai 1955 [BGBL I 
S. 202]). Die in § 27c enthaltene Zuständigkeits- 
regelung bedeutet also keine grundsätzliche Neue- 
rung im Versorgungsrecht; sie ist im Interesse einer 
einheitlichen Durchführung der Sonderfürsorge ge- 
boten. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 66 (§ 132 Nr. 9) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Siehe Stellungnahme der Bundesregierung vom 
31. Juli 1959 zu Nr. 35 der Änderungsvorschläge 
des Bundesrates zum Entwurf eines KOVNG; es 
handelt sich hier um die gleiche Frage. 

Zu Nr. 67 {§ 143) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maßgabe, 
daß in Absatz 1 die Worte „Gesundheitsämter und" 
gestrichen werden. 

Begründung 

Ein Bedürfnis, die Ermächtigung der Landesregie- 
rung nach Absatz 1 auch für die Gesundheitsämter 
vorzusehen, kann nicht anerkannt werden. Es ist 


auch in den anderen Bundesgesetzen, in denen die 
Gesundheitsämter genannt werden, z. B. im Körper- 
behindertengesetz und im Gesetz über die Tuber- 
kulosehilfe, nicht hervorgetreten. Der Regierungs- 
entwurf geht wie bei den genannten Bundesgesetzen 
davon aus, daß in allen Ländern Gesundheitsämter 
I bestehen. 

| Im übrigen wird durch die Nennung der Gesund- 
heitsämter im Regierungsentwurf die Frage, ob 
! das Gesetz über die Vereinheitlichung des Ge- 
sundheitswesens vom 3. Juli 1934 Landesrecht ge- 
worden oder ob es fortgeltendes Bundesrecht ist, 
j nicht präjudiziert. 

i 

j Zu Nr. 68 (§ 145) 

| Zu a) 

I Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein 
Foitfall der in das Bundesrecht übergegangenen 
Verordnung über die soziale Kriegsbeschädigten- 
und Kriegshinterbliebenenfürsorge vom 8. Februar 
1919 in der Fassung des § 34 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 (RGBL I 
S. 100) die einheitliche Durchführung der Kriegs- 
opferfürsorge gefährden würde. 
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